Nr. 187 

7. Januar 2005 

wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Einbürgerung eines Kurden von Verwaltungsgericht aberkannt 

auf deutsch 

Auch ein deutscher Personalaus- verschwiegen und seine Aktivitäten dium ordnete daraufhin nach 

weis schützt nicht unbedingt vor auch danach nicht eingestellt. Absprache mit dem Innenministe- 

der Ausbürgerung. Das Regie- Der verheiratete Vater von fünf Kin- rium 2003 die Rückgabe der Ein¬ 
rungspräsidium im hessischen Gie- dem war 1993 in die Bundesrepu- bürgerungsurkunde an und erhob 
ßen gab am Montag bekannt, dass blik eingereist und hatte einen dafür eine Gebühr von 255 Euro, 
es einem Kurden die deutsche Asylantrag gestellt. Der war Der Kurde klagte beim Verwal- 
Staatsangehörigkeit wieder entzog, zunächst abgelehnt, dann aber tungsgericht und erklärte, er sei 
die er 2002 erhalten hatte. Die gerade wegen seiner in der Türkei nur passives Mitglied, habe von der 
Behörde verlangt die Einbürge- verbotenen Aktivitäten für die PKK PKK-Unterstützung nichts gewusst 
rungsurkunde zurück, weil der anerkannt worden. 2000 beantragte und habe aus geschäftlichen Grün- 
Mann sie sich mit falschen Anga- er die Einbürgemng und erhielt sie den ohnehin seit Jahren keine Zeit 
ben "erschlichen" habe. Er soll im Juni 2002 für sich, seine Frau mehr für den Verein. Das Gericht 
seine Mitgliedschaft „in einer und eines seiner Kinder. Kaum lehnte seinen Widerspruch im Mai 
Nachfolgeorganisation der in zwei Monate später informierte der 2004 ab. 

Deutschland verbotenen Arbeiter- hessische Verfassungsschutz das Die Verwaltungsrichter entschie- 
partei Kurdistans (PKK)“ ver- Regiemngspräsidium darüber, den, die "Unterstützung" einer ver¬ 
schwiegen haben. Nun muss er sei- dass "Erkenntnisse" über den Neu- fassungsfeindlichen Organisation 
nen Ausweis zurückgeben. bürger vorlägen. Das Amt stufte reiche aus: "Exponierte Aktivitäten 

Im Fall des Kurden hieß es nun zur den Deutsch-Kurdischen Freund- oder Nachweise sind nicht erfor- 
Begründung der Ausbürgerung, er schaftsverein in Gießen als PKK- derlich." Eine seiner Töchter habe 
sei Mitglied im Deutsch-Kurdi- nah und verfassungsfeindlich ein. noch im Herbst 2002 eine Veran- 
schen Kulturverein in Gießen, der Dort habe der Mann als Kassen- staltung angemeldet Dies belege 
eine getarnte PKK-Nachfolgeorga- prüfer fungiert. Auch habe er an "eine starke innere Verbundenheit 
nisation sei. Dies habe er bei seiner Demos, unter anderem zur Freilas- des Klägers und seiner gesamten 
Loyalitätserklärung zur freiheitlich- sung von Abdullah Öcalan, teilge- Familie zur PKK", 
demokratischen Grundordnung nommen. Das Regierungspräsi- (taz, 4.1., ISKU) 

Jahresbilanz der HPG 

Am 31. Dezember veröffentlichte andersetzungen. Bei den Gefech- zer - insgesamt 392 Personen auf 
das Pressezentrum der Volksver- ten und Aktionen kamen insge- Seiten des türkischen Staates ums 
teidigungskräfte (HPG) eine samt sechs Offiziere, 45 Soldaten, Leben. Der iranische Staat hatte 
Bilanz der militärischen Ausein- fünf Polizisten und sechs Dorf 19 Verluste. Die Anzahl der bei 
andersetzungen im Jahr 2004. Schützer ums Leben. Fünf Fahr- diesen Auseinandersetzungen zer- 
Demnach kam es in der ersten zeuge wurden zerstört. Auf kurdi- störten Militärfahrzeugen beträgt 
Jahreshälfte - bis zur Beendigung scher Seite fielen bei den Opera- 48. Die Armeeausrüstung die der 
des einseitigen Waffenstillstandes tionen und Aktionen 31 Men- Guerilla in die Hände fiel sind: 1 
am 1. Juni - zu insgesamt 51 sehen. BKC (schweres Maschinenge- 

gegen die kurdische Guerilla und Nach dem 1. Juni nahm die Zahl wehr), 4 G3 (deutsche Maschi- 
gegen die Bevölkerung gerichte- der Operationen und Gefechte nenpistole), 1 M16 (amerikani- 
ten Militäroperationen. 48 davon spürbar zu. Die Bilanz verzeichnet sehe Maschinenpistole), 1 Detek- 
gingen von der türkischen Armee hier 208 Angriffe von türkischer tor und eine schusssichere Weste, 
aus, drei wurden von iranischer und fünf von iranischer Seite. Nach Beendigung des einseitigen 
Seite begonnen. Bei diesen Ope- Dabei kam es zu 206 bewaffneten Waffenstillstandes sind bei Aktio- 
rationen und den damit verbünde- Auseinandersetzungen. Dabei nen und Operationen 66 Guerilla- 
nen Aktionen kam es zu insge- kamen 27 Offiziere, 345 Soldaten, Angehörige gefallen, 
samt 37 bewaffneten Ausein- 15 Polizisten und fünf Dorfschüt- (HPG, 31.12., ISKU) 

• • 

Ocalan: Aufrichtigkeit der Regierung 
wird sich in der Praxis zeigen 

Erstmals seit dem 15. Dezember gesundheitliche Probleme bestün- sie das zeigen". Öcalan gratulierte 
fand am Mittwoch wieder ein den weiter. Es sei über aktuelle dem kurdischen Volk und den Völ- 
Gespräch Abdullah Öcalans mit Fragen gesprochen worden: Öca- kern der Türkei und des Mittleren 
seinen Anwälten statt. Dabei lan habe auf seine umfangreichen Ostens zum neuen Jahr und 
erklärte Öcalan, er könne nichts Friedensbemühungen der letzen wünschte allen, dass 2005 ein 
unternehmen, wenn die Regie- sieben Jahre aufmerksam erfolgreiches Jahr für die Demo¬ 
rung auf ihrer Politik der Liquidie- gemacht und gesagt: "Wenn man kratie werden möge, 
rung der kurdischen Befreiungs- auf Liquidierung besteht, gibt es Er erklärte, er hoffe, die "Bewe- 
bewegung beharre. Verantwort- nicht viel, das ich tun könnte. Die gung für eine demokratische 
lieh für das, was sich daraus erge- Verantwortung liegt ab jetzt ganz Gesellschaft" werde Menschen 
be, sei allein die Regierung. Sie bei der Regierung. Sie kümmert aus allen Teilen der Gesellschaft 
solle durch praktische Initiativen sich um die Israel-Palästina-Pro- umfassen. Es solle keine kurdi- 
zeigen, dass sie aufrichtig ist blematik mehr als um die kurdi- sehe Partei werden. Diese Bewe- 

Abdullah Öcalan sprach mit seinen sehe Frage im eigenen Land, gung solle alle Menschen anzie- 
Anwälten Bekir Kaya, Okan Yildiz, Dadurch zeigt sie, wie unaufrich- hen und auf diese Weise die Völ- 
Bedri Kuran und seinem Bruder tig sie ist. Wenn die Regierung vor- ker der Türkei umarmen. Er wün- 
Mehmet Öcalan. Okan Yildiz hat, in den nächsten zwei Monaten sehe ihren Arbeiten viel Erfolg, 
erklärte anschließend, Öcalans aufrichtige Schritte zu tun, sollte (DIHA, 5.1., ISKU) 



Meldungen 

Neue Partei auf dem Weg 

War nach der Freilassung der frü¬ 
heren DEP-Abgeordneten, unter 
denen sich auch Leyla Zana befin¬ 
det, darüber spekuliert worden, 
ob sich daraus eine neue Links¬ 
partei etablieren werde, sind die 
Vorbereitungen nun unter dem 
Namen "Bewegung für eine 
demokratische Gesellschaft" 
(Demokratik Toplum Hareketi) 
recht weit gediehen. Die Füh¬ 
rungskräfte von HEP, DEP, 
HADEP, DEHAP und ÖDP unter¬ 
stützen das Projekt. Die Prinzi¬ 
pien der neuen Partei wurden in 
einem 12-seitigen Papier bekannt 
gegeben, das im Anschluss an ein 
Treffen in Amed (Diyarbakir) 
verteilt wurde. Von den Zielen 
führt die Milliyet folgende auf: 
Verfassungsrechtliche Absiche 
rung der kurdischen Identität 
und Anerkennung der Kurden als 
Bürger in der Verfassung, gesetz¬ 
liche Absicherung kultureller 
Rechte, Aufnahme des Kurdi¬ 
schen ins Bildungswesen, Förde¬ 
rung der Beteiligung von Kurden 
an der Politik. 

(Mi, 26.12.04, ISKU) 

Folterer angeklagt 

Die Staatsanwaltschaft in Van hat 
die Polizeibeamten Ahmet Yildi- 
rim und Oguz Sahan wegen Miss¬ 
handlung des Kindes Tacettin 
Kurt, den sie am 22. September in 
Van festgenommen hatten, ange¬ 
klagt. Das Verfahren wird am 10. 
Februar 05 beginnen. Der Anwalt 
Murat Timur teilte unterdessen 
mit, dass Polizeibeamte die Fami¬ 
lie am 18. November aufsuchten 
und den Vater Sahabettin Kurt 
und Tacettin Kurt bedrohten, 
damit sie ihre Anzeige zurückzie¬ 
hen. (ÖG, 22.12.04, ISKU) 

Folterer freigesprochen 

Die 7. Kammer des Landgerichts 
Izmir hat am 22. Dezember die 
Polizeibeamten Muhtesem Cavu- 
soglu, Mesut Angi, Alim Ercetin 
und Hürriyet Gündüz vom Vor¬ 
wurf der Folter am deutschen 
Staatsbürger Mehmet Desde, der 
im Juli 2002 vier Tage in Polizei¬ 
haft war, freigesprochen. Der 
Freispruch erfolgte aus Mangel 
an Beweisen. Das Gericht hielt es 
trotz Gutachten der Ärztekam¬ 
mer Izmir und der Ege-Univer- 
sität nicht für erwiesen, dass 
Mehmet Desde gefoltert worden 
war. (TIHV, 23.12.04, ISKU) 

Offener Brief an den 
Generalstab 

Der Anwalt Hüseyin Aygün hat in 
einem offenen Brief an den Gene¬ 
ralstab auf "Verschwundene" in 
der Provinz Tunceli hingewiesen 
und um Aufklärung gebeten. Er 
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Mord an Ugur kommt vor Gericht 


Am 21. Februar werden sich in 
Merdin (Mardin) vier Polizisten 
vor Gericht für die Tötung des 
12-jährigen Ugur Kaymaz und 
seines Vaters Ahmet verantwor¬ 
ten müssen. Die beiden waren 
Ende November beim Verlassen 
ihres Hauses in Merdin-Kiziltepe 
von einer Spezialeinheit der tür¬ 
kischen Polizei ins Kreuzfeuer 
genommen und von den Kugeln 
regelrecht durchsiebt worden 
(siehe Nuce 183). Über den Vor¬ 
fall wurde in den türkischen 
Medien zunächst als „Ausein¬ 
andersetzung mit bewaffneten 


Der Vorsitzende der KONGRA- 
GEL Zubeyir Aydar gab eine Erklä¬ 
rung zu einem geplanten Treffen 
der USA, der Türkei und des Irak 
ab. Aydar erklärte, dass eine mili¬ 
tärische Praxis die Probleme ver¬ 
tiefen werde. Eine Militäroperation 
gegen die kurdische Befreiungsbe¬ 
wegung werde die Anspannung in 
der Region noch verstärken. Aydar 
wies auf die Zunahme von Treffen 
gegen die kurdische Befreiungs¬ 
bewegung hin und sagte: "In der 
letzten Zeit haben die USA, die 
Türkei und der Irak die Arbeit 
gegen die kurdische Befreiungs¬ 
bewegung verstärkt." Nach dem 


Amerikanische Helikopter haben 
am Mittwoch in Hewler (Erbil) 
verschiedene Punkte bombar¬ 
diert. Kurdische Vertreterinnen 
kritisierten die Angriffe und 
erklärten, sie hätten ohne ihre 
Zustimmung stattgefunden. 

Wie bekannt wurde, hatten die 
amerikanischen Helikopter in 
dem Stadtteil Sidawa in der Nähe 
der Selahattinuniversität ein 
Gebäude, in dem sich Studentin¬ 
nen aufhielten bombardiert. 
Dabei wurden fünf Menschen ver- 


Die AKP Regierung, die wegen 
der hohen Versammlung der Euro¬ 
päischen Union das Strafrecht der 
Türkei eiligst durch das Parlament 
gebracht hat, hat neue Verbote vor 
das Recht der freien Meinungsäu¬ 
ßerung gestellt. Nach einem 
neuen Gesetz werden Politikerin¬ 
nen, die Kurdisch sprechen, zu 20 
Jahren verurteilt auch die Leitung 
von Vereinen können mit bis zu 20 
Jahren bestraft werden. 

Das Strafrecht der Türkei, das mit 
den Beitrittsschritten in die Euro¬ 
päische Union im Widerspruch 
steht, verbietet auf dem Feld der 
Politik alle anderen Sprachen 
außer Türkisch. 

Nach dem Paragraph 49, der am 1. 
April in Kraft tritt, können Politiker¬ 
innen, die in anderen Sprachen 
außer Türkisch sprechen, zu Haft¬ 
strafen von sechs Monaten bis zu 
20 Jahren verurteilt werden. 


Terroristen“ berichtet. Der 
große öffentliche Druck durch 
die Bevölkerung von Merdin und 
die unabhängigen Untersuchun¬ 
gen von Menschenrechtsverei¬ 
nen sorgten jedoch dafür, dass 
die Wahrheit über die Ereignisse 
bekannt wurden. 

Das zuständige Gericht in Merdin 
setzte nun den ersten Prozesstag 
auf den 21. Februar fest. Ange¬ 
klagt sind Mehmet Karaca, Yawa- 
fettin Afiksoz, Seydi Ahmet Ton¬ 
gel und Salih Ayaz - alles Mitglie¬ 
der einer Spezialeinheit zur Auf¬ 
standsbekämpfung der türki- 


Besuch des Vertreters des Aussen- 
ministers der USA, Richard Armi- 
tage in der Türkei mit Aussenmini- 
ster Gül kam eine Versammlung 
gegen den Kongra-Gel auf die 
Tagesordnung. Armitage traf sich 
unter anderem auch mit dem Vor¬ 
sitzenden der KDP, Mesut Barz- 
ani. 

Aydar erklärte dazu, wenn wirk¬ 
lich eine Lösung gesucht wird, 
müsse man nicht eine dreiseitige 
Versammlung machen, sondern 
eine unter Beteiligung des Kon- 
gra-Gel. Er warnte insbesondere 
die Führung der USA vor einer 
Militäroperation gegen die Befrei¬ 


letzt. Zeugen des Ereignisses 
erklärten, in einigen Gebäuden 
der Gegend sei Brände ausgebro¬ 
chen und viele Fahrzeuge seien 
beschädigt. 

Die Verletzten wurden in Kran¬ 
kenhäuser der Umgebung ge¬ 
bracht, zwei Personen wurden 
schwer verletzt. 

Das Innenministerium von Süd¬ 
kurdistan verurteilte die Bombar¬ 
dierung. In den Erklärungen des 
Ministeriums hieß es, die ameri¬ 
kanische Armee habe vor der 


Durch dieses Gesetz werden Poli¬ 
tikerinnen, die Kurdisch sprechen 
im Gegensatz zum Grundgesetz 
durch das Strafrecht verurteilt. 
Auf diese Weise steht die Korrek¬ 
tur des Parteiengesetzes gegen 
das Abkommen der Europäischen 
Union. Auch für die Führung von 
Vereinen, die für die Bildung 
eröffnet wurden, können bis zu 20 
Jahre Strafe gefordert werden. 

Pressezensur soll gesetzlich 
berankert bleiben 

Ebenfalls am 1. April tritt ein 
neues Pressegesetz in Kraft. Der 
Vorsitzende der türkischen Jour¬ 
nalistenvereinigung TGS, Ercan 
Ipekfi, übte auf einer Pressekon¬ 
ferenz am Mittwoch scharfe Kritik 
an dem neuen Gesetz. Er bezeich- 
nete die Regelungen als antidemo¬ 
kratisch und forderte, dass die 
Arbeit seiner Berufsgruppe end- 


schen Polizei - der „Überschrei¬ 
tung der Grenzen des Rechtes auf 
Selbstverteidigung.“ 

Die vier Angeklagten befinden 
sich, trotz der schweren Vorwür¬ 
fe, die gegen sie erhoben wer¬ 
den, noch immer auf freiem Fuß. 
Am Mittwoch hatte das Gericht 
schon zum zweiten Mal einen 
Antrag der Familie Kaymaz abge¬ 
lehnt, die vier Polizisten bis zum 
Prozessbeginn zu inhaftieren. 
Das Gericht hielt es für ausrei¬ 
chend, dass die Adressen der 
Angeklagte bekannt seien. 

(DM, 3./5.1., ISKU) 


ungsbewegung. Dies würde für 
die USA keinerlei Vorteile bringen 
wohl aber, dass die Gegnerschaft 
der Kurdinnen gegen die USA 
wächst. Es ist notwendig, dass die 
Vertreter der USA wenn sie Sensi¬ 
bilität gegenüber der Türkei zei¬ 
gen, dies auch gegenüber den 
Kurdinnen zeigen müsse. Aydar 
forderte, dass die Probleme statt 
militärisch auf friedlichem Weg 
mit Dialog gelöst werden müsse. 
Er setze sich immer für den Dialog 
ein, man sei aber auch bereit, 
Angriffe und Vemichtungsbemü- 
hungen mit Widerstand ins Leere 
laufen zu lassen. (DM, 5.1, ISKU) 

Hewler 

Operation keine Informationen 
weitergegeben. 

Das kurdische Innenministerium 
erklärte, hätte die amerikanische 
Armee sie informiert, hätte man 
das Ziel orten können und so hät¬ 
ten die Bewohner der Stadt keine 
Schäden erlitten. Das Ministerium 
forderte die Kommandantur der 
amerikanischen Streitkräfte auf, 
eine Erklärung zu den Ereignissen 
abzugeben. Aber die amerikani¬ 
sche Armee habe sich bisher nicht 
geäußert (DM, 5.1., ISKU) 


lieh ernst genommen werden soll¬ 
te und alle Zensurmaßnahmen 
beseitigt werden. 

„Zensur und auch die geforderte 
Selbstzensur der Presse müssen 
schnellstmöglich abgeschafft wer¬ 
den. Journalisten müssen die 
Möglichkeit bekommen, Nach¬ 
richten in einer unabhängigen 
Umgebung zu veröffentlichen, die 
frei ist von jeglicher Form des 
Drucks von außen. Wenn Verteter 
politischer Kräfte und Bürokraten 
darauf beharren, Einfluß auf die 
Presse zu nehmen, dann ist das 
nichts anderes als Zensur und 
kann nicht akzeptiert werden. 

Der Artikel 19 des Pressegesetzes 
und die damit zusammenhängen¬ 
den Strafrechtsparagraphen, die 
am 1. April in Kraft treten sollen, 
müssen dringen überarbeitet wer¬ 
den.“, so Ipekci. 

(DIHA/DM, 5.1., ISKU) 


erinnerte dabei an den Bericht 
der Kommission im Parlament, 
die für das "Verschwinden" von 
11 Dorfbewohnern im Kreis Kulp 
(Diyarbakir) ein Kommando aus 
Bolu verantwortlich macht. Die¬ 
ses Kommando sei im Jahre 1994 
in der Provinz Dersim (Tunceli) 
aktiv gewesen. Bei einer Opera¬ 
tion im Weiler Mirik, Dorf Gök- 
cek, das zum Zentralkreis von 
Dersim gehört, sind am 23. und 
24. September 1994 sieben Mit¬ 
glieder der Familien Isik und 
Serin "verschwunden". Insge¬ 
samt seien im Jahre 1994 in der 
Provinz Dersim 16 Menschen 
"verschwunden". 

(Bi, 23.12.04, ISKU) 

Ausgeliefertes Kongra-Gel 
Mitglied verstorben 

Seyfettin fagman (37), der von 
den iranischen Behörden an die 
Türkei ausgeliefert worden war, 
ist am Mittwoch im Numune- 
Krankenhaus in Ankara verstor¬ 
ben. Er war zusammen mit 3 
anderen Freunden vor 7 Monaten 
vom Iran ausgeliefert worden 
und war im geschlossenen 
Gefängnis von Amed (Diayrba- 
kir) inhaftiert. Aufgrund einer 
Krebserkrankung war er operiert 
und anschließend in das F-Typ 
Gefängnis in Sincan überstellt 
worden. £agman, der sich 1990 
der PKK anschloß, war verheira¬ 
tet und Vater von vier Kindern. 

(DIHA, 6.1., ISKU) 

Norkurdistan liegt 
unter Schnee 

In Nordkurdistan sind mehr als 
1000 Dörfer durch starken 
Schneefall von der Außenwelt 
abgeschlossen. Zahlreiche Schu¬ 
len mussten schließen. Der 
Schnee hat in Dersim 261 Dörfer, 
in Erzurum 598, in Agiri 60, in 
Ardahan 35, in Idir 15, in Qers 56, 
in Cewlik 4, in Mus 6 und in Wan 
10 Dörfer von der Außenwelt 
abgeschnitten. 



(DM, 5.1., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstrasse 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Infonnationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 
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USA bombardieren 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Keine konkreten Schritte vereinbart 

Anti-Kongra-Gel-Konferenz 


Die türkische Hauptstadt Ankara 
war am Dienstag Schauplatz 
gleich zweier multilateraler Tref¬ 
fen, in denen die Bekämpfung 
des Kongra-Gel auf der Tagesord¬ 
nung stand. Nach den bisher ver¬ 
öffentlichten Berichten scheint 
aber weder das Gespräch zwi¬ 
schen dem Kommandeur der US- 
Truppen im Mittleren Osten, 
General John Abizaid und dem 
türkischen Außenminister Abdul¬ 
lah Gül, noch die trilaterale Kon¬ 
ferenz türkischer, us-amerikani- 
scher und irakischer Regierungs¬ 
vertreter ein von der Türkei 
erwünschtes Ergebnis gebracht 
zu haben. 

Erklärtes Ziel der türkischen 
Regierung ist es schon seit lan¬ 
gem, die USA zu einem militäri¬ 
schen Angriff auf den Kongra-Gel 
und auf Einheiten der Volkvertei¬ 
digungskräfte HPG zu bewegen. 
Genährt wurden diese Wunsch¬ 
vorstellungen von Äußerungen 
des US-Botschafters Edelman, 
der Ende letzten Jahres ein mög¬ 
liches militärisches Engagement 
der US-Truppen nach den iraki¬ 
schen Wahlen Ende Januar 
ankündigte. 

Am Dienstag machte Abizaid aber 
deutlich, dass in naher Zukunft 
kein militärisches Eingreifen der 
USA zu erwarten sei. Die USA 
betrachten sich derzeit nicht als 


Konfliktpartei in dieser Frage. 
Zwar betonten alle Parteien nach 
den Treffen Einigkeit darüber, 
dass der „terroritischen Bedro¬ 
hung durch die PKK“ begegnet 
werden müsse, die von der Türkei 
erhofften konkreten Schritte wur¬ 
den jedoch nicht vereinbart. Die 
US-Vertreter erklärten, dass ihre 
Kräfte mit der Lage im Irak 
beschäftigt seien und empfahlen 
der irakischen und türkischen 
Seite, sich in Zukunft in bilatera¬ 
len Treffen der Frage zu widmen. 
Kommentatoren türkischer Zei¬ 
tungen brachten die Haltung der 
USA in Zusammenhang mit der 
umstrittenen Nutzung der Luft¬ 
waffenbasis Incirlik durch US- 
Truppen. Incirlik spielt eine wich¬ 
tige Rolle in der miltärischen Pla¬ 
nung der USA in Richtung Iran. 

Ob der Rückschlag für die türki¬ 
schen Pläne, den kurdischen 
Konflikt weiter militärisch zu 
eskalieren, zu einer Richtungsän¬ 
derung führen wird, bleibt abzu¬ 
warten. Bisherige Versuche, die 
kurdische Frage auf nicht-militä¬ 
rischem Wege zu behandeln blie¬ 
ben, wie u.a. an der Frage kur¬ 
dischsprachiger Fernseh- und 
Radiosendungen oder an mutter¬ 
sprachlichem Unterricht zu 
sehen war, bestenfalls halbher¬ 
zig. Verbesserungen der Lage 


der kurdischen Bevölkerung in 
der Türkei existieren vielfach nur 
auf dem Papier. Im vergangenen 
Jahr hatte die türkische Regie¬ 
rung, trotz parallel laufender 
Anpassungsprozesse an die EU, 
wieder ganz auf die militärische 
Karte gesetzt. Zahlreiche gegen 
die kurdische Bewegung gerich¬ 
tete Militäroperationen forderten 
hunderte Tote, brachten die 
Schrecken und Verwüstungen 
der 90er Jahre wieder auf die 
Tagesordnung und führten 
schließlich zur Aufhebung des 
einseitigen Waffenstillstandes 
durch den Kongra-Gel. 

Der derzeit in Kurdistan geführte 
Krieg bringt ausser Vernichtung 
und Leiden für keine Seite Ergeb¬ 
nisse. Die Türkei scheitert zum 
wiederholten Male bei dem Ver¬ 
such, das Problem schnell vom 
Militär lösen zu lassen. Das per¬ 
manente Drängen auf Unterstüt¬ 
zung von außen macht das deut¬ 
lich. Vielleicht führt die derzeiti¬ 
ge Verweigerung dieser Militär¬ 
hilfe durch die USA - auch wenn 
sie nur aus taktischen Gründen 
erfolgt - zu einem Überdenken 
ihrer bisherigen Strategie. Alter¬ 
nativen zum Krieg sind, nicht 
zuletzt durch die Friedens- und 
Verhandlungsangebote der kurdi¬ 
schen Seite, aureichend vorhan¬ 
den. (ISKU, 13.1.) 


Meldungen 

Besuch bei Ocalan wieder ein¬ 
mal verhindert 

Das wöchentliche Gespräch 
Abdullah Öcalans mit seinen 
Anwältlnnen ist an diesem Mitt¬ 
woch erneut verhindet worden. 
Zur Abwechslung war es diesmal 
nicht der Seegang, der die Über¬ 
fahrt auf die Gefängnisinsel Imrali 
unmöglich gemacht haben soll, 
sondern "dichter Nebel". Die tat¬ 
sächlichen Gründe dürften eher in 
den am Vortag stattgefundenen 
Gesprächen zwischen den USA, 
der Türkei und der irakischen 
Übergangsregierung zur Be¬ 
kämpfung des Kongra-Gel gelegen 
haben. (DIHA, 12.1., ISKU) 

Minenopfer angeklagt 

Bei einer Minenexplosion in der 
Nähe des Dorfes Yaylak im Kreis 
Kulp (Diyarbakir) wurde Selahat- 
tin Gündüz (55) am 16. November 
schwer verletzt. Er verlor dabei ein 
Auge. Am 21. November wurde er 
inhaftiert und später wegen Mit¬ 
gliedschaft in der Hizbullah und 
Besitzes von Explosiva angeklagt. 
Das Verfahren begann am 29. 
Dezember vor der 5. Kammer des 
Landgerichts Diyarbakir. Gündüz 
sagte aus, dass es zur Explosion 
der Mine kam, als er den Weg vor 
seinem Haus verbreitern wollte. 
Sein Anwalt Serhat Eren sagte, 
dass das Verfahren aufgrund fal¬ 
scher Anschuldigungen des Gend¬ 
armeriekommandanten und der 
Dorfschützer eröffnet wurde. 

(ÖG, 3.1., ISKU) 

Folterverfahren in Istanbul 

Die Staatsanwaltschaft in Fatih hat 
sieben Polizeibeamte wegen Folter 
an sechs Studenten im Mai 2002 
eröffnet Die Studenten waren im 
Zusammenhang mit der Ermor¬ 
dung des Mädchens Yasemin Dur¬ 
gun im März 2001 festgenommen 
worden. In dem Verfahren werden 
sich auch 3 Ärzte des Krankenhau¬ 
ses in Haseki wegen Ausstellung 
falscher Atteste verantworten müs¬ 
sen. (Sa, 6.1., ISKU) 

PAJK institutionalisiert 
sich neu 

Die Partei der Freiheit der Frau 
Kurdistans, PAJK setzt ihre Arbeit 
des Neuaufbaus fort. 

Die PAJK die sich als Kaderpartei 
neu institutionalisiert, hat in die¬ 
sem Rahmen 50 Basiskader 
gewählt und verschiedene Kom¬ 
missionen aufgebaut. 

Das Mitglied der PAJK Koordina¬ 
tion, Tekosin Ozan gab eine Pres¬ 
seerklärung gegenüber der Nach¬ 
richtenagentur Mezopotamya ab. 
Ozan erklärte die ideologische 
und politische Linie des Neuauf¬ 
baus habe sich auf dem Kongress 
geklärt, man sei jetzt bemüht, 


KDP und PUK behindern Teilnah¬ 


me der PCDK an Irak-Wahlen 


Der Vorsitzende der im Irak akti¬ 
ven Lösungs- und Demokratie¬ 
partei Kurdistans (PCDK), Dr. 
Faiq Muhammed Ehrned Gulpi 
erklärte, ihre Teilnahme an den 
Wahlen werde behindert. 

Gulpi gab am Dienstag in der 
südkurdischen Stadt Kirkuk im 
Sehid Silvan Talabani Saal vor 
einer großen Menschenmenge, 
zu der auch Intellektuelle und 
Journalistinnen gehörten, eine 
Presseerklärung ab. 

Der Vorsitzende der PCDK kriti¬ 
sierte die Führung der KDP und 
der PUK scharf wegen der Behin¬ 
derung an der Teilnahme an den 
Wahlen. 

Gulpi erklärte, die Hohe Wahl¬ 
kommission habe die PCDK offi¬ 
ziell anerkannt, aber die Regie¬ 
rung der Region behindere die 
Arbeit ernsthaft. 

Gulpi brachte seine Verärgerung 
über die Behinderungen der 
Regionalregierung zum Aus¬ 
druck und forderte, dass sie sich 
vor dem Volk dafür verantworten. 


Gulpi erwähnte auch die gemein¬ 
same Liste von PUK und KDP 
und sagte: "die Liste entspricht 
nicht den Interessen des Volkes, 
sie wurde aufgestellt, um persön¬ 
liche Macht in die Hände zu 
bekommen". 

Gulpi brachte seinen Unwillen 
darüber zum Ausdruck und rief 
das Volk auf, seine Stimme nicht 
der gemeinsamen Liste von KDP 
und PUK zu geben. 

Er erklärte, man werde dort, wo 
man keine eigenen Kandidatin¬ 
nen habe, die Kommunistische 
Partei Kurdistans unterstützen. 
Der Vorsitzende der PCDK wies 
auf die weiblichen Kandidatinnen 
hin, die für die Partei aufgestellt 
wurden und sagte, dass er der 
Teilnahme von Frauen auf jeder 
Ebene große Bedeutung beimes¬ 
se. Daher seien dreißig Prozent 
der Kandidatinnen Frauen." 

Gulpi sprach am Ende seiner 
Erklärung auch über das Thema 
Kirkuk: "Im Jahr 2004 wurde im 


Rat von Bagdat zwischen PUK 
und KDP ein Vertrag unter¬ 
schrieben, laut dieses Vertrages 
hat Kirkuk in dem föderalen kur¬ 
dischen System keinen Platz ein¬ 
genommen. 

Eimischung der Türkei 
in Irak-Wahl 

Verschiedenen Presseberichten 
zufolge bemüht sich die türki¬ 
sche Regierung derzeit, die Teil¬ 
nahme der PCDK und des Wahl¬ 
bündnis der Demokratischen 
Front an den für den 30. Januar 
geplanten Wahlen im Irak zu ver¬ 
hindern. Die Hohe Wahlkommis¬ 
sion des Irak hatte die beiden 
genannten Organisationen für 
die Wahl am 30. Januar zugelas¬ 
sen. 

Außerdem habe die Türkei der 
Führung des Irak eine Liste mit 
150 Namen von Mitgliedern des 
Kongra-Gel übergeben und 
gefordert, das diese festgenom¬ 
men und an sie übergeben wer¬ 
den. (RTV, 12.1., ISKU) 





Kugeln und Folter trotz Reform 


Der am Dienstag in der kurdi¬ 
schen Metropole Diyarbakir im 
Südosten der Türkei vorgelegte 
Jahresbericht des Menschen¬ 
rechtsvereins IHD weist einen 
Anstieg der Zahl von Menschen¬ 
rechtsverletzungen aus. Zugleich 
konstatiert er, daß sich positive 
und negative Entwicklungen in 
den kurdischen Landesteilen in 
etwa die Waage halten. Fortschrit¬ 
ten, wie der Freilassung der ehe¬ 
maligen kurdischen Abgeordne¬ 
ten Leyla Zana und ihrer Kollegen 
nach zehnjähriger Haft sowie der 
Reformierung des Strafrechts ste¬ 
hen bewaffnete Auseinanderset¬ 
zungen, willkürliche Exekutionen, 
Folter, gerichtliche Verfolgungen 
wegen Ausübung des Rechts auf 
Meinungsfreiheit gegenüber. 

Ende des Waffenstillstands 

Von 6472 im Jahr 2003 stieg die 
Zahl von registrierten Menschen¬ 
rechtsverletzungen in den kurdi¬ 
schen Gebieten der Türkei auf 
7208 im Jahr 2004 an, so der IHD- 
Bericht. Dazu trug insbesondere 
der wieder aufgeflammte Kampf 
zwischen der türkischen Armee 
und der kurdischen Guerilla bei. 
Diese hatte im Juni 2004, nach¬ 
dem das türkische Militär über 
Monate wiederholt ihre Stellun- 


Waffenstillstand aufgehoben. 
Während 2003 insgesamt 104 
Menschen bei bewaffneten Aus¬ 
einandersetzungen starben, wur¬ 
den 2004 219 tote Guerillakämpfer 
und Soldaten sowie 126 Verwun¬ 
dete gezählt. 18 Menschen star¬ 
ben durch Minen und 46 wurden 
bei den Explosionen verletzt. 
Angestiegen ist 2004 auch die 
Zahl ungeklärter Morde mit politi¬ 
schen oder kriminellen Hinter¬ 
gründen - von 68 auf 80. Bei der 
Zahl gemeldeter Fälle von Folter 
und entwürdigender Behandlung 
konnte der IHD dagegen einen 
Rückgang von 489 im Jahr 2003 
auf 338 im vergangenen Jahr regi¬ 
strieren. Als positiv hob IHD-Spre- 
cher Mihdi Perincek Gesetzesän¬ 
derungen hervor, die Rundfunk 
und Fernsehen sowie privaten 
Schulunterricht in kurdischer 
Sprache grundsätzlich ermög¬ 
lichen. Dennoch seien 2004 zwei 
Radio- und Fernsehsender unter 
anderem deswegen geschlossen 
worden, weil sie politische Debat¬ 
ten in kurdischer Sprache oder 
zensierte kurdische Musik gesen¬ 
det hatten. 

Daß es trotz der Gesetzesände¬ 
rungen zu schwerwiegenden 
Menschenrechtsverstößen käme, 
sei der Indifferenz der türkischen 


geschuldet. "Die örtlichen Behör¬ 
den spielen bei der Verhinderung 
von Menschenrechtsverletzungen 
eine wichtige Rolle", betonte 
Perincek gegenüber der Zeitung 
Turkish Daily News. Beispiels¬ 
weise habe der neu ernannte Gou¬ 
verneur von Diyarbakir dafür 
gesorgt, daß Folterfälle und ande¬ 
re Menschenrechtsverletzungen 
in der Stadt deutlich zurückgin¬ 
gen. 

Protest in Schuluniform 

Zu einem Symbol für die andau¬ 
ernden Menschenrechtsverlet¬ 
zungen in den kurdischen Landes¬ 
teilen ist die von 13 Kugeln durch¬ 
löcherte blutgetränkte Schuluni¬ 
form des zwölfjährigen Ugur Kay- 
maz geworden. Polizisten hatten 
den Schüler zusammen mit sei¬ 
nem Vater am 21. November vor¬ 
deren Haus in Mardin-Kiziltepe 
nahe der syrischen Grenze als 
angebliche "Terroristen" erschos¬ 
sen. Nachdem bis jetzt kein Haft¬ 
befehl gegen die vier wegen "ille¬ 
galen Waffengebrauchs mit 
Todesfolge" angeklagten Polizei¬ 
offiziere erlassen wurde, finden 
regelmäßige Proteste von Schü¬ 
lern, der Lehrergewerkschaft und 
verschiedenen Bündnissen statt, 
bei denen Teilnehmer Schuluni- 


gen angegriffen hatte, ihren im 
Jahr 1999 verkündeten einseitigen 


Die Stadtverwaltung von Amed 
Sure hat im Zusammenhang mit 
der Veränderung des Verein¬ 
srechts einen Kinderrat ins 
Leben gerufen, damit diese ihre 
Probleme zur Sprache bringen 
und lösen können. Für den Kin¬ 
derrat wurde ein historisches 
Gebäude mit zwei Stockwerken 
gekauft. Im Kinderrat gibt es wie 
bei den Erwachsenen 100 Basis¬ 
mitglieder und 100 Stellvertrete¬ 
rinnen. "Die Ratsvorsitzende, die 
Stellvertreterln, die Mitglieder 


Das Pressezentrum der Volks¬ 
verteidigungskräfte HPG gab 
eine Erklärung ab, in der es hieß, 
die am Dienstag begonnene Mili¬ 
täroperation in Gabar wurde 
unter der Beteiligung weiterer 
Soldaten ausgeweitet. Die Aus¬ 
weitung scheint im Zusammen¬ 
hang mit der Erklärung der Anti- 
Kongr-Gel-Konferenz von Ankara 


Das Amtsgericht Mersin hat 
einen Antrag des Anwaltes Ali 
Bozan auf Freilassung von sie¬ 
ben Mitgliedern der Bewegung 
freier Bürger abgelehnt. Sie 
waren verhaftet worden, weil sie 
Anträge mit der Forderung nach 
Freilassung Abdullah Öcalans 
abgegeben hatten. Bozan forder- 


Regierung und der bewußten 
Sabotage einiger Kräfte im Staat 


des Rates, die Kommission wer¬ 
den bestimmt und sind unabhän¬ 
gig. Die Kinder könnten nach der 
Bildung des Rates mit den Arbei¬ 
ten zur Lösung ihrer Probleme 
beginnen. Wie die Erwachsenen 
können sie Kommissionen für 
Ausbildung, Gesundheit., Kunst 
und Kultur, Geschwisterlichkeit, 
Spiel, Presse usw. aufbauen. 
Wenn sie ihre Probleme zur 
Sprache bringen, werden sie in 
der Stadtversammlung themati¬ 
siert. Die Kinder sollten sich 


zu stehen. In der Erklärung hieß 
es, Skorsky Hubschrauber hät¬ 
ten in den Morgenstunden zahl¬ 
reiche Soldaten auf den Sehid 
Zana Hügel, den Bayrak Hügel 
und in die Gegend von Dersew 
und das Zentrum von Gabar 
gebracht. 

Diese Militäreinheiten hätten 
dann die Operation, die auf dem 


te das Ende dieses Unrechts und 
verlangte, dass die sieben Mit¬ 
glieder freigelassen werden. Mit¬ 
glieder der Bewegung freier Bür¬ 
gerinnen hatten am 24 Septem¬ 
ber 15.915 Anträge beim Gouver¬ 
neur von Mersin abgegeben. 
Nach der Abgabe einer Erklä¬ 
rung waren neun Mitglieder fest¬ 


formen tragen. 

(jW, 13.1., ISKU) 


sechs Mal im Jahr versammeln. 
Der Kinderrat könne Vorschläge 
für die Stadtversammlung 
machen," erklärte der stellver¬ 
tretene Bürgermeister Kaya. 

Zur Intention des Projektes 
erklärte er: „Wir streben eine 
Politik im dienste der Kinder an. 
Die Kinder hier wachsen in 
einem Umfeld aus Krieg, Flucht 
und Gewalt auf. Wir haben die¬ 
sen Rat aufgebaut, um die Kinder 
aus dieser Zerstörung zu 
befreien.“ (DIHA, 13.1., ISKU) 


Bizinberg durchgeführt wurde 
auf das gesamte Gabargebiet 
ausgeweitet. Die Operation der 
türkischen Armee hatte am Mon¬ 
tag um 11 Uhr unter Beteiligung 
der Kräfte aus Sirnex (Sirnak), 
des Bataillons Kizilsu, der Kaser¬ 
nen Kumcati, Maden, Kasrike 
und zahlreichen Dorfschützern 
begonnen. (DM, 12.1., ISKU) 


genommen worden: zwei kamen 
nach einem Haftprüfungstermin 
frei. Die anderen sieben Mitglie¬ 
der müssen bis zu einer erneuten 
Sitzung am 31. Januar in Haft 
bleiben. Die Anwältlnnen hatten 
Widerspruch eingelegt, der 
jedoch abgelehnt wurde. 

(DM, 12.1., ISKU) 


diese bei den Parteikadem zu ver¬ 
tiefen. 

Ozan erklärte, die Linie des Neu¬ 
aufbaus sei in einigen Punkten 
nicht klar gewesen: "Wir haben 
eine Unterrichtskommission, eine 
Pressekommission, eine Kommis¬ 
sion für das Projekt Wandel des 
Mannes und eine Bücherkommis¬ 
sion aufgebaut" 

(MHA,12.1„ ISKU) 

IHD-Bericht aus Bingöl 

Die Zweigstelle des IHD in Bingöl 
hat einen Bericht zum Jahre 2004 
herausgebracht Es soll in dem 
letzten Jahr zu 131 Verletzungen 
des Rechtes auf Sicherheit und 
Leben gekommen sein. Im Einzel¬ 
nen wurden gezählt: 9 Menschen, 
die bei Gefechten das Leben verlo¬ 
ren; 2 Menschen, die bei Minen¬ 
oder anderen Explosionen ihr 
Leben verloren. An zweifelhaften 
Toden und Selbstmorden gab es 
13 und 29 Menschen haben sich 
wegen Folter und Misshandlung 
beschwert. (Bi, 4.1., ISKU) 

Türkei legt Rechtsstreit 
mit Leyla Zana bei 

Die Türkei hat einen Rechtsstreit 
mit der Politikerin Leyla Zana güt¬ 
lich beigelegt Wie der Europäi¬ 
sche Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte am Dienstag in Straßburg 
mitteilte, wurde eine Beschwerde 
der Politikerin und zweier ihrer 
Mitstreiter damit zu den Akten 
gelegt. Die Beschwerde betraf 
einen Artikel Zanas und Äußerun¬ 
gen, die Anfang 1997 in der Zei¬ 
tung der HADEP veröffentlicht 
wurden. Den Angaben zufolge 
sieht die Einigung vor, dass die 
Regierung in Ankara Zana 9000 
Euro Schadensersatz zahlt und 
den beiden anderen Klägern 
jeweils 7000 Euro. 

(afp, 11.1., ISKU) 

Quellen: 

DIHA Diele 

N achrichtenagentur 
MHA Mesopotamische 

N achrichtenagentur 
DM Denge Mezopotamya 

OG Özgür Gündem 

Bi Bianet 

Sa Sabah 

Termine: 

Sercavan 

Kurdische Filmtagein Wien 

vom 13. - 20. Januar - Programm 
unter: www.sercavan.at 

N u 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstrasse 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Infonnationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.org/isku 


Amed gründet Kinderrat 


Operation in Gabar ausgeweitet 


Bewegung freier Bürger: Gefängnis für 
Forderung nach Freilassung 




Nr. 189 

21. Januar 2005 

wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 

Öcalan: Wir haben den Boden für 
eine friedliche Lösung bereitet 

In dieser Woche war es den Anwäl- AKP handelt mit eine Händlermen- hinaus. Es werden sich Serhildans, 

tlnnen Abdullah Öcalans möglich, talität. Sie lässt sich nicht auf Frie- Volksaufstände entwickeln. Sie 

ihren Mandanten auf der Gefäng- den ein. Sie kümmert sich um den geben uns nicht einmal kurdische 

nisinsei Imrali besuchen. In der Frieden zwischen Israel und Palä- Kindergärten, Fernsehen und 

vergangenen Woche war das stina, aber nicht um den Frieden Radio. Er sagt: "Null Toleranz für 

Gespräch wie schon so oft von den im eigenen Land. Abdullah Gül Folter," aber eigentlich gilt null 

Behörden verhindert worden. reist für den Frieden nach Israel Toleranz für Demokratie und Men- 

Zentrale Themen der Gespräche und Palästina, aber was vor seiner schenrechte. Er soll mir nur sagen, 

waren, wie schon zwei Wochen Nase vor sich geht, sieht er nicht, lasst uns für die Einheit der Repu- 

zuvor, die Politik der AKP-Regie- Also liegt Krieg in ihrem Interesse, blik arbeiten. Wir alle haben in der 

rung in Bezug auf die kurdische Soldaten, Polizisten und kurdische Vergangenheit Fehler begangen. 

Frage und der sich ausbreitende Jugendliche sterben, dass interes- Wir sagen, lasst sie uns gemein¬ 
kurdische Nationalismus. siert sie überhaupt nicht. Nur so sam überwinden und eine neue 

Öcalan rief die AKP-Regierung auf, kann sich die AKP auf den Beinen Seite aufschlagen. 

sich den Forderungen nach Demo- halten. Aber wenn das nicht eintritt, werde 

kratie gegenüber sensibel zu zei- Seit dreißig Jahren läuft das ich dem Volk sagen, es soll seine 

gen. Er sagte: „Die Türkei steht am System so. Die Armee wird schwä- eigenen Sprache und Kultur vertei- 

Scheideweg. Wenn sich die Regie- eher, das kurdische Volk wird digen. Frauen, Kinder, alle sollen 

rung nicht demokratisiert, nicht schwächer, aber die kurdischen sagen: "Ich will meinen kurdischen 

für eine Lösung der kurdischen Aghas entwickeln sich. Der Kema- Kindergarten, mein Radio, mein 

Frage und eine friedliche Atmo- lismus weicht zurück und die USA Fernsehen," und sich dabei auf die 

Sphäre sorgt, insofern sich der werden stärker. Die Regierung, die neue EU-Verfassung beziehen. Sie 

Demokratie gegenüber unsensibel kurdischen Kollaborateure, die sollen auf die Straße ziehen. Die 

verhält, treibt sie die Türkei in eine USA und die EU verbünden sich, Muttersprache zu lernen ist ein 

Katastrophe. Ich habe sieben Jahre um die PKK anzugreifen. Wir Grundrecht. Aber leider versteht 

lang meine Aufgabe erfüllt, um die haben gesagt, lasst uns auf dem man Politik als Trickserei. Die 

kurdische Frage auf friedliche EU-Gipfel mit ganzer Kraft unter- Gegenseite schießt ständig Tore. 

Weise zu lösen. Von nun an ist es stützend wirken. Eine Antwort auf Eigentlich gibt es weder Tor noch 

Aufgabe der Kurden, ihre Freiheit unsere Forderungen gibt es nicht. Torwart. Hundert zu null, zwei- 

zu verteidigen.“ Weiter erklärte er: Wo führt das hin? Die kurdischen hundert zu null, dreihundert zu 

„Meine aktuelle Verantwortung ist Kollaborateure sind auf dem Weg null. Unsere Leute verstehen es 

zu Ende. Ich habe die PKK von der zu einer Staatsgründung in der Art nicht. Wenn sie sich nicht verteidi- 

Gewalt gereinigt. Wir haben einer eines zweiten Zionismus. Eine gen werden sie vernichtet oder 

friedlichen Lösung den Boden Staatsgründung durch den kurdi- begehen Selbstmord. Wo soll das 

bereitet. Jetzt liegt die Verantwor- sehen Nationalismus wird man hinführen? Es läuft auf einen blin- 

tung bei der Regierung. Die Regie- gegen den Iran und die Türkei den Schlagabtausch hinaus. Das ist 

rung irrt, wenn sie meint, dass sie benutzen. Ich habe versucht, das nicht gut. Die Menschen der Tür- 

das Problem und die Guerilla zu verhindern. Unsere Leute sind kei verdienen das nicht. Warum 

durch Gipfeltreffen beseitigen blass geblieben. Selbst dieser sollten Soldaten und Polizisten 

kann. Weder die Guerilla noch das Depp, der sich mein Bruder nennt sterben? Ich sinne niemals auf 

Problem verschwinden dadurch, hat sich mit den Nationalisten ver- Rache. Warum sollten diese 

Es entwickelt sich ein demokrati- bündet. Ähnliches hat sich 1948 in Jugendlichen, diese Menschen 

sches Bewusstsein. Wenn die For- Palästina abgespielt. Das Ergebnis sterben? Anstatt dass sie an den 

derungen der Kurden nach Frei- sind fürchterliche Kriege. So wie Frieden in Israel und Palästina den- 

heit akzeptiert und eine würdige man Israel gegen die Araber hat ken, sollen sie lieber an den Frie- 

Atmosphäre des Friedens gewähr- Krieg führen lassen und so die Ara- den im eigenen Land denken. Für 

leistet werden, kann ich, wenn es ber fertig gemacht hat, so spielt Palästina reißen sie sich ein Bein 

nötig ist, die Guerilla innerhalb von man auch hier eine Teile-und-Herr- aus. Wir wollen gar nicht viel. Das 

zwei Monaten entwaffnen.“ sche-Politik. Ein türkisch-kurdi- Problem ist ein Problem der 

scher Krieg fängt an, und die USA Macht das Problem der Interes- 

Öcalan habe auch auf den Nationa- benutzen beide Seiten, die EU sen einiger Mächte. Ich habe ein 

lismus hingewiesen, der im Irak ebenso. (...) Kerkuk ist das neue paar Dinge im Sinne einer Lösung 

gefördert wird: „Das arabische Jerusalem. Das Blut wird in Strö- gesagt. Wenn für Demokratie und 

Volk hat seit der Gründung des men fließen. Es tut mir sehr weh, Frieden nicht das notwendige 

israelischen Staates 1948 viel gelit- aber leider läuft es darauf hinaus, getan wird, werden sie gegenein¬ 
ten. Heute versuchen einige Kräfte Dass in Mossul PKK'ler und Polizi- ander kämpfen. Ich mische mich 

mit Unterstützung der USA den stengetötet werden, ist der Beginn da nicht ein, ich habe gesagt, was 

Nationalismus in Südkurdistan vor- einer blutigen Phase. Das ist ein ich sagen kann. Ein Häftling in 

anzutreiben. Die Politik, die die erster Schritt dazu. Ich habe den strenger Isolation kann eben nur 

AKP-Regierung betreibt, leistet Ministerpräsidenten gebeten: 'Das soviel tun. Das ist der Kern meines 

dem Vorschub. Ich bin wegen mei- aufzuhalten liegt in Ihrer Hand. Briefes. Wenn man die nötigen 

ner Philosophie der Freiheit gegen Wir wollen nur normale Rechte. So Schritte nicht unternimmt, wird 

die Förderung von Nationalismus, verhindern wir, dass der kurdische das Volk seine eigene Position ein- 

Ich glaube, dass sich die Probleme Nationalismus zu einem zweiten nehmen. Unser Volk muss sich 

des Mittleren Ostens durch demo- Zionismus wird'. Ich habe mich mobilisieren.“ 

kratischen Konföderalismus lösen sehr verantwortungsbewusst ver- (MHA, 19.1., II, 17.1., ISKU) 

lassen und versuche, dies voranzu- halten. Warum antwortet der Mini¬ 
treiben.“ sterpräsident nicht auf meine Brie- Weitere Auszüge aus diesem und 

Bereits bei dem letzten Besuch vor fe? Ich habe voller Glauben und anderen Gesprächen Abdullah Öca- 

zwei Wochen war Öcalan näher auf liebe geschrieben, aber es kommt lans mit seinen Anwältlnnen sind 

dieses Thema eingegangen: „Die keine Antwort. Es läuft auf Krieg auf unserer Webseite zu finden. 


Meldungen 

Außergerichtliche 
Hinrichtung in Simak 

Am Abend des 19. Januar sind im 
Gebiet Sirnak - Kumgati (Dergul) 
fünf Jugendliche davon vier Frau¬ 
en vom türkischen Militär hinge¬ 
richtet worden. Das türkische 
Militär verbreitete die Meldung 
das die Gruppe das Feuer eröffnet 
habe. Nach einer Presseerklärung 
der HPG handelte es sich um 
Jugendliche die die Guerilla besu¬ 
chen wollten und unbewaffnet 
waren. (MHA, 20.1., ISKU) 

Merwan Osman im 
Hungerstreik 

Wegen anhaltender Repression 
gegen die Kurdinnen im Südwest¬ 
en [syrische Teil] durch die syri¬ 
sche Regierung hat der kurdische 
Politiker Merwan Osman mit 
einem unbefristeten Hungerstreik 
begonnen. 

Er gab in einem Flugblatt bekannt, 
dass er zu der Repressionen der 
Regierung in Damaskus nicht 
schweigen werde. Merwan 
Osman erklärte im Exil in Hanno¬ 
ver, dass er seine Forderungen für 
die Menschenrechte der Kurdin¬ 
nen an die Europäischen Union 
und an Menschenrechtsorganisa¬ 
tionen richte. Osman hatte wegen 
seiner Schriften, in denen er die 
Rechte der Kurdinnen verteidigte, 
drei Jahre im Gefängnis von 
Damaskus verbracht. 

(DM, 20.1., ISKU) 

Zypern-Kulisse in Davos 

Ministerpräsident Tayyip Erdogan 
hat angekündigt, dass er das Welt¬ 
wirtschaftsforum in Davos, das 
Ende Januar stattfinden wird, für 
ein Gespräch mit UN-Generalse- 
kretär Kofi Annan über eine neue 
Zypern-Initiative nutzen wird. 
Während einerseits die Äußerun¬ 
gen des russischen Präsidenten 
Putins während des Besuchs 
Erdogans vor einigen Tagen die 
Aussicht auf neue Schritte seitens 
der UN steigern, wird anderer¬ 
seits auch davon ausgegangen, 
dass Annan aufgrund einer Viel 
zahl wichtiger Themen neue Ver¬ 
handlungen nur aufgreifen wird, 
wenn ein erfolgreicher Abschluss 
garantiert werden kann. 

(Dü, 15.1., ISKU) 

Neue Zuständigkeiten 

Durch Veröffentlichung im Staats¬ 
anzeiger ist eine neue Verordnung 
in Kraft getreten, die die Zustän¬ 
digkeit für alle die vom Lausanne- 
Vertrag erfassten Minderheiten 
und ihre Einrichtung die Zustän¬ 
digkeit von der Polizei auf die Pro¬ 
vinzverwaltungen überträgt. Der 
Aktenübergang soll innerhalb von 
drei Monaten vollzogen werden. 

(Dü, 13.1., ISKU) 
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Nuriye Kesbir ist frei! 


Die vor mehr als drei Jahren in 
den Niederlanden festgenommene 
kurdische Politikerin Nuriye Kes¬ 
bir darf nicht an die Türkei ausge¬ 
liefert werden. 

Der Gerichtshof in Den Haag 
bestätigte mit seiner Entschei¬ 
dung die Auffassung unterer 
Instanzen, die die Zusagen der 
Türkei für ein faires Verfahren 
gegen Kesbir für unzureichend 


Die PRD-Gefangenen des D-Typ 
Gefängnisses von Amed haben 
Briefe zu ihren aktuellen Haftbe¬ 
dingungen im Gefängnis an 
TUHAD-FED, den IHD, Mazlum- 
Der, die .Rechtsanwaltskammer 
und die Ärztevereinigung TTB 
geschickt. In diesen Briefen for¬ 
dern sie, dass die Probleme, in 
Bezug auf Gesundheit und die 
Psyche der Gefangenen gelöst 
werden müssen. Die Gefangenen 
forderten ausserdem, dass die 
Situation im Gefängnis beobach¬ 
tet werden soll. 

Die Gefangenen erklärten, das 
die Bedingungen, unter denen 
sie leben Einfluß auf ihre 
Gesundheit habe: "Wie müssen 
alle unsere Bedürfnisse auf 
kleinstem Raum erfüllen. Um an 
Luft zu kommen, gibt es einen 


hielten. Die niederländischen 
Richter beurteilen die Türkei 
damit anders als die deutsche 
Justiz bei der Auslieferung des 
"Kalifs von Köln". 

In der Türkei wird Nuriye Kesbir 
der Beteiligung an zahlreichen 
Anschlägen beschuldigt, bei 
denen es auch Tote gab. Sie selbst 
bestreitet jede Mitwirkung. 

Die PKK ist in den Niederlanden 


Hof von zwei Quadratmetern. 
Vom Justizministerium wird das 
mit Sicherheitsbestimmungen 
begründet, das macht uns sehr 
wütend." 

Die Gefangenen äußern sich 
auch über die Enge der Zellen, in 
denen drei Personen zusammen 
sind. "Die ganze Zeit sind wir zu 
dritt in so einem kleinen Raum, 
in dem alles stattfindet: Körper¬ 
pflege, Essen, Müll, Geschirr, 
Waschen der Kleider". Das hat 
wirklich sehr negative Auswir¬ 
kungen auf unserer Gesundheit. 
Wir haben viele Freunde, die 
krank und alt sind, einige rau¬ 
chen, andere vertragen das 
nicht, das ist sehr schwierig." 
Ausserdem kritisierten sie, dass 
sie mit Kameras 24 Stunden 
überwacht werden. Sie wandten 


anders als in Deutschland gerade 
erst verboten worden. Sie steht 
seit längerem auf der Schwarzen 
Liste der EU. Ein Asylantrag von 
Nuriye Kesbir in den Niederlan¬ 
den ist bereits rechtskräftig abge¬ 
lehnt. Noch am Donnerstag Abend 
wurde Nuriye Kesbir freigelassen 
und konnte bereits erste Gesprä¬ 
che mit Roj-TV führen. 

(HB, 20.1., ISKU) 


sich an das Republikanische 
Gericht in Amed und das Justiz¬ 
ministerium: "Die Gefangenen 
die in den unteren Stockwerken 
sind, können alleine auf ihren 
Hof gehen. Von den oberen 
Stockwerken können nur die 
Gefangenen aus drei Zellen auf 
einen Hof. Daher sind wir noch 
mehr isoliert. Die Gefangenen 
gaben den Paragraphen 102 der 
Strafprozessordnung als Beispiel, 
und sagten, dass in der Türkei 
alle Gerichte für die Lösung die¬ 
ser Probleme ihre Einverständnis 
gegeben hätten, die Gerichte der 
Region jedoch eine Entscheidung 
dagegen getroffen hätten. Die 
Gefangenen erklärten, dass dies 
unter ihnen zu sehr negativen 
Gefühlen geführt habe. 

64 W, 19.1., ISKU) 


150 Festnahmen in Ankara 

150 Mitglieder der Föderation der 
Jugendvereine kamen aus vielen 
Gegenden der Türkei im Kurtulu- 
spark zusammen, um gegen ein 
Treffen der USA und der Europäi¬ 
schen Union in Ankara zu prote¬ 
stieren. Die Polizei umstellte den 
Park und gab den Jugendlichen 
keine Genehmigung, nach Kizilay 
zu demonstrieren. Nach einem 
Handgemenge griff die Polizei die 
Jugendlichen an, wobei 150 Perso¬ 
nen festgenommen und zahlrei¬ 
che verletzt wurden. Die Jugend¬ 
lichen, die mit Gewalt in die Poli¬ 
zeiautos verbracht wurden, zer¬ 
schlugen die Scheiben der Polizei¬ 
wagen. (DM, 17.1., ISKU) 


Quellen: 
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Nachrichtenagentur 
MHA Mesopotamische 
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II Internationale 

Initiative 
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Dü Dünya 

HB Handelsblatt 

Termine 

Newrozdelegationen 2005 

Unter dem Motto: "Stand der 
Demokratie in Türkisch-Kurdi- 
stan" organisiert der Verband der 
Studierenden aus Kurdistan YXK 
anläßlich des kurdischen Neu¬ 
jahrsfestes Newroz Studierenden- 
und Schülerdelegationen nach 
Amed (Diyarbakir). Auf dem Pro¬ 
gramm stehen u.a. Treffen mit 
verschiedenen Studenten- und 
Jugendgruppen, der Besuch von 
Institutionen wie dem Menschen¬ 
rechtsverein IHD, dem Frauen¬ 
zentrum, dem Diele- Firat Kultur¬ 
zentrum und der Demokrati¬ 
schen Volkspartei DEHAP. Der 
Termin der Reise wird etwa zwi¬ 
schen dem 17. und 24. März 2005 
liegen. 

Interessentinnen und Interessen¬ 
ten können sich für weitere Infor¬ 
mationen an den Studierenden¬ 
verband YXK (www.yxkonline.de, 
EMail: serbesti@web.de) wen¬ 
den. 

Informationen zu weiteren Dele¬ 
gationen nach Kurdistan könne 
auch über den Verband der kurdi¬ 
schen Vereine in Deutschland 
(YEK-KOM) erfragt werden. 
(EMail: info@yekkom.com, Tel: 
+49 (0) 211 1711452) 

N Ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstrasse 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Infonnationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


Massengrab in Sert 


Im Jahr 1999, beim Rückzug der 
HPG Kräfte aus der Region, ver¬ 
loren 10 Guerillas bei einer Mili¬ 
täroperation ihr Leben. Die Lei¬ 
chen der 10 Guerillaangehörigen 
wurden in einem Massengrab 
beerdigt. 

Im Jahr 1999, als die HPG ihre 
Kräfte außerhalb der Grenzen 
der Türkei zurückzog, haben 
Einheiten der türkischen Armee 
in der Region Misirca bei Sert 
(Siirt) einen Hinterhalt gegen 
die Guerilla gelegt. 10 Guerillas 
verloren bei der Militäroperation 
ihr Leben. Soldaten der Gendar¬ 
meriekaserne von Misirc hatten 


die Leichen der Guerillas in 
einem Tal der Gemeinde Gözpi- 
nar in einem Massengrab beer¬ 
digt. 

Der Vater eines Kommandanten 
der Guerilla, Serdar Izzetin Ruz- 
gar, wollte seinen Sohn am 
5. Januar 2000 abholen und war 
dafür nach Misirc gekommen. 
Obwohl eine Entscheidung vom 
Republikanischen Gericht in 
Misirc vorlag, gab die regionale 
Kommandantur keine Genehmi¬ 
gung. Darauf hin erhob der Vater 
Klage gegen das Militär. Das 
Gericht verfolgte die Klage 
jedoch nicht und die Soldaten 


wurden nicht bestraft. Der Vater 
bemüht sich seit sechs Jahren, 
darum, dass die Leiche seines 
Sohnes aus dem Massengrab 
exhumiert wird und ging am 
12. Januar zum Menschenrechts¬ 
verein IHD in Batman und stellte 
einen Antrag, dass das Massen¬ 
grab der 10 Guerillas geöffnet 
wird. 

Der IHD stellte erneut einen 
Antrag an das Republikanische 
Gericht von Batman, dass das 
Grab geöffnet wird und die 
Leichname der getöteten Gueril¬ 
las an ihre Familien übergeben 
werden. (RTV, 19.1., ISKU) 


Internationale Delegation untersucht Haftbedingungen Öcalans 

„Isolationshaft ist ständige Folter“ 


Seit dem 16. Februar 2005 befin¬ 
det sich eine deutsch-südafrikani¬ 
sche Menschenrechtsdelegation 
zu Gesprächen in der Türkei, um 
die Isolationshaftbedingungen 
von Abdullah Öcalan zu untersu¬ 
chen. In einer gemeinsamen Pres¬ 
sekonferenz mit den Öcalananwäl- 
ten und dem türkischen Men¬ 
schenrechtsverein (IHD), die am 
19. Januar 2005 in den Räumlich¬ 
keiten des IHD in Istanbul statt¬ 
fand, nahm der deutsche Völker¬ 
rechtler Prof. Dr. Norman Paech 
zu den Absichten der Delegation 
Stellung. Aufgrund der wider¬ 
sprüchlichen Meldungen über 
den Gesundheitszustand von 
Abdullah Öcalan und seiner Haft¬ 
bedingungen, welche in den letz¬ 


ten Jahren in der internationalen 
Presse verbreitet worden seien, 
habe man beschlossen, sich vor 
Ort ein objektives Bild über die 
Lage zu machen. Zwar habe man 
nicht die Erlaubnis erhalten, so 
Paech, Abdullah Öcalan auf der 
Gefängnisinsel Imrali zu besu¬ 
chen. Jedoch habe man in Gesprä¬ 
chen mit den Öcalananwälten, mit 
Menschenrechtsgruppen und 
politischen Parteien einen ersten 
Eindruck gewinnen können. Laut 
Paech kommen die Haftbedingun¬ 
gen, denen sich der Kurdenführer 
ausgesetzt sieht, durchaus einer 
ständigen Folter gleich. Dies stel¬ 
le eine Verletzung der Menschen¬ 
rechte dar, die keinesfalls hinge¬ 
nommen werden dürfe. Des Wei¬ 


teren dürfe der Fall Öcalan nicht 
losgelöst von der kurdischen 
Frage gesehen werden. Hierüber 
habe man auch in den bereits 
geführten Unterredungen gespro¬ 
chen. 

Die Teilnehmer der Delegation, 
unter ihnen Essa Moosa, Richter 
am Obersten Gerichtshof in Süd¬ 
afrika und Dr. Rolf Gössner von 
der Inemationalen Liga für Men¬ 
schenrechte, werden nach weite¬ 
ren Gesprächen am 21. Januar 
2005 in ihren Heimatländern 
zurück erwartet. Dort möchte 
man die Ergebnisse der Reise aus¬ 
werten und in Kürze in einem aus¬ 
führlichen Untersuchungsbericht 
der Öffentlichkeit vorstellen. 

(II, 20.1., ISKU) 


PRD-Gefangene: Das D-Typ Gefängnis 
muss beobachtet werden 
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Deutsche Justiz torpediert kurdische Friedensbemühungen 

Remzi Kartal in Auslieferungshaft 

Der kurdische Politiker Dr. Remzi lieferung der in Holland lebenden neustes Produkt die Festnahme 

Kartal ist auf Ersuchen der Türkei Nuriye Kesbir mit der Begründung von Remzi KARTAL ist als ein 

am 22. Januar 2005 in Nürnberg abgelehnt, ihr würden als bekann- Angriff gegen den demokratischen 

von der deutschen Polizei festge- ter kurdischer Politikerin in der und legalen Kampf aller Kurden, 

nommen worden. Er wollte dort an Türkei Mißhandlung und Folter Wir rufen deshalb das kurdische 

einer Kulturveranstaltung teilneh- drohen. Dasselbe gilt für Remzi Volk, die demokratische Öffentlich¬ 
men. Kartal droht jetzt die Ausliefe- Kartal, wenn er an die Türkei aus- keit in Europa, sowie alle Freundin¬ 
rung an die Türkei, wo er wegen geliefert werden sollte. nen und Freunde des kurdischen 

seines gewaltfreien politischen Volkes dazu auf, gegen diese Fest- 

Engagements für die Rechte der Verschiedene Organisationen nähme zu protestieren und sich für 

Kurden als "Terrorist" gesucht haben sich bereits mit Erklärungen die Freilassung von Remzi Kartal 

wird. an die Öffentlichkeit gewandt und einzusetzen.“ 

Remzi Kartal war ehemaliger Abge- die Inhaftierung des kurdischen Auch der Dachverband der kurdi- 

ordneter des türkischen Paria- Politikers scharf verurteilt. Der sehen Vereine in Deutschland, 

ments für die prokurdische Demo- Kurdische Nationalkongress, zu YEK-KOM, äußerte sich in einer 

kratiepartei DEP. Er lebt seit 1994 dessen Gründungsmitgliedern Presserklärung ähnlich: „Die Poli- 

in Brüssel, weil in der Türkei durch Remzi Kartal gehört, beschriebt tik und die auf wirtschaftlichen 

das Verbot der DEP und der Ver- das Vorgehen der deutschen Interessen basierende Haltung der 

haftung ihrer Abgeordneten keine Behörden als Ausdruck einer anti- EU Länder, die zu der Festnahme 

Basis für eine legale politische kurdischen Allianz zwischen von Herrn Remzi Kartal geführt 

Betätigung mehr vorhanden war. Deutschland und der Türkei: „Wie hat, wird seitens der Kurden auf 

Seitdem setzt er in Europa seinen die anderen ehemaligen kurdi- Schärfste kritisiert und protestie- 

demokratischen Kampf in unter- sehen Abgeordneten auch, ist ren dagegen, 

schiedlichen Institutionen, wie dem Remzi Kartal durch seine diploma- Die BRD muss endlich ihre Hal- 

Kurdistan Nationalkongreß und tische und politische Identität tung und vor allem die Verbots- 

zuletzt als stellvertretender Vorsit- bekannt geworden. Auch der KON- praktiken gegenüber 800.000 Kür¬ 
zender des Volkskongress Kurdi- GRA-GEL, dessen stellvertretender den, die hier leben, grundlegend 

stan KONGRA-GEL fort. Die kürz- Vorsitzender Remzi Kartal ist, hat ändern. Wenn die EU und die BRD 

lieh nach zehnjähriger Haft freige- sich einer gerechten und fried- von der Türkei vor ihrem Beitritt 

kommene ehemalige DEP-Abge- liehen Lösung der kurdischen eine Demokratisierung verlangen, 

ordnete Leyla Zana wurde wegen Frage verschrieben. Seit seiner müsste die BRD dies erst gegenü- 

ihres Eintretens für eine demokra- Gründung arbeitet dieser für dieses ber den Kurdinnen und Kurden 

tische Lösung der kurdischen Ziel. geltend machen. Wenn die Demo- 

Frage mit dem Friedenspreis des Mit dem jetzigen Vorgehen kratie und die Menschenrechte im 

Europaparlaments ausgezeichnet erschwert die Bundesrepublik Vordergrund stehen, muss dies 

Für das gleiche Engagement droht Deutschland eine demokratische allen Menschen zuteil werden.“ 

ihrem Kollegen Remzi Kartal jetzt Lösung der kurdischen Frage. 

die Auslieferung als angeblicher Gleichzeitig schadet sie den Demo- Inzwischen haben zahlreiche Per- 

1 Terrorist" an die Türkei. kratisierungsbestrebungen in der sönlchkeiten eine Unterschriften- 

Remzi Kartal ist in Belgien als Türkei und leistet der Folterpraxis, aktion initiiert, in der von der 

Flüchtling anerkannt. Wenn sich den Menschenrechtsverletzungen, Bundesregierung und der bayri- 

deutsche Behörden über diesen sowie der Assimilations-, Verleug- sehen Landesregierung gefordert 

Flüchtlingsstatus in einem Nach- nungs- und Vemichtungspolitik der wird, Remzi Kartal nicht an die Tür¬ 
barland hinwegsetzen, ist dies ein Türkei gegenüber den Kurden Vor- kei auszuliefem und ihn umgehend 

eklatanter Bruch internationalen schub. Deshalb bewerten wir die freizulassen. Die Liste steht auf 

Rechts. Gerade erst hat der anti-kurdische Allianz zwischen der unserer Webseitew zum Download 

Gerichtshof in Den Haag die Aus- Türkei und Deutschland, deren bereit. (YK, KNK, ISKU) 

„Wir geben der AKP Zeit bis Newroz“ 

Das Mitglied des Führungsrates gan eine klare Meinung zu der kur- Karayilan rief die kurdischen 

des KONGRA GEL Murat Karayi- dischen Frage äußern könnten, Jugendlichen auf, ihren Platz in den 

lan äußerte sich zu den Angriffen gäbe man ihnen Zeit bis Newroz. Reihen der Volksverteidigungskräf- 

und Maßnahmen des Staates der Wenn sie bis dahin keine Antwort te einzunehmen. 

letzten Tage. Karayilan nahm tele- gegeben hätten, werde man die jet- Außerdem wies Karayilan darauf 

fonisch an der Sendung Gündem zige defensive Verteidigung in jede hin, dass einige Kreise versuchen, 

von Roj TV teil und erklärte, man Richtung ausweiten. Karayilan wies den kurdischen Befreiungskampf 

werde gegenüber dem Massaker auch auf die Hinrichtung von Ugur auch auf dem Feld der Diplomatie 

an den fünf Jugendlichen in Semex Kaymaz, Feyzi Can und der fünf zu behindern. Man werde die Ver- 

(Pimak) und der Verhaftung des Jugendlichen in Semex hin und haftung des stellvertretenden Vor¬ 
stellvertretenden Vorsitzenden des sagte, man werde dies nicht akzep- sitzenden des KONGRA-GEL 

KONGRA GEL, Remzi Kartal in deren. Karayilan warnte davor, die Remzi Kartal in Deutschland nicht 

Deutschland nicht schweigen. Geduld überzustrapazieren und hinnehmen. Karayilan rief die Kur- 

Karayilan sagte, der Vertreter des sprach sein Beileid für die Ermor- dlnnen in Europa auf, sich in den 

kurdischen Volkes, Abdullah Öca- deten aus. Parlamenten einzusetzen und for- 

lan habe seit sieben Jahren den Karayilan verwies auf die Notwen- derte seine Freilassung in kürze- 

Weg der demokratischen Lösung digkeit der Entwicklung des demo- ster Zeit. Karayilan rief das kurdi- 

gefördert, die Türkei dagegen habe kratischen Kampfes. Wenn der sehe Volk auf, bei der Demonstra- 

auf diese Bemühungen nur mit Weg des demokratischen Kampfes tion in Straßburg am 12. Februar in 

Gewalt und Repression geantwor- verschlossen wird, beginnt eine Europa einen der Zeit entsprechen- 

tet.. Die Grenze der Geduld sei nun Phase der Liquidierung und ein den politischen Volksaufstand zu 

erreicht. Damit die AKP und Erdo- starker Widerstand dagegen, beginnen. (DM, 26.1., ISKU) 


Meldungen 


Treffen mit Öcalan 
wieder verhindert 

Die Anwältlnnen von Abdullah 
Öcalan, Hatice Korkut, Dogan 
Erbas und Okan Yildiz wurden 
erneut daran gehindert, ihren 
Mandanten zu besuchen. Begrün¬ 
det wurde dies mit schlechtem 
Wetter. Die Bücher, Kleidung und 
Zeitungen wurden ebenfalls nicht 
angenommen. Yildiz sagte: "Bis¬ 
her wurden die Sachen immer 
übergeben, auch das hat sich jetzt 
geändert." (DM, 26.1., ISKU) 

Abschließende Entscheidung 
im Fall Öcalan im März 

Der Sprecher des Europäischen 
Menschenrechtsgerichtshofes 
Paul Mohaney erklärte, dass mit 
größter Wahrscheinlichkeit in 
spätestens zwei Monaten im Fall 
Öcalan die abschließende Ent¬ 
scheidung fallen wird. 

In der ersten Verhandlung war 
entschieden worden, dass die 
Verurteilung Öcalans nicht recht¬ 
mäßig war. Wenn das hohe 
Gericht diese Entscheidung 
bestätigt, könne eine erneute Ver¬ 
handlung im Fall Öcalan auf die 
Tagesordnung kommen. 

(RTV, 26.1., ISKU) 

Urteil im Prozess wegen 
Jugendlager in Pforzheim 

Nach fünf Verhandlungen in drei 
Monaten vor dem Landgericht in 
Karlsruhe wurde der Prozess 
gegen die Verantwortlichen eines 
Jugendlagers der Föderation Ana- 
tolischer Kultur-Vereine abge¬ 
schlossen; das Lager sei ein Aus¬ 
bildungslager der DHKP-C gewe¬ 
sen. Gegen den Vorsitzenden der 
Föderation erging ein Urteil von 
40 Tagen Haft; umgewandelt in 
Geldstrafe von 200 Euro. Gegen 
30 im Lager festgenommene wur¬ 
den ebenfalls Geldstrafen ver¬ 
hängt. Der Vorsitzende der Föde¬ 
ration bezeichnete den Prozess 
als Schlag gegen die Reise- und 
Meinungsfreiheit von Auslän¬ 
dem. Revision wurde angekün¬ 
digt. (MHA, 26.1., ISKU) 

Europol: Antrag auf 
Festnahme von 968 Kurden 
und Türken in Europa 

Auf Antrag der Dienststelle Anka¬ 
ra der EuroPol (EuropaweitePoli- 
zeiorganisation) sollen in Europa 
968 Personen, meist Türken und 
Kurden, festgenommen und an 
die Türkei ausgeliefert werden. 
In der Aufstellung finden sich 
Mitglieder und Mitarbeiter von 
KONGRA-GEL, Dev Sol, MLKP 
sowie weitere Mitglieder der tür¬ 
kischen Linken und auch Mitglie¬ 
der von islamischen türkischen 
Gmppen. Die Gesuchten sollen 
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Jugendliche nach schwerer Folter ermordet 


Nach einer Erklärung von Frau 
Sartik, der Mutter einer der fünf 
Jugendlichen, die in Simax (Sir- 
nak) hingerichtet wurden (siehe 
Nuce 189), sei ihre Tochter auf der 
Straße verhaftet worden und nach 
schwerer Folter in die Berge 
gebracht und dort ermordet wor¬ 
den. Sie sagte, dass ihre Tochter 
Sibel und deren Freundinnen 
keine Guerillas, sondern Zivilistin¬ 
nen gewesen seien. 

Die Jugendlichen seien auf der 
Straße festgenommen worden und 
in Simax fast eine Woche lang 
schwerer Folter ausgesetzt gewe¬ 
sen. Sartik sagte: "Meine Tochter 
Sibel und ihre vier Freundinnen 
wurden nach schwerer Folter von 
Soldaten auf die Berge gebracht 
und dort hingerichtet um es so 
aussehen zu lassen, als wären sie 
in einem Gefecht getötet worden. 
Auch die Bewohnerinnen des Dor¬ 
fes Toptepe, das nahe bei dem Ort 
der Geschehnisse liegt, erklärten, 
alle fünf Personen seien Zivilistin¬ 
nen gewesen. Dazu erklärte Frau 
Sartik: "Die Aussagen der Dorfbe¬ 
wohnerinnen, der Zeuginnen und 
auch die Bilder machen es offen¬ 
sichtlich, dass es sich bei diesen 


Die Verhandlung um das Massa¬ 
ker im E-Typ Gefängnis Amed im 
Jahr 1996, ging vor dem dritten 
Strafgericht weiter. Bei der Ver¬ 
handlung kam es erneut zu kei¬ 
ner Entscheidung und die Ver¬ 
handlung wurde vertagt. (1996 
wurden politische Gefangene im 
E-Typ Gefängnis von Sicherheits¬ 
kräften mit Holzlatten und Eisen¬ 
stangen angegriffen, dabei wur¬ 
den 10 Personen getötet und 23 
verletzt.) 

Bei der Verhandlung waren die 
72 Angeklagten Sicherheitskräf- 


Vorkommnissen um eine außerge¬ 
richtliche Hinrichtung handelt, es 
ist der Beweis, dass die Erklämng 
des Gouverneurs, es handle sich 
um Terroristen, die bei einem 
Gefecht getötet wurden um eine 
Lüge handelt." 

In diesem Zusammenhang erklär¬ 
te auch das Leichenhaus, in dem 
die Leiche von Hamdullah £inar, 
einem der Getöteten gewaschen 
wurde, dass auf seiner Bmst Ziga¬ 
retten ausgedrückt worden sind. 
Die Familien der fünf in Sirnax 
Getöteten konnten trotz aller 
Bemühungen den Autopsie- und 
den balistischen Bericht nicht ein- 
sehen. Sie werden sich an das 
Gericht in Sert (Siirt) und den 
Europäischen Menschenrechtsge¬ 
richtshof wenden. 

Der Vorsitzende der DEHAP von 
Simex, Izzet Beige erklärte, man 
habe sich aufgrund der Ereignisse 
mit zahlreichen Dorfbewohnern 
und anderen Personen getroffen, 
Ergebnis aller dieser Nachfor¬ 
schungen sei, dass es sich bei den 
Getöteten um Zivilistinnen handle. 
Beige benannte die Ermordung 
dieser fünf Personen sei als einen 
Angriff auf den Kampf um Demo- 


te und ihre Verteidigerinnen 
nicht anwesend. Die Anwältln- 
nen der Getöteten, M. Sezgin 
Tanrikulu, Meral Danis Besdas, 
Sabahattin Acar und Zulal Erdo- 
gan übergaben Bilder, die bei der 
Autopsie gemacht worden waren 
an das Gericht. 

Der Anwalt Tanrikulu ergriff das 
Wort und sagte, dass der Fall 
inzwischen neun Jahre zurücklie¬ 
ge und es immer noch nicht zu 
einer Beweisaufnahme gekom¬ 
men sei. Das Gericht wiederum 
behauptete, auch die Gefange- 


kratie und Freiheit und sagte: 
"Fünf Personen werden unver¬ 
sehrt verhaftet und später getö¬ 
tet. Um dieses Massaker zu ver¬ 
schleiern bringen sie sie auf die 
Berge und sagen sie wären bei 
einem Gefecht getötet worden". 

Reaktion der HPG 

Die Volksverteidigungskräfte 
(HPG) führte im Gedenken an 
die fünf in Sirnax ermordeten 
Jugendlichen eine Aktion in 
Istanbul durch. Die HPG über¬ 
nahm in einer schriftlichen Erklä¬ 
rung den Angriff auf die Elektro¬ 
nikfirma BEKO. In der Erklärung 
heißt es, die Metropolenkräfte 
der HPG hätten die Firma BEKO, 
die zur KO£ Holding gehört 
angezündet. Mit dieser Aktion 
setze man sich für die Gefallenen 
ein. Die HPG erklärte, wenn 
diese Grausamkeiten andauer¬ 
ten, werde dies Einfluss auf das 
Leben in den Metropolen haben. 
"Wir werden auf jeden Angriff auf 
die Bevölkerung antworten. 
Unser Volk soll gegenüber dem 
Krieg wachsam sein und den 
Geist des Widerstandes zeigen." 

(DM/RTV, 25.1., ISKU) 


nen hätten Latten und Eisenstan¬ 
gen eingesetzt. 

Im Anschluß sprach der Anwalt 
Sezgin Tanrikulu: "Die Behaup¬ 
tung, die Gefangenen hätten die 
Latten und Eisenstangen benutzt 
dienen nur zur Legitimation der 
Morde." 

Die Gerichtskommission ver¬ 
schob das Verfahren, nachdem 
die Anwältlnnen gesprochen hat¬ 
ten. Informationen über einen 
neuen Termin sind noch nicht 
bekannt. 

(DM, AW, 26.1., ISKU) 


sich in Deutschland, Frankreich, 
Schweden, Belgien, Holland, 
Grossbritannien, Luxemburg und 
Spanien aufhalten. Der Antrag 
wurde Ende 2004 erlassen; die 
Festnahmen sollen bis Ende 2005 
abgeschlossen werden. Türki¬ 
sche Polizisten sollen in diesem 
Zusammenhang zur Mitarbeit mit 
Interpol nach Europa geschickt 
werden. (MHA, 26.1., ISKU) 

Zahlreiche Tote und Verletzte 
am Büro der KDP 

In der Stadt Sengal kam es vor 
dem KDP-Büro zu einer Bomben¬ 
explosion. Nach Informationen 
von Augenzeuginnen wurde ein 
Lastwagen zum Explodieren 
gebracht. 30 Personen sollen 
getötet worden und zahlreiche 
weitere verletzte worden sein. 
Von offizieller Seite liegt noch 
keine Erklärungen vor. 

(DM, 26.1., ISKU) 

Gedenken an 

verschwundene DEHAPler 

Die Führungsmitglieder der 
DEHAP in Silopi, Serdar Tanis 
und Ebubekir Deniz, sind seit 
dem 25. Januar 2001 verschwun¬ 
den. An diesem Tag sind sie in 
das Büro der Gendarmerie von 
Silopi gebracht worden. Zum 
fünften Jahrestag ihres Ver¬ 
schwindens wurde ihnen an vie¬ 
len Orten gedacht. 

Die Mitglieder der DEHAP 
Jugend in Amed, Wan, Merdin, 
Sirnex, Riha, Batman, Istanbul, 
Ankara, Sert, Adana, Mersin und 
Iskenderum gaben jeweils vor 
einer großen Menschenmenge 
Presseerklärungen ab. 

In Istanbul fand zum Gedenken 
an Serdar Tanis und Ebubekir 
Deniz eine Aktion am Galatasaray 
Gymnasium statt. In Ankara 
gaben Jugendliche eine Erklä¬ 
rung vor dem Justizministerium 
ab. (DM, 25.1., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstrasse 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Infonnationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


Ankara diktiert Lehrplähne 


Brandenburg 

Als einziges Bundesland behan¬ 
delte Brandenburg seit 2002 im 
Geschichtsunterricht den türki¬ 
schen Völkermord an den Arme¬ 
niern während des Ersten Welt¬ 
krieges. Auf Druck der türkischen 
Regierung wurde die entspre¬ 
chende Stelle im Lehrplan jetzt 
gestrichen. 

Nach Informationen des Tages¬ 
spiegel hatte der türkische Gene¬ 
ralkonsul Aydin Durusoy sich in 
einem Brief an Brandenburgs 
Ministerpräsident Matthias Platz¬ 
eck (SPD) über die Benennung 
des Genozids im Lehrplan 
beschwert und dabei auf rassisti¬ 
sche Übergriffe von Neonazis 
gegen Türken in Brandenburg 
hingewiesen. Nach einem Treffen 
zwischen Platzeck, Durusoy und 
dem parteilosen Bildungsminister 
Holger Rupprecht wurde nach 
einem Bericht der Tageszeitung 
„Die Welt“ die Streichung eines 
Halbsatzes zum Armenier-Geno¬ 
zid verfügt. »Es gab leider eine 
Menge Völkermorde«, erklärte 
Platzeck am Dienstag abend. Es 
handele sich also um kein Ein¬ 
knicken vor der Türkei, sondern 
um die Einsicht, dass die Reduk¬ 


tion auf ein Beispiel dem Thema 
nicht gerecht werde. 

Jetzt droht eine zweihundert Sei¬ 
ten starke Handreichung für 
Geschichtslehrer ins Altpapier zu 
wandern. Die Studie sei abbestellt 
worden, dafür werde eine neue 
Leitlinie ausgearbeitet, in der der 
Themenkomplex an mehreren 
Beispielen erläutert werde, so der 
Sprecher des Kulturministeriums 
Thomas Hainz. Der Völkermord 
an den Armeniern solle darin 
natürlich nicht geleugnet werden. 
Die mit der SPD in Brandenburg 
koalierende CDU und die PDS for¬ 
dern die Rückkehr des Themas in 
den Lehrplan. Der CDU wird es 
dabei wohl vor allem um Argu¬ 
mente gegen einen EU-Beitritt der 
Türkei gehen. 

Die Türkei bestreitet bis heute 
den Völkermord, bei dem bis zu 
1,5 Millionen christliche Armenier 
im Osmanischen Reich in den Jah¬ 
ren 1915 und 1916 auf Geheiß der 
jungtürkischen Militärjunta 
ermordet wurden. Entsprechende 
Äußerungen stehen in der Türkei 
unter Strafe. Nach offizieller, auch 
auf der Homepage der türkischen 
Botschaft nachzulesender Deu¬ 


tung hätten vielmehr die Arme¬ 
nier sich als Vaterlandsverräter 
mit dem russischen Kriegsgegner 
verbündet und Terrorakte gegen 
die türkische Armee unternom¬ 
men. Damit hätten sie ihre 
»Umsiedlung« selbst zu verant¬ 
worten. Die Hälfte der Armenier 
kam bei Pogromen in ihren Sied¬ 
lungsorten um, die anderen wur¬ 
den in Todeszügen in die mesopo- 
tamischen Wüsten deportiert, wo 
sie vor Hunger, Durst und Hitze 
starben. 1500 christliche Kirchen 
wurden zerstört. Deutsche Offi¬ 
ziere, die seit 1913 im Rahmen 
einer Militärmission die Türkei 
als Waffenbruder für den Welt¬ 
krieg aufzurüsten halfen, gehör¬ 
ten zu den Vordenkem, Planern 
und Gehilfen des Völkermordes. 
Erste Deportationspläne für die 
Armenier stammten von Colmar 
Freiherr von der Goltz, der seit 
1883 als deutscher Militärausbil¬ 
der im Osmanischen Reich tätig 
war. Zehntausende Armenier wur¬ 
den als Zwangsarbeiter zum Bau 
der deutschen Bagdadbahn einge¬ 
setzt und anschließend mit allen 
Zügen deportiert. 

(jW, 27.1., ISKU) 


Keine Entscheidung zu Massaker in Amed 
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„Nicht einmal Mandela war so isoliert wie Öcalan...“ 

Delegation prüft Situation Öcalans 


Am 16. Februar 2005 reiste eine 
deutsch-südafrikanische Men¬ 
schenrechtsdelegation in die Tür¬ 
kei, um die Isolationshaftbedin¬ 
gungen von Abdullah Öcalan zu 
untersuchen. Die sechsköpfige 
Delegation führte Gespräche mit 
verschiedenen Vertretern aus 
Politik, Menschenrechts- und 
zivilgesellschaftlichen Organisa¬ 
tionen. Eines der Hauptanliegen, 
auf der Gefängnisinsel Imrali mit 
Öcalan zusammen zu treffen, 
konnte nicht verwirklicht werden. 
Das türkische Justizministerium 
verweigerte ohne Angaben von 
Gründen die Besucherlaubnis. 
Mit der Nachrichtenagentur 
MHA sprachen Essa Moosa, Rich¬ 
ter am Obersten Gerichtshof in 
Südafrika und ehemaliger Rechts¬ 
anwalt von Nelson Mandela und 
Prof. Dr. Norman Paech, Völker¬ 
rechtler aus der Bundesrepublik 
Deutschland, über die ersten Ein¬ 
drücke von ihrer Reise: 

In den 1980'er Jahren nahmen sie 
als Rechtsanwalt die Interessen 
ihres Mandanten, Nelson Mandela 
wahr. Später arbeiteten sie auch 
politisch zusammen. Wie haben Sie 
Nelson Mandela kennen gelernt? 
Können Sie unseren Lesern etwas 
über seinen Prozess erzählen ? 
Moosa: Damals, als die weiße 
Regierung an der Macht war, war 
in Südafrika die Kultur des Natio¬ 
nalismus weit verbreitet. Grundla¬ 
ge dieser Weltanschauung war die 
Apartheid und der Rassismus. 
Nelson Mandela stellte sich gegen 
diese Weltanschauung. 1952 
berief er den Afrikanischen Natio¬ 
nalkongress (ANC) ein. Dort rich¬ 
tete er auf der Grundlage der 
gefassten Beschlüsse an die 
Öffentlichkeit einen Aufruf, der 
den Charakter eines "Freiheitsma¬ 
nifestes" hatte. In dem Aufruf for¬ 
mulierte er die demokratischen 
Prinzipien eines freien Südafrikas. 
Kurz darauf wurde gegen die 
Organisatoren des Kongresses, 
unter denen sich auch Nelson 
Mandela befand, ein Verfahren 
eröffnet. Die von ihm formulier¬ 
ten demokratischen Prinzipien 
wurden als "Vaterlandsverrat" 
charakterisiert. Einige Jahre spä¬ 
ter wurde der ANC, aber auch 
andere Parteien, verboten und 
ihnen die politische Betätigung 
untersagt. Daraufhin beschloss 
der ANC die Aufnahme des 
bewaffneten Kampfes, den er 
solange fortführte, bis ihm wieder 
Eintritt in die politische Arena 
gewährt wurde. 

Damals verließen viele Angehöri¬ 
ge des ANC das Land, um sich in 
Algerien und Palästina im 


Gebrauch an der Waffe unterrich¬ 
ten zu lassen. Bei ihrer Rückkehr 
überzeugten sie breite Teile der 
schwarzen Bevölkerung von der 
Notwendigkeit des bewaffneten 
Kampfes. Damit begannen die 
Sabotageaktionen, Bombenatten¬ 
tate und Angriffe auf die staat¬ 
lichen Sicherheitskräfte. Im Ver¬ 
lauf dieser Aktionswellen wurden 
Mandela, aber auch andere Füh¬ 
rer des ANC, gefangen genom¬ 
men und vor Gericht gestellt. Die¬ 
jenigen Führer, der man nicht 
habhaft werden konnte, verließen 
das Land. Mandela sprach wäh¬ 
rend seines Prozesses nur ein ein¬ 
ziges mal. In seiner Rede legte er 
die Beweggründe des bewaffne¬ 
ten Kampfes und die eigenen lang¬ 
fristigen Ziele seiner Bewegung 
dar. 1989 nahm er Verbindung mit 
der Regierung auf, in dem er zu 
einer Waffenruhe aufrief und zu 
einer friedlichen Lösung des Kon¬ 
fliktes aufforderte. 

Gibt es Ihrer Meinung nach Ähn¬ 
lichkeiten zwischen den Fällen von 
Abdullah Öcalan und Mandela? 
Moosa: Nelson Mandela war 
nicht derartigen Isolationshaftbe¬ 
dingungen ausgesetzt, wie dies 
bei Abdullah Öcalan der Fall ist. 
Dennoch ist es gut möglich, dass 
es auch in seinem Fall zu ähn¬ 
lichen Entwicklungen kommen 
kann. Dies hängt jedoch davon 
ab, inwieweit Öcalan Verbindung 
mit der Regierung aufnehmen 
kann bzw. wie sehr er dazu ent¬ 
schlossen ist. Ich sehe jedenfalls 
keinen Grund, weshalb das nicht 
möglich sein sollte. Zwar war 
auch Mandela auf einer Gefäng¬ 
nisinsel gefangen. Er hatte jedoch 
die Möglichkeit, Kontakt zu ande¬ 
ren Gefangenen zu pflegen. Dies 
ist Öcalan nicht möglich. Früher 
war der ANC verboten und seine 
Führer waren als Terroristen dis¬ 
kreditiert. Einige frühere Frei¬ 
heitskämpfer bzw. als Terrorist 
gebrandmarkte Führer von 
Befreiungsbewegungen sind 
heute Präsidenten ihres Landes. 
Wir sehen also, dass nichts 
unmöglich ist. 

Herr Paech, Sie beschäftigen sich 
schon länger mit einer Lösung der 
kurdischen Frage. Wie bewerten 
Sie die diesbezüglichen Entwik- 
klungen? 

Paech: Vor zwei Jahren kam ich 
in die Türkei und bereiste 
Gegend um Van und Hakkari. Das 
war in der Zeit des Wahlkampfes. 
Die Bevölkerung war einem enor¬ 
men Druck ausgesetzt. Eine der¬ 
artige repressive Atmosphäre war 
auch bei der letzten Wahl festzu¬ 


stellen. Ein demokratischer 
Umgang war nicht existent. Mein 
erster Eindruck aus den Gesprä¬ 
chen mit Vertretern von zivilge¬ 
sellschaftlichen Organisationen 
ist jedoch, dass die jetzige Regie¬ 
rung dazu eine positivere Haltung 
einnimmt. Zwar setzen sich die 
Menschenrechtsverletzungen 
weiterhin fort, die jetzige Regie¬ 
rungspartei scheint jedoch aus 
den Erfahrungen gelernt zu 
haben und bewusster zu handeln. 
Leider musste ich dennoch fest¬ 
stellen, dass sich die Mentalität 
und das Denken der türkischen 
Regierung nicht wirklich geän¬ 
dert haben. 

Wie sehen Sie die politischen 
Flintergründe der gegen Abdullah 
Öcalan angewandten Isolations¬ 
haft? 

Paech: Isolation ist eine Metho¬ 
de, um oppositionelle Führer 
über Jahre hinweg von ihrem 
Volk zu trennen. Gleichzeitig soll 
dies die Auflösungserscheinun¬ 
gen ihrer Organisationen forcie¬ 
ren. Mit dieser Methode soll die 
Persönlichkeit dieser Führer 
gebrochen werden, weshalb ich 
diese Methode als "weiße Folter" 
bezeichne. 

Werden Sie Ihre Untersuchungen 
fortsetzen? 

Paech: Ja, wir werden sie fortset¬ 
zen. Unsere Absicht ist Fakten zu 
diesem Thema zu sammeln. So 
widerspricht, für meine Begriffe, 
das gegen ihn verhängte Urteil 
dem internationalen Recht, da 
seine Entführung illegal war. Ein 
solches Vorgehen ist nicht durch 
internationales Recht gedeckt. 
Würde man eine solche Missach¬ 
tung dulden, könnte jeder Staat 
der Welt seine Oppositionellen 
aus dem Ausland entführen und 
verurteilen. 

(MHA, 23.1., II, ISKU) 


Die hier wiedergegebenen Auszüge 
aus dem Interview sind einem 
umfangreichen Dossier zur Situa¬ 
tion Abdullah Öcalans entnom¬ 
men, dass die „Internationale Initi¬ 
ative - Freiheit für Abdullah Öca¬ 
lan - Frieden in Kurdistan“ und 
die „Iniziativa Italiana - Libertä 
per Abdullah Öcalan“ gemeinsam 
mit dem Büro der Anwältlnnen 
Öcalans, dem „Asrin Hukuk Büro- 
su“, erstellt haben. Das „Spezial - 
Dossier Nr. 2“ steht auf der Websei¬ 
te der Internationalen Initiative 
www.freedom-for-ocalan.com zum 
Donwload bereit oder kann per 
email unter: info@freedom-for- 
ocalan.com bestellt werden. 
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Meldungen 

Besuch bei Öcalan 
erneut verhindert 

Der Besuch der Anwältlnnen bei 
Öcalan wurde heute erneut mit der 
Begründung wegen schlechten 
Wetters verhindert. Auch in der 
vorigen Woche war das Treffen 
mit Öcalan bereits verhindert wor¬ 
den. 

Eine Delegation des türkischen 
Menschenrechtsvereins IHD, die 
auf Antrag der Anwälte Öcalans 
die gesundheitliche Situation Öca¬ 
lans und die Bedingungen im 
Gefängnis Imrali untersuchen 
wollten, wurden von den Verant¬ 
wortlichen der Gendarmerie daran 
gehindert. Das Justizministerium 
erklärte, Öcalan habe keine 
gesundheitlichen Probleme. 

(DM, 2.2., ISKU) 

Gefangene von PRD und PAJK 
im Hungerstreik 

Die Gefangenen von PRD und 
PAJK im Gefängnis Dilok prote¬ 
stieren gegen die Morde an fünf 
Jugendlichen in Simax (Simak) 
am 2. und 3. Februar mit einem 
Hungerstreik. 

Die Gefangenen der Partei der 
demokratischen Befreiung (PRD) 
und die Partei der Freiheit der 
Frauen Kurdistans (PAJK) im 
Gefängnis Dilok kritisierten in 
einer Presseerklärung die AKP 
Regierung scharf. Nach 15 Jahren 
des schmutzigen Krieges habe 
sich das Bandentum in allen Ein¬ 
richtungen und Institutionen des 
Staates entwickelt. Die Gefange¬ 
nen kritisieren neben dem Massa¬ 
ker auch die schwere Isolations¬ 
haft, der der Vorsitzende des kur¬ 
dischen Volkes Abdullah Öcalan 
ausgesetzt ist. In der Erklärung 
wird auch die Stadtverwaltung von 
Sert (Siirt) kritisiert: "Die Politik 
der Liquidierung, die im Rathaus 
von Sert geäußert wurde, die Hin¬ 
richtung ohne Verfahren, wird von 
uns und dem kurdischen Volk nie¬ 
mals akzeptiert. Diese Hinrichtun¬ 
gen ohne Verfahren verfluchen 
wir. Um dagegen zu protestieren, 
treten wird am 2. Februar in einen 
zweitägigen Hungerstreik." 

Die Gefangenen rufen die Öffent¬ 
lichkeit und das Umfeld derjeni¬ 
gen die den Frieden fordern auf, 
gegenüber derartigen Ereignissen 
sensibel zu sein. 

(DM, 31.1., ISKU) 

Etappensieg der Arbeiter 
bei SEKA 

Seit dem Opferfest halten die 
Beschäftigten der Papierfabrik 
SEKA in Izmit das Werk besetzt, 
um gegen die bevorstehende 
Schließung zu protestieren. Der 
staatliche Betrieb ist nach Ansicht 
der Privatisierungsbehörde nicht 
wirtschaftlich - die Arbeiter und 





Türkei will Auslieferung von Remzi Kartal 


Die Türkei bemüht sich weiterhin 
um eine Auslieferung des in Nürn¬ 
berg festgenommenen Remzi Kar¬ 
tal. Ankara bereite derzeit die nöti¬ 
gen Dokumente für ein formales 
Ersuchen an die Bundesrepublik 
vor, zitierte die türkische Nachrich¬ 
tenagentur Anadolu am Mittwoch 
den türkischen Justizminister 
Cemil Cicek. Deutschland sei gebe¬ 
ten worden, Remzi Kartal vorerst 
weiter in Haft zu behalten. In dieser 


Woche soll ein Gericht über seine 
Auslieferung an die Türkei ent¬ 
scheiden. Dort wird Kartal, der als 
Abgeordneter des türkischen Parla¬ 
ments nach dem Verbot der pro¬ 
kurdischen Demokratiepartei DEP 
und der Verhaftung von Leyla Zana 
und ihren Kollegen 1994 nach 
Europa fliehen musste, wegen sei¬ 
nes Engagements für die Rechte 
der Kurden als angeblicher "Terro¬ 
rist" gesucht. Kartal war in Europa 


als Diplomat in verschiedenen Insti¬ 
tutionen wie dem Kurdistan Exil¬ 
parlament und dem Kurdistan 
Nationalkongress tätig und ist jetzt 
stellvertretender Vorsitzender des 
Kongra-Gel. Etwa 1000 demon¬ 
strierten am letzten Samstag in 
Nürnberg für seine Freilassung. 
Eine Unterschriftenliste und 
weiters Infomaterial ist auf unserer 
Internetseite zu finden. 

(jW, afp, 26./31.1., ISKU) 


Quartalsbericht des IHD 


Die Zweigstelle des Menschen¬ 
rechtsvereins IHD in Diyarbakir 
hat einen Bericht über die letzten 
drei Monate des Jahres 2004 her¬ 
ausgegeben. Es sei in dem Zei¬ 
traum zu 3.078 Verletzungen der 
Menschenrechte gekommen. 54 
Menschen seien ums Leben 
gekommen und 26 Personen 
seien verletzt worden. Davon 
seien 8 Menschen durch Minen 
umgekommen. 68 Menschen hät¬ 
ten sich wegen Folter und Miss¬ 
handlung beschwert. Vom Vorsit¬ 
zenden des IHD Diyarbakir, Sela- 
hattin Demirtas, und dem Reprä- 


Kinder der DEHAP haben in der 
Region Merdin Qosere (Mardin) 
gegen die Ermordung des ^jähri¬ 
gen Ugur Kaymaz und dessen 
Vater protestiert. Sie riefen den 
türkischen Ministerpräsidenten 
Recep Tayyip Erdogan zur Been¬ 
digung des Krieges auf. 

In Istanbul gaben Kinder der 
DEHAP eine Presseerklärung zu 
der Ermordung von Ugur Kaymaz 
und seines Vaters ab. Sie zeigten 


Seit dem 18. Januar protestiert der 
kurdische Politiker Marwan Oth- 
man in Hannover mit einem Hun¬ 
gerstreik gegen die Politik des syri¬ 
schen Regimes gegen sein Volk. Wir 
dokumentieren hier seine Erklä¬ 
rung zu der Aktion: 

Die Unterdrückung des kurdi¬ 
schen Volks seitens des syrischen 
Regimes und die massiven Men¬ 
schenrechtsverletzungen gegenü¬ 
ber Kurden sind immer noch an 
der Tagsordnung. 

Die Kurden, deren Zahl heute ca. 
3 Mio. beträgt und damit die zwei¬ 
te ethnische Gruppe im Lande 
darstellen, werden nur auf Grund 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit 
verhaftet und misshandelt. Die 
Massenverhaftungen und Miss¬ 
handlungen nahmen nach den 
Ereignissen vom 12 März 2004 
enorm zu. 

Das Massaker vom 12 März 2004 
und die Ermordung von 7 Kurden 
durch die Sicherheitskräfte, 
haben kurdische Massenproteste 
ausgelöst. Diese kamen als Aus¬ 
druck des Widerstands und der 
Ablehnung der systematischen 
Politik der Unterdrückung. 

Die Verfolgung und Unterdrück¬ 
ung der Kurden in Syrien haben 
heute einen neuen Stand erreicht. 


sentanten für Südost-Anatolien, 
Mihdi Perincek, wurde die 
Abnahme der Foltervorwürfe als 
positive Entwicklung gewertet. 
Es habe aber auch ernsthafte 
Menschenrechtsverletzungen 
gegeben. Dazu gehörten extra¬ 
legale Hinrichtungen, bewaffnete 
Auseinandersetzungen, Massen¬ 
gräber und Ermittlungen gegen 
die Meinungsfreiheit. 

Als Antwort auf Fragen von bia- 
net sagte Selahattin Demirtas, 
dass die Etablierung von Wahr¬ 
heit- und Gerechtigkeitskommis¬ 
sionen notwendig sei, weil es 


auf dem Eslenere Platz Transpa¬ 
rente mit der Aufschrift "Wir 
geben dem Krieg keinen Weg", 
"Wir wollen keinen Krieg, wir wol¬ 
len Frieden" "Wir wollen nicht 
Tayyip, sondern Öcalan" und 
"Krieg ist Völkermord, Onkel Tay¬ 
yip sei kein Mörder". Im Namen 
der DEHAP Kinder sprach Ayten 
Demir: "Vielen Kindern wurde die 
Sprache und Kultur verboten. Sie 
wollen ihre Namen ändern, mit 


Die politischen Gefangenen sind 
brutaler Folter und brutalen Miss¬ 
handlungen ausgesetzt. Minde¬ 
stens fünf Gefangene sind unter 
Folter getötet worden. Mehrere 
Gefangene sind mit körperlichen 
und physischen Behinderungen 
aus der Haft entlassen worden. 
Syrien ist eine Burg der Verfol¬ 
gung und der Unterdrückung 
geworden. Das syrische Regime 
kann trotzdem und unbeschadet 
dessen, seine Politik der Verfol¬ 
gung und der Willkür weiter füh¬ 
ren. Die Menschenrechte und 
Grundfreiheiten werden mit Füs¬ 
sen getreten. Mit seiner Politik, 
verstößt das syrische Regime 
gegen internationale Normen und 
Verträge, welche auch Syrien 
unterschrieben hat. Die Interna¬ 
tionale Gemeinschaft schaut zu 
und bleibt tatenlos gegenüber die¬ 
ser Unterdrückung. 

Aufgrund dessen und als Protest 
gegen die Politik des syrischen 
Regimes, beginne ich mit einem 
offenen Hungerstreik und appel¬ 
liere an die Weltöffentlichkeit, die 
EU, die vor der Ratifizierung des 
Assoziationsabkommens mit 
Syrien steht, die Menschenrechts¬ 
organisationen und alle Freunde 
der Demokratie und der Men- 


Diyarbakir 

nicht ausreiche, dass Menschen¬ 
rechtsverletzungen abnehmen. 
Es gehe aber darum, die gesell¬ 
schaftlichen Traumata zu über¬ 
winden, und dazu müssten die 
Verantwortlichen der Verletzun¬ 
gen der Vergangenheit ermittelt 
werden. Als Beispiele von Ereig¬ 
nissen, die in der Türkei noch 
nicht verarbeitet seien, wies 
Demirtas auf das Armenierpro¬ 
blem, die Hinrichtungen von 
Adnan Menderes und Deniz Gez- 
mis sowie den Militärputsch von 
1980 hin. 

(bn, 11.1., ISKU) 


ihren türkischen, lasischen und 
arabischen Freundinnen auf freie 
Weise leben. Aber dieser Wunsch 
wird in der Türkei bestraft, wie es 
sich mit der Ermordung des 
12jährigen Ugur Kaymaz erneut 
gezeigt hat." 

Die DEHAP Kinder erklärten, sie 
wollten dass der Krieg überall auf 
der Welt verboten wird und daher 
wollten sie nicht Erdogan sondern 
Apo. (DM, 2.2., ISKU) 


schenrechte in der Welt, sich ein¬ 
zusetzen, dass: 

- Die Menschenrechtsverletzun¬ 
gen fair und unabhängig unter¬ 
sucht werden 

- Die Verhaftungen der Kurden 
aufgrund deren ethnischen Zuge¬ 
hörigkeit beendet werden 

- Alle kurdischen politischen 
Gefangene, die in Zusammenhang 
mit den Ereignissen von März 
2004 oder aufgrund ihrer Aktivitä¬ 
ten für die Rechte des kurdischen 
Volkes verhaftet wurden, frei 
gelassen werden 

- Alle Gefangene der freien Mei¬ 
nungsäußerung in Syrien, unab¬ 
hängig von ihrer politischen und 
ethischen Zugehörigkeit freigelas¬ 
sen werden 

- Die Ereignisse vom 12 März 

2004 und die dadurch ausgelösten 
kurdischen Massenproteste fair 
und unabhängig untersucht wer¬ 
den. Marwan Othman 

Hannover, 18.1.2005 

Auch die Initiative von Marwan 
Othman kann mit einer Unter¬ 
schrift unterstützt werden die an die 
E- mailadresse: rojava@rojava.net 
geschickt werden kann und auf der 
Interneseite www.rojava.net veröf¬ 
fentlicht wird. 


Gewerkschaften argumentieren 
jedoch, dass über Jahre nötige 
Investitionen nicht unternommen 
wurden. Die Wirtschaftlichkeit der 
SEKA-Izmit sei wieder herstellbar. 
Am Donnerstag errangen die 
Arbeiter vor dem 9. Verwaltungs¬ 
gericht Ankara einen Etappensieg. 
Das Gericht setzte die Schließung 
aus und ordnete zunächst mit 
einer Frist von fünf Tagen eine 
Begründung durch die Privatisie¬ 
rungsbehörde an. Danach werde 
erneut verhandelt. Im Werk sind 
noch 1.436 Personen beschäftigt. 

(Dü, 28.1., ISKU) 

Kampagne "Wir lassen den 
Krieg nicht zu" in Amed 

In Amed (Diyarbakir) beginnt 
eine Kampagne der DEHAP 
Jugend unter der Parole "Wir las¬ 
sen den Krieg nicht zu". Der Vor¬ 
sitzende der DEHAP Jugend 
Erkan Tas rief alle Ameder 
Jugendlichen auf, sich an der 
Kampagne zu beteiligen. Tas 
erklärte, man wolle mit der Kam¬ 
pagne ein Ende der Gewalt errei¬ 
chen und sich bemühen, dass der 
Krieg im Land beendet wird. Er 
erklärte, man werde am 6. Febru¬ 
ar auch nach Sert (Siirt) gehen 
und die Kampagne dort ebenfalls 
beginnen. (DM, 2.2., ISKU) 

Reaktion der HPG auf außer¬ 
gerichtliche Hinrichtung 

Am 30. Januar haben die Volks¬ 
verteidigungskräfte HPG im Zen¬ 
trum von Hezex (Idil) um 7.30 
Uhr Raketen und Handgranaten 
auf ein Militärfahrzeug abge¬ 
schossen, in dem sich vier Offi¬ 
ziere befanden. Die Aktion wurde 
als Reaktion auf die außergericht¬ 
lichen Hinrichtungen und Massa¬ 
ker durchgeführt. Anschließend 
kam es zu einem Gefecht, wobei 
es auf Seiten der türkischen 
Armee zu Verlusten gekommen 
sein soll. Später wurde die Stadt 
Hezex von der Armee umstellt 
und niemand durfte die Stadt ver¬ 
lassen oder betreten. Die HPG 
konnten sich ohne Verluster 
zurückziehen. (DM, 2.2., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstrasse 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.org/isku 


Kinder für die Beendigung des Krieges 


Protest gegen die syrische Kurdistan-Politik 

Seit 2 Wochen Hungerstreik in Hannover 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und 


15. Februar: 6. Jahrestag der Entführung des PKK-Gründers 


Freiheit für Abdullah Öcalan 



Am kommenden Dienstag jährt 
sich zum 6. Mal die Verschlep¬ 
pung des damaligen Vorsitzenden 
der PKK, Abdullah Öcalan, in die 
Türkei. Seit dem ist er als einziger 
Gefangener auf der Gefängnisin¬ 
sel Imrali im Marmara- 
Meer in ständiger tota¬ 
ler Isolation. Trotz die¬ 
ser extremen Haftbe¬ 
dingungen setzt er 
sich mit den begrenz¬ 
ten Möglichkeiten, die 
ein Gefangener besitzt, 
mit aller Kraft für eine 
friedliche Beilegung 
des Konflikts und für 
eine politische Lösung 
der kurdischen Frage 
sowie für einen umfas¬ 
senden Frieden in der 
Region des Mittleren 
Osten ein. 

Der 15. Februar ist seit 
der Verschleppung 
Öcalans ein symboli¬ 
sches Datum für eine 
Länder und Kontinen¬ 
te übergreifende Poli¬ 
tik, die jegliches Men¬ 
schen- und Völker¬ 
recht mit Füßen tritt 
und insbesondere das 
kurdische Volk zum 
Spielball der eigenen 
Interessen machen 
will. 

Die Kurdinnen und 
Kurden nutzen seit¬ 
dem diesen Tag, um ihre Forde¬ 
rung nach einem selbstbestimm¬ 
ten Leben in Frieden, Freiheit und 
Demokratie lautstark zum Aus¬ 
druck zu bringen und um die Frei¬ 
lassung Abdullah Öcalans zu for¬ 
dern, der durch seinen jahrzehn¬ 
telangen unermüdlichen Einsatz 
das kurdische Volk zurück auf die 
Bühne der Geschichte gebracht 
hat. Musataf Karasu, Mitglied des 


werden auch zum Jahrestag des 
15. Februar mit einer starken 
Stimme das Kompott verurteilen 
und die Führung nicht alleine las¬ 
sen." 

Kurdische Organisationen und 
Dachverbände rufen 
anläßlich des 15. 
Februar zu einer zen¬ 
tralen Großdemonstra¬ 
tion in Straßburg auf. 
Zu der Demonstration, 
die am Samstag, den 
12.2. stattfinden wird, 
werden zehntausende 
Menschen aus ganz 
Europa erwartet. In 
nahezu allen größeren 
Städten organisieren 
kurdische Vereine 
Busreisen nach Straß¬ 
burg. 

Auch in der Türkei 
spielt der 15. Februar 
für kurdische Aktivi¬ 
stinnen eine bedeuten¬ 
de Rolle. Bereits im 
Vorfeld fanden Protest¬ 
aktionen statt, die sich 
vor allem gegen die 
aktuelle Politik der 
AKP-Regierung richte¬ 
ten. So zogen am Mon¬ 
tag Frauen der 
DEHAP in Amed (Di- 
yarbakir), Wan (Van), 
Mersin und Adana mit 
Demonstrationszügen 
vor die örtlichen Büros der AKP 
und führten dort Kundgebungen 
und Sitzstreiks durch. Rednerin- 
nen riefen die Regierung auf, in 
einen Dialog mit Abdullah Öcalan 
zu treten und nach jahrzentelan- 
gem Krieg endlich einen bilatera¬ 
len Waffenstillstand auszurufen 
und den Weg für einen dauerhaf¬ 
ten Frieden freizumachen. 

(AW, 7.2., ISKU) 


Komitees für Wissenschaft und 
Kunst des KONGRA-GEL, hob in 
einer am 7. Februar verbreiteten 
Erklärung hervor, dass durch das 
Komplott gegen Abdullah Öcalan 
deutlich geworden sei, „dass 


unser Volk mit dem Herzen und 
der Seele mit dem Vorsitzenden 
und der Bewegung verbunden ist. 
Das beste Beispiel hat unser Volk 
in Europa gegeben.“ 

Karasu erklärte, die Menschen 
aus Kurdistan in Europa hätten 
sich mit der Parole "Alle nach 
Rom" organisiert: "Unser Volk in 
Europa hat sich seit 25 Jahren für 
den Vorsitzenden eingesetzt. Sie 


Mehmet T. an BRD ausgeliefert 


Seit dem 24. Januar 2005 ist der 
kurdische Politiker Mehmet T. 
wieder in einem deutschen 
Gefängnis, ausgeliefert von Grie¬ 
chenland auf der Grundlage eines 
Auslieferungsersuchens der deut¬ 
schen Behörden. 

Nach dem Putsch des türkischen 
Militärs im Jahre 1980, wurden 
Dutzende kurdischer Aktivisten 
ermordet, Tausende verfolgt, ver¬ 
haftet und in Militärgefängnissen 
brutal gefoltert. Mehmet T. war 
einer dieser Gefangenen. Nach 16 
Jahren Haft wurde er freigelassen. 
Er war gezwungen, sich für das 
Exil zu entscheiden. Schließlich 


kam er auf Umwegen nach 
Deutschland. 

Im August 2000 wurde Mehmet T 
in Köln verhaftet und der Mitglied¬ 
schaft in einer kriminellen Vereini¬ 
gung (§ 129) bezichtigt. Außer¬ 
dem wurde er verantwortlich 
gemacht für eine Besetzung des 
Generalkonsulats in Düsseldorf 
1999. Im Februar 1999 demon¬ 
strierten in vielen Ländern Kur¬ 
dinnen gegen die Verschleppung 
Öcalans in die Türkei. 

Das Oberlandesgericht (OLG) ver¬ 
urteilte ihn im Dezember 2001 zu 
einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren 
und 3 Monaten. Am 25. September 


2002 wurde er auf Bewährung und 
mit einer Reihe von Auflagen ent¬ 
lassen. Dazu gehörte u. a. ein 
quasi Politikverbot. Mehmet T. hat 
sich diesen Einschränkungen 
widersetzt und ist nach Griechen¬ 
land gegangen, wo er ursprünglich 
auch Asyl beantragt hatte. 

Diese "Dreistigkeit" jedoch woll¬ 
ten die deutschen Behörden nicht 
ungestraft lassen und begehrten 
von Griechenland die Ausliefe¬ 
rung in die BRD. Am 23. Septem¬ 
ber 2004 wurde Mehmet T. in 
Athen verhaftet und wie so oft in 
seinem Leben seiner Freiheit 
beraubt. (AZ 25/26, ISKU) 
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der Türkei 


Meldungen 

Seit drei Wochen kein 
Anwaltsbesuch bei Öcalan 

Zum dritten Mal in Folge können 
die Anwältlnnen des Asrin Hukuk 
Bürosu ihren Mandanten Abdullah 
Öcalan nicht sehen. Am Mittwoch 
morgen fuhren Bekir Kaya, Okan 
Yildiz und Baran Dogan erneut zur 
Gendarmeriestation in Gemlik, 
wurden aber wegen angeblich 
schlechten Wetters abgewiesen. 
Auch die Zeitungen und Bücher 
für Öcalan wurden zurückgege¬ 
ben. Über das Boot, das das Justiz- 
miniserium bereitgestellt haben 
soll, ist immer noch keine Informa¬ 
tion zu bekommen. 

(DM, 9.2., ISKU) 

EU-Gericht rügt Türkei 

Die Türkei ist am Dienstag vom 
Europäischen Menschenrechts¬ 
gerichtshof in Straßburg wegen 
Verstoßes gegen die Meinungs¬ 
freiheit gerügt worden. Türki¬ 
sche Richter hatten einen prokur¬ 
dischen Autor wegen "separatisti¬ 
scher Propaganda" zu einem Jahr 
Gefängnis verurteilt. Das Gericht 
in Straßburg gab jetzt dem 72-jäh- 
rigen Verfasser Recht, der in 
einem Essay über die blutige 
Unterdrückung von Kurden im 
Osten der Türkei geschrieben 
hatte. Der Gerichtshof wies 
zugleich die Regierung in Ankara 
an, dem Kläger 7.500 Euro Scha¬ 
denersatz zu zahlen. In dem 
Essay hatte der Autor Zeitungsar¬ 
tikel zitiert, in denen von der 
"Gründung eines Kurdenstaates" 
die Rede war. (taz,10.2, ISKU) 

Washington versucht 
die Türkei zu beruhigen 

Die neue US-Außenministerin 
Condoleezza Rice hat türkische 
Sorgen über die Entwicklung im 
Irak und die Furcht vor der mög¬ 
lichen Gründung eines unabhän¬ 
gigen Kurdenstaates im Nachbar¬ 
land zu zerstreuen versucht. "Die 
Position der USA ist völlig ein¬ 
deutig", sagte Rice, "wir setzen 
uns voll für die Einheit Iraks ein." 
Türkische Regierungspolitiker 
hatten im Vorfeld des Besuchs 
deutliche Kritik an der Irak-Poli¬ 
tik Washingtons geübt. Die USA 
sähen den Unabhängigkeitsbe¬ 
strebungen der irakischen Kur¬ 
den indifferent zu und unternäh¬ 
men nicht genug gegen die 
Rebellen der kurdischen Arbei¬ 
terpartei PKK, die sich im Nord¬ 
irak versteckt halten, lautete der 
Vorwurf. (KSA, 7.2., ISKU) 

Der kurdische Politiker 
Sabri Ok endlich entiassen 

Der Politiker Sabri Ok wurde am 
Dienstag aus dem Gefängnis ent¬ 
lassen und am Flughafen Dilok 
mit Blumen empfangen. 





Iran: Aufruf zum Volksaufstand 


Zum Jahrestag der Gründung des 
islamischen Regimes im Iran 
gehen die Repressionen und 
Unterdrückungsmaßnahmen ge¬ 
gen das demokratische Umfeld 
auf jede erdenkliche Weise wei¬ 
ter. Die Partei des freien Lebens 
Kurdistans (PJAK) rief die Kur¬ 
dinnen im Osten zum Volksauf¬ 
stand auf. 

Wie bekannt wurde, hat die Füh¬ 
rung des Iran Maßnahmen gegen 
die PJAK in Ostkurdistan einge¬ 
leitet. Nach aktuellen Informatio¬ 
nen gingen Geheimdienstkräfte 
und Sodaten mit Spezialkriegs¬ 
methoden vor, durchsuchten 
Häuser und nahmen Kurdinnen 
fest oder verhafteten sie. 

In der Erklärung erinnert dieP- 
JAK daran, dass der Jahrestag 
der Gründung der Islamischen 
Republik mit dem Jahrestag des 
Komplotts gegen Abdullah Öca- 
lan zusammenkommt und wendet 
sich an das kurdische Volk: "Zum 


Frankreichs Industrieminister 
Patrick Devedjian hat sich "schk- 
ckiert" über eine Erklärung des 
türkischen Premierministers 
Erdogan gezeigt, der gegenüber 
französischen Abgeordneten in 
Bezug auf eine Volksabstimmung 
zum EU-Beitritt Ankaras erklärt 
hatte: "Ich wusste nicht, dass in 
Frankreich 400.000 Armenier ein 
Referendum zu Fall bringen kön¬ 
nen." 

Erdogan hatte sich vergangenen 
Donnerstag vor einer französi¬ 
schen Parlamentarierdelegation 
geäußert, die sich unter der Lei- 


Während die türkische Führung 
bei jeder Gelegenheit die Fort¬ 
schritte bei der Wahrung der 
Menschenrechte betont und auf 
Gesetzesebene auch manches 
getan wurde, hat die Regierung 
klammheimlich ihre Kritiker in 
diesem Bereich gefeuert. Vor 
wenigen Tagen teilte ein Staats¬ 
sekretär 14 Mitgliedern der 
Beratungskommission für Men¬ 
schenrechtsfragen per E-mail 
ihre vorzeitige Entlassung mit. 
Die Kommission war vor zwei 
Jahren eingerichtet worden. Sie 
ist dem Amt des Premierminis¬ 
ters beigeordnet. Die Amtszeit 
ihrer Mitglieder wurde auf drei 
Jahre festgelegt. 

Zusammengesetzt war die Kom- 


Die Partei der demokratischen 
Lösung Kurdistans P^DK gab 
bekannt, dass sie bei den iraki¬ 
schen Wahlen die drittstärkste 
Kraft im kurdischen Teil des Lan¬ 
des geworden sei. 

Die PpDK ist nach Informationen 
der Wahlhelfer bei den Wahlen 
vom 30. Januar in Kurdistan auf 
dem dritten Platz. Nach Informa¬ 
tionen der PpDK wurden 2% der 


Jahrestag rufen wir das kurdi¬ 
sche Volk auf, gegen die antide¬ 
mokratische Repression des ira¬ 
nischen Regimes und aus Protest 
gegen das Komplott des 15. 
Februar auf der Ebene des Volks¬ 
aufstandes Aktionen durchzufüh¬ 
ren." 

Widerstand gegen 
Gründungsfeier 

Nach aktuellen Informationen 
aus Ostkurdistan hat das irani¬ 
sche Regime Repressionsmaß¬ 
nahmen gegen Jugendliche der 
Stadt Meriwan eingesetzt, um sie 
dazu zu bringen sich an den 
Feierlichkeiten zum Jahrestag 
der Gründung der Islamischen 
Republik zu beteiligen. Aber ins¬ 
besondere die kurdischen Ju¬ 
gendlichen wehrten sich gegen 
die Bemühungen des iranischen 
Regimes. 

Studentinnen und Jugendliche 
der Stadt Meriwan rissen Plakate 


tung des Präsidenten der Natio¬ 
nalversammlung, Jean-Louis 

Debre (UMP), in der Türkei auf¬ 
hielt, um die Eignung des Landes 
für einen eventuellen EU-Beitritt 
zu prüfen. "Herr Erdogan scheint 
nicht zu verstehen, dass zum Bei¬ 
spiel der Holocaust nicht nur 
Juden, sondern alle Demokraten 
entrüstet. Für die Weigerung der 
Türkei, den armenischen Völker¬ 
mord anzuerkennen, gilt dassel¬ 
be", sagte Devedjian weiter. 
Frankreichs Präsident Jacques 
Chirac hatte die Türkei bereits im 
vergangenen Dezember zur Aner- 


mission sehr unterschiedlich. 
Die Gendarmerie, der Geheim¬ 
dienst und das Innenministerium 
waren vertreten. Nationalistische 
Gewerkschafter saßen neben 
eher regierungskritischen Men¬ 
schenrechtlern und liberal den¬ 
kenden Professoren. 

Zu einem ersten Eklat kam es, 
als eine Mehrheit der Beratungs¬ 
kommission eine Empfehlung für 
die Anerkennung von Minderhei¬ 
ten in der Türkei verabschiedete. 
Bei einer Pressekonferenz zer¬ 
riss ein rechts orientiertes Mit¬ 
glied der Kommission das 
Redemanuskript des Vorsitzen¬ 
den Ibrahim Kaboglu vor laufen¬ 
der Kamera und hielt eine ent¬ 
gegengesetzte Rede gegen die 


Stimmen, also insgesamt mehr als 
20.000 Stimmen, für sie gezählt. In 
der Erklärung heißt es, dass in 
Dohuk und Umgebung wegen 
fehlender Wahlhelfer die Ergeb¬ 
nisse der Wahlen in der Region 
noch nicht bekannt sind. 

Die P(JDK erklärte, dass in 
Sülemaniya Beobachter behindert 
wurden und dass in vielen Orten 
keine Wahllisten bereitlagen. 


und Flugblätter, die zum Jahres¬ 
tag der Gründung der Islami¬ 
schen Republik an der Univer¬ 
sität verklebt worden waren, ab 
und zeigten auf diese Weise ihre 
Haltung. 

Die Bildungsbehörde der Provinz 
Kurdistan sandte einen Aufruf an 
die Universitäten und Schulen, in 
dem sie die Studentinnen auffor¬ 
dert, sich nach ihren wirtschaft¬ 
lichen Möglichkeiten an den 
Feiern zum Jahrestag und insbe¬ 
sondere an der Dekoration für 
die Feiern der Islamischen Repu¬ 
blik zu beteiligen. 

Die Behörde bedrohte die 
Studentinnen mit Punktabzügen 
in ihren Bewertungen, falls sie 
sich sich dem widersetzen soll¬ 
ten. 

Obwohl im Grenzgebiet 75% der 
Bevölkerung in Armut leben, gibt 
das iranische Regime jedes Jahr 
Millionen Dollar für die Feiern 
aus. 641P 8.2., DM, 9.2., ISKU) 


kennung dieses Genozids aufge¬ 
fordert. In Frankreich wurde 
bereits im Jahre 2001 ein entspre¬ 
chendes Gesetz erlassen. Bei Aus¬ 
bruch des Ersten Weltkriegs hat¬ 
ten osmanische Truppen Arme¬ 
nier in Hungermärschen in die 
Syrische Wüste getrieben. Nach 
armenischen Angaben kamen 1,5 
Millionen Menschen ums Leben, 
nach Angaben internationaler 
Historiker 600.000 Menschen. 
Aus türkischer Sicht handelte es 
sich nicht um Völkermord, son¬ 
dern um tragische Kriegsereig¬ 
nisse. (apa, 6.2., ISKU) 


Anerkennung. Wegen seiner 
Aussagen über Minderheiten 
ermittelt auch die Staatsanwalt¬ 
schaft gegen Kaboglu. 

Das Fass zum Überlaufen brach¬ 
te nun die Entlassung von 14 kri¬ 
tisch eingestellten Mitgliedern 
der Kommission. Darauf trat 
auch Kaboglu zusammen mit sei¬ 
nen beiden Stellvertretern 
zurück. Die türkischen Medien 
nahmen dies kaum zur Kenntnis. 
Internationale Menschenrechts¬ 
experten zweifeln nach den Vor¬ 
kommnissen in der Kommission 
nun daran, ob es die Türkei mit 
der Wahrung und Kontrolle der 
Menschenrechte wirklich ernst 
meint. 


Die „Bewegung für ein Referen¬ 
dum zur Unabhängigkeit Kurdis¬ 
tans“ äußerte sich zu den Ergeb¬ 
nissen des Referendums, das 
parallel zu den Wahlen durchge¬ 
führt wurde. In Hewler, Kerkuk, 
Süleymaniya, Dohuk, Mosul und 
Xaneqin seien 1.973.000 Stimmen 
für die Unabhängigkeit Irakisch- 
Kurdistans abgegeben worden. 

(AW, 7.2., ISKU) 


Sabri Ok, der 20 Jahre für die Mit¬ 
gliedschaft in der PKK im 
Gefängnis saß wurde in Dilok von 
Vertreterinnen der DEHAP mit 
Blumen begrüßt. Ok war am 
Dienstag aus dem Gefängnis Kan- 
dira entlassen worden. Auf dem 
Weg nach Semsur machte er in 
Dilok Station und besuchte 
anschließend seinen Geburtsort 
Pokpinar. (RTV, 9.2., ISKU) 

Türkei: 

Kehrtwende in Irak-Politik? 

Die Türkei erwägt eine Kehrt¬ 
wende in ihrer Irak-Politik. Das 
Außenministerium in Ankara sei 
zu dem Schluss gekommen, dass 
die Übernahme hoher irakischer 
Staatsämter durch kurdische 
Politiker im Interesse der Türkei 
wäre, berichtete die Zeitung 
"Milliyet". Bisher hatte die Regie¬ 
rung in Ankara das politische 
Erstarken der irakischen Kurden 
durch die Parlamentswahl am 
vergangenen Sonntag mit gro¬ 
ßem Misstrauen betrachtet. 

Die Wahrscheinlichkeit, dass 
bald ein Kurdenstaat gegründet 
werden könne, sinke, wenn kur¬ 
dische Politiker in führenden 
Positionen der neuen irakischen 
Zentralregierung in Bagdad ver¬ 
treten seien, argumentieren 
Experten des Außenamtes laut 
"Milliyet". Ein kurdischer Politi¬ 
ker, der in Bagdad irakischer 
Staatspräsident, Ministerpräsi¬ 
dent oder Parlamentspräsident 
werde, könne sich als Vertreter 
aller Iraker nicht sehr stark für 
die kurdische Unabhängigkeit 
einsetzen, lautet die Überlegung. 

(afp, 6.2., ISKU) 

Brutaler Polizeiangriff 
in Manisa 

Eine Kundgebung der Jugend¬ 
sektion der DEHAP von Manisa 
ist am Montag von der Polizei 
angegriffen worden. Die Polizei 
griff die Jugendlichen mit Schlag¬ 
stöcken an, fast 100 Personen 
wurden festgenommen. Sechs 
Personen wurden schwer, etwa 
20 weitere leicht verletzt. 



(AW, 7.2., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel Endet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.org/isku 


Erdogan verspottet armenische Opfer 


Türkische Regierung entlässt Kritiker 


(DP, 9.2., ISKU) 
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15. Februar^ Massendemonstrationen in Kurdistan 

Kein Leben ohne den Vorsitzenden 


Am 15. Februar 1999 wurde der 
damalige Vorsitzende der PKK, 
Abdullah Öcalan von Kenia unter 
Mitwirkung verschiedener Geheim¬ 
dienste in die Türkei entführt, wo 
er sich seitdem in Einzelhaft auf 
der Gefängnisinsel Imrali befindet. 
Der 15. Februar gilt seitdem in der 
kurdischen Befeiungsbewegung als 
schwarzer Tag, überall wo Kurdin¬ 
nen leben, finden seither am 
15. Februar Protestaktionen statt. 
Die anhaltende Isolation des Vor¬ 
sitzenden und die Ignorierung der 
kurdischen Demokratisierungs¬ 
und Friedensbemühungen werden 
als Andauern des inter- f * 
nationalen Komplotts 
verstanden. Der diesjäh¬ 
rige 6. Jahrestag der Ent¬ 
führung war vor allem in 
der Türkei und im türki- F 
sehen Teil Kurdistans 
von heftigen Polizeian¬ 
griffen begleitet, in Mer- 
sin wurde ein kurdischer 
Jugendlicher erschossen. 

Der Jugendliche namens 
Ümit Gönültas wurde 
durch Polizeischüsse in 
der Gemeinde Toroslar 
im Stadtteil Kurdali von 
einer Kugel getötet. An 
seiner Beerdigung am 
16.02. nahmen Tausende 
teil. Plakate von Öcalan, 

Fahnen der Kongra-Gel und rot- 
gelb-grüne Tücher wurden 
geschwenkt. Parolen wie "Sehid 
namirin" ["Die Gefallenen sind 
unsterblich"] wurden gerufen. 
Die Menge begleitete die Leiche 
von Gönültas mit einer Demon¬ 
stration vom Krankenhaus zur 
Moschee Halil Ibrahim im Stadt¬ 
teil Günes. 

Das DEHAP-Parteiratsmitglied 
Hasan Özgünes hielt eine Rede, 
er sagte, die Regierung wolle das 
Volk einschüchtern, weil sie die 
Demokratie fürchte. "Die, die den 
Frieden fürchten, haben Gönültas 
an diesem schwarzen Tag getötet. 
Sie wollen das kurdische Volk in 
einen Krieg hineinziehen. Es ist 
klar, wer Gönültas getötet hat. 
Das Volk setzt sich für die Gefal¬ 
lenen ein, wir werden unsere 
Stimme mit Volksaufständen 
erheben." 

Die Menge, die Bilder von Gönül¬ 
tas trug, rief Parolen wie "HPG, 
komm nach Mersin und nimm 
Rache", "Wir sind nicht der Feind, 
wir sind die PKK". 

Proteste in Amed unter 
schweren Polizeiangriffen 

In Amed waren 2000 Menschen 
auf dem Deriyepplatz zusammen¬ 
gekommen, um gegen das Kom¬ 


plott vom 15. Februar zu prote¬ 
stieren. Die Demonstrantlnnen 
trugen Bilder von Öcalan. Die 
Gruppe war ganz in Schwarz 
gekleidet und trug ein Transpa¬ 
rent mit der Aufschrift "Nein zur 
Isolation". Die Vorsitzende von 
TUHAD-FED, Nursei Aydogan, 
gab eine Erklärung ab, in der sie 
die AKP aufrief, den Weg der 
[militärischen] Auseinanderset¬ 
zungen zu verlassen. Viele Paro¬ 
len wurden gerufen, etwa: "Kein 
Leben ohne den Vorsitzenden". 
Nach der Erklärung setzte die 
Menge sich mit dem Transparent 



Tausende Kurdinnen begleiten den Sarg des von der Polizei 
erschossenen Ümit Gönültas (Foto: DIHA) 

"Kein Weg für den Krieg" in Rich¬ 
tung des Konsulatsparks in Bewe¬ 
gung. Bei der Deriye Cot bildete 
die Polizei einen Kessel und ver¬ 
weigerte die Erlaubnis weiterzu¬ 
demonstrieren und versuchte die 
Menge auseinander zu treiben. 

Die Demonstrantlnnen riefen dar¬ 
aufhin noch mehr Parolen wie "Es 
lebe der Vorsitzende Apo". Nursei 
Aydogan kündigte eine fünfminü¬ 
tige Sitzaktion an, danach werde 
man die Aktion auflösen. Die Poli¬ 
zei griff jedoch mit Schlagstöcke 
an und schoss Tränengas in die 
Luft. Zahlreiche Menschen wur¬ 
den verletzt. Im Anschluss setz¬ 
ten die Demonstrantlnnen ihre 
Aktionen in den Gassen fort und 
warfen Steine auf die Polizei. 

Die Verletzten wurden in die 
Sporthalle von Amed gebracht. 

Die Polizei holte auch die Verletz¬ 
ten aus den Krankenhäusern um 
sie in die Kasernen zu bringen. 

Eine Gruppe Jugendlicher 
begann in der Melikahmetstraße 
damit, Molotowcocktails zu wer¬ 
fen und den Verkehr zu blockie¬ 
ren. Die Polizei ergriff umfangrei¬ 
che Maßnahmen. 

Von den 62 Personen, die bei den 
Angriffen der Polizei festgenom¬ 
men worden waren, sind 41 Per¬ 
sonen mit der Begründung des 


Verstoßes gegen den Paragra¬ 
phen "Demonstration, Kundge¬ 
bung und Versammlung" 2911 
verstoßen zu haben, in Haft 
genommen. 

Tausende protestieren in Wan 

Zum 6. Jahrestag des Komplotts 
kamen in Wan Tausende beim 
DEHAP-Gebäude zusammen und 
hielten Bilder von Abdullah Öca¬ 
lan und Fahnen des KONGRA- 
GEL hoch. Im Anschluss demon¬ 
strierten sie zum Mavi Plaza. In 
der Straße der Republik blockier¬ 
ten sie den Verkehr und entroll¬ 
ten Transparente mit der Auf¬ 
schrift "Wir protestie- 
N ren gegen das interna¬ 
tionale Komplott" und 
"Freiheit für Öcalan". 
Parolen wurden geru- 
• fen wie etwa "Ihr könnt 
den Frieden nicht mit 
dem Komplott verhin¬ 
dern". 

Am Mavi Plaza wurde 
eine Presseerklärung 
abgegeben. Der Vorsit¬ 
zende von TUHAY 
DER, Yusuf Dündar, 
erklärte, im Land hätte 
es zahlreiche extralega¬ 
le Hinrichtungen gege¬ 
ben. Er erklärte, man 
wolle auf diese Weise 
versuchen den Aufbau 
des Friedens zu verhin¬ 
dern: "Wenn die Isolation gegen 
den Vorsitzenden Öcalan andau¬ 
ert, bleibt dem kurdischen Volk 
nichts anderes übrig, als sich mit 
der Türkei in eine tiefgreifende 
Konfrontation zu begeben." 

Die Menge demonstrierte im 
Anschluss zurück zum Gebäude 
der DEHAP, wo sie sich ohne Vor¬ 
kommnisse verteilte. 

Nächtliche Protestdemonstra¬ 
tionen gingen am Morgen wei¬ 
ter 

In Sirnax (Sirnak), Sert (Siirt), 
Merdin (Mardin), Elih (Batman) 
und Adana dauerten die Aktionen 
die Nacht vom 15. auf den 16. 
Febrar hindurch an. Am 16. 
Februar trug die Bevölkerung 
Trauerkleidung, die Häuser wur¬ 
den nicht verlassen und Ladenbe¬ 
sitzer öffneten nicht. Demonstra¬ 
tionen fanden auch in weiteren 
Orten statt. 

Im Bereich Urmiye (Ostkurdi¬ 
stan) kam es in den letzten 3-4 
Tagen in zahlreichen Orten zu 
Protestaktionen anlässlich des 15. 
Februar. Kinder gingen nicht zur 
Schule, Trauerkleidung wurde 
getragen und Läden blieben 
geschlossen. 

Fortsetzung auf Seite 2 


Meldungen 

Treffen mit Öcalan erneut ver¬ 
hindert 

Das Treffen Öcalans mit seinen 
Anwältlnnen wurde jetzt die vierte 
Woche verhindert. Die Verant¬ 
wortlichen der Gendarmeriekaser¬ 
ne von Gemlik ließen die Anwäl¬ 
tlnnen Bekir Kaya, Asiye Ulker 
und Zeynel Degirmenci diesen 
Morgen wegen angeblich schlech¬ 
ten Wetters nicht übersetzen. Seit 
dem 19. Januar waren die Treffen 
mit Öcalan willkürlich verhindert 
worden. 

Bekir Kaya kritisierte die Regie 
rung: "Wir haben immer noch 
keine Antwort vom Justizministe 
rium." (DM, 16.02, ISKU) 

Ameder Frauen 
im Hungerstreik 

Nachdem das Treffen Öcalans mit 
seinen Anwältlnnen erneut verhin¬ 
dert worden ist, sind Ameder Frau¬ 
en, die einer Sitzaktion vor dem 
Gebäude der AKP begonnen hat¬ 
ten, in den Hungerstreik getreten. 
Die Mitglieder der Fraueninitiative 
für Demokratie hatte am 
15. Februar mit der Sitzaktion 
begonnen. Nachdem am 16. das 
Treffen Öcalans mit den Anwältln¬ 
nen erneut verhindert wurde, tra¬ 
ten sie in den Hungerstreik. Die 
Frauen sagten, sie seien in großer 
Sorge, da man seit vier Wochen 
keine Nachrichten von Öcalan 
habe, sie werden ihre Aktion so 
lange fortsetzen, bis eine Ände- 
rung der Situation eingetreten sei. 

(RTV, 16 2., ISKU) 

Mitglied des Kurdischen 
Nationalkongresses verhaftet 

Am 8.2.05 wurde in Berlin I. Akkut, 
Mitglied des Kurdischen National¬ 
kongresses, festgenommen; 
gegen ihn wurde jetzt von der 
Bundesanwaltschaft Haftbefehl 
erlassen. Die Verhaftung ist aktuell 
der zweite Fall eines kurdischen 
Politikers (nach Remzi Kartal). 
Der Haftbefehl gegen Akkurt 
wurde am 13. April 2004 erlassen. 
Er habe demnach im Jahr 2001 für 
einige Monate an mehreren Orten 
für die PKK gearbeitet und auch 
an Protesten teilgenommen. 

(MHA, 16.2, ISKU) 

Sabri Ok erneut festgenommen 

Nachdem Sabri Ok seine Haftstra- 
fe von 20 Jahren verbüßt hatte, 
wurde er jetzt in Amed (Diyarba- 
kir) erneut festgenommen und 
nach Manisa transportiert Er soll 
trotz seines Alters und der erlitte 
nen Gesundheitsprobleme aus der 
Haftzeit jetzt in Manisa den Pflicht¬ 
wehrdienst leisten. Er erhielt nach 
der Festnahme in Amed keinen 
Kontakt zu Familienangehörigen 
oder Rechtsanwälten. 

(DIHA, 16.2, ISKU) 





Verheerendes Erdbeben in Colemerg 


Am Abend des 25. Januar 2005 
bebte die Erde mehrmals heftig in 
Colemerg (Hakkari). Je nach 
Quelle erreichte das Erdbeben die 
Werte von 5,5 - 5,9 auf der Rich¬ 
terskala. Tausende von Menschen 
verbrachten die Nacht im Freien 
(bei minus 10 Grad) aus Angst vor 
weiteren Erschütterungen. Fast 
alle Gebäude in Colemerg haben 
bleibende Schäden in Form von 
breiten Rissen in den Wänden 
davongetragen. Sie werden ein 
weiteres Erdbeben wohl kaum 
überstehen. Aus diesem Grund 
haben die Einwohner sich tage¬ 
lang ausserhalb ihrer Wohnungen 
aufgehalten, denn es gab Dutzen¬ 
de von schwächeren Nachbeben. 
Über 50% der Einwohner von 
Colemerg sind Vertriebene und 
Flüchtlinge aus den umliegenden 
Dörfern und Orten, die das Militär 


Die Europäische Kommission 
gegen Rassismus und Intoleranz 
(ECRI), eine Instanz des Europa¬ 
rates, hat am Dienstag einen 
Bericht veröffentlicht, wonach 
Minderheiten wie die Kurden oder 
die Roma in der Türkei nach wie 
vor diskriminiert würden. Auch 
Fragen des Zugangs zu Bildung, 
des Menschenhandels und der 
Religionsfreiheit waren Teil des 
bereits dritten Berichts von ECRI 
über die Türkei. Politiker der 
Regierungspartei AKP protestier¬ 
ten gegen den Bericht. Parla¬ 
mentspräsident Bülent Arinc sagte 
vor Journalisten, die Europäer soll¬ 
ten sich von "Vorurteilen lösen". 
Dem am Dienstag veröffentlichten 
Bericht zufolge äußert ECRI 
Bedenken, wonach, trotz "wichti¬ 
ger" Verfassungs- und Gesetzesre¬ 
formen in den vergangenen Jah¬ 
ren, immer noch Nachholbedarf in 
Bezug auf Minderheiten wie Kur¬ 
den, Roma sowie Immigranten 
bestehe. Diese seien nach wie vor 
Objekte von ungerechter Behand¬ 
lung durch Teile der Ordnungs¬ 
kräfte. 


Proteste auch im im Süden und 
Osten Kurdistans 

Im Flüchtlingslager Mexmur (irak. 
Kurdistan) kam eine große Menge 
am Rathaus und am Gebäude der 
Vereinten Nationen zusammen 
und rief Parolen für Öcalan. 

In Südwestkurdistan (Syrien) fan¬ 
den in den Städten Afrin und 
Koban sowie in Damaskus Demon¬ 
strationen mit Postern von Öcalan 
statt. In den Orten Raco, HeciXelil, 
Qeqmeq, Meydan Akbes und den 
Dörfern Mebetle, Ketex, Sehibe, 
Badeno, Sinara ging die Bevölke¬ 
rung auf die Straße um für Öcalan 
zu demonstrieren. 

In Südkurdistan fanden Demon¬ 
strationen in Kerkuk, Hewler, 
Ranya, Diyana, Rewanduz, Duzhur- 
mato und Bayincay statt. Frauen 
warfen Blumen in den Fluß Mirse. 
In Ostkurdistan (Iran) fanden 
Aktionen der PJAK in den Städten 
Kirmasan, Mahabat, Sine, Kenga- 


evakuiert und meistens auch zer¬ 
stört hat. Diese Menschen haben 
sich notdürftig am Stadtrand ange¬ 
siedelt, sind überwiegend ohne 
Arbeit und fristen sowieso schon 
ein äußerst kärgliches Dasein. 
Nun hat das Erdbeben vor allen an 
diesen einfach gebauten Stein- 
Häuschen den größten Schaden 
angerichtet. Viele von ihnen sind 
teilweise oder ganz eingestürzt. 
Dies gilt auch besonders für die 
noch bewohnten Dörfer in der 
Umgebung von Colemerg, wo 
auch Tausende von Schafen durch 
das Beben getötet wurden. In den 
ersten Tagen nach dem Ereignis 
gab es staatlicherseits absolut 
keine Hilfsmaßnahmen. Weder 
Zelte noch warmes Essen wurden 
verteilt; auch Informationen tröp¬ 
felten spärlich und ließen die Men¬ 
schen völlig im Ungewissen. Jeder 


ECRI legte den türkischen Auto¬ 
ritäten auch nahe, Maßnahmen 
zu ergreifen, um das Kurdenpro¬ 
blem im Süd-Osten des Landes zu 
lösen. Die Kurden wurden, so der 
Bericht, durch einen "bewaffne¬ 
ten Konflikt" vertrieben, und wür¬ 
den in großer wirtschaftlicher 
und sozialer Not leben. Die türki¬ 
sche Regierung, so die heutige 
Online-Ausgabe der "Turkish 
Daily News", widersprach dem 
Vorwurf eines "bewaffneten Kon¬ 
flikts", und bezeichnete das Vor¬ 
gehen als "Kampf gegen den Ter¬ 
rorismus". 

Ein weiterer Punkt, der aus dem 
Bericht hervorgeht, sind Mängel 
im Zusammenhang mit religiöser 
Freiheit in der Türkei. Beispiels¬ 
weise müsste die Erwähnung des 
religiösen Glaubensbekenntnis¬ 
ses aus dem Personalausweis 
herausgenommen werden. Auch 
die Pflicht zum Religionsunter¬ 
richt in Schulen wurde erneut 
bemängelt. Religionsunterricht 
müsse fakultativ sein und solle 
einen Einblick in mehrere religiö¬ 
se Kulturen geben und nicht eine 


wer, Rewanduz, Bane, Seqiz, 
Diwandere und Dehgulane statt. 

In den Städten der Gegend Xoy bei 
Urmiye war keine Genehmigung 
erteilt worden, die Bevölkerung 
verteilte daraufhin Flugblätter und 
Plakate von Öcalan wurden ver¬ 
klebt. 

Außerdem fand eine Demonstra¬ 
tion in Riad, der Hauptstadt von 
Saudi Arabien, statt. 

Karayilan: Unser größter 
Wunsch ist der Frieden 

Der Vorsitzende des Exekutivrates 
des Kongra-Gel, Murat Karayilan, 
gab aus Anlass des sechsten Jah¬ 
restages des Komplotts eine 
besondere Erklärung gegenüber 
der Nachrichtenagentur Mezopo- 
tamya, MHA, ab: Der 15. Februar 
sei ein großes Unrecht gegenüber 
den Kurdinnen, das immer noch 
andauere. Er sagte, man habe viel 
mit den Mitteln des Dialogs, des 


neue Erdstoß löste eine Panik aus. 
Inzwischen hat die Regierung 380 
Zelte verteilt, allerdings ohne 
Heizmöglichkeit. Wiele Leute sind 
krank geworden, ein Baby ist 
wegen der Kälte gestorben. Es 
fehlt an Nahrungsmitteln und 
Medikamenten. Die Häuser soll¬ 
ten wieder aufgebaut werden. Die 
Bauernfamilien brauchen unbe¬ 
dingt Nothilfe in Form von Nah¬ 
rungsmitteln und einen kleinen 
Grundstock von Schafen, damit sie 
wieder eine Lebensexistenz 
haben. (fik, 10.2, ISKU) 


Der freundschaftskreis schweiz- 
kurdistan organisiert Hilfe fir die 
betroffenen Menschen. Spenden mit 
dem Kennwort „Erdbeben“ auf das 
Konto der ISKU (s. u.) werden wir 
zu diesem Zweck weiterleiten. 


Einführung in die Grundlagen 
des Islam darstellen, so der 
Bericht. 

Premierminister Recep Tayyip 
Erdogan sagte "Turkish Daily 
News" zufolge, man werde den 
Bericht studieren und erwäge 
Gesetzesänderungen. Die Regie¬ 
rung werde beraten, was in die¬ 
ser Angelegenheit zu tun sei und 
werde den Gegenstand, falls 
nötig, an das Parlament herantra¬ 
gen. Andere Mitglieder aus der 
Regierungspartei AKP (Partei für 
Gerechtigkeit und Entwicklung) 
nahmen jedoch Protesthaltung 
ein. Parlamentspräsident Arinc 
bezeichnete die Streichung des 
verpflichtenden Religionsunter¬ 
richts als "Fehler". 

Neben der Türkei erhielten auch 
Österreich, Frankreich, Bosnien- 
Herzegowina und Mazedonien 
am Dienstag einen Bericht von 
ECRI. Auch in diesen Ländern 
wurden Mängel in Bereichen wie 
Menschenrechtspolitik, in Fra¬ 
gen des Rassismus oder des Anti¬ 
semitismus festgestellt. 

(DS, 16.2., ISKU) 


Friedens und der Demokratie ver¬ 
sucht, die AKP habe dies jedoch 
nur ausgenutzt, die Geduld sei 
jetzt bald am Ende. 

Karayilan erklärte, bis Newroz 
werde man an den Friedensbemü¬ 
hungen festhalten, aber falls bis 
dahin keine sichtbaren Schritte 
unternommen worden seien, 
werde man den Kampf als "feday- 
iyan" [Opferbereite] fortsetzen. 
"Wir können es akzeptieren zu 
sterben, die Sklaverei werden wir 
niemals akzeptieren. Mit der Frei¬ 
lassung Öcalans wird ein 
Zusammenleben der Völker der 
Türkei möglich, das ist unser ober¬ 
stes Ziel." 

Am Ende rief Karayilan alle Dorf¬ 
bewohnerinnen, Arbeiterinnen, 
Frauen, Jugendliche, Kinder und 
Alte auf, sich an den Bemühungen 
für die Freilassung Öcalans zu 
beteiligen. (DM/RTV/MHA, 
15./16.2., ISKU) 


Syrische Polizei tötet 
Kurden unter Folter 

In Syrien wurde erneut ein Kurde 
unter Folter getötet. Damit steigt 
die Zahl der unter Folter getöte¬ 
ten Kurden innerhalb der letzten 
sechs Monate auf acht an. Der 
Hungerstreik von 50 PKK Gefan¬ 
genen dauert den 18 Tag an. In 
Syrien haben nach den Ereignis¬ 
sen im März letzten Jahres die 
Repressionen gegen Kurdinnen 
zugenommen. Sektionen des syri¬ 
schen Geheimdienstes haben in 
Städten wie Heleb, Efrin, Cizir 
und Kobani Operationen durch¬ 
geführt. (DIHA, 17.2, ISKU) 

ln Eleziz wollen 200 Familien 
in ihre Dörfer zurückkehren 

Im Stadtteil Hivet in Eleziz (Ela- 
zig) haben 200 Familien, die nach 
und nach mit Gewalt aus ihren 
Dörfern vertrieben wurden, An¬ 
träge an den Gemeindevorsteher 
des Stadtteils gestellt. Familien, 
die insbesondere aus Amed, Qew- 
lik, Müs und Dersim vertrieben 
wurden, sagten, die Lage habe 
sich normalisiert, aber ihre finan¬ 
zielle Situation lasse eine Rük- 
kkehr nicht zu. Der Gemeinde¬ 
vorsteher Murat Gulbasan, sagte, 
er werde die Anträge an den Gou¬ 
verneur von Eleziz weitergeben. 
Gulbasan, erklärte, im Stadtteil 
lebten etwa 2 000 Flüchtlinge. 

(DIHA, 17.2, ISKU) 

Mesut Yilmaz vor Gericht 

Vor dem Obersten Gericht in 
Ankara hat am Mittwoch der Kor- 
ruptionsprozess gegen den frühe¬ 
ren Ministerpräsidenten Mesut 
Yilmaz und seinen ehemaligen 
Wirtschaftsminister Günes Taner 
begonnen. Yilmaz und Taner wer¬ 
den verdächtigt, in eine Beste¬ 
chungsaffäre beim Verkauf einer 
staatlichen Bank 1998 an einen 
umstrittenen Geschäftsmann und 
mutmaßlichen Mafia-Paten ver¬ 
wickelt zu sein. 

(BZ, 17.2, ISKU) 
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Orhan Dogan über Demokratisierung, die 
neue Partei DTH und die Rolle der PKK 


Am Mittwoch erschien in der konser¬ 
vativen türkischen Tageszeitung 
Hurriyet ein Interview mit dem kürz¬ 
lich aus 10-jähriger Haft entlassenen 
ehemaligen DEP-Abgeordneten Or¬ 
han Dogan. Hier folgen Auszüge aus 
der deutschen Übersetzung, das voll¬ 
ständige Interview ist auf unserer 
Webseite zu finden. 

Sieht die Türkei anders aus als vom 
Gefängnis aus betrachtet? 

Draußen haben wir ein anderes 
Leben vorgefunden. Vor zehn Jah¬ 
ren war Politik in der Türkei noch 
nicht so schmutzig. Das gilt natür¬ 
lich auch für die Kurden. Wir sind 
zu Kriegszeiten ins Gefängnis 
gekommen. Den Unterschied zwi¬ 
schen den Bedingungen der dama¬ 
ligen Zeit und den Bedingungen 
von heute, einer Zeit, in der es um 
die Mitgliedschaft der Türkei in die 
EU geht, konnten wir ohnehin 
beobachten. Das war für uns keine 
Überraschung. Aber die kurdische 
demokratische Politik ist ins Stock¬ 
en geraten. 

Ist sie nur ins Stocken geraten oder 
auch schmutzig geworden? 

Man kann eher sagen, dass eine 
politische Art und Weise entstan¬ 
den ist, die mehr dem Gegner 
ähnelt. Ob man es nun Konflikt nie¬ 
derer Intensität oder Krieg nennt, 
je schmutziger dieser wurde, desto 
mehr wurden auch die politischen 
Institutionen davon beeinflusst, die 
auf dieser Grundlage Politik mach¬ 
ten. 

Spielt die PKK bei diesem Entwick¬ 
lungsstau keine Rolle? 

Der Grund dafür ist meiner Mei¬ 
nung nach nicht die Existenz der 
PKK Wenn die Kurden auf demo¬ 
kratischem Gebiet eine erfolgrei¬ 
che Politik hätten leisten können, 
wäre es vielleicht auch möglich 
gewesen, die PKK aus den Bergen 
zu holen und ins politische Leben 
zu integrieren. Die demokratische 
politische Bewegung hätte dafür 
einen Kanal öffnen müssen. 

Fällt dieser Entwicklungsstau in die 
gleiche Zeit wie die Auflösung und 
Wandlung der PKK? 

Schauen Sie, innerhalb der PKK 
hat ein Bruch stattgefunden. Die 
PKK hat versucht, diesen Bruch 
mit einer neuen Suche zu beheben. 
Was hat sie getan? Sie hat sich in 
den KADEK verwandelt. Weil 
KADEK die Veränderung nicht 
begreifen und umsetzen konnte, 
fand die Verwandlung in den KON- 
GRA GEL statt Die Strukturierung 
des KONGRA GEL kommt einer 
Selbstkritik der PKK gleich. 


Meinen Sie mit Selbstkritik eine Kri¬ 
tik an den eigenen terroristischen 
Methoden? 

Es geht um eine Hinterfragung 
aller Fehler, die gemacht wurden, 
von der Annahme dieser Methoden 
bis zur Bildung einer demokrati¬ 
schen inneren Struktur. In einer 
TV-Ansprache während seines Auf¬ 
enthaltes in Rom hat Abullah Öca- 
lan gesagt: ,Zeigt mir in der 
Geschichte das Beispiel eines 
Anführers, der von seiner eigenen 
Organisation geschlagen wurde'. 
Denn die PKK wie er sie sich vor¬ 
stellte, entsprach nicht der PKK 
der damaligen Zeit. 

Da der bewaffnete Kampf anhält, 
kann man wohl davon ausgehen, 
dass er keinen Einfluss innerhalb der 
Organisation hat. 

Wenn er keinen Einfluss hätte, 
hätte er dann die bewaffneten Mili¬ 
tanten aus türkischem Staatsgebiet 
abziehen können? Niemand ein¬ 
schließlich uns könnte das, nicht 
sämtliche in der kurdischen Region 
gewählten Abgeordneten und auch 
nicht die Gesamtheit der kurdi¬ 
schen Intellektuellen. 

Wie ist die Situation jetzt? 

In der letzten Erklärung von KON¬ 
GRA GEL heißt es, dass die 
Gesamtheit des Territoriums der 
Türkei anerkannt wird, im Rahmen 
einer demokratischen freien Bür¬ 
gerbewegung eine Lösung möglich 
ist, im Falle einer Öffnung die 
Niederlegung der Waffen und eine 
Partizipation am demokratischen 
politischen Leben nicht unwahr¬ 
scheinlich ist. Aus dem Inneren der 
PKK oder des KONGRA GEL ent¬ 
springt keine Hamas. 

Erhalten Sie Botschaften von Abdul¬ 
lah Öcalan? 

Nein. Ich möchte etwas extremes 
sagen. Wenn Öcalan heute Politik 
machen würde, würde er eine Poli¬ 
tik im Sinne der Türkei verfolgen 
und dabei die Zehnprozenthürde 
überschreiten. Und er hätte dabei 
Erfolg. 

Wird die „Bewegung für eine demo¬ 
kratische Gesellschaft“ (DTH) Erfolg 
haben unter diesen Bedingungen? 
Über uns wurde immer gesagt, 
dass wir keine gesamttürkische 
Politik machen könnten, weil wir 
die Fortsetzung der HEP-Tradition 
darstellen würden. Aber die Bedin¬ 
gungen, unter denen HEP und 
DEHAP entstanden, sind sehr 
anders als diejenigen, aus denen 
die DTH hervor gegangen ist. Wir 
verfügen über eine Sichtweise, die 
alle Probleme in der Türkei berück¬ 


sichtigt. Wer meint, dass die DTH 
keine gesamttürkische Partei sein 
kann, soll seine eigene Partei grün¬ 
den, wir werden ihm folgen und 
gemeinsam Erfolg haben. 

Was für eine Partei wird die DTH 
sein? 

Im Zentrum stehen die Jugend und 
die Frauen. Für Jugendliche, 
Umweltschützer und Homosexuel¬ 
le gibt es ein Kontingent. Für Frau¬ 
en ist eine Quote von knapp 50 Pro¬ 
zent vorgesehen. 

Wird es denn auch Türken geben in 
Ihrer Partei? 

Es geht nicht darum, ein paar Vor- 
zeige-Türken aufzunehmen, um 
auch die Türken mit einzubezie¬ 
hen. Unsere gesamttürkische Hal¬ 
tung wird sich durch die Bemühun¬ 
gen, die Probleme der Türkei zu 
lösen, beweisen. 

Rührt die negative Haltung der Tür¬ 
kei nicht von der fortgesetzten militä¬ 
rischen Existenz der PKK im Nord¬ 
irak? 

Es müssen Maßnahmen getroffen 
werden, die die Grundlage dafür 
zerstören, eine Demokratisierung 
muss eingeleitet werden. Die PKK 
ist eine von der Türkei geschaffene 
historische Realität Die Eröffnung 
einer Diskussion durch die Türkei 
über eine politische Veränderung 
in der kurdischen Frage könnte die 
Spannung zwischen den USA und 
den Ländern in der Region vermin¬ 
dern. Die Türkei könnte so zum 
leuchtenden Stern in der Region 
werden. Es muss nur ein Gesetz 
erlassen werden, dann können Sie 
sicher sein, dass die Berge inner¬ 
halb eines Monats zu einem Ferien¬ 
ort werden, offen für den Tou¬ 
rismus. 

Wenn das so einfach ist, warum neigt 
die Türkei sich Ihrer Meinung nach 
keiner Lösung zu? 

Der Grund dafür ist vielseitig. Aber 
ich möchte weniger darauf einge- 
hen als vielmehr einen Aufruf an 
alle Abgeordneten, Akademiker 
und Intellektuellen richten, ge¬ 
meinsam mit allen Parteichefs, die 
die kurdische Frage auf demokrati¬ 
sche und friedliche Weise lösen 
wollen, in Ankara eine Konferenz 
durchzuführen. Bilden wir einen 
gemeinsamen Gedanken. Diskutie¬ 
ren wir gemeinsam und offen, 
anstatt die Diskussion der kurdi¬ 
schen Frage nur in den Hauptquar¬ 
tieren des Generalsstabs und dem 
Ministerpräsidentenamt stattfinden 
zu lassen. Wenn wir das nicht tun, 
werden wir ohnehin dazu gezwun¬ 
gen werden. (HÜ, 23.2., ISKU) 


Meldungen 

Nach 5 Wochen wieder Besuch 

Die Anwältlnnen Bekir Kaya, 
Okan Yildiz und Hatice Korkut 
konnten am Mittwoch zum ersten 
mal seit 5 Wochen ihren Mandan¬ 
ten Abdullah Öcalan besuchen - 
obwohl tatsächlich Unwetter über 
dem Mannarameer tobten. In den 
vergangenen Wochen war das 
Wetter die Begründung für die Ver¬ 
weigerung des Besuchs gewesen. 

(RTV, 24.2, ISKU) 

Aktion der HPG für Gönültas 

Die Volksverteidigungskräfte 
(HPG) erklärten, dass sie eine Ver¬ 
geltungsaktion füt Ümit Gonultas 
der am 15. Februar getötet worden 
war, in Mersin in der Nähe des 
Dorfes Seyfi auf der Straße nach 
Basineferho/Sert durchgeführt 
hätten. Bei der Aktion seien zwei 
Soldaten getötet und zwei weitere 
verletzt worden. Ein Panzerwagen 
der türkischen Armee sei in einen 
Hinterhalt der Guerilla geleitet 
worden. Die HPG erklärte, dass 
bei der Aktion auf Seiten der Gue- 
rilla keine Verluste zu beklagen 
seien. (DM, 23.2, ISKU) 

Proteste wegen Verbotsprozess 
gegen Egitim Sen 

Mitglieder der Bildungsgewerk¬ 
schaft Egitim Sen führten gegen 
den laufenden Verbotsprozess vor 
dem Postamt in Malatya einen 
fünfminütigen Sitzstreik durch. 
Wegen des in der Satzung enthal¬ 
tenen Artikels "Die Ausbildung in 
der Muttersprache wird vertei¬ 
digt" wurde gegen die Gewerk¬ 
schaft ein Verbotsprozess ange¬ 
strengt. Etwa 100 Menschen sowie 
Vertreterinnen politischer Par¬ 
teien und demokratischer Organi¬ 
sationen nahmen an der Protestak¬ 
tion dagegen teil. Parolen waren 
"Die Bildungsgewerkschaft kann 
nicht verboten werden", "Das 
Recht auf Ausbildung in der Mut¬ 
tersprache lässt sich nicht verbie- 
ten" u.a. Der örtliche Vorsitzende 
der Gewerkschaft forderte alle 
Organisationen der Arbeiterinnen 
und die demokratischen Organisa¬ 
tionen auf, die Egitim Sen zu unter¬ 
stützen. "Mit dem Verbotsprozess 
gegen die Egitim Sen kehrt die 
Türkei zu einer Prozess-Demokra¬ 
tie zurück" sagte er. Die Aktion 
wurde nach 5 Minuten beendet. 
Protestaktionen aus dem gleichen 
Anlass wurden in zahlreichen Städ¬ 
ten der Türkei und Kurdistans 
durchgeführt. 

(DMA, 19.2, ISKU) 

Verschmutzung des Wan-Sees 

Die Kommunalverwaltung von 
Wan geht davon aus, dass bei 
gleichbleibenden Mitteleinsatz die 
Reinigung des Sees 50 Jahre dau¬ 
ern werde. Die Stadt mit 400.000 





Verantwortlicher für Giftgasmassaker kommt vor Gericht 

'Eli der Chemiker': Prozess in Helep£e 


Der Mitarbeiter und General von 
Saddam Huseyin, mit dem 
Namen Eli Hesen El-Mecid, der 
von den Kurdinnen wegen seiner 
Taten 'Eli der Chemiker' genannt 
wird, ist bei Saddam im Gefäng¬ 
nis. 

Wie bekannt wurde, sind viele 
Beweise für Verstöße gegen die 
Menschenrechtskonventionen 
vorhanden. Der Journalist von 
Radio Denge Amerika, Birusk 
Tugan sprach mit Joe Stark, Ver¬ 
treter der Organisation Human 
Rights Watch für den Mittleren 
Osten und Afrika und mit dem 
Menschenrechtsminister des 
Irak, Bextiyar Emin. 

Joe Stork erklärte, dass man 
über die ungesetzlichen 
Machenschaften, bei denen Eli 
der Chemiker die Befehle gege¬ 
ben habe, einen Bericht über 34 
Seiten zusammengestellt hätte. 
Stork sagte, die Beweise und Zei¬ 
chen die die Verantwortlichen 
für das Pogrom in Helepfe deut¬ 


lich machten überreichlich vor¬ 
handen seien und erklärte, es sei 
schon klar, dass El-Mecid seine 
Finger in dem Gasangriff von 
Helepfe habe und außerdem 
auch an dem Pogrom gegen zahl¬ 
reiche Schiiten, die im Frühjahr 
1999 bei einem Volksaufstand 
gegen das Regime begonnen hat¬ 
ten, beteiligt sei. Die Schiiten 
hatten sich derzeit unter dem 
Namen Intifada Sadir gegen das 
Saddam Regime erhoben. 

Stork sagte: "Der Bericht enthält 
zahlreiche neue Beweise, außer¬ 
dem die Ergebnisse von Untersu¬ 
chungen und Öffnungen von 
Massengräbern. Wir glauben, 
dass Eli der Chemiker die Befeh¬ 
le für viele weitere Taten in die¬ 
ser Zeit gegeben hat. Zu der Zeit, 
als hunderte Schiiten getötet 
wurden, war er der Befehlshaber 
der Baatistischen Armee in der 
Region.“ Stork rief die neuen Ver¬ 
antwortlichen des Irak auf, im 
Fall Eli Hesen El-Mecid in jedem 
Fall die Rechte zu beachten und 


rist sein kann. Aber hier ist 
offensichtlich, dass ein Kind ein 
Terrorist sein kann. Außerdem 
habe ich Zweifel wegen des 
Alters von Ugur Kaymaz. Es 
heißt er habe schon Achselhaare 
und Bartwuchs gehabt". 

Güler hat auch schon in anderen 
Fällen von extralegalen Hinrich¬ 
tungen die Verteidigung von 
Polizisten übernommen. Er ver¬ 
tritt auch die Polizisten Davut 
Ozates, Mesut Gurken und 
Erhan f iloglu. Diese sollen für 


in dem Dossier habe sich nichts 
befunden, was gegen Gesetze ver¬ 
stoße. 

Die Arbeiterinnenpartei Kurdi¬ 
stans (PKK) hatte nach dem Auf¬ 
ruf Abdullah Öcalans am 2. 
August [1999] ihre bewaffneten 
Kräfte aus der Türkei zurückgezo¬ 
gen. Am 1. September dem Welt¬ 
friedenstag war die erste Frie¬ 
densgruppe über die Grenze bei 
Semizdinan/Culemerg (Hakkari) 
in die Türkei gekommen. Nach 
der ersten Gruppe für Frieden 


Sardasht, Saqqez und Baneh statt¬ 
fanden. 

Die Demonstrantlnnen wehrten 
sich gegen die Angriffe und riefen 
Parolen gegen den im Iran herr¬ 
schenden Klerus. In Sardasht 
kamen Einwohnerinnen den 
Demonstrantlnnen zu Hilfe, als die 
Sicherheitskräfte versuchten, alle 
Personen im Umfeld der Demon¬ 
stration festzunehmen. Mindestens 


dim legal und ohne Fehler den 
Prozess zu machen. Strok sagte: 
"Wir als Organisation zur Beob¬ 
achtung der Menschenrechte 
sind gegen Hinrichtung und 
Ermordung." 

Der Minister für Menschenrech¬ 
te im Irak, Bextiyar Emin erklär¬ 
te, der Fall von El-Mecid sei bald 
abgeschlossen: "Der Prozess von 
El-Mecid wird bald beginnen. 
Die Vorbereitungen des Prozes¬ 
ses sind abgeschlossen. Er wird 
nach der Bildung der neuen 
Regierung des Irak beginnen. 

Es ist sehr wahrscheinlich, das 
El-Mecid in Helepce der Prozess 
gemacht wird. Ohne Zweifel ist 
seine Schuld sehr groß und ins¬ 
besondere Helepce und Anfal in 
Süd Kurdistan sind die größte 
Schuld." Das Versprechen, Eli 
den Chemiker nach Helepce zu 
bringen ist eines der größten 
Versprechen der Verantwort¬ 
lichen, das während der Wahlen 
an die Wähler gegeben wurde. 

(AW, 23.2., ISKU) 


die Ermordung des Sohnes des 
IHD Vertreters von Adana, 
Mehdi Parinek, Siyar Peringek 
und an der Folter dessen Freun¬ 
des, Nurettin Basfi verantwort¬ 
lich sein. 

Bei dem Prozess, der vor dem 2. 
Großen Strafgericht von Adana 
verhandelt wurde, hat der stell¬ 
vertretende Vorsitzende der AKP 
von Adana, Veysel Guler den IHD 
und andere Menschenrechtsor¬ 
ganisationen als Terroristen 
bezeichnet. (RTV, 23.2., ISKU) 


Einwohnern baut zur Zeit die 
Kanalisation aus, jedoch werden 
die Abwässer der Stadt sowie der 
umliegenden Kreisstädte direkt in 
den See geleitet. Nun soll bis zum 
Jahresende die Kanalisation fertig¬ 
gestellt und nicht nur die Stadtab¬ 
wässer, sondern auch das Wasser 
einiger der in den See mündenden 
Bäche zunächst eine Kläranlage 
passieren. Außerdem arbeitet man 
an Vorkehrungen, die Abfall aus 
diesen Flüssen sammeln und 
damit eine weitere Abfallbelastung 
des Van Sees vermeiden. 

(ZA, 19.2, ISKU) 

Friedensfilmpreis für Turtles 
Can I Jy' 

Der Friedensfilmpreis der 55. Ber¬ 
linale geht an den iranisch-iraki¬ 
schen Film Turtles Can Fly (Lak- 
poshtha Ham Parvaz Miomand) 
des Regisseurs Bahman Ghobadi. 
Die Produktion zeige den Schmerz 
und die Verstörung, der die 
Zukunft von Kindern in Kriegsge¬ 
bieten mit erschreckender Deut¬ 
lichkeit bestimme, begründete die 
Jury ihre Entscheidung. 

Der Film erzählt die Geschichte 
von Kurden, die in einem Flücht¬ 
lingslager im Grenzgebiet zwi¬ 
schen dem Irak und Iran in gros¬ 
ser Armut leben. Die Felder sind 
vermint. Die Kinder verdienen 
sich ein paar Groschen beim 
Minenräumen, viele von ihnen 
sind für ihr Leben verstümmelt. 
Dennoch spielten sie ihre Kind¬ 
heit teilte die Jury mit. 

(nch, 19.2, ISKU) 
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DM Denge Mesopotamiya 

RTV Roj TV 
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HU Hürriyet 

IF Iran Focus 

N euerscheinung: 

Die internationale Delegation, die 
im Januar zur Untersuchung der 
Haftbedingungen Abdullah Öca¬ 
lans in die Türkei gereist ist hat 
einen umfassenden Bericht über 
ihre Tätigkeit vorgelegt. Der 
Bericht kann auf unserer Websei¬ 
te eingesehen oder in gedruckter 
Form bei der Internationalen 
Initative (www.freedom-for-oca- 
lan.com) bestellt werden. 
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AKP-Anwalt verteidigt Ugurs Mörder 


Die Polizisten, die für den Mord 
an dem 12jährigen Ugur und sei¬ 
nem Vater Ahmet Kaymaz vor 
Gericht stehen, werden von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden 
der AKP von Adana, dem Anwalt 
Veysel Güler verteidigt. Ange¬ 
klagt in dem Prozess, der vor 
zwei Tagen begann sind die Poli¬ 
zisten Seyit Ahmet Töngel, Yasa- 
fettin Afsksöz, Mehmet Karaca 
und Salih Ayaz. 

Güler sagte in seiner Verteidi¬ 
gung: "Es wird gesagt, dass ein 
Kind von 12 Jahren kein Terro- 


Mitglieder der Friedensgruppe 
erneut verhaftet 


Die Mitglieder der Friedensgrup¬ 
pe Sohbet Sen, Imam Canpolat 
und Ali Sukran Aktas wurden am 
22.02. auf dem Weg zu einem Tref¬ 
fen mit dem CHP Parlamentarier 
Naci Aslan vor der Tür verhaftet. 
Sen, Canpolat und Aktas wurden 
aufgrund eines Dossiers, das sie 
Naci Aslan übergeben wollten, 
verhaftet. Am 23.2. wurden sie 
dem Richter vorgeführt und 
anschließend ins Gefängnis über¬ 
stellt. 

Der Anwalt Nuri Ozmen erklärte, 


Auseinandersetzungen im Iran 


Bei schweren Zusammenstößen 
zwischen iranischen Kurdinnen 
und Sicherheitskräften in 3 Städten 
im Iran wurden dutzende Men¬ 
schen verletzt und hunderte Inhaf¬ 
tiert. Laut Augenzeugen begannen 
die Auseinandersetzungen, nach¬ 
dem Staatliche Sicherherheitskräf- 
te Demonstrationen auflösten, die 
aus Protest gegen die Benzin¬ 
knappheit zeitgleich in den Städten 


und eine demokratische Lösung 
war am 29. Oktober eine weitere 
Gruppe aus Europa über Rumä¬ 
nien in die Türkei gekommen. Die 
Mitglieder der Friedensgruppen 
waren verhaftet worden und 
kamen ins Gefängnis. Sohbet Sen 
aus der ersten Friedesgruppe, 
Imam Canpolat und Ali Sukran 
Aktaw aus der zweiten Friedens¬ 
gruppe wurden nach den Geset¬ 
zesänderungen im Monat Dezem¬ 
ber des vergangenen Jahres frei¬ 
gelassen. (DM, RTV, 23.2, ISKU) 


200 Menschen, die meisten von 
ihnen Jugendliche, wurden verhaf¬ 
tet. In Saqqez gelang es den Ein¬ 
wohnerinnen, die Sicherheitskräfte 
nach schweren Auseinandersetzun¬ 
gen in die Flucht zu schlagen. 

In Baneh wurden den Berichten zu 
Folge hunderte protestierende 
Jugendliche festgenommen und 
zum Verhör abgeführt. 

(IF, 21.2, ISKU) 
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Ocalan: „Ich glaube an die Utopie von 
Freiheit und Gleichheit für die Völker“ 

Am 23. Februar - nachfinfWoch- Staat? Und selbst wenn, ist es sehen Volk. Ich sage nur: "Lasst 

en der totalen Isolation von Anwäl- schon zu spät. uns die Realitäten sehen. Lasst uns 

tlnnen, Familie und schriftlichen Über die Begriffe demokratischer die Zukunft gemeinsam aufbauen 

Nachrichtenquellen und erst zum Konföderalismus, demokratische und den Weg einer geschwister- 

dritten Mal in diesem Jahr - konnte Politik, demokratischer Staat, liehen Lösung gehen." Das Pro- 

Abdullah Ocalan eine Stunde mit demokratische Gesellschaft sollte blem seid nicht ihr, das türkische 

seinem Anwaltsteam sprechen. man in breitester Form diskutie- Volk. Wir haben Fehler gemacht, 

In dieser Woche fiel das wöchentliche ren, auch im Fernsehen und in den und ihr habt Fehler gemacht. Für 

Gespräch wiederum aus - begründet Zeitungen. Innerhalb der kurdi- einen Schlag, den wir ausgeteilt 

wie üblich mit schlechten Wetterver- sehen Bewegung gibt es Schwä- haben, haben wir hundert einge- 

hältnissen. chen in Bezug auf die Demokratie, steckt. Dieser falsche Nationa- 

Im folgenden dokumentieren wir Die führenden Personen haben die lismus, die falsche Religiosität, die 

Teile der Zusammenfassung des Demokratie noch nicht gelernt, religiösen Bruderschaften machen 

Gespächs vom 23.2.; eine ausführ- Das ist aber unbedingt nötig, um die allergrößten Probleme. Man 

lichere Fassung ist auf unserer Web- erfolgreich zu sein. Ich bin sicher, tut so, als habe man die PKK und 

Seite zu finden. es gäbe auch genügend fähige Apo besiegt. Ich sage es noch ein- 

Wie bereits in den letzten Gesprä- junge Leute, die die Arbeit machen mal: Wenn man sagt, sie (die PKK) 

chen betonte Öcalan sein Konzept können. Einige sind zur PUK sollen sich am demokratischen 

des "demokratischen Konfödera- gegangen, um ein ordinäres Leben Prozess beteiligen, dann ist das 

lismus", das die einzige gangbare zu führen. Manche schielen auf genug. Ich werde ohne materielle 

Alternative zum Nationalismus staatliche Posten. Das ist falsch. Absichten der Demokratie und 

darstelle. Der türkische Staat Auch die Türkei wird sich refor- dem Land dienen. Dazu werde ich 

befinde sich gegenüber dem kur- mieren. Die Parteien und die Poli- auch die in Europa und die in den 

dischen Nationalismus in einer tik werden nicht weitermachen Bergen aufrufen. Es genügt, wenn 

Sackgasse, doch auch die Kurden können wie bisher. Die USA haben man unsere Sprache und unsere 

seien zu unkritisch gegenüber den Nationalstaat, wie er 200 Jahre Kultur respektiert. Mehr Zuge- 

USA und EU: lang existiert hat, aufgegeben. Ich ständnisse wollen wir gar nicht. 

„Die türkische Bourgeoisie wird rede von Basisdemokratie, von Wenn die Türkei die Kurden nicht 

seit 50 Jahren von den USA ange- Volksdemokratie. Ich sage nicht, akzeptiert, werden sich alle Kur¬ 
leitet. Die Kurden hoffen auf die lasst uns mit den USA und der EU den gegen die Türkei verbünden. 

EU. Dabei habe ich schon oft das kollaborieren. Ich sage, lasst uns Wenn man die Kurden weder 

Beispiel der Engländer gegeben, das Volk organisieren und eine akzeptiert noch ihnen eine Alterna- 

Ihr Ausspruch in Lausanne ist Volksdemokratie aufbauen. Die tive aufzeigt, bleiben ihnen nur die 

berühmt: Was wir heute geben, türkischen Intellektuellen und die Waffen. Das würde eine Verschär- 

werden wir uns morgen wiederho- kurdischen Nationalisten küm- fung des Konfliktes bedeuten. Die 

len.’. Heute ist kein Mustafa Kemal mem sich viel zu wenig um die Türkei bräuchte einen neuen 

in Sicht. Mustafa Kemal hat sich Demokratie. Das gilt auch für Mustafa Kemal. Ihre Probleme 

anfangs wirklich bemüht. Aber unsere Provinzfürsten. Die USA werden sich noch verschärfen, 

nach den Problemen um Mossul machen kleine Zugeständnisse, Mustafa Kemal hat in den 1920er 

und Kirkuk ging es bergab, und die Massen laufen ihnen nach. Jahren die Ränkespiele gut durch- 

Damals haben sie die Kurden Wer das nicht will, muss selbst die schaut. Er sagte, wenn man zu viel 

benutzt und dann fallen gelasssen. Demokratie voranbringen. Warum will, verliert man noch das, was 

Diesmal werden sie sie nicht sofort gibt es so viele unfähige Despoten? man hat. Er riet dazu, sich nicht zu 

fallen lassen, sondern erst bekom- Sich an Staat, Stamm oder Han- sehr auf ausländische Mächte zu 

men sie noch ihren Kleinstaat, delsprofiten zu orientieren ist kon- verlassen. Ich sage, wir sollten uns 

Mich wollten sie dabei als Joker servativ. Das sind keine Demokra- daran orientieren. Mustafa Kemal 

benutzen. Diese Pläne hat weder ten. Früher verteidigten sie den muss aktualisiert werden. Das ist 

das Volk, noch die PKK, noch der Agha, den Stamm, den Scheich, meine ernsthafte, wissenschaftli- 

Staat verstanden. Aber die USA heute dagegen den Stil der klassi- che Überzeugung. Wenn man sich 

haben das gut geplant, und der sehen Parteien. Diese Leute ver- die Situation der CHP und der AKP 

Plan funktioniert. Sie werden den treten nicht wirklich das Volk. Sie ansieht, stellt man fest, dass sie 

Kurden nichts geben. Wenn die haben keine stimmige Philosophie, dazu nicht in der Lage sind. Ich bin 

nationalistischen Kurden die In Europa gibt es enorme Möglich- gegen den kurdischen Nationa- 

Befehle gut ausführen, bekommen keiten für demokratische Organi- lismus, ich habe meine eigene 

sie vielleicht ihren Kleinstaat. Mag sierung. Die Probleme der Kurden Linie. Ich bin davon überzeugt, 

sein, dass die nationalistischen dort haben nicht in erster Linie mit dass der demokratische Konföde- 

Kurden eine Zeitlang im Gleich- der Repression zu tun. Es mangelt ralismus der einzige Ausweg für 

schritt mit den USA marschieren, an Ideen, an demokratischer Vor- die Völker des Mittleren Ostens 

aber wo führt es im Mittleren aussicht. Demokratie kann man ist. Das gilt auch für den Irak, auch 

Osten hin, mit den USA zu mar- nicht improvisieren. Sie hoffen auf für die Kurden. Ich arbeite nicht 

schieren? Die Kurden werden Gaben der USA und der EU. Aber für einige Aghas und Fürsten, 

einen Kleinstaat bekommen, aber das funktioniert so nicht, mit deren Meine Linie dient den Völkern. Ich 

kann man darauf vertrauen? Wird Hilfe kann man keine Demokratie glaube an die Utopie von Freiheit 

er wie ein zweites Israel sein, wird aufbauen. Das müssen die in Euro- und Gleichheit für die Völker. Ich 

er die Kurden in einen Krieg trei- pa, die in Ankara und die in den versuche, diese jahrtausende alte 

ben? Wer weiß. Die Engländer Bergen verstehen. Wer das nicht Utopie zu realisieren. Ich fühle 

haben damals damit begonnen, die versteht, kann keine Politik mich stärker als ihr und freier als 

Kurden gegen die Türken aufzu- machen. die in den Bergen, denn ich fühle, 

hetzen. Mittlerweile sind die Kur- Ich will niemandem gegenüber dass ich Recht habe. Diese Linie 

den etwas stärker geworden. Mir respektlos sein. Ich habe keinerlei wird sich ausbreiten und Erfolg 

ist klar, wie es läuft, aber dem Antipathie gegenüber dem türki- haben." (MHA, 24.2. ISKU) 


Meldungen 

Verwundeter Guerillakämpfer 
hingerichtet 

Laut Angaben der Volksverteidi¬ 
gungskräfte (HPG) ist der zwan¬ 
zigjährige Guerillakämpfer Yilmaz 
Bulut (Codename Cilo Gever) im 
Verlauf einer Militäroperation im 
Gebiet Bagok bei Mardin von der 
türkischen Armee hingerichtet 
worden, nachdem er verletzt in 
Gefangenschaft geraten war. 

Die türkische Armee habe am 23. 
Februar eine umfassende Opera¬ 
tion unter Beteiligung bezahlter 
Soldaten und Kontraguerilla-Kräf- 
ten eingeleitet, so das Pressezen¬ 
trum der HPG. Weiter heißt es in 
der Erklärung: „Die Verluste der 
türkischen Armee während des 
Gefechts konnten nicht geklärt 
werden. Ein HPGKämpfer wurde 
verletzt und gefangen genommen. 
Später wurde Cilo brutal von den 
Kräften der türkischen Armee 
ermordet.“ Yilmaz Bulut wurde 
1985 in Yüksekova geboren und 
schloss sich 1999 der Befreiungs¬ 
bewegung an. (ÖP, 2.3., ISKU) 

Egitim Sen wird vorerst 
nicht geschlossen 

Auch im Revisionsverfahren um 
die zwangsweise Schließung der 
Lehrergewerkschaft Egitim Sen 
wegen der Aufnahme der Forde¬ 
rung nach kurdischsprachigen 
Muttersprachenunterrichts in ihre 
Satzung entschied das zweite 
Arbeitsgericht Ankara gegen die 
Schließung. Das letzte Wort hat 
nun, sollte die Staatsanwaltschaft 
auf dem Schließungsantrag beste¬ 
hen, die große Kammer des Kas¬ 
sationsgerichtshofes. 

(Mi, 22.2, ISKU) 

Arbeitslosenquote bei 10 % 

Trotz eines Anstiegs der Beschäfti¬ 
gung um rund eine Millionen 
neuer Stellen im vierten Quartal 
2004 sank die Arbeitslosigkeit in 
der Türkei nur um 0,3 Prozent¬ 
punkte auf 10,0%. 52,3% der 
Beschäftigten arbeiten ohne Sozi¬ 
alversicherung. Die Arbeitslosig¬ 
keit unter jungen Leuten sank um 
einen Prozentpunkt auf 19,9%. 

(SSI, 24.2, ISKU) 

Minenjagdboot an die 
Türkei übergeben 

Die Schiffs- und Yachtwerft Abe- 
king & Rasmussen hat in diesen 
Tagen das erste Schiff in einem 
deutsch-türkischem Minenjagd- 
boot-Programm an die türkische 
Marine übergeben. Die TCG "Ala- 
nya" ist das Typ-Schiff einer aus 
sechs Booten bestehenden Serie. 
Nach Auskunft von A&R ist das 
Minenjagdboot-Programm ein Bei 
spiel für Kooperation in der euro¬ 
päischen Verteidigungsindustrie. 

(DK, 25.2, ISKU) 
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Dr. Remzi Kartal ist wieder frei! 


Das Oberlandesgericht Bamberg 
hat am 1. März den Auslieferungs¬ 
antrag der Türkei gegen den stell¬ 
vertretenden KONGRA-GEL Vor¬ 
sitzenden Dr. Remzi Kartal zurück¬ 
gewiesen und den bestehenden 
Haftbefehl aufgehoben. 

Die Richter begründeten ihren 
Beschluss damit, dass die von den 
türkischen Behörden am 25. 
Februar vorgelegten Ausliefe¬ 
rungsunterlagen „in einem solchen 
Maße unzureichend und wider¬ 
sprüchlich“ gewesen seien, dass 
sich das Gericht außer Stande 
gesehen habe, „darauf eine Haft¬ 
entscheidung zu stützen.“ In einem 
dem OLG vorgelegten „Steckbrief“ 
des 14. Schwurgerichts in Istanbul 
vom 9. August 2004 sei Dr. Kartal 
als Tat lediglich “Angehörigkeit in 
der terroristischen Organisation“ 
vorgeworfen worden, ohne zu 
benennen, um welche Organisation 
es sich hierbei handelt „Tatort“ 
und „Tatzeit“ sowie anzuwendende 
Strafvorschriften hätten völlig 


Die Frauensektionen der DEHAP 
Simex (Simak), Sert (Siirt), Cizire 
(Cizre) und Silopi haben mit dem 
Verteilen von Nelken die Aktionen 
zum internationalen Frauentag am 
8. März begonnen. 

In Cizire kamen Frauen am Gebäu¬ 
de der DEHAP zusammen, um mit 
den Aktionen zum 8. März zu 
beginnen. Die Frauen wollten Nel¬ 
ken in den Fluß Diele werfen, wur¬ 
den aber von der Polizei behindert. 
Die Frauen protestierten gegen die 
Polizeimaßnahmen. 

Beim DEHAP-Gebäude hielt das 
Mitglied der Frauensektion der 
DEHAP, Özlem Güven, eine Rede. 
Güven erklärte, in der ganzen Tür¬ 
kei fänden solche Aktionen ohne 
Behinderungen statt, nur in Cizire 
gäbe es Probleme. Die Frauen rie¬ 
fen Parolen wie "Frauen sind das 


Nachdem der ehemalige Soldat 
Mustafa Bayram, der im Jahr 2000 
seinen Wehrdienst in der Region 
Yedisu abgeleistet hatte, in der 
Zeitung Özgür Politika erklärte, in 
dem Garten der Gendarmerieka- 
seme von Yedisu befinde sich ein 
Massengrab, gab auch die HPG 
eine Erklärung ab. 

Die HPG unterstützte die Aussage 
Bayrams mit der Erklärung, Gue¬ 
rillas seien im Garten der Kaserne 
hingerichtet und später begraben 
worden. In der Erklärung heißt 
es, zum damaligen Zeitpunkt 
seien von der in der Region ver¬ 
antwortlichen Guerillagruppe fünf 

Neue Aktionen 

Die "Lebende Schutzschilde" 
beginnen im Monat März neue 
Aktionen gegen die Militäropera¬ 
tionen der türkischen Armee. 

Von Anfang März bis zum 4. April 
werden wir unter der Parole "Wir 
geben dem Krieg keinen Weg" 
unsere Kampagne durchführen. 


gefehlt. Beweismittel als Grund zur 
Verhaftung seien ebenso wenig vor¬ 
gelegt worden. Eine „solche, weit¬ 
gehend inhaltsleere Haftbefehlsur¬ 
kunde“ hat nach Auffassung des 
Senats „weder europäischem Stan¬ 
dard noch rechtsstaatlichen Grund¬ 
sätzen“ entsprochen und habe 
somit „keine Rechtswirkung entfal¬ 
ten“ können. Auch habe sich die 
Schilderung des Sachverhaltes „in 
wesentlichen Teilen“ lediglich mit 
der Beschreibung des „politischen 
Werdegangs des Verfolgten“ 
begnügt. 

Im Kernpunkt ist dem kurdischen 
Politiker also nur der Vorwurf 
gemacht worden, stellvertretender 
Vorsitzender des KONGRA-GEL zu 
sein. Die (im übrigen unzutreffen¬ 
de) Behauptung des türkischen 
Justizministeriums, die Organisa¬ 
tion bezwecke die Loslösung eines 
Teils der Türkei, erfülle laut Ober¬ 
landesgericht Bamberg nach deut¬ 
schem Recht nicht den Tatbestand 
der Bildung einer terroristischen 


freie Leben" und "Nein zum 
Pogrom an Frauen" und blieben 
eine Weile vor dem Gebäude der 
DEHAP. Am Ende verteilten die 
Frauen die Blumen an die umlie¬ 
genden Geschäfte. 

In Simex wurden Flugblätter "Nein 
zum Pogrom an Frauen und kein 
Weg für den Krieg" verteilt Etwa 
200 Frauen kamen am DEHAP 
Gebäude zusammen. Im Namen 
der Frauen verlas die Vorsitzende 
der Frauensektion der DEHAP von 
Sirnax, Emine Inan, eine Erklä¬ 
rung. 

In Silopi kamen etwa 100 Frauen 
zusammen und verteilten in den 
umliegenden Geschäften Blumen. 
Die Frauen in Simex und Silopi 
konnten ihre Aktionen ungestört 
durchführen. 

Die Frauensektion der DEHAP 


Personen verschwunden, und 
man habe bisher nicht erfahren 
können, wo sie seien. Die Namen 
der verschwundenen Guerillas 
seien Fahrettin Cem (mit dem 
Codenamen Cigerxwin Sexmüs 
aus Riha), Haki Bitlis (Tahir Sak- 
nut aus Norsin/ Bedlis), Hulusi 
Yildiz (Serxwebün Azad aus 
Varto/ Müs) und zwei Guerillas 
aus Erzincan und Melezgir mit 
den Codenamen Egit und Agiri, 
bei denen man ebenfalls davon 
ausgehe, dass sie im Garten der 
Kasernen begraben wurden. 
Augenzeugen aus der Gegend 
bestätigten die extralegalen Hin- 

der „Lebenden 

Ziel der Kampagne sind die vier 
Punkten: Ende der Operationen, 
der Morde durch sogenannte 
unbekannter Täter, Aufklärung 
der Ereignisse um die Massengrä¬ 
ber sowie die Beendigung der Iso¬ 
lationshaft von Abdullah Öcalan. 
Die "lebende Schutzschilde" wer- 


Vereinigung. Auch die Tatsache, 
dass PKK/KONGRA-GEL am 2. 
Mai 2002 in die EU-Liste terroristi¬ 
scher Organisationen aufgenom¬ 
men worden sei, entbinde nach 
Meinung des Gerichts nicht von 
der Verpflichtung, konkrete Tatsa¬ 
chen vorzutragen, aus denen sich 
„die Begehung oder zumindest 
Androhung schwerster Straftaten“ 
ergäben. 

Dr. Remzi Kartal war am 22. Januar 
auf dem Weg zu einer Kulturveran¬ 
staltung von einem Sondereinsatz¬ 
kommando in der Nähe von Würz¬ 
burg im Zug festgenommen und 
am nächsten Tag verhaftet worden. 
Grundlage war ein Internationaler 
Haftbefehl, mit dem das türkische 
Justizministerium über Interpol um 
vorläufige Festnahme von Herrn 
Kartal ersucht hatte, um ihn in der 
Türkei wegen des Verdachts der 
Mitgliedschaft in einer terroristi¬ 
schen Vereinigung nach türki¬ 
schem Strafgesetzbuch strafrecht¬ 
lich zu verfolgen. (AZ, 2.3., ISKU) 


Sert verteilte zum Tag der werktäti¬ 
gen Frauen dem 8. März Blumen in 
Sert. Die Frauen gaben eine Pres¬ 
seerklärung vor dem Gebäude der 
DEHAP an. Im Namen der Frauen 
erklärte Fehime Ete, der 8. März 
sei der Tag der Identitätsfindung 
der Frauen. "Damit unsere Freun¬ 
dinnen nicht getötet werden, erhe¬ 
ben wir unsere Stimmen. Wir set¬ 
zen uns für unser Recht ein. Damit 
die Zukunft der Frauen so schön 
wie Blumen wird, verteilen wir 
diese Blumen an die Frauen. Bis¬ 
her wurden die Frauen niederge¬ 
macht, aber von jetzt an werden wir 
dagegen kämpfen. Wir laden alle 
Frauen ein, sich an unserer Kund¬ 
gebung zu beteiligen". Nach der 
Erklärung verteilten die Frauen auf 
den Plätzen und Straßen der Stadt 
Blumen. (AW, 1.2., ISKU) 


richtungen. Sie berichteten darü¬ 
ber, dass in den Jahren 2000-2001 
in der Region zahlreiche Operatio¬ 
nen stattfanden und Guerillas, die 
der Armee in die Hände gefallen 
seien, hingerichtet wurden. Nach 
Informationen der Augenzeugen 
fanden in Sirnex und (Jewlik noch 
zahlreiche weitere extralegale 
Hinrichtungen statt. 

Der Vorsitzende des Menschen¬ 
rechtsvereins IHD, Sektion Qe w- 
lik, Ridvan Kizgin erklärte, sie 
seien von den Familien der Gueril¬ 
las aufgefordert worden, die 
Ereignisse aufzuklären. 

(DM/RTV, 2.3., ISKU) 

Schutzschilde“ 

den alles in ihrer Macht stehende 
tun, die kurdische Frage auf fried¬ 
lichem Wege zu lösen. Darin wer¬ 
den sie von Einrichtungen gegen 
den Krieg, Organisationen von 
Frauen sowie zivilen gesellschaft¬ 
lichen Institutionen unterstützt. 

(DM, 28.2, ISKU) 


Europäischer Gerichtshof gibt 
Gewerkschaftsvertreterin Recht 

Zum zweiten Mal innerhalb eines 
Monats ist die Türkei wegen Ver¬ 
stoßes gegen das Recht auf freie 
Meinungsäußerung verurteilt 
worden. Der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte 
gab am 1. März der Vertreterin 
einer Lehrergewerkschaft Recht, 
die 1997 wegen heftiger Kritik an 
der Regierung zu einem Jahr Haft 
verurteilt worden war. Zugleich 
wiesen die Straßburger Richter die 
türkische Regierung an, der 40- 
Jährigen 4000 Euro Schadenser¬ 
satz zu zahlen. (DS, 1.3., ISKU) 

Syrien: Kurde stribt 
im Kugelhagel 

In Gire Xurma/Serekanye in 
Syrien beschossen Mitglieder des 
syrischen Geheimdienstes ein 
Auto. Die 28-jährige A Bedran 
Yezidi starb, 3 weitere Personen 
wurden verletzt, darunter ein 12- 
jähriges Kind. Nach Berichten von 
Augenzeugen wurde das Auto 
gestoppt und vor einer Ausweis¬ 
kontrolle beschossen. In einer 
Erklärung der Familie heisst es, 
die Familie stehe seit langem unter 
Druck der Regierung; ein politisch 
aktives Mitglied der Familie (Adil 
Yezidi) lebe seit ca. 20 Jahren im 
Exil. (MHA, 1.3., ISKU) 

ROJ-TV geht ins zweite Jahr 

Der Fernsehsender ROJ-TV hat 
sein erstes Sendejahr abgeschlos¬ 
sen. Es wurde durch die Anstren¬ 
gungen vieler Menschen in ver¬ 
schiedenen Sprachen und Dialek¬ 
ten in Dutzende Länder ausge¬ 
strahlt. Das kurdische Fernsehen 
begann im Jahr 1995 mit der Aus¬ 
strahlung von MED TV per Satel¬ 
lit. (RTV, 1.3., ISKU) 


Quellen: 

DIHA Diele 

N achrichtenagentur 
DM Denge Mesopotamiya 

ÖP Özgür Politika 

RTV Roj TV 

MHA Mespotamische 

N achrichtenagentur 
RTV Roj TV 

DM Denge Mesopotamiya 

AW Azadiya Welat 

AZ Azadi e.V. 

Mi Milliyet 

DS Der Standard 

DK Delmenhorster 

Kreisblatt 

SSI Staatliches Statistik- 

Institut der Türkei 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Infonnationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 
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8. März: Forderungen nach Frieden 


Zum 8. März, dem Internationa¬ 
len Tag der Werktätigen Frauen 
fanden in zahlreichen Städten 
Kurdistans und der Türkei Aktio¬ 
nen statt. Gleichzeitig wurde 
überall gegen die Polizeiangriffe 
gegen die Frauendemonstration 
am 6. März in Istanbul demon¬ 
striert. Dort waren 500 
Frauen von der Polizei 
niedergeknüppelt und ca. 60 
Frauen festgenommen wor¬ 
den. Zehntausende Frauen 
brachten in den Städten 
Cizir, Silopi, Hezex und Elk 
(Beytüssebab) in Sirnex 
(Sirnak), in Elih (Batman), 
Dersim, Denizli, Bazid 
(Dogubeyazid), Sert (Siirt), 
Adana, Ankara und vielen 
weiteren Städten ihre Hoff¬ 
nung auf Frieden und ein 
Ende der Frauenunter¬ 
drückung zum Ausdruck 
und forderten die Freilas¬ 
sung Öcalans. 

In Amed (Diyarbakir) versam¬ 
melten sich trotz anhaltendem 
Regen etwa 2000 a Frauen am 
Bahnhofsplatz, wo Ilkay Akkaya 
und Yekbün auftraten. Schon 
zuvor hatten sich 500 Frauen an 
der Deriye Riha (Urfator) ver¬ 
sammelt und einen Umzug mit 
dem Transparent "Für einen 
gesellschaftlichen Frieden muss 


ein Dialog mit Öcalan geführt 
werden" durchgeführt. Die Ver¬ 
treterin der Frauenplattform 
Amed, Adile Ugur kritisierte in 
einer Rede den Polizeiangriff auf 
die Frauen in Istanbul, außerdem 
verurteilte sie die Ehrenmorde 
und sagte, man wolle sich keine 


Frauenleichen mehr auf die 
Schultern heben. 

Nach der Rede Ugurs wurde eine 
Rede Öcalans zum 8. März verle¬ 
sen. Darin hieß es: "Glaubt an 
Euch, ich glaube an die Avant¬ 
garde der Frau. Menschen, die 
die Befreiung annehmen, müssen 
sich diesen Kampf vor Augen füh¬ 
ren. Ich setze mich gegen die 
Versklavung der Frauen ein. Frei¬ 


heit ist notwendiger als Brot und 
Wasser. Das Leben ohne Freiheit 
ist schlimmer als der Tod. Man 
soll sich nicht vor der Freiheit 
der Frauen fürchten. Die Frauen 
müssen ihre Ehre verteidigen. 
Die Frauen müssen sich verteidi¬ 
gen. Dabei unterstütze ich sie, 
ich bin was das betrifft ihr 
Genosse, meine Freund¬ 
schaft mit der Frau ist in die 
Geschichte eingegangen. 
Das ist eine Sache des Glau¬ 
bens und der Kraft. Sie 
haben die Kraft." Die Frau¬ 
en klatschten und trillerten 
zu der Rede, viele Parolen 
für Öcalan wurden gerufen 
und Fahnen des Kongra Gel 
entrollt. 

Der 8. März wurde auch auf 
den Bergen von der Guerilla 
begrüßt 

In allen Guerillagebieten 
waren von der YJA STAR 
(Frauenarmee) Feiern organi¬ 
siert worden und an die Frauen 
erinnert worden, die im Befrei¬ 
ungskampf ihren Platz eingenom¬ 
men haben. 

Das Komitee zum Neuaufbau der 
PKK begrüßte alle Frauen zum 8. 
März und forderte, das Jahr 2005 
solle das .Jahr der Freilassung 
Abdullah Öcalans werden. 

(AW/DM/DIHA, 6.-9.3., ISKU) 



8. März: Demonstration in Amed (Foto: DIHA) 


Zuhause repressiv, draußen demokratisch 


"Immer noch gibt es Frauen, die 
nicht einmal einkaufen gehen kön¬ 
nen, ohne vorher von ihrem Mann 
die Erlaubnis dafür einzuholen. Es 
gibt sogar immer noch Frauen, die 
ohne Erlaubnis nicht einmal auf 
den Balkon gehen können. Ich 
möchte, dass sich dieser Frauen 
angenommen wird." Diese Worte 
stammen von Emine Ekin, die am 
vergangenen Samstag von ihrem 
Mann zusammengeschlagen wur¬ 
de, weil sie zu einer Veranstaltung 
aus Anlass des Weltfrauentages 8. 
März gehen wollte. 

Emine Ekin ist 39 Jahre alt und hat 
fünf Kinder. Auch ihre Tochter sei 
von ihrem Mann geschlagen wor¬ 
den, als sie versucht habe, die Mut¬ 
ter vor dem Vater zu schützen: 
"Auch meine Tochter ist so heftig 
geschlagen worden, dass sie die 
Wohnung nicht verlassen kann." 
Gerade in dieser Woche, kurz vor 
dem 8. März, könne sie die Schläge 
nicht mit ihrem Stolz vereinbaren, 
so drückt sich Emine Ekin aus. Sie 
wolle ihre Erlebnisse mit anderen 
Frauen teilen und fordere eine 
Lösung. 

Ihr Mann mache draußen einen 
demokratischen Eindruck, so Ekin, 
trete zuhause aber äußerst repres¬ 
siv auf. "In den ersten Jahren unse¬ 


rer Ehe gab er Unterricht an 
Jugendliche, damit diese ein 
Bewusstsein entwickelten. Was war 
das wohl für ein Unterricht?", sagt 
sie. Sie habe nie verstanden, 
warum ihr Mann sich in seiner 
eigenen Familie nicht so verhalte 
wie Außenstehenden gegenüber. 

In den gesamten 25 Jahren ihrer 
Ehe sei sie ständig Gewalt ausge¬ 
setzt gewesen. "Gewalt hat in unse¬ 
rer Ehe nie gefehlt. Ständig war ich 
den Schlägen und Erniedrigungen 
meines Mannes ausgesetzt. Er hat 
mir den Schädel und den Arm 
gebrochen. Es gibt eigentlich keine 
Stelle meines Körpers, die er nicht 
verletzt hat", so erzählt sie. 

"Er will, dass ich den ganzen Tag 
zuhause bin. Wir werden über¬ 
haupt nicht wie Menschen behan¬ 
delt Wenn er nach Hause kommt, 
sollen wir auch alle zuhause sein." 
Wenn sie dem nachkomme, gebe 
es auch keine Probleme. Aber 
wenn sie sich an Frauenveranstal¬ 
tungen beteilige, werde sie von 
ihrem Mann verfolgt. "Er beobach¬ 
tet, mit wem ich rede und wen ich 
begrüße." 

Unzählige Male habe sie aufgrund 
der erfahrenen Gewalt über eine 
Scheidung nachgedacht, erzählt 
Ekin weiter. "Aber in unserer Fami¬ 


lientradition gibt es Scheidung 
nicht. Sie haben mich zur Welt 
gebracht und sie sehen, was mir 
widerfahren ist, aber in eine Schei¬ 
dung willigen sie nicht ein." Im 
Falle einer Scheidung werde sie 
von ihrer Familie verstoßen. "Das 
hat mir meine Mutter gesagt. Es 
heißt, dass Frauen manchmal auf¬ 
grund von Arbeitslosigkeit oder 
Armut von ihren Männern geschla¬ 
gen werden. Aber unsere materiel¬ 
le Situation ist gut. Ich kann das 
nicht verstehen. Ich kann nicht ein¬ 
fach die Tür zuknallen und das 
Haus verlassen, weil es keinen Ort 
gibt, an den ich gehen könnte. 
Gezwungenerweise lebe ich weiter 
mit der Gewalt. Selbst meine Mut¬ 
ter, die mich geboren und aufgezo¬ 
gen hat, ist damit einverstanden, 
dass ich leide. Mit einer Scheidung 
ist sie nicht einverstanden. Es gibt 
nichts, an dem ich mich festhalten 
könnte. Ich möchte, dass sich der 
Frauen angenommen wird. Immer 
noch gibt es viele Frauen, die nicht 
einmal zu einer 8.-März-Veranstal- 
tung gehen können, weil ihre Män¬ 
ner es nicht erlauben. Aber ich bin 
entschlossen, diese Arbeit auch 
weiterhin zu machen, auch wenn 
ich sterben sollte." 

(ÖP. 6.3., ISKU) 


Meldungen 

Anwältlnnen können 
ihren Mandanten sehen 

Die Anwältlnnen Bekir Kaya, Hati- 
ce Korkut, Muzafer Akad und der 
Bruder von Öcalan, Mehmet Öca¬ 
lan setzten nach der Kontrolle in 
Gemlik nach Imrali über, um dort 
Abdullah Öcalan zu besuchen. In 
der vergangenen Woche war der 
Besuch wegen „schlechten Wet¬ 
ters“ zum wiederholten Mal unter¬ 
sagt worden. (RTV, 9.3., ISKU) 

Brief für die Freilassung 
der Friedensgruppe 

In Istanbul wurde ein Brief für die 
Freilassung der Mitglieder der 
Friedensgruppe an das Justizmini¬ 
sterium übersandt. 

Mitglieder der DEHAP, der EMEP, 
der Friedensmütter, des IHD und 
von Göc Der trafen bei der Post 
von Galatasaray zusammen. Die 
Gruppe trug ein Transparent mit 
der Aufschrift "Die Mitglieder der 
Friedensgruppe sollen freigelas¬ 
sen werden" und riefen Parolen 
wie "Die Hände, die sich nach dem 
Frieden ausstrecken, sollen bre- 
chen" und "Dem Krieg keine 
Chance". Im Anschluss wurde ein 
Brief für die Freilassung der Mit¬ 
glieder der Friedensgruppe losge- 
schickt. (DM, 9.3, ISKU) 

Erneut Guerilla hingerichtet 

In Sirnak wurde von den türki¬ 
schen Sicherheitskräften eine wei¬ 
tere Hinrichtung durchgeführt. 
Gafur Can, Mitglied der Volksver¬ 
teidigungskräfte (HPG), der im 
Bereich Cizre - Idil unter der 
Bevölkerung arbeitete, wurde von 
türkischen Sicherheitskräften 
erschossen. In einer schriftlichen 
Erklärung der Presse- und Infor¬ 
mationszentrale der HPG wurde 
mitgeteilt, dass am 2. März das 
Mitglied der HPG unbewaffnet 
gewesen sei und von den Sicher¬ 
heitskräften hätte festgenommen 
werden können. Unbewaffnet sei 
er erschossen worden. 

Am 5. März führten die HPG in 
Qosere einen Vergeltungsangriff 
durch, bei dem ein Polizist getötet 
wurde. 

(MHA, 4.3, AW, 8.3, ISKU) 

EU-Komission erneuert 
Kritik an Türkei 
H.J. Kretschmer, Türkeivertreter 
der EU-Komission, erneuerte die 
Kritik an der Türkei. Nach dem 17. 
Dezember sei keine klare Linie 
vorhanden und besonders im 
Bereich der praktischen Durch¬ 
führung sei kein Fortschritt 
erfolgt, hieß es in der Erklärung. 
Die Polizei habe die Minderheit 
der Aleviten unter Druck gesetzt, 
gegen Demonstranten werde 
unverhältnismäßige Gewalt ange- 
wendet und die Tätigkeitsmöglich- 





„Ökologisch-Demokratische Gesellschaft“ kritisiert eigene Arbeit 

in Amed 

Zwischen dem 25. und 27. Februar Volk und dem Kampf dienen zu tionstüchtig zu machen, weiter zu 
hat in Amed (Diyarbakir) unter wollen. Anstatt die sich gegenseitig bilden sowie seinen materiellen 
dem Motto "Entweder ein würde- vervollständigen Fokusse eines und ideellen Bedarf zu decken." 
voller Friede oder ein ehrenhafter gemeinsamen politischen Kampfes, Des Weiteren wurde auf der Konfe- 
Tod" die erste Konferenz der der sich aus dem gleichen Paradig- renz ein Beschlussentwurf ange- 
"Demokratisch-Ökologischen ma nährt, darzustellen, sind sie zu nommen, der kurz-, mittel- und 
Gesellschaft" stattgefunden, an der Institutionen geworden, die sich langfristig die Gesundheit und Iso- 
150 Delegierte, darunter Vertrete- gegenseitig ausgrenzen, zermür- lation Öcalans betrifft und die Frei¬ 
rinnen politischer Parteien, zivilge- ben und zunehmend einander als heit Öcalans in den Mittelpunkt der 
sellschaftlicher Organisationen Konkurrenten gegenüberstehen." Arbeit stellt. Dementsprechend sol- 
sowie gewählte Vertreterinnen der Diese negativen Entwicklungen len Aktivitäten organisiert und die 
Bevölkerung aus 13 Provinzen teil- resultierten im Wesentlichen dar- Gedanken Öcalans der Bevölke- 
genommen haben. In der Abschlus- aus, dass das "Paradigma der rung nahe gebracht werden, 
serklärung heißt es, die Konferenz Demokratisch-Ökologischen Weiterhin wurde die Herausgabe 
sei in der Entschlossenheit beendet Gesellschaft" nicht verinnerlicht einer kurdischen Tageszeitung 
worden, in Verbundenheit mit worden sei. Der damit einherge- beschlossen. In der Diskussion um 
Abdullah Öcalan dessen Projekte hende Verlust der Aktionskraft und der Zeit angepasste neue Organi- 
umsetzen zu wollen. zunehmende Abstand zur Bevölke- sierungsmodelle wurde ein 

Weiterhin wird in der Erklärung rung habe beim Kader eine "ernst- Beschluss gefasst, mit dem alle 
auf folgende Punkte aufmerksam hafte Hoffnungslosigkeit" ausge- staats-und machtfixierten undemo¬ 
gemacht "Alle unsere Institutionen löst, die wiederum zu einem Kräfte- kratischen Strukturen abgelehnt 
haben sich in weiten Teilen von Verlust geführt habe. Die Organisa- werden. Für das Frühjahr wurde 
ihrer eigentlichen Rolle und Aufga tion habe in der Region die Fähig- die Durchführung einer Kampagne 
be entfernt Der Kontakt zur Bevöl- keit und den Willen verloren, Pro- unter dem Motto "Dem Krieg keine 
kerung ist weitgehend verloren bleme zu lösen. Es sei nicht gelun- Chance" beschlossen, 
gegangen, ebenso der Geist, dem gen, den bestehenden Kader funk- (OP, 7.3., ISKU) 

und Asyl 

Von der Kurdin Kerime Bozkurt ist sen, dass mein Vater und meine Guerilla gewesen sei, so Bozkurt. 
im Asylverfahren gefordert wor- Brüder gefoltert, unser Dorf und Vor drei Wochen hätten Kräfte des 
den, in die Türkei zurückzukehren unser Haus zerstört worden sind, türkischen Staates ihre Familie in 
und dort vom sogenannten "Reue- Hat der türkische Staat jemals bei der Türkei aufgesucht und diese 
gesetz" zu profitieren. einem Kurden für seine Taten um aufgefordert, sie dem Staat auszu- 

Kerime Bozkurt war am 15. Sep- Verzeihung gebeten?" liefern. "Ich finde es bemerkens- 

tember 2004 nach Deutschland Bozkurt schloss sich nach eigenen wert, dass so etwas passiert, nach¬ 
gekommen und hatte einen Asylan- Angaben 1990 der Guerilla an: dem ich einen Asylantrag in 
trag gestellt Der Antrag wurde "Beim Volksaufstand 1991 in Dar- Deutschland gestellt habe", erklärt 
abgelehnt, das Verfahren in Gies- ge^it wurde meine Schwägerin sie. Nachdem sie nach Deutsch- 
sen läuft weiter. Wie Bozkurt Rukiye Bozkurt vor aller Augen land gekommen sei, sei sie in medi- 
erklärt, sei sie bei der letzten Ver- ermordet. 1995 wurde mein Bru- zinische Behandlung gekommen, 
handlung darauf aufmerksam der, der damals Bürgermeister von Der festgestellte Tumor an inneren 
gemacht worden, dass es in der Dargefit war, so stark gefoltert, Organen sei fortgeschritten. Damit 
Türkei viele Veränderungen gege- dass er vor zwei Jahren an den Fol- einhergehend seien eine Reihe 
ben habe und ein Reuegesetz erlas- gen starb." gesundheitlicher Probleme aufge- 

sen worden sei, von dem sie profi- In der Türkei könne immer noch taucht. "Ich war auch in Maxmur 
tieren und somit in die Türkei täglich ein gewöhnlicher kurdi- und in Südkurdistan in medizini- 
zurückkehren könne. Sie selbst scher Mensch auf der Straße scher Behandlung, die aber zu kei- 
sagt dazu: 'Warum sollte ich Reue ermordet werden. Demnach gebe nen Ergebnissen geführt hat. Des- 
zeigen. Bereuen müsste der türki- es vieles, was der Staat jemandem halb bin ich nach Deutschland 
sehe Staat. Ich habe erleben müs- zufügen könne, der 15 Jahre bei der gekommen.“ (OP, 10.3., ISKU) 

IHD-Bericht: 2855 Rechtsverletzungen 

Die Zweigstelle Diyarbakir des Verletzung des Rechts auf Leben Innenministeriums, die der Erzie- 
Menschenrechtsvereins IHD hat sowie willkürliche Festnahmen und hung der Polizei dienen sollen, ver- 
seine Monatsberichte für Januar Verhaftungen nach Demonstratio- folgen die Kräfte, die Demonstra- 
und Februar 2005 veröffentlicht. In nen. Das dramatischste Beispiel tionen auflösen sollen, Menschen 
diesen Berichten werden vom IHD dafür ist die Tötung von Ümit über hunderte Meter und schlagen 
für diesen Zeitraum 2855 Rechts- Gonültas in Mersin, weil er sein sie, wenn sie eingeholt werden, mit 
Verletzungen erfasst. Demnach Recht zu demonstrieren wahrge- Knüppeln und Holzlatten. Dies 
wurden 126 Fälle von Folter und nommen hat. In unserer Region wird auch durch Polizeioffiziere in 
Misshandlung registriert, 1886 Ver- wurden in den letzten 2 Monaten 80 Führungspositionen durchgeführt, 
fahren wurden eröffnet und 64 Menschen festgenommen und 109 Es gibt jedoch keinerlei Ermittlun- N Ü C e 

Menschen inhaftiert. 7 Menschen Menschen bei Demonstrationen gen gegen irgendein Mitglied der 

wurden bei bewaffneten Ausein- verletzt. Gegen 1886 Menschen Sicherheitskräfte, das an solchen erscheint wöchentlich und kann in 
andersetzungen getötet, während 5 wurden Verfahren eröffnet, weil sie Rechtsverletzungen beteiligt war. gewünschter Stückzahl gegen 
Menschen durch außergerichtliche ihre Meinung ausdrückten! Diese Die Regierung zeigt ein deutliches Übersendung des Portos bei der 
Hinrichtungen ihr Leben verloren. Entwicklungen im Bereich der Missverhältnis zwischen ihren Informationsstelle Kurdistan 
Die schwersten Rechtsverletzun- Menschenrechte zeigen, dass der Reden und ihrem Handeln. Die Schanzenstraße 117 
gen in den letzten 2 Monaten fan- Staat seinen autokratischen und schweren Rechtsverletzungen in 20357 Hamburg 
den im Rahmen bewaffneter Aus- unterdrückerischen Charakter unserer Region werfen einen dun- Tel.: 040 - 421 02 845 

einadersetzungen statt, gefolgt von nicht geändert hat. Es gibt einen klen Schatten auf die positiven E-mail: isku@nadir.oig 

Demonstrationsrecht, Redefreiheit, gewissen Level an Demokratie und Schritte, die unternommen wur- bestellt werden. 

Folter und Gewalt gegen Frauen. Menschenrechten, dieses ist aber den. Aus diesem Grund fordern wir Spenden auf unser Konto: 

In der Erklärung heißt es weiter: dadurch begrenzt, wie viel der die Regierung auf, eine Kommis- Postbank Köln, BLZ 37010050 

"Es gab erschreckend hartes Ein- Staat zulässt. Forderungen, die dar- sion einzurichten, die die Übergrif- Konto-Nr.: 3968-506 
greifen gegen Menschen, die ihr über hinausgehen, werden von der fe in dieser Region beobachtet Das Weitere Infonnationen und einen 
Recht, sich zu versammeln und zu Regierung als anti-staatlich und zer- sollte in enger Zusammenarbeit mit täglichen Pressespiegel findet Ihr 
protestieren wahmehmen wollten; störerisch behandelt. Trotz der Menschenrechtsorganisationen im Internet unter: 
der deutlichste Beleg dafür sind die Anweisungen und Seminare des erfolgen." (DIHA, 5.3., ISKU) www.nadir.oig/isku 




keiten der kirchlichen Patriarchen 
eingeschränkt. 

Die für die mögliche Mitglied¬ 
schaft in der EU eingeleiteten 
Reformen seien in ihrer Anwen¬ 
dung ins Stocken geraten, hieß es 
erneut. Im Rahmen einer Einla¬ 
dung der Stadt Kars an Botschafts¬ 
vertreter aus 36 Ländern sagte 
Kretschmer, nach dem 17. Dezem¬ 
ber sei kein Fortschritt in der Tür¬ 
kei zu sehen; das einzige sei die 
Änderung der alten Gesetze. Der 
türkische Außenminister reagierte 
mit der Äußerung "Wer ist schon 
dieser Kretschmer?" 

(MBA, 4.3, ISKU) 

Amnesty fordert Ende staat¬ 
licher Unterdrückung in Ost¬ 
kurdistan 

In einem Appell verlangte Amne¬ 
sty International ein Ende der 
zunehmenden staatlichen Unter¬ 
drückung gegen Menschen- 
rechtsaktivisten in Ostkurdistan 
(Iran). Mit dem Nahen des Frau¬ 
entages am 8. März habe der 
Druck zugenommen; im Aufruf 
wurde von der Regierung ein 
Ende der Unterdrückung ver¬ 
langt. (MHA, 4.3, ISKU) 

Dörfler werden unter 
Druck gesetzt, Dorfschützer 
zu werden 

Die Bewohner von Ayrancilar, 
Aridag und Kultik/Bedlis wur¬ 
den, weil sie nicht Dorfschützer 
werden wollten, 1994 vertrieben. 
2003 sind sie trotz Drucks in ihre 
Dörfer zurückgekehrt. In der ver¬ 
gangenen Woche sind erneut Sol¬ 
daten des Regiments Bedlis in die 
Dörfer gekommen und setzten 
die Bewohner von Sutluc wieder 
unter Druck, Waffen anzuneh¬ 
men und Dorfschützer zu wer¬ 
den. Soldaten hätten sie bedroht 
und gesagt: "Entweder nehmt ihr 
die Waffen, oder wir werden das 
Dorf erneut leeren." 

(RTV, 9.3, ISKU) 
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Abdullah Öcalan über Demokratie, Konföderalismus und Nation 

Die Entscheidung liegt bei der Basis 

In der vergangenen Woche stand das und eigene nichtstaatliche Lei- tion spielte für die Herausbildung 

Treffen Ocalans mit seinen Anwäl- tungsgremien zu schaffen. Alle des Nationalstaates eine große 

ten ganz im Zeichen des kommenden nichtstaatlichen Gemeinschaften Rolle. Gegen Ende des 20. Jahr- 

Newrozfestes und den Diskussionen sollten ihre Probleme selbst disku- hunderts wurde der Nationalstaat 

tim den "demokratischen Konfödera- deren und selbst Entscheidungen zu einem ernsthaften Hindernis für 

lismus", das Konzept, welches Oca- fällen. Es ist das Recht, in Dörfern, die gesellschafüiche Entwicklung 

lan in die Debatte eingeführt hatte. Stadtteilen und Städten die eige- und für Demokratie und Freiheit 

Er konkretisierte dabei seine Vorstei- nen Probleme selbst zu diskutie- 2) Das Selbstbestimmungsrecht 

lungen vom Konföderalismus als ren, Entscheidungen zu fällen und der Nationen wurde als Recht auf 

einem nichtstaatlichen Zusammen- ein Modell zu erschaffen, das diese Staatsgründung interpretiert. Das 

Schluss von Basisorganisationen im lösen kann. Auf lokaler Ebene von heutige Modell der Vereinten 

Gegensatz zur Konföderation als Dorf, Stadtteil und Stadt diskutiert Nationen funktioniert nicht, die 

einem Staatenbund. Auf die Bemer- und entscheidet man. Vertreterin- Nationalstaaten sind auch dafür ein 

kung seines Bruders Mehmet, der nen und Delegierte wählt man Hindernis. Der Golfkrieg und die 

Begriff "Konföderalismus" sei ver- dann jährlich. Situation im Irak sind dafür ein 

wirrend, verglich Abdullah Öcalan Die demokratische Nation beruht Beweis. 

ihn mit der Form einer Gebetskette: nicht auf dem Individuum, das der 3) Den Ausweg aus dieser Situa- 

"Erst werden die Perlen aufgezogen Nationalstaat geschaffen hat. Die- tion stellt das demokratisch konfö- 

und zum Schluss mit einen Schluss- ses Individuum des Nationalstaates derale System dar. Damit ist nicht 

stück verbunden. Der Konfödera- ist versklavt, es ist gefährlicher als eine Globalisierung im Sinne der 

lismus ist das Schlussstück, das auf die Personen, die durch die mono- Nationalstaaten gemeint. Der 

die Perlenkette des Kampfes gesetzt theistischen Religionen geprägt Nationalstaat wird ohnehin durch 

wird." wurden. Dass der Staat das Indivi- die Globalisierung überwunden. 

„In diesem Zusammenhang möch- duum, den Bürger geschaffen hat, Dem Imperialismus gelingt es 

te ich auch auf die Begriffe Natio- ist der Grund für alle Stagnation, nicht, ein neues Modell zu entwick- 

nalstaat und demokratische Nation Die demokratische Nation ist ein ein. Die Systemkrise verschärft 

eingehen. Diese beiden sind Modell, in dem Gemeinschaft und sich. 

Schlüsselbegriffe. Ich möchte ein Individuen ihre Probleme gemäß 4) Die einzige Alternative ist ein 

paar grundsätzliche Dinge sagen, der eigenen, lokalen Gegebenhei- demokratischer Konföderalismus. 

alles weitere ergibt dann die ten diskutieren und lösen. Es ist Sein Organisierungsmodell ist 

anschließende Diskussion. Der nicht richtig, wenn einige auftreten pyramidenförmig. Die Gemein¬ 
demokratische Konföderalismus und im Namen des Volkes reden, schäften reden, diskutieren, fällen 

ist äußerst wichtig. Das gilt meiner Das gilt auch für mich. Dieser Stil Entscheidungen. Delegierte der 

Meinung nach nicht nur für die ist nicht richtig. Das entscheidende Basis bilden nach oben hin eine 

Kurden, sondern für den gesamten ist, dass es dem Volk gelingt, selbst (lockere) Koordination. Die Dele- 

Mittleren Osten oder gar weltweit zur problemlösenden Kraft zu wer- gierten bekommen ein Jahr lang 

Er ist geeignet, um die Stagnation den. Dafür ist der Nationalstaat ein ein Mandat des Volkes, 

zu überwinden, die sich aus dem klares Hindernis. Unser Ziel ist 5) Auch für die Probleme des Mitt- 

Nationalstaat ergibt. Die UN, die nicht die Staatsgründung, sondern leren Ostens stellt der demokrati- 

auf Nationalstaaten beruht, ist die Errichtung der Demokratie, sehe Konföderalismus ein Lö- 

bankrott. Das hat die Irak-Frage Damit meine ich nicht eine Demo- sungsmodell dar. Das kapitalisti- 

allen vor Augen geführt. Im letzen kratie vom europäischen Typ, die sehe System und das Drängen der 

Viertel des 20. Jahrhunderts konn- auf der Mittelklasse beruht. Für die imperialen Kräfte führen nicht zur 

te sie kein Problem lösen, weder Errichtung einer nichtstaatlichen Demokratie, sie benutzen sie höch- 

am Golf, noch im Irak, noch in Demokratie sind geographische stens. Es kommt darauf an, der 

Afghanistan. Die UN ist hilflos. Grenzen Nebensache. Wenn es Option einer sich von der Basis her 

Den USA ist das klar, aber auch der eine nichtstaatliche Demokratie entwickelnden Demokratie zum 

Imperialismus kann nur in gibt, braucht man keine geographi- Durchbruch zu verhelfen. Demo¬ 
begrenztem Maße ein Modell prä- sehen Grenzen und muss auch kratischer Konföderalismus ist ein 

sentieren. Länder wie die Türkei, keine Staaten zerschlagen. Wir System, das auf der Basis der 

Ägypten oder Afghanistan haben werden unser eigenes System Gesellschaft ethnische, religiöse 

nicht wirkliche demokratische schaffen. Ob der Staat das akzep- und klassenmäßige Unterschiede 

Alternativen vor Augen, sondern tiert oder nicht, wo unser Volk ist, berücksichtigt, 

streben nach scheindemokrati- dort werden wir uns an unser eige- 6) Für Kurdistan bedeutet demo- 

schen Modellen, die die wirkliche nes Lösungsmodell halten. (...) kratischer Konföderalismus eine 

Demokratie überdecken. Bewegung, die das Selbstbestim- 

Das Prinzip des Selbstbestim- Nun zu den Prinzipien des demo- mungsrecht nicht als Recht zur 

mungsrechts der Völker ist nicht kratischen Konföderalismus. Ich nationalistischen Staatsgründung 

allein ein Recht auf Staatsgrün- präsentiere einen Entwurf, einen auslegt, sondern ungeachtet der 

düng. Da hat Lenin geirrt. Dass Vorschlag für die Diskussion. Er politischen Grenzen ihre eigene 

Lenin und Stalin es in übertriebe- bezieht sich sowohl auf Kurden als Demokratie anstrebt. In einer zu 

ner Weise als Prinzip zur Staats- auch auf den Mittleren Osten und schaffenden kurdischen Struktur 

gründung ausgelegt haben, hatte den Rest der Welt: bildet sie Föderationen aus den 

katastrophale Folgen. Im Namen 1) Die agrikultureile Revolution Kurden im Iran, der Türkei, Syrien 

der Befreiung schufen sie künstli- fand im Ökosystem des Zagros- und dem Irak. Diese bilden dann 

che Staatsgebilde. Ich interpretiere Gebirge statt. Diese Revolution bil- einen Konföderalismus, indem sie 

das Selbstbestimmungsrecht der dete die Lebensgrundlage für die sich auf höhere Ebene vereinigen. 

Nationen in dieser Weise, denn es Menschheit bis zum 19. Jahrhun- 7) Die eigentliche Entscheidungs¬ 
gibt eine Gruppe bei den Kurden, dert. Anfang des 19. Jahrhunderts kompetenz liegt bei den Dorf-, 

die auf einen Staat aus ist Das fand die industrielle Revolution Stadtteil- und Stadträten und ihren 

Selbstbestimmungsrecht ist das statt. Dies war die zweite große Delegierten, also beim Volk und 

Recht, eine eigene Demokratie Revolution. Diese zweite Revolu- bei der Basis.“ (II, ISKU) 


Meldungen 

Bewaffneter Angriff auf 
Newrozfeier: Ein Verwundeter 

Bei einer Newrozfeier in Sert 
(Siirt) hat die Polizei auf die 
Bevölkerung geschossen. Der 16- 
jährige Halil Kaqar wurde dabei 
am Bein verletzt. Die Familie des 
Jugendlichen kündigte an, Anzei¬ 
ge zu erstatten. (ÖP, 16.3., ISKU) 

Türkei: Haftstrafe für eine 
Rede auf Kurdisch 

Weil die Reden bei ihrem Partei¬ 
tag auf Kurdisch statt auf Tür¬ 
kisch gehalten wurden, droht füh¬ 
renden Mitgliedern einer kurdi¬ 
schen Partei in der Türkei eine 
Verurteilung zu Haftstrafen von 
mindestens sechs Monaten. 

Die 13 Angeklagten hätten damit 
gegen das türkische Parteienge¬ 
setz verstoßen, führte die Staats¬ 
anwaltschaft in ihrer Anklage¬ 
schrift aus. Beanstandet wurde 
auch, dass auf dem Kongress der 
Partei für Rechte und Freiheiten 
(Hak-Par) im Januar 2004 keine 
türkische Flagge gehisst, kein 
Porträt des Republikgründers 
Kemal Atatürk aufgehängt und 
auch die türkische Nationalhym¬ 
ne nicht gespielt wurde. 

(apa, 16.3., ISKU) 

Türkei wegen Verstoßes gegen 
Meinungsfreiheit verurteilt 

Zum dritten Mal innerhalb weni¬ 
ger Wochen hat der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte 
die Türkei wegen Verstoßes 
gegen das Recht auf freie Mei¬ 
nungsäußerung verurteilt. Die 
Straßburger Richter gaben am 
Dienstag fünf Unterzeichnern 
einer pro-kurdischen Erklärung 
Recht, die in der Türkei wegen 
"Aufrufs zu Hass und Feind¬ 
schaft" zu Bewährungs- bezie¬ 
hungsweise Geldstrafen verur¬ 
teilt worden waren. Dies rügte 
der Gerichtshof als "unverhältnis¬ 
mäßig". Zugleich wies er die 
Regierung in Ankara an, den Klä¬ 
gern - zwei Gewerkschaftern, 
zwei Anwälten und einem Jurado¬ 
zenten - jeweils 2000 Euro Scha¬ 
densersatz zu zahlen. 

(afp, 15.3., ISKU) 

Operation in Dersim 
ausgeweitet 

Die Operation, die die türkische 
Armee in den Bergen der Dörfer 
Zimeqa bei Xozat und Xica begon¬ 
nen hat, wurde mit neuen Kräften 
ausgeweitet. Nach regionalen 
Informationen wurde die Verle¬ 
gung von Truppen am 15.3. fort¬ 
gesetzt. Am Morgen waren Solda¬ 
ten mit Helikoptern, gegen 
Abend mehr als 20 Panzerfahr¬ 
zeuge und Lastwagen zum Ort 
der Operation gebracht worden. 
Die Operation wurde in den 


Nüce 


_ tshu 

Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.nadir.org/isku 





HPG beenden dritte Konferenz 


Die Volksverteidigungskräfte HPG 
haben zwischen dem 20. Februar 
und dem 8. März ihre dritte Konfe¬ 
renz durchgeführt und Entschei¬ 
dungen für die nächsten zwei Jahre 
getroffen. Nach Informationen der 
Presse- und Außenarbeitszentrale 
der HPG nahmen an der Konferenz 
179 Delegierte der YJA STAR [Ein¬ 
heit der freien Frau], des Rates der 
HPG, der Kommandozentrale und 
Gäste aus demokratischen und 
nationalen Einrichtungen teil. 
Gegen die möglichen Angriffe auf 
das kurdische Volk wurde die Ent¬ 
scheidung getroffen, den Volksauf¬ 
stand zu verstärken. In diesem Rah- 


In vielen kurdischen Städten fan¬ 
den zum 17. Jahrestag des Massa¬ 
kers von Helepje Protestaktionen 
statt. Es wurde gegen die Verant¬ 
wortlichen an dem Massaker 
demonstriert. Mit den Aktionen 
wurde daran erinnert, dass bei 
dem Massaker mehr als 5000 Men¬ 
schen durch Chemiewaffen ermor¬ 
det wurden. Eine Gruppe der 
Demokratieplattform Amed pflanz¬ 
te Bäume im Friedenswald im 

Folter wird in 

Während auf dem Weg zur Mit¬ 
gliedschaft in die EU Anpassungs¬ 
pakete erstellt werden, geht die 
Polizei mit brutaler Gewalt gegen 
Demonstrationen vor und setzt 
auch ihre Folterpraxis fort. Jetzt 
wurde die Folter an D.Y. und N.K 
bekannt. Die beiden waren als mut¬ 
maßliche Täter eines Molotow- 
Angriffs gegen eine Bank im Istan¬ 
buler Stadtteil Kassthane festge¬ 
nommen und vom zuständigen 
Haftrichter verhaftet worden. Von 
der Gerichtsmedizin wurde D.Y. 
aufgrund einer Schusswunde am 
Arm eine siebentägige Arbeitsunfä¬ 
higkeit bescheinigt N.K wurde so 
heftig misshandelt, dass er für zwei 
Wochen arbeitsunfähig erklärt 
wurde. 

Wie der Anwalt Suat Eren bekannt 
gab, seien seine Mandanten am 27. 
Februar gegen 23 Uhr ohne jegli¬ 
che Vorwarnung von der Polizei 
beschossen worden. "D.Y. wurde 
am Arm getroffen. N.K wurde von 


men wurde geäußert, dass die Gue- 
rillakräfte unverzüglich in die akti¬ 
ve Position der legitimen Verteidi¬ 
gung treten können. 

Bei der Diskussion über Südkurdi¬ 
stan und den Irak wurde gesagt, 
dass die HPG die Demokratisie¬ 
rung unterstützen kann und die 
Aufgaben, die der Guerilla zufallen, 
erledigen kann. 

Im zweiten Teil der Konferenz 
wurde um die Demokratisierung 
der Armee zu erreichen das neue 
Paradigma von Öcalan aufgezeigt 
und im Rahmen des Neuaufbaus 
gefordert, die Geisteshaltung der 
Verteidigung des Staates hinter 


Stadtteil "450 Häuser" zur Erinne¬ 
rung an die 5000 ermordeten Kur¬ 
dinnen. Der Vorsitzende des IHD 
von Amed, Selahattin Demirtas for¬ 
derte in einer Erklärung, dass die 
Schuldigen vor dem Internationa¬ 
len Gerichtshof zur Verantwortung 
für den 5000fachen Mord gezogen 
werden. Demirtas erinnerte daran, 
dass der Hauptverantwortliche für 
die Massaker Saddam Hussein sei 
und dass dieser, obwohl er verhaf- 


einem zivilen Polizeifahrzeug 
erfasst. Sein rechter Arm ist gebro¬ 
chen, es bestand die Gefahr einer 
notwendigen Amputation. Ein Poli¬ 
zist, der aus dem Wagen ausstieg, 
hat nachgesehen, ob mein Man¬ 
dant noch lebt. Ein anderer Polizist 
hat später eine Waffe in den Mund 
meines Mandanten gesteckt und 
ihm vor den Augen der anderen 
Polizisten auf den Kopf getreten. Es 
gibt Anwohner, die Zeuge des 
Geschehens waren." Trotz der 
schweren Armverletzungen seien 
seine Mandanten mit Handschellen 
hinter dem Rücken gefesselt fest¬ 
genommen worden. Die Folter sei 
auf der Polizeistation fortgesetzt 
worden. "D.Y. wurde über den Flur 
des Korridors geschleift und liegen 
gelassen. Er war immer noch mit 
Handschellen gefesselt. Die Polizi¬ 
sten traten ihm gegen den Rücken, 
die Knie und den verletzten Arm. 
Mit ihren Fingern fassten sie in die 
Schusswunde. Während die Folter 


sich zu lassen, und die Persönlich¬ 
keit des freien und gerechten Indi¬ 
viduums zu begründen und auf die¬ 
ser Basis die Berge Kurdistans zu 
einem Ort des freien Lebens zu 
machen. Die Konferenz traf auch 
einige Entscheidungen zu den 
Frauen. Gegen Gewalt an Frauen, 
Ehrenmorde und jede Art der 
Unterdrückung werde man auf der 
Basis des Rechtes der legitimen 
Verteidigung antworten. 

Als Ergebnis der Wahlen auf der 
Konferenz wurden 41 Personen, 
davon 16 Frauen, in den zweiten 
Rat der HPG gewählt. 

(AW, 14.3., ISKU) 


tet sei, bisher nicht verurteilt 
wurde. Demirtas forderte, dass 
auch die Staaten, die die Massen¬ 
vernichtungswaffen an Saddam 
verkauft haben, vor Gericht 
gestellt werden müssen. 

Auch in Elih, Merdin, Nisebin, 
Wan, Simax, Sert, Riha, Serekani, 
Bilis, Agiri und Culemerg fanden 
Aktionen mit mehreren Hundert 
Menschen zur Erinnerung an 
Helepqe statt. (AW, 16.3, ISKU) 


andauerte, verlor mein Mandant 
das Bewusstsein. Als er wieder zu 
sich kam, hörte er, wie ein Arzt die 
Polizisten aufforderte, die Hand¬ 
schellen zu öffnen. Die Polizisten 
antworteten: ,Lass ihn doch liegen, 
soll er sterben'. Auf Beharren des 
Arztes wurde schließlich erste Hilfe 
geleistet" 

Sein Mandant N.K sei nach der 
Festnahme gefoltert worden, 
indem sein Mund und seine Hoden 
gequetscht und Nadeln ins Zahn¬ 
fleisch gerammt worden seien. 
"Die Türkei versucht, in die EU auf¬ 
genommen zu werden und es wird 
gesagt Null Toleranz der Folter. 
Aber wie bei diesem Vorfall deut¬ 
lich wird, reichen Gesetze nicht 
aus. Die Polizei in der Türkei han¬ 
delt willkürlich und eigenmächtig. 
Die Folter wird in schwerster Form 
fortgesetzt." Anwalt Suat Eren kün¬ 
digte an, gegen die Polizisten 
werde Anzeige erstattet. 

(ÖP, 16.3, ISKU) 


Barik-, Kirmizi- und den Tavsan- 
bergen und auf der Hochalm 
Rabat durchgeführt. Wie bekannt 
wurde, kam es bisher nicht zu 
Auseinandersetzungen. 

(DM, 15.3, ISKU) 

Türkei verlegt Truppen 
nach Südkurdistan 

Die Türkei bemüht sich, Südkur¬ 
distan mit militärischem Einfluss 
unter Kontrolle zu bekommen. In 
der südkurdischen Presse war zu 
lesen, die türkische Armee habe 
Soldaten in die Region verlegt. 
Die Zeitung "Kurdistan Obser¬ 
ver" hatte die Nachricht veröf¬ 
fentlicht, im Monat Februar seien 
1500 Kämpfer der Türkei in den 
Irak gekommen und haben Waf¬ 
fen und Ausrüstung an die Turk¬ 
menen in Kerkuk übergeben. 

Die Nachrichtenagentur Associa¬ 
ted Press veröffentlichte zwei 
neue Bilder von türkischen Pan¬ 
zern, die in Südkurdistan statio¬ 
niert wurden. Die Nachrichtena¬ 
gentur gab bekannt, dass 1400 
türkische Soldaten und 40 Panzer 
in der Nähe des Dorfes Bamerni 
in Südkurdistan stationiert seien. 

(DM, 16.3, ISKU) 

Gefecht zwischen PJAK 
und iranischer Armee 

In Ostkurdistan (Iran) ist es in 
der Nähe der Stadt Salmas zu 
einem Gefecht zwischen Guerilla¬ 
kämpfern der im Kongra-Gel 
organisierten PJAK und irani¬ 
schen Soldaten gekommen. Vor¬ 
ausgegangen war eine Militärope¬ 
ration der iranischen Armee. Bei 
dem Gefecht wurden zwei irani¬ 
sche Soldaten verletzt und zwei 
Militärfahrzeuge zerstört. 

Nach dem Gefecht wurden in den 
Städten Salmas, Xoy und Urmiye 
Dutzende von Menschen festge¬ 
nommen. Bei Hausdurchsuchun¬ 
gen wurden kurdische Kassetten 
beschlagnahmt. In Salmas wur¬ 
den außerdem mit der Begrün¬ 
dung, die Menschen hätten Roj 
TV geguckt, fünfzig Satelliten¬ 
schüsseln entfernt. 

(ÖP, 16.3, ISKU) 
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Aydar: Syrien muss den Dialog eröffnen 


Anlässlich des 1. Jahrestag des 
Massakers in Quamislo/Südwest- 
kurdistan gab der KONGRA-GEL- 
Vorsitzende Zübeye Aydar eine 
Gedenkerklärung ab. Er rief die 
syrische Regierung auf, auf der 
Grundlage einer freien Einheit mit 
den Kurdinnen den Dialog zu 
suchen. Angriffe gegen die Kurd¬ 
innen würden ergebnislos bleiben. 
Vor einem Jahr kam es nach einem 
Fußballspiel zu Angriffen gegen die 
Kurden; den Beginn machten chau¬ 
vinistische arabische Kreise, 
danach beteiligten sich staatliche 
Kräfte. Dagegen reagierte die kur¬ 
dische Bevölkerung mit massen¬ 


haften demokratischen Protesten. 
Aydar sagte, die Angriffe seien ein 
Beweis für die Vemichtungspolitik 
des syrischen Staates gegen die 
Kurden. Das kurdische Volk habe 
auf die Morde, Verhaftungen und 
Folterungen mit tagelang andau¬ 
ernden Protesten geantwortet 
"Dass die Kurden den Angriffen auf 
diese Weise geantwortet gaben, ist 
wichtig", sagte Aydar. 'Wir verur¬ 
teilen erneut die Angriffe und Mas¬ 
saker an den Kurden. Wir geden¬ 
ken der Opfer bei diesen Angriffen 
mit Achtung; wir bringen unsere 
Verbundenheit mit dem Gedenken 
zum Ausdruck." 


Syrien solle auf die unterdrückeri¬ 
sche Politik verzichten, sagte er. 
"Um den internationalen Druck auf 
Syrien zu beenden, müssen Schrit¬ 
te zur Demokratisierung eingelei¬ 
tet werden. Mit Druck gegen die 
Kurden können die Probleme nicht 
gelöst werden. Im Gegenteil, eine 
Lösung kann nur mit der Aufnah¬ 
me des Dialogs mit den Kurden auf 
einer Grundlage von Geschwister- 
lichkeit und freier Einheit gelöst 
werden. Mit einer Politik von 
Unterdrückung, Verhaftungen und 
Folter wird es keine Ergebnisse 
geben können" 

(MHA, 11.3, ISKU) 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Das kurdische Neujahrsfest - Manifestation für Demokratie und Frieden 

Millionen feiern weltweit Newroz 


In allen Teilen Kurdistans, aber 
auch in den Metropolen der Türkei 
und Europas und an vielen weite¬ 
ren Orten der Welt feierte das kur¬ 
dische Volk am Montag das Neu¬ 
jahrs- und Widerstandsfest 
Newroz. 

Die mit Abstand größte Manifesta¬ 
tion fand in Amed (Diyarbakir) 
statt, wo sich bis zu 1 Millionen 
Menschen an den Feiern beteilig¬ 
ten. Seit den frühen Morgenstun¬ 
den kamen aus allen Richtungen 
Fahrzeuge, Gemeindebusse, Last¬ 
wagen, Minibusse und Personen¬ 
wagen; Tausende kamen zu Fuß 
und füllten den Newrozplatz. Hun¬ 
derttausende wurden von der Poi- 
zei durchsucht. Doch Aufgrund der 
Entschlossenheit und der Menge 
an Menschen gab die Polizei die 
Durchsuchungspunkte auf. 
Prominente Teilnehmerinnen der 
Feier in Amed waren der Vorsitzen¬ 
de der DEHAP, Tuncer Bakirhan, 
die Mitglieder der Koordination 
der DTH (Bewegung für eine 
demokratische Gesellschaft) Leyla 
Zana, Hatip Diele, Orhan Dogan, 
Murat Bozlak und Feridun Yazar, 
die Mitglieder der Initiative der 
Demokratischen Gesellschaft, 
Seydi Firat und Yuksel Geng, die 
Mitglieder des Europaparlaments, 
Feleknaz Uca und Helin Baba, der 
Vorsitzende der EMEP, Levent 
Tuzel, der Norwegische Botschaf¬ 
ter, Hans Wilhelm Langua, der Vor¬ 
sitzende des Stadtparlaments von 
Marseille, Joel Dutto, der Vorsit¬ 
zende der KESK Sami Evren, der 
Vorsitzende der DISK Musa (Jam, 
die Schwestern Abdullah Öcalans, 
Fatma Ocalan und Hawa Keser, die 
Vorsitzende des Internationalen 
PEN, Coanne Loocom, der Bürger¬ 
meister von Amed, Osman Bayde- 
mir, verschiedene Bürgermeister 
der Region der DEHAP, der kurdi¬ 
sche Schriftsteller Mehmet Uzun, 
Prof. Nicol Wats, die Schriftsteller, 
Tarik Ziya Ekinci, Celal Baslangig, 
Naci Kutlay, die a Künstler Ciwan 
Haco, Gulistan, Ibrahim Tatlises, 
(Jetin Oraner und Koma (Jiya sowie 
viele weitere Intellektuelle, Schrift¬ 
steller, Künstler und Vertreter 
demokratischer und ziviler Institu¬ 
tionen und politischer Parteien. 

Die Feier begann morgens mit 
einer Schweigeminute zum Geden¬ 
ken an diejenigen, die im demokra¬ 
tischen Kampf gefallen sind. Nach 
der Gedenkminute trat der Künst¬ 
ler (Jetin Oraner auf und hielt eine 
Rede: "Das kurdische Volk verlangt 
nicht nur für sich, auch für die Ale- 
witen, für die Frauen, für die Müt¬ 
ter Frieden, Gerechtigkeit Arbeit, 
Brot und Freiheit. Das kurdische 
Volk will eine richtige Demokratie." 
Der Vorsitzende des Vorberei- 


tungskommitiees für Newroz in 
Amed, Mesut Bestas, sprach über 
die Bedeutung von Newroz, er 
sagte, dass sie dem Krieg keine 
Chance geben werden: "Auf der 
ganzen Welt sieht man, wie Millio¬ 
nen Menschen für den Frieden ein- 
treten." 

Nach der Rede von Bestas grüßten 
Tuncer Bakirhan, Leyla Zana, 
Orhan Dogan, Hatip Diele, Felek¬ 
naz Uca und Osman Baydemir das 
Volk und ließen Friedenstauben 
fliegen. Ein großes Newrozfeuer 
wurde entzündet. 

Grußbotschaft von 
Abdullah Ocalan 

Die Grußbotschaft von Abdullah 
Öcalan wurde verlesen, in der das 
kurdische Volk und alle Völker des 
Mittleren Ostens gegrüßt wurden. 
'Weil das imperialistische und kapi¬ 
talistische System die Probleme 
der Menschelt nicht beantworten 
kann, erlebt es eine tiefe Krise. Ein 
Volk, das so sehr mit der Demokra¬ 
tie und Freiheit verbunden ist, kann 
in dem imperialistischen und kapi¬ 
talistischen System nicht die Frei¬ 
heit erlangen. Das Volk kann die 
Methoden und Wege der Demokra¬ 
tie aufbauen. Dieser Weg wird über 
die Diskussion des demokrati¬ 
schen Konföderalismus erreicht. 
Weil dieses Newroz uns der 
Lösung näher bringt, muss es auf 
eine historische Weise gefeiert wer¬ 
den. Ich hoffe, dass dieses Newroz 
uns der Freiheit näher bringt." 

Der Vorsitzende der DEHAP, Tun¬ 
cer Bakirhan sprach auf Kurdisch 
über die Bedeutung von Newroz. 
"Der Grund für den 15-jährigen 
Krieg liegt im System. Ich warne 
die AKP Regierung. (...) Die Kur¬ 
dinnen, die in der Türkei leben, 
unterstützen nicht die Teilung. Wir 
hoffen nicht auf die Lösung der 
USA oder Europa. Wir werden die 
Probleme mit der Türkei lösen." 
Danach sprach für die Koordina¬ 
tion der DTH (Bewegung für eine 
demokratische Gesellschaft) Leyla 
Zana. "Amed hat sich für das Pro¬ 
jekt eingesetzt, dass der verehrte 
Öcalan in den letzten sechs Jahren 
vorangebracht hat. Das ist das Pro¬ 
jekt der demokratischen Republik" 
Zana beendete ihre Rede mit einem 
kurdischen Lied. 

Bei der Feier wurden hunderte 
Poster mit Bildern von Abdullah 
Öcalan sowie Fahnen des KON- 
GRA-GEL und des Demokrati¬ 
schen Konföderalismus hochge¬ 
halten. Zu sehen waren Transpa¬ 
rente mit der Aufschrift "Der 
demokratische Konföderalismus 
befreit den Mittleren Osten" oder 
"Es lebe die Geschwisterlichkeit 
der Völker". 


Feiern in Ostkurdistan 

Auch in Ostkurdistan (Iran) wurde 
Newroz gefeiert In Urmiye kamen 
die Menschen trotz Verbot aus dem 
gesamten Umkreis um sich an den 
Feiern zu beteiligen. Poster von 
Öcalan, Fahnen des KONGRA-GEL 
und der PJAK wurden entrollt und 
viele Parolen für Öcalan gerufen. In 
der Stadt Milgever griffen Sicher¬ 
heitskräfte die Feiernden an. Bei 
den Auseinandersetzungen wurden 
sechs Soldaten und zahlreiche 
Kurdinnen verletzt. Die iranische 
Armee umstellte das Gebiet und 
verhaftete zahlreiche Teilnehme¬ 
rinnen der Feiern. Die Imame der 
Moschee von Islamabad und Riza 
wurden verhaftet, weil sie die 
Newroz-Feiern erlaubt hatten. 
Nach Zeugenaussagen sei der 
Imam von Riza noch in Haft und 
werde gefoltert. 

Hunderttausende bei Feiern 
in Südwest-Kurdistan 

Nach den Veranstaltungen zum 
Gedenken an das Pogrom in 
Qamislo (Syrien) feierten diesmal 
hunderttausende Kurdinnen 
Newroz. In Efrin, Qobani, Reqqa, 
Amtide, Qamislo, Heseki und in 
Heleb gingen Hunderttausende zu 
den Newrozfeiem und riefen die 
syrische Regierung auf, die kurdi¬ 
sche Frage zu lösen. In Qobani und 
Reqqa, die ein gemeinsames Fest 
organisiert hatten, kamen in die¬ 
sem Jahr 300.000, zum Newroz- 
Fest. In Qamislo, Amude, Heseki 
und Dirbesi beteiligten sich eben- 
fals Hunderttausende an den 
Feiern. Die größte Feier fand die¬ 
ses Jahr in Heleb statt, in den Stadt¬ 
teilen, in denen Kurdinnen leben, 
wurden Feuer entzündet und 
Govend getanzt. Als die Grußbot¬ 
schaft Adullah Öcalans verlesen 
wurde, rief die Menge: "Grüße an 
Öcalan", "Wir sind mit dem Herzen 
und der Seele bei dir Vorsitzender" 
und "Es lebe der Konföderalismus 
des kurdischen Volkes". 

Ausnamezustandsmaßnahmen 
in Mersin 

Bei den Newrozfeiem auf dem 
Metropolplatz in Mersin am 20. 
März wurde ein End, dass eine 
türkische Fahne trug, die ihm bei 
einem Polizeiangriff aus der Hand 
fiel, der Grund einer Auseinander¬ 
setzung. Etwa 30 Personen wurden 
unter Schlägen verhaftet. Die 
Stadtteile der Gemeinde Akdeniz, 
in denen zumeist Kurdinnen woh¬ 
nen, wurden von der Polizei mit 
Panzerwagen abgeriegelt. Die 
nach offiziellen Angaben 3.000 
Polizisten sorgten für ein Eima, 
dass an den Ausnahmezustand 
erinnerte. (DM, 22./23.3., ISKU) 


Meldungen 

Kein Anwaltsbesuch 
bei Öcalan 

Der wöchentlich genehmigte 
Anwaltsbesuch bei Abdullah 
Öcalan ist diese Woche ausgefal¬ 
len, weil angeblich das Boot, mit 
dem die Anwältlnnen und Ange¬ 
hörigen auf die Gefängnisinsel 
Imrali übersetzen, beschädigt 
sei. Laut Angaben der zuständi¬ 
gen Behörden sei eine Repara¬ 
tur innerhalb dieser Woche 
nicht möglich. Wie Rechtsan¬ 
walt Bekir Kaya mitteilte,., sei 
auch die Annahme der für Öca¬ 
lan vorgesehenen Bücher und 
Zeitungen verweigert worden. 

(MHA, 23.3., ISKU) 

Europäische Newroz-Delega- 
tionen in Kurdistan 

Wie jedes Jahr haben sich auch 
dieses Mal Delegationen aus 
Europa auf den Weg nach Kurdi¬ 
stan gemacht, um dort an den 
Newroz-Feierlichkeiten teilzu¬ 
nehmen und sich im Gespräch 
mit Institutionen und der Bevöl¬ 
kerung ein Bild von der aktuel¬ 
len Lage zu machen. Die Dele¬ 
gationen kommen aus Deutsch¬ 
land, Italien, Frankreich, Schwe¬ 
den, Großbritannien und Bel¬ 
gien. In einer ersten Erklärung 
der italienischen Delegation, die 
aus insgesamt 75 Personen 
besteht, wird darauf aufmerk¬ 
sam gemacht, dass die Repres¬ 
sion gegen die kurdische Bevöl¬ 
kerung seit Anfang 2005 wieder 
angestiegen ist. Weiter heißt es: 
"Jedes Volk hat Tage, die etwas 
besonderes für sie darstellen. 
Für die Kurden ist Newroz ein 
solcher Tag. Wir fahren dorthin, 
um mit dem kurdischen Volk die 
Gefühle, die an diesem besonde¬ 
ren Tag aufkommen, zu teilen." 
In der Erklärung wird außerdem 
angekündigt, dass ein Treffen 
mit den Anwältlnnen von Abdul¬ 
lah Öcalan geplant sei. Die 
Gesundheitsprobleme und Haft¬ 
bedingungen Öcalans hätten in 
Italien Besorgnis ausgelöst. Mit 
der Delegationsreise werde 
angestrebt, die Solidarität zwi¬ 
schen zivilgesellschaftlichen 
Einrichtungen zu stärken und 
Grundlagen für eine langfristige 
Zusammenarbeit zu schaffen. 

(ÖP, 20.3., ISKU) 

Holland beharrt auf 
Auslieferung Kesbirs 
Holland hat erneut vor Gericht 
die Auslieferung der kurdischen 
Politikerin Nuriye Kesbir in die 
Türkei gefordert. Kesbir hatte 
zuvor das Revisionsverfahren 
gegen die Auslieferung gewon¬ 
nen und war am 20. Januar aus 
der Haft entlassen worden. Das 
holländische Justizministerium 





Lebende Schutzschilde aus Deutschland 


Eine aus Studierenden und Antifa¬ 
schistinnen bestehende Delega¬ 
tion aus Deutschland fuhr zu 
Newroz nach Kurdistan, um 
anschließend die Initiative der 
"Lebenden Schutzschilde 11 zu 
unterstützen. In Batman nahm sie 
an den Newroz-Feierlichkeiten teil 
und führte Gespräche mit ver¬ 
schiedenen zivilgesellschaftlichen 
Institutionen. Sie besuchte auch 
die Familien Kaymaz. Im Novem¬ 
ber des letzten Jahres sind der 12- 
jährige Ugur und dessen Vater 
Ahmet Kaymaz vor ihrem Haus 
von Polizisten erschossen worden. 
Die Delegation beteiligt sich an 
der Initiative der "Lebenden 
Schutzschilde", die sich zur Aufga¬ 
be gemacht haben, Militäropera¬ 
tionen der türkischen Armee zu 
verhindern. Als einer der Teilneh¬ 
mer äußerte sich Martin Dolzer: 
"Die kurdische Bewegung, die 
Gesellschaft sowie zivilgesell¬ 
schaftliche Einrichtungen setzen 
sich seit Jahren für den Frieden 
ein. Die Resultate dieser Arbeit 
sind sichtbar. Wir wollen - soweit 
es uns möglich ist - allein mit unse¬ 
rer Anwesenheit zeigen, dass wir 
solidarisch sind und den Kampf 
für Frieden und Demokratie unter¬ 
stützen." 

Gemeinsam mit den "Lebenden 
Schutzschilden" und dem Men¬ 
schenrechtsverein IHD machte 
sich die Delegation auf den Weg 
nach Tanze bei Batman und veröf¬ 
fentlichte folgenden Bericht: 

Das Dorf Tanze (Heybeli), nahe 
der Stadt Batman in den kurdi¬ 
schen Provinzen der Türkei, 
wurde in wesentlichen Teilen im 
Jahr 1993 von Militärs und Dorf- 
schützem zerstört. In dieser Zeit 
kam es zur Vertreibung von mehr 
als 1000 Dorfbewohnern und zur 
Zerstörung aller Häuser. Mehr als 


20 Guerillas und 19 Menschen 
wurden bei der Operation der tür¬ 
kischen Militärs und Paramilitärs 
ermordet. Mittlerweile sind einige 
der Häuser des Dorfes neu aufge¬ 
baut, 20 Bewohner sind im Laufe 
der Jahre zurückgekehrt. Im 
Dezember 2004 wurde in der Nähe 
von Tanze ein Massengrab ent¬ 
deckt, in dem sich die Überreste 
von 2 Hirten und 20 Guerillakämp¬ 
fern befanden. 

Darüber hinaus wurde die gesam¬ 
te Umgebung des Dorfes mehr¬ 
mals von Militärhubschraubern 
mit Napalm bombardiert und in 
Brand gesteckt. Meike Nack, Refe¬ 
rentin des AStAs der HWP und 
Teilnehmerin einer Menschen¬ 
rechtsdelegation des Düsseldorfer 
Frauenbüros Ceni, die sowohl 
Tanze als auch das in der Nähe 
des Ortes befindliche Massengrab 
besuchte, äußerte sich dazu fol¬ 
gendermaßen: "In dieser Region 
soll den Menschen ein Leben 
unmöglich gemacht werden. Die 
Politik des türkischen Staates 
gegenüber der kurdischen Bevöl¬ 
kerung hat sich leider in vielen 
Punkten kaum verändert. Die Zer¬ 
störungen und das Massengrab 
sind nur zwei von unzähligen Bei¬ 
spielen. Die Bewohner von Tanze 
und aller umliegenden Dörfer sind 
noch immer ständigen Repressio¬ 
nen bis hin zu extralegalen Hin¬ 
richtungen und Verschwindenlas¬ 
sen ausgesetzt. Hier findet nach 
wie vor ein schmutziger Krieg 
statt." 

Während des gesamten 15 km 
Fußmarsches nach Tanze wurde 
die Menschenrechtsdelegation 
ständig von ca. 400 Mann starken 
Truppen des Militärs, Polizisten in 
Zivil und dem türkischen Geheim¬ 
dienst Jitem verfolgt, zum Teil 
auch bedrängt und bespuckt. Die 


Delegation und ihre Begleiter des 
türkischen Menschenrechtsver¬ 
eins IHD und der DEHAP waren 
auch auf dem Weg von Batman 
nach Tanze (Heybeli) mehrmals 
von Jendarma, einer Sonderein¬ 
heit des Militärs auf offener Straße 
kontrolliert und jeweils grundlos 
über längere Zeit aufgehalten wor¬ 
den. Das Schicksal des Dorfes 
Tanze (Heybeli) ist nicht einmalig. 
In den Regionen Sirnak, Dersim, 
Siirt, wird von ähnlichen Vorfällen 
berichtet. Die Friedensbemühun¬ 
gen zahlreicher emanzipatorischer 
kurdischer Organisationen, wer¬ 
den bisher weitgehend von der in 
der Türkei herrschenden Oligar¬ 
chie ignoriert. Stattdessen werden 
Lebensraum und Umwelt zerstört. 
Julia Burzan, eine weitere Teilneh¬ 
merin der Menschenrechtsdelega¬ 
tion und ebenfalls Referentin des 
AStAs der HWP kommentiert die 
bisherigen Erlebnisse ihrer Arbeit: 
"Die kurdische Bevölkerung ist 
trotz einiger Reformen auf dem 
Papier und in Gesetzen noch 
immer ungeheuerlichen Repres¬ 
sionen ausgesetzt. So wurden z.B. 
Ugur Kaymaz, ein zwölfjähriges 
Kind, und sein Vater Ahmet Kay¬ 
maz in Kizeltepe auf offener Stra¬ 
ße von Polizisten hingerichtet. 
Nachdem der Versuch scheiterte, 
die Morde zu vertuschen und die 
Opfer als Guerillakämpfer darzu¬ 
stellen, zog der türkische Staat bis¬ 
her lediglich die Konsequenz die 
verantwortlichen Polizisten ohne 
Strafe in den Westen der Türkei zu 
versetzen. Hier bedarf es großer 
Anstrengungen der Demokratisie¬ 
rung, da noch immer Willkür bis 
hin zum Mord herrscht und dieje¬ 
nigen, die für Frieden und Demo¬ 
kratie eintreten, weiterhin krimi¬ 
nalisiert und als Terroristen diffa¬ 
miert werden." (ISKU, 23.3.) 


Wiederholung des Öcalan-Prozesses? 


Nach dem Streit innerhalb der AKP 
über den Umgang mit dem bevor¬ 
stehenden Urteil des europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte 
im Öcalan-Fall verdichten sich die 
Anzeichen dafür, dass das Urteil 
bereits gefällt ist und lediglich noch 
nicht veröffentlicht wurde. Es wird 
als sehr wahrscheinlich angesehen, 
dass der Prozess gegen Abdullah 
Öcalan wiederholt werden muss. 
So geht der Öcalan-Anwalt Dogan 
Erbas davon aus, das Urteil könne 
bereits den Verantwortlichen in der 
Türkei zugespielt worden sein. Die 
Türkei versuche offensichtlich, die 
Verkündung des Urteils herauszu- 


zögem. Die türkische Regierung 
argumentiere, die Öffentlichkeit sei 
"nicht bereit" für das Urteil. Erbas 
bezeichnete es als Skandal, dass 
mit derartig sachfremden Argu¬ 
menten versucht werde, den juristi¬ 
schen Prozess zu verzögern. 

Der Anwalt Hasip Kaplan wies auf 
die Gesetzesänderungen der letz¬ 
ten Zeit hin, die einerseits das inter¬ 
nationale Recht über das nationale 
stellen, andererseits aber mit einer 
"Lex Öcalan" eben die Wiederho¬ 
lung des Prozesses verhindern. 
Sondergesetze für eine Person 
seien rechtswidrig, die Straßburger 
Rechtsprechung zu ignorieren 


würde ein enormes Hindernis für 
die Aufnahme der Beitrittsverhand¬ 
lungen zur EU darstellen. Mahmut 
Sakar, ebenfalls Anwalt Öcalans, 
wies auf die großen Chancen hin, 
die eine Wiederholung des Prozes¬ 
ses für die Türkei mit sich bringe. 
"Öcalans Verteidigung auf Imrali 
und seine folgenden Initiativen 
haben die Türkei verändert, ob 
einem das gefällt oder nicht", so 
Sakar. Ein neuer Prozess könne 
einem Friedensprozess dienlich 
sein, die Regierung solle sich ent¬ 
sprechend verantwortungsbewusst 
verhalten, so Sakars Appell. 

(MHA/II, 23.3., ISKU) 


Mord und Terror durch Dorfschützer 


In Mardin-Nusaybin ist der drei¬ 
zehnjährige Hirtenjunge Selahattin 
Günbay von Dorfschützem ermor¬ 
det worden, weil er die Grenze zu 
deren Dorf überschritten haben 
soll. Die Familie Günbay gehört 
zum Stamm Alikan und lebt als 
Nomaden in Zelten. Wie bekannt 
wurde, wurde Selahattin erschos¬ 
sen, als er mit zwei anderen Kin¬ 
dern in seinem Alter Schafe weide¬ 
te. Die Familie des Getöteten hat 
sich an den IHD in Amed gewandt. 


Im Hazro bei Amed verübten Ange¬ 
hörige der Dorfschützerfamilie 
Dolan einen bewaffneten Überfall 
auf den Bürgermeister der Stadt. 
Ergin und zwei weitere Miglieder 
seiner Familie wurden durch 
Schüsse verletzt. Ein Mitglied der 
Angreifergruppe wurde bei der 
Gegenwehr der Überfallenen 
durch einen Schuss getötet. Hinter¬ 
grund des Angriffes war nach 
Berichten von Zeugen, dass Ergin 
bei den letzten Kommunalwahlen 


den früheren Bürgermeister (Mit¬ 
glied der Dorfschützerfamilie) als 
Bürgermeister ablöste. 

Nachdem die Sicherheitsbehörden 
eine Ausgangssperre über den Ort 
verhängten, wurde trotzdem acht 
Häuser von Familienangehörigen 
und Bekannten der Familie Ergin 
in Brand gesteckt. Die Zahl der Ver¬ 
letzten soll inzwischen gestiegen 
sein. Aus Silvan und Amed wurden 
Polizisten nach Hazro verlegt. 

(MHA/ÖP, 21.3., ISKU) 


hat jetzt eine Erklärung abgege¬ 
ben, dass die Regierung mit 
dem Gerichtsentscheid nicht 
einverstanden sei, da die Zusi¬ 
cherung der Türkei, Kesbir 
werde ein faires Verfahren in 
der Türkei erhalten, ausrei¬ 
chend sei. 

Kesbir selbst wies gegenüber 
MHA auf die in letzter Zeit 
gestiegene Anzahl von Rechts¬ 
verletzungen in der Türkei hin 
und erklärte: "Das Beharren des 
Justizministeriums auf Ausliefe¬ 
rung trotz gegenteiligem 
Gerichtsbeschluss ist mir unver¬ 
ständlich. Es widerspricht jedem 
Rechtsdenken." 

(ÖP, 18.3., ISKU) 

Weitere Vergeltungsaktionen 
der HPG 

Im Gedenken an den Guerilla¬ 
kämpfer Gafur Can, der in Sir¬ 
nak von der türkischen Armee 
getötet worden ist, haben die 
Volksverteidigungskräfte (HPG) 
eine Vergeltungsaktion durchge¬ 
führt, bei der vier Soldaten getö¬ 
tet wurden. Mehrere Soldaten 
wurden verletzt. In einer Erklä¬ 
rung aus dem Pressezentrum 
der HPG heißt es außerdem, die 
Militäroperation im Gebiet 
Gabar sei ergebnislos beendet 
worden. 

Am 21.3. habe die Guerilla in 
Drejman, gegen Soldaten die auf 
dem Pirfmanhügel stationiert 
seien, eine weitere Vergeltungs¬ 
aktion durchgeführt, bei der 
zahlreiche Soldaten getötet und 
verletzt worden seien. Man habe 
sich ohne eigene Verluste 
zurückziehen können. 

In diesem Zusammenhang 
erklärten die HPG, die türkische 
Armee habe eine neue Opera¬ 
tion in Merdin Omeryan begon¬ 
nen, wo es aber bisher nicht zu 
Auseinandersetzungen gekom¬ 
men sei. 

(ÖP, 20.3., DM, 21.3., ISKU) 
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Türkische Nationalisten benutzen „Fahnen-Vorfall“ für Provokationen 

Sturm im Wasserglas 


Nachdem in Mersin im Anschluss 
an die Newrozfeierlichkeiten eine 
türkische Fahne vor laufenden 
Kameras zu Boden gelallen war, 
sind aus Regierungskreisen und 
dem Generalstab provokative 
Erklärungen zu dem Thema abge¬ 
geben worden. Die türkischen 
Medien überschlagen sich seit 
Tagen angesichts des Vorfalls. Die 
DEHAP bewertet die Ereignisse 
als Provokation. Nebi Sahin vom 
Newroz-Vorbereitungskommitee in 
Mersin gab folgende Erklärung ab: 
"Nach Beendigung der Feierlich¬ 
keiten sah ich eine Gruppe, die sich 
zu einem Demonstrationszug for¬ 
mierte. Ein Mann mit einer Fahne 
in der Hand machte das Zeichen 
der Grauen Wölfe. Dann begab er 
sich in die laufende Gruppe. Es 
fand ein Gerangel statt, in deren 
Verlauf die Fahne zu Boden fiel. 
Eines der Kinder hob die Fahne auf 
und ließ sie wieder fallen." 

Der zwölfjährige A erklärte: "Ein 
Kind neben mir hatte die Fahne in 
der Hand. Ich habe sie genommen 
und auf den Boden geworfen. Wir 
wurden von der Polizei verfolgt. Ich 
habe die Fahne weggeworfen und 
bin geflüchtet Wo die Fahne her¬ 
kam, weiß ich nicht." 

Später wurden zwei dreizehn und 
vierzehnjährige Kinder festgenom¬ 
men und auf die Antiterrorabtei¬ 
lung der Polizei in Mersin 
gebracht, obwohl das Verhör von 
Minderjährigen in der Antiterror¬ 
abteilung illegal ist und Kinder nur 
vor der Staatsanwaltschaft in 
Anwesenheit einer anwaltlichen 
Vertretung eine Aussage machen 
dürfen. 


Am 20. März hat Abdullah Öcalan, 
ausgehend von seinen Thesen zum 
„Demokratischen Konfödera- 
lismus“ (siehe Nuce Nr. 197), die 
Gründung der Organisation 
KOMA KOMALEN KURDISTAN 
bekanntgegeben. In der vom Asrin 
Hukuk Bürosu herausgegebenen 
Erklärung beschreibt Öcalan den 
Demokratischen Konföderalismus 
als Alternative zu den gegenwärtig 
dominaten Modellen gesellschaft¬ 
licher Entwicklung: 

„Statt der Globalisierung im Sinne 
der Nationalstaaten bietet sich als 
Ausweg ein demokratisch-konföde- 
rales System an, dass sich aus¬ 
schließlich auf Basisorganisierung 
des Volkes stützt. Denn in der 
Geschichte der Menschheit hat es 
den Staat nicht immer gegeben, 
und auch der Nationalstaat wird 
nicht ewig Bestand haben. Ohne- 


Der Vater des dreizehnjährigen 
Jungen erklärte zu dem Vorfall: 
"Kinder haben kein Bewusstsein 
darüber, was es bedeuten kann, 
eine Fahne auf den Boden zu wer¬ 
fen. Das ist doch kein Vorfall, der 
die Medien der Türkei beschäfti¬ 
gen kann." 

Inzwischen wurden sechs Minder¬ 
jährige verhaftet. Die Anschuldi¬ 
gung lautet auf "Parolenrufen im 
Namen einer separatistischen 
Organisation, Steine werfen auf 
Sicherheitskräfte, Angriff auf die 
türkische Fahne, sowie Durchfüh¬ 
rung illegaler Straßendemonstra¬ 
tionen mit terroristischen Zielen". 
Laut einer polizeilichen Stellung¬ 
nahme wurden außerdem 23 Per¬ 
sonen festgenommen, weil sie am 
20. und 21. März an illegalen 
Demonstrationen teilgenommen 
und dabei öffentliche Gebäude 
angegriffen haben sollen. 18 von 
ihnen sind nach einer Verhörphase 
in der Antiterrorabteilung auf¬ 
grund von "Aktivitäten für eine 
separatistische Organisation" ver¬ 
haftet worden. 

In anderen Städten der Türkei sind 
in den vergangenen Tagen mehre¬ 
re DEHAP-Gebäude Ziel von 
Anschlägen geworden. 

Zu besonnenem Handeln aufge- 
rufen 

Verschiedene zivilgesellschaftliche 
Organisationen, die DEHAP sowie 
de Kongra-Gel haben inzwischen 
zu besonnenem Handeln in Bezug 
auf den als gezielte Provokation 
angesehenen "Fahnen-Vorfall" auf¬ 
gerufen. Murat Karayilan, Mitglied 
der Kongra-Gel-Führung, gab 


hin wird dieser durch die Globali¬ 
sierung in Frage gestellt. Dem 
Imperialismus hingegen gelingt es 
nicht, ein neues Modell zu entwick¬ 
eln. Die Systemkrise verschärft 
sich weiter. 

As Aternative drängt sich der 
demokratische Konföderalismus 
förmlich auf. Sein Organisierungs¬ 
modell gestaltet sich pyramidenför¬ 
mig von unten nach oben. Die 
Communities kommunizieren, 
diskutieren und fällen Entscheidun¬ 
gen. Delegierte der Basis bilden 
nach oben hin eine lockere Koordi¬ 
nation. Die Delegierten erhalten 
ein einjähriges Mandat des Volkes. 
(...) Für Kurdistan konkretisiert 
sich der demokratische Konfödera¬ 
lismus als eine Bewegung, die das 
Selbstbestimmungsrecht nicht als 
Recht zur nationalistischen Staats¬ 
gründung auslegt, sondern unge- 


gegenüber MHA eine Stellungnah¬ 
me ab, in der er den Vorfall als 
bewusst ausgelösten "Sturm im 
Wasserglas" bezeichnete. Um eine 
Ausbreitung der "chauvinistischen 
Welle" in der Türkei zu verhindern, 
dürfe auf diese Provokation nicht 
eingegangen werden. Der Vorfall 
von Mersin sei als Reaktion des 
Staates auf die große Beteiligung 
an Newroz zu betrachten. "Veran¬ 
staltungen, an denen sich eine Mil¬ 
lion Menschen beteiligen, gibt es 
nicht oft auf der Welt" 

Der Kongra-Gel hatte im Vorfeld 
von Newroz erklärt, dem Staat bis 
Newroz Zeit zu geben, um Schritte 
für eine Lösung der kurdischen 
Frage einzuleiten. "Seit dem 17. 
Dezember sind bei der Regierung 
ein Stocken in der Entwicklung und 
sogar Rückschritte zu beobachten. 
Innerhalb des Staates gibt es 
Widersprüche. Die Armee gibt eine 
Erklärung ab, daraufhin gibt die 
AKP eine noch schärfere Erklä¬ 
rung ab, als ob es sich dabei um 
einen Wettbewerb handele. Wir 
haben entschieden, dass es richti¬ 
ger ist, die Entwicklungen noch 
eine Weile zu beobachten, detail¬ 
liert zu diskutieren und dann einen 
Beschluss über unser weiteres Vor¬ 
gehen zu fassen." 

Dem Kongra Gel sei nicht daran 
gelegen, die bestehenden Spannun¬ 
gen zu erhöhen. "Aber wenn keine 
Lösung geschaffen wird, werden 
auch die Kurdinnen nicht wie frü¬ 
her zu halten sein. Wir bekommen 
keinerlei positive Signale, sondern 
werden stattdessen bedroht. Des¬ 
halb sind wir dazu gezwungen, 

(Fortsetzung auf Seite 2) 


achtet der politischen Grenzen eine 
authentische Demokratie anstrebt. 
(...) Ich denke, dass wir mit der 
Gründung von KOMA KOMALEN 
KURDISTAN, als Ausdruck der 
demokratischen konföderalen 
Organisation und Einheit des kur¬ 
dischen Volkes, unser Volk um eine 
neue Lebensphilosophie bereichert 
haben. Deshalb bin stolz darauf, an 
dieser Gründung beteiligt zu sein. 
Ich rufe unser gesamtes Volk dazu 
auf, unter der grünen Flagge mit 
gelber Sonne und rotem Stern 
seine authentische Demokratie zu 
organisieren, sich zu einen und 
selbst zu verwalten. Ich erkläre 
hiermit, dass ich diese Flagge mit 
Stolz tragen und meinen Aufgaben 
auch weiterhin nachkommen 
werde.“ Die vollständige Erklärung 
kann auf unserer Webseite nachge¬ 
lesen werden. (II, 25.3., ISKU) 


Meldungen 

Öcalan-Anwalt festgenommen 

Okan Yildiz, Anwalt von Abdullah 
Öcalan, ist am Mittwoch auf dem 
Weg zu einem Treffen mit seinem 
Mandanten auf der Gefängnisin¬ 
sel Imrali als „Fahnenflüchtiger“ 
festgenommen worden. Die ande¬ 
ren Anwälte konnten ihren Weg 
fortsetzen, nachdem in den letz¬ 
ten beiden Wochen die Verteidi¬ 
gergespräche ausgefallen sind. 
Okan Yildiz wurde mittlerweile 
wieder freigelassen. 

(MHA, 30.3., ISKU) 

Barzani: Pesmerga-Einheiten 
werden nicht aufgelöst 

Im Rahmen einer Militärfeier für 
die Pesmerga erklärte M. Barz¬ 
ani, Vorsitzender der Demokrati¬ 
schen Kurdischen Partei, in Hew- 
ler (Erbil), die Einheiten der Pes¬ 
merga würden nicht aufgelöst, bei 
der Bildung der neuen Regierung 
sei das Thema "Beibehaltung 
oder Auflösung der Pesmerga- 
Einheiten" / " Eingliederung in 
die irakische Nationalarmee oder 
nicht" ein Schlüsselthema. Die 
Pesmerga dürften auf keinen Fall 
in die Möglichkeit geraten, gegen 
die Aaber eingesetzt zu werden. 

(MHA, 29.3., ISKU) 

Freier Bürgerrat in Istanbul 

In Istanbul-Kanarya ist eine Initia¬ 
tive "Freier Bürgerrat" gegründet 
worden. Ziel dieser Initiative ist 
die Förderung einer partizipati- 
ven Demokratie anstelle eines 
staatszentrierten Demokratiever¬ 
ständnisses. Wie das DEHAP-Mit- 
glied Sedat Ayaz von der neu 
gegründeten Initiative mitteilte, 
werde angestrebt, die Lösung von 
Altagsproblemen direkt an der 
Basis durch die Menschen, die 
mit diesen Problemen leben müs¬ 
sten, zu entwickeln. Erst wenn die 
Menschen in örtlichen Initiativen 
selbst an Problemlösungen arbei¬ 
ten würden, könne echte Demo¬ 
kratie entstehen. Dabei gehe es 
sowohl um Problemfelder im 
Stadtteil wie auch landesweit. 

(ÖP, 29.3, ISKU) 

Flüchtlinge im Hungerstreik 

In Brüssel sind etwa einhundert 
Kurdinnen aus der Türkei, dem 
Irak und Georgien aus Protest 
gegen ihre drohende Abschie¬ 
bung in einer Kirche in einen 
unbefristeten Hungerstreik getre¬ 
ten. Die Aktivistinnen kündigten 
an ihre Aktion bis zur Widerru¬ 
fung ihrer Ausweisungen fortzu¬ 
setzen. 

Nach Angaben der Hungerstrei¬ 
kenden ist die Anzahl der 
Abschiebebescheide im Jahr 2005 
in Belgien deutlich angestiegen. 
As Begründung wird von den 
Behörden die verbesserte Situa- 


Abdullah Öcalan erklärt Gründung des KOMA KOMALEN KURDISTAN 
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Größte Militäroperationen seit 6 Jahren 


Während die türkische Regierung 
und nationalistische Organisatio¬ 
nen auch am Dienstag landesweit 
mit Fahnenmärschen den antikur¬ 
dischen Chauvinismus anheizten, 
begann die türkische Armee in 
den kurdischen Landesteilen ihre 
Frühjahrsoffensive gegen die kur¬ 
dische Guerilla. Umfangreiche 
Militäroperationen wurden unter 
anderem vom Gabar-Berg in Mar- 
din, vom Cudi-Berg bei Sirnak 
sowie aus Dersim gemeldet. Laut 
Aussagen der Guerilla handelt es 
sich um die umfassendste Opera¬ 
tion der vergangenen Jahre. Auch 
Cobra-Kampfhubschrauber seien 
daran beteiligt. 

Tausende Menschen fanden sich 
am Wochenende zur Beerdigung 
zweier in der Provinz Mardin 
gefallener Guerillakämpfer ein. 
Abdullah Deniz, geboren 1975 in 
Urfa, war Kommandant einer Ein¬ 
heit in Botan. Nusret Bali hatte 
sich 1999 der Guerilla angeschlos¬ 
sen. Das Dorf Q ay (Sebe), in dem 
die beiden gefallen sind, ist nach 
wie vor von Soldaten besetzt. 

Bei den Kämpfen war auch ein 
zehnjähriges Mädchen zwischen 
die Fronten geraten und lebensge¬ 
fährlich verletzt worden. Wie Ver¬ 
wandte von Kadriye Gürel mitteil¬ 
ten, habe das Kind ein Auge verlo¬ 
ren und eine Gehirnerschütte¬ 
rung davongetragen. Noch sei 
nicht bekannt, ob die Verletzung 
durch eine Kugel oder einen Bom¬ 
bensplitter hervorgerufen worden 
sei: "Kadriye wurde in einem 
Gefecht zwischen Guerilla und 
Staat verletzt. Wir wissen nicht, 
von welcher Seite. Wir werden 
Anzeige stellen", so die Familie. 
Sechs Soldaten starben in der Pro¬ 
vinz Sirnak, als ihr gepanzertes 
Fahrzeug von einem Sprengsatz 
zerstört wurde. Derweil führte die 


unsere Selbstverteidigung noch 
besser und stärker zu organisie¬ 
ren." Der Vorsitzende des türki¬ 
schen Menschenrechtsvereins 
IHD, Yusuf Alatas, erklärte zu dem 
Fahnen-Vorfall im Vereinszentrum 
in Ankara: "Ob man will oder nicht, 
kommt einem dabei sofort in den 
Sinn, dass es sich um ein zuvor 
geplantes Szenario handelt" Ein¬ 
schließlich des IHD hätten alle 
Institutionen zum Ausdruck 
gebracht, dass ein solches Verhal¬ 
ten der türkischen Fahne gegenü- 


Guerilla am Wochenende eine 
Sabotageaktion an einer Ölpipeli¬ 
ne zwischen Idil und Midyat 
durch. Es entstand großer Sach¬ 
schaden. In der HPG-Erklärung 
dazu heißt es, auch zehn Stunden 
nach der Aktion habe der Schaden 
noch nicht behoben werden kön¬ 
nen. Die Guerillaeinheit habe sich 
ohne Verluste zurückgezogen. 

Aktionen der „Lebenden 
Schutzschilde“ 

Als Reaktion auf die Kämpfe sind 
aus Adana und Iskenderun soge¬ 
nannte lebende Schutzschilde in 
die Kampfgebiete aufgebrochen. 
Aktivist Mehmet Arslan erklärte: 
»Wir werden auch angesichts der 
jüngsten chauvinistischen Angrif¬ 
fe weiter zur Geschwisterlichkeit 
der Völker aufmfen. Deshalb wer¬ 
den wir in die Gebiete fahren, in 
denen Militäroperationen stattfin¬ 
den und uns der Gewalt entgegen¬ 
stellen.« Unter den »Schutzschil¬ 
den« befinden sich auch Frauen, 
deren Söhne und Töchter sich der 
Guerilla angeschlossen haben. 

Die Militäroperationen seien eine 
Fortsetzung der Dorfzerstörun¬ 
gen und Vertreibungen der neun¬ 
ziger Jahre, erklärte Schutzschil¬ 
dorganisator Umut Zafer von der 
Demokratiepartei des Volkes 
(DEHAP) in Siirt gegenüber 
junge Welt. Zwar sei es das 
Hauptziel, die Guerilla aufzurei¬ 
ben, doch gleichzeitig würden 
Soldaten beim Durchkämmen der 
Gegend gezielt die landwirt¬ 
schaftliche Arbeit verhindern. 
Felder würden angezündet, Brun¬ 
nen und Quellen vergiftet. Bei 
Dorfdurchsuchungen würden 
Stallanlagen zerstört. An diesen 
Aktionen sind auch die vom Staat 
ausgerüsteten Dorfschützermili- 
zen beteiligt. Aus Angst vor weite- 


ber unakzeptabel sei und gesell¬ 
schaftlichen Schaden anrichte. "Es 
handelt sich dabei jedoch um einen 
Fall, der in den Aufgabenbereich 
der Gerichte fällt. Die Erklärung 
des Generalstabes hat zu Spannun¬ 
gen in der Gesellschaft geführt und 
hatte die Qualität eines Befehls an 
alle staatlichen Einrichtungen. 
Damit hat er denen geholfen, die 
seit einiger Zeit versuchen, in unse¬ 
rem Land eine nationalistische, 
chauvinistische und sogar rassisti¬ 
sche Welle in Gang zu bringen." 


rer Repression brächten die 
Betroffenen die Vorfälle kaum zur 
Anzeige. 

Am Donnerstag nahmen Soldaten 
den größten Teil der Lebenden 
Schutzschilde, die sich in den 
Gebieten Mardin, Sirnak und 
Cizre aufgehalten hatten, fest. 
Von den insgesamt 77 Lebenden 
Schutzschilden, denen sich auch 
eine Delegation von Studentinnen 
aus Deutschland angeschlossen 
hat, seien 75 in Militärgewahr¬ 
sam, da sie sich illegal in militäri¬ 
schem Operationsgebiet aufge¬ 
halten haben sollen. Zum weite¬ 
ren Schicksal der Festgenommen 
lagen bei Redaktionsschluß noch 
keine Informationen vor. 

Warnung der Hauptkomman- 
dantur der HPG an die Türkei 

In einer Erklärung der Haupt¬ 
kommandantur der HPG wurde 
auf die erneut zunehmenden 
Angriffe gegen das kurdische 
Volk und die Bewegung hingewie¬ 
sen. Für die Folgen und Verluste 
seien die türkischen staatlichen 
Stellen verantwortlich. Im Rah¬ 
men der Operation am Cudi-Berg 
habe die Armee schwere Verluste 
erlitten; die Operation sei die 
umfangreichste der letzten sechs 
Jahre. Sie seien Teil des Kriegs¬ 
und Angriffskonzept des türki¬ 
schen Staates. Die Türkei sei 
erneut an einem Scheidepunkt 
angekommen; sie mache mit der 
alten klassischen Politik weiter. 
Die Kommandantur rief das kur¬ 
dische Volk auf, die Proteste zu 
verstärken und im Lauf der 
"Woche der Helden" und zum 
Gedenken an den Kommandan¬ 
ten Agit das Recht auf Verteidi¬ 
gung mit Aktionen feierlich aus¬ 
zudrücken. (jW, 30.3. 

ÖP/DIHA/MHA, 26.-31.3., ISKU) 


Aus Protest gegen den als bewus¬ 
ste Provokation bewerteten "Fah¬ 
nen-Vorfall" von Mersin und die 
darauf folgenden Angriffe gegen 
DEHAP-Gebäude in mehreren 
Städten der Türkei sind in Hakkari- 
Yüksekova 10.000 Menschen auf 
die Straße gegangen. Gleichzeitig 
hat das Gouverneursamt eine 
Demonstration von Soldaten und 
Dorfschützern unter dem Motto 
"Achtung vor der Fahne" durchfüh¬ 
ren lassen. ( DIHA/MHA/ÖP/sa, 
24.-26-3, ISKU) 


tion in den Herkunftsländern 
genannt. Innerhalb des letzten 
Jahres hätten in Belgien drei 
Menschen kurdischer Herkunft 
Selbstmord begangen, weil sie 
Probleme in ihren Asylverfahren 
hatten. (ÖP, 30.2, ISKU) 

ai startet Kampagne für Frau¬ 
enhäuser in der Türkei 

Amnesty International (ai) hat die 
türkische Regierung aufgefor¬ 
dert, unverzüglich Initiative für 
von Gewalt betroffene Frauen zu 
ergreifen und die notwendigen 
Mittel für Frauenhäuser bereit zu 
stellen. In einer Briefkampagne 
an Premierminister Erdogan, 
Außenminister Gül sowie die ver¬ 
antwortliche Staatsministerin des 
Amtes für Frauenfragen Aksit sol¬ 
len Frauen ihre Forderungen zum 
Ausdruck bringen. 

"Für viele Frauen ist das Haus 
kein Schutzraum, sondern ein Ort 
des Terrors", heißt es in der 
Erklärung von ai. Es wird daran 
erinnert, dass am 24. Dezember 
2004 ein Gesetz in Kraft getreten 
ist, mit dem alle Gemeinden mit 
über 50.000 Einwohnern ver¬ 
pflichtet werden, Frauenhäuser 
zu eröffnen. In der Türkei gibt es 
bei einer Einwohnerzahl von 70 
Millionen trotz gesetzlicher Refor¬ 
men bisher nur 13 Frauenhäuser. 
"Es darf nicht vergessen werden, 
dass Gesetze nicht ausreichen, 
um die Gewalt gegen Frauen zu 
beenden. Die Lösung liegt in der 
Anwendung der Gesetze." 

(MHA, 24.2, ISKU) 

Sandra Bakutz freigelassen 

Die östereichische Journalistin 
und Menschenrechtsaktivistin 
Sandra Bakutz, die am 10.2. auf 
dem Weg zur Beobachtung eines 
Prozesses gegen türkische Linke 
in Istanbul verhaftet worden war, 
ist am Donnerstag freigelassen 
worden. Der Prozess wurde auf 
den 1. Juni 2005 vertagt. Sandra 
Bakutz konnte am Donnerstag 
nach Österreich zurückkehren. 


(TA, 31.2, ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Infonnationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

wwu.nadir.org/isku 


Demokratisierung als Abschiebegrund 


Die Kurden Hakki Kaya und Azad 
Arun sollen aus Deutschland in die 
Türkei abgeschoben werden, 
obwohl sie dort nachweislich 
gesucht werden. Als Abschiebe¬ 
grund gilt die angebliche Demo¬ 
kratisierung der Türkei. 

Hakki Kaya stammt aus einem 
Dorf bei Sirnak-Idil. Das Dorf 
wurde von Militärs abgeriegelt, 
weil sich die Bewohner geweigert 
hatten, Dorfschützer zu werden. 
Wie Kaya angibt, wurde das Haus 
der Familie zerstört und er selbst 
unzählige Male festgenommen und 
gefoltert. Sein Vater starb im 


Gefängnis in Diyarbakir unter der 
Folter. Der vor dem Europäischen 
Menschenrechtsgerichtshof ange¬ 
strengte Prozess des Falles läuft 
noch. Das Asylverfahren Kayas in 
Deutschland läuft seit drei Jahren. 
Obwohl Nachweise darüber beste¬ 
hen, dass er in der Türkei gesucht 
wird und das Gericht seine Aussa¬ 
gen nicht anzweifelt, soll er jetzt 
abgeschoben werden. 

Azad Arun stammt aus Mardin. 
Weil sein Dorf zerstört wurde, war 
die Familie gezwungen, 1994 nach 
Mersin umzusiedeln. 1999 wurde 
er nach der Verschleppung Öcalans 


festgenommen und eine Woche 
lang gefoltert Vor zwei Jahren stell¬ 
te er in Deutschland einen Antrag 
auf Asyl. Auch er soll jetzt abge¬ 
schoben werden. Als Begründung 
wurde ihm die Demokratisierung 
in der Türkei genannt. Hierzu sagt 
Arun: "Ich möchte gerne wissen, 
was sie mit Demokratisierung mei¬ 
nen. Dass kurdische Kinder ermor¬ 
det und hinterher zu Terroristen 
erklärt werden? Dass Frauen am 8. 
März zusammengeschlagen wer¬ 
den? Oder vielleicht die Isolations¬ 
haft von Abdullah Öcalan?" 

(ÖP, 30.2, ISKU) 
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Lebende Schutzschilde: Festnahmen und Verhaftungen 

"Bis die Operationen beendet werden..." 


Bei einem weiteren Anlauf einer 
Gruppe der "Lebenden Schutz¬ 
schilde 11 , in das Dorf Sehe bei 
Mardin-Derik zu gelangen, in dem 
vor kurzem zwei Guerillakämpfer 
getötet worden waren, sind 70 
Aktivistinnen zum zweiten Mal 
festgenommen worden. Dabei 
kam es auch zu Verletzten. Die 
Festgenommenen wurden dem 
Haftrichter vorgeführt. Gegen 27 
Personen wurde Haftbefehl erlas¬ 
sen. Sie wurden ins Gefängnis von 
Derik überführt. 

Auch in Sirnak wurde eine kom¬ 
plette Gruppe "Lebender Schutz¬ 
schilde" verhaftet. Die 27 Aktivi¬ 
stinnen und zwei Fahrer wurden 
auf dem Weg zum Cudi-Berg, wo 
zurzeit intensive Militäroperatio¬ 
nen stattfinden, festgenommen 
und anschließend vom Haftrichter 
verhaftet. 

In Adana und Istanbul haben in 
den jeweiligen Zweigstellen des 
Menschenrechtsvereins IHD 
bereits Protestveranstaltungen 
gegen die Verhaftungen stattge¬ 
funden, an denen sich verschiede¬ 
ne Parteien und zivilgesellschaftli¬ 
che Einrichtungen beteiligten. 
Dabei wurde angekündigt, ange¬ 
sichts der jüngsten türkisch-natio¬ 
nalistischen Welle werde der 
Kampf für Demokratie und Frie¬ 
den intensiviert werden. Die AKP- 
Regierung wurde dazu aufgeru¬ 
fen, auf die Friedensaufrufe zu 
antworten. In Adana rief Hatice 
Aydemir von der Sozialistischen 
Plattform der Unterdrückten 
(ESP) dazu auf, die Initiative 
"Lebende Schutzschilde" zu unter¬ 
stützen, "bis die Militäroperatio¬ 
nen beendet werden!". 

In Istanbul sprach auf der Protest¬ 
kundgebung unter anderem 
Daniel Hübner vom ASTA der 
Hochschule für Wirtschaft und 
Politik Hamburg. Ein weiterer 
Aktivist aus Hamburg, der Journa¬ 
list Martin Dolzer, wurde nach sei¬ 
ner Festnahme ausgewiesen und 
befindet sich wieder in Hamburg. 
Für die junge Welt gab er folgen¬ 
des Interview: 


Sie wurden im vergangenen Monat 
in den kurdischen Gebieten der Tür¬ 
kei verhaftet. Warum? 

Ich habe an einer Demonstration 
der "Lebenden Schutzschilde" teil¬ 
genommen. Das war angeblich ein 
Verstoß gegen das Demonstra¬ 
tionsrecht. Mit dieser friedlichen 
Aktionsform engagieren sich Orga¬ 
nisationen und Parteien in der Tür¬ 
kei für eine friedliche und demo¬ 
kratische Lösung des kurdisch-tür¬ 
kischen Konflikts. In diesem Jahr 
fanden schon mehrere derartige 
Aktionen statt. Jedesmal wurden 
die Teilnehmer widerrechtlich fest¬ 
genommen. Momentan führt das 
Militär die massivsten Operationen 
gegen Guerilla und Zivilbevölke¬ 
rung seit sechs Jahren durch. 
Dabei wird mit Napalm und Brand¬ 
stiftung auch massiv die Umwelt 
zerstört. 

Wie und wo kam es zur Verhaftung? 
Auf dem Weg zu einem Dorf in den 
Bergen wurde die Kolonne der 
Friedensaktivisten von Soldaten 
gestoppt. Einer von sechs Bussen 
mit 20 Insassen wurde von den 
anderen separiert. Für mich per¬ 
sönlich eskalierte die Situation, 
nachdem ich verlangte, mit den 
Gefangenen sprechen zu können. 
Wir wurden zehn Stunden in einer 
Polizeistation festgehalten, ange¬ 
rempelt, beschimpft und geschla¬ 
gen. Der Haftrichter entschied 
dann, daß alle Verhafteten am näch¬ 
sten Tag freigelassen werden sol¬ 
len. 

Ein glimpfliches Ende, sollte man 
meinen. Doch offensichtlich nichtßr 
Sie? 

27 von uns wurden am nächsten 
Tag erneut verhaftet und müssen 
nun mit Folter und einmonatigem 
Gefängnisaufenthalt rechnen. Ich 
wurde schon in der Nacht von der 
Restgruppe getrennt und schließ¬ 
lich aus dem Gefängnis heraus bru¬ 
tal in ein Auto gezerrt. 

Waren die Täter uniformiert? 

Nein, sie trugen Zivil. Sie fuhren 
mit mir über Nebenstraßen und 
Feldwege und sagten nicht, wohin 
sie mich bringen. 


Was haben Sie in dem Moment 
gedacht? 

In der Vergangenheit sind ziemlich 
viele Menschen im Zusammen¬ 
hang mit dem kurdisch-türkischen 
Konflikt verschwunden und nie 
wieder aufgetaucht. Das waren fast 
immer Kurden; ich glaube, meine 
Verschleppung diente vor allem zur 
gezielten Einschüchterung. 
Schließlich wurde ich zur Auslän¬ 
derpolizei nach Mardin gebracht, 
wo man mir mitteilte, daß ich abge¬ 
schoben werde. Nach der Über¬ 
nachtung auf einer Polizeistation, 
wo es keine Schlafmöglichkeit gab, 
wurde ich zwölf Stunden von meh¬ 
reren Personen verhört. Mir wurde 
Rädelsführerschaft und die Mit¬ 
gliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung unterstellt. Ich konnte 
weder einen Anwalt anrufen noch 
telefonieren, ich wurde ständig ver¬ 
hört und war 30 Stunden ohne 
Schlaf. 

Wie endete das? 

Am Abend des zweiten Verhörta¬ 
ges kamen zwei höhere Beamte. 
Auch sie versuchten, mir einen 
Bezug zum Terrorismus zu unter¬ 
stellen. Ich wurde letztlich in einer 
20stündigen Fahrt per Bus nach 
Istanbul gebracht - neben mir ein 
Polizist, der ständig seine Waffe 
zeigte. Von Istanbul aus wurde ich 
nach Hamburg abgeschoben. 
Wollen Sie sich jetzt von hier aus 
gegen diese Behandlung zur Wehr 
setzen? 

Ich werde rechtliche Schritte einlei¬ 
ten und gehe, falls nötig, bis zum 
Europäischen Menschenrechtsge¬ 
richtshof. 

Was geschah mit den anderen? 

Über die 27 Verhafteteten unserer 
Gruppe hinaus wurden in Adana 70 
Demonstranten brutal verprügelt 
und verhaftet; eine über 60jährige 
Frau wurde schwer verletzt. Ich 
mache mir große Sorgen um die 
Verhafteten, sie haben weit mehr 
zu befürchten als das, was mir 
widerfuhr. In der Türkei werden 
die Menschenrechte noch immer 
mit Füßen getreten. 

(ÖP, MHA, jW, 3./5./6A., ISKU) 


Folter in Gefängnissen dauert an 


Die unabhängige Untersuchungs¬ 
gruppe des Gefängnisses Izmir, 
die aus der Menschenrechtsstif¬ 
tung der Türkei, dem Menschen¬ 
rechtsverein, dem Verein zeitge¬ 
nössischer Anwältlnnen und wei¬ 
teren Gruppen besteht, hat ihren 
Bericht zur Situation in den 
Gefängnissen 2004 veröffentlicht. 
In dem Bericht werden Besuche 
in den Gefängnissen Bergama, 
Torbali, Sel^uk, Buca und Kiriklar 
bewertet. In der Erklärung heißt 
es, die Gefangenen hätten sich 


am meisten über gesundheitliche 
Probleme, Folter, schlechte 
Behandlung und willkürlichen 
Maßnahmen, die im Namen der 
Disziplin durchgeführt würden 
beschwert. 

Außerdem heißt es in dem 
Bericht, die Gefangenen und ihre 
Verwandten, die sie besuchten, 
seien Unrechtsmaßnahmen aus¬ 
gesetzt und die Ausübung ihrer 
Grundbedürfnisse wie Sauber¬ 
keit, Essen und Wärme würden 
auf willkürliche Weise beschnit¬ 


ten. Ihr Recht zu telefonieren, 
Bücher und Zeitschriften werden 
beschnitten und in letzter Zeit 
würde auch der Einsatz von Isola¬ 
tion zu immer dramatischeren 
und gefährlicheren Ergebnissen 
führen. 

In diesem Zusammenhang hieß 
es auch, dass im M-Typ Gefäng¬ 
nis von Batman das F-Typ-System 
umgesetzt wird und die Gefange¬ 
nen nicht mehr mit den Insassen 
der anderen Zellen kommunizie¬ 
ren dürfen. (RTV, 6 4. ISKU) 
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Meldungen 

PKK neu gegründet 

Am 4. April, dem Geburtstag von 
Abdullah Öcalan, gaben die 205 
Delegierten des Erneuerungskon¬ 
gresses die Neugründung der im 
Jahre 2002 aufgelösten PKK 
bekannt. In der Abschlusserklä¬ 
rung des Kongresses heißt es, 
dass die neue PKK auf dem Para¬ 
digma Abdullah Öcalans von der 
„Demokratisch-Ökologischen 
Konföderation“ beruhe und dass 
ihr Fundament aus den Errungen¬ 
schaften der gesamten Geschichte 
der Menschheit, aus Demokratie 
und Freiheit und aus der Kultur 
und den Werten der PKK, die in 
den letzten Jahren erschaffen wur¬ 
den, bestehe. (AW, 6.4., ISKU) 

Geschäfte und Häuser von 
Kurdinnen in Konya von 
MHPlem umstellt 

In Konya haben sich die Wider- 
spüche nach dem Fahnenvorfall 
von Mersin vertieft. Nach dem 
Vorfall mit der Fahne wurden im 
Stadtteil If (Jumra in Konya Häu¬ 
ser und Geschäfte von Kurdinnen 
durch MHPler umstellt. Die Fami¬ 
lien konnten zwei Tage lang nicht 
ihre Häuser verlassen. Der Men¬ 
schenrechtsverein Mazlum-Der 
und die DEHAP schickten Delega¬ 
tionen in die Gemeinde If in (Jum- 
ray um die Vorfälle zu untersu¬ 
chen. 

Der Vorsitzende des IHD, Yusuf 
Alatas erklärte, man werde den 
Fall vor Gericht bringen. 

(AW, 6.4., ISKU) 

Elfjähriges Kind freigelassen 

Eines der sechs Kinder, die in Mer¬ 
sin zu Newroz aufgrund der 
Anschuldigung, eine türkische 
Fahne zu Boden fallen gelassen zu 
haben, verhaftet worden sind, ist 
aus der Haft entlassen worden. Ein 
Antrag des Menschenrechtsver¬ 
eins IHD fand nur im Falle des elf¬ 
jährigen M.A. aufgrund des Alters 
des Beschuldigten eine positive 
Antwort. Für die anderen Kinder 
wurde der Antrag mit der Begrün¬ 
dung, sie hätten "in der Gesell¬ 
schaft Entrüstung" hervorgerufen, 
abgelehnt. (ÖP, 5.4., ISKU) 

Hungerstreik von Kurdinnen 
in Belgien 

Eine Gruppe von Kurdinnen befin¬ 
det sich seit dem 29. März im Hun¬ 
gerstreik für ihr Bleiberecht. Der 
Hungerstreik findet in der belgi¬ 
schen Hauptstadt Bmssel statt. 
Wie es heißt, ist der Gesundheits¬ 
zustand der Aktivistinnen schon 
angegriffen. 

Die Verantwortlichen in Belgien 
haben bisher keine Schritte für 
eine Lösung des Problems unter¬ 
nommen, aber der Hungerstreik 
ist inzwischen auf der Tagesord- 





Militäroperationen ausgeweitet 


Militärbewegungen in den kurdi¬ 
schen Gebieten in der Türkei wei¬ 
sen auf eine umfassende Opera¬ 
tion hin, die für Mai erwartet wird. 
Nachdem seit 1999 die Anzahl 
bewaffneter Kämpfe zwischen tür¬ 
kischer Armee und Guerilla stark 
zurückgegangen war, findet zur¬ 
zeit eine massive Truppenstatio¬ 
nierung in die Region statt. Mili¬ 
tärbewegungen sind insbesondere 
an der Grenze nach Südkurdi¬ 
stan/Irak zu verzeichnen. 
Gefechte in Bingöl 
Bei einem Gefecht zwischen dem 
türkischen Militär und einer Ein¬ 
heit der Volksverteidigungskräfte 
(HPG) in Bingöl-Genc ist ein Dorf¬ 
schützer getötet worden. Drei Sol¬ 
daten sowie ein weiterer Dorf¬ 
schützer wurden verletzt. Die Mili¬ 
täroperation dauert an. 

Neue Operation in den Cudi- 
bergen 

Nach Angaben der Volksverteidi¬ 
gungskräfte (HPG) hat die türki¬ 
sche Armee zwischen dem 23. und 
27. März im Rahmen einer Militär¬ 
operation am Cudi-Berg knapp 
zwanzig Verluste erlitten und mus¬ 
ste sich zunächst zurückziehen. 
Seit Anfang des Monats April fin¬ 
den erneut heftige Gefechte in der 
Region statt. Allein am 2. April sind 
nach Angaben der HPG bei 
Gefechten am Cudi-Berg und in 
Amed-Akdag mindestens 15 Solda¬ 
ten getötet worden. 

Ebenfalls am Cudi-Berg wurde 
der Guerillakämpfer Selim Nas 
getötet. Nas stammte aus Silopi, 
war 1981 geboren und hatte sich 
aus dem Flüchtlingslager Maxmur 
in Südkurdistan der Guerilla ange¬ 
schlossen. Auf Wunsch der Fami¬ 
lie wurde er mit einer schlichten 
Zeremonie in Silopi begraben. 


Zum dritten Mal in Folge ist der 
Besuch seiner Anwälte und Fami¬ 
lienmitglieder bei Abdullah Öcalan 
auf der Gefängnisinsel Imrali ver¬ 
hindert worden. Wie auch schon 
vergangene Woche kehrte das 
Boot, mit dem die Besucher zur 
Insel übersetzen sollten, kurz vor 
Erreichen des Zieles um. Als 
Begründung wurde ein Motor¬ 
schaden genannt. Rechtsanwalt 

Zana: Neue 

Die ehemalige DEP-Abgeordnete 
Leyla Zana hat gefordert, in der 
Art und Weise der Politik und der 
Regierung des Landes müsse eine 
neue Seite aufgeschlagen werden: 
"Anstelle des Stils des letzten 
Jahrhunderts, der statt Vertrauen 
Spannung erschafft, aggressiv ist, 
einen Dialog und eine Einigung 
ablehnt, müssen wir uns einen 
zeitgemäßen Stil und eine Politik¬ 
form anlegen, mit der gegenseiti¬ 
ges Vertrauen geschaffen wird, 
die verbindend und umfassend ist 
und offen für Dialog und Eini¬ 
gung." 

Zanas Erklärung vorausgegangen 
war ein Statement des deutschen 
Botschafters in Ankara, Dr. Born, 
in dem dieser sich für eine klare 


Hinrichtung nach Festnahme 
in Mardin 

In Mardin fand erneut eine außer¬ 
gerichtliche Hinrichtung statt. 
Nusret Bali (Xebat) wurde lebend 
gefasst und später hingerichtet. 
Darauf deute die Art seiner töd¬ 
lichen Verletzung hin, so sein Bru¬ 
der Halil Bali. Sein Bruder sei 
unbewaffnet und zivil gekleidet 
gewesen: "Die Kugeln sind aus sei¬ 
nem Körper ausgetreten, weil aus 
sehr geringem Abstand geschos¬ 
sen worden ist. Später wurde so 
getan, als ob es sich um ein 
Gefecht gehandelt habe. Man hat 
ihn unbewaffnet ergriffen und hin¬ 
gerichtet, statt ihn vor Gericht zu 
stellen. "Wir werden Anzeige stel¬ 
len und nötigenfalls bis vor den 
Europäischen Gerichtshof zie¬ 
hen." 

Heftige Auseinandersetzung in 
den Gabarbergen 

Die Gefechte in den Gabarbergen 
zwischen Einheiten der Kaserne 
Tumen/Sirnex und der HPG dau¬ 
ern an, die Umgebung des Bizin- 
berges wird von Kampfhubschrau¬ 
bern bombardiert. Zahlreiche 
Dorfschützer der Gemeinde Qes- 
rik wurden zusammengezogen 
und gegen Morgen des 6. Aprils 
zum Ort der Auseinandersetzun¬ 
gen geflogen. Über Tote oder Ver¬ 
letzte gibt es keine Angaben. Die 
Auseinandersetzungen dauern an. 

Türkische Soldaten rücken in 
Guerillakleidung zur Operation 
aus 

In der Region feie/Culemerg 
(Hakkari) und am Katoberg 
(Beytüssebab) sind am 6. April 
Soldaten mit schweren Fahrzeu¬ 
gen zur einer Operation ausge¬ 
rückt. 


Irfan Dündar bezeichnete den Vor¬ 
fall als "Szenario". Die Forderung 
der Anwälte auf Bereitstellung 
eines anderen Wasserfahrzeuges 
wurde mit der Begründung abge¬ 
lehnt, die Zeit reiche nicht mehr 
aus. Dündar verwies auf den lau¬ 
fenden Prozess seines Mandanten 
vor dem Europäischen Menschen¬ 
rechtsgerichtshofes: "Wir erwar¬ 
ten die Verkündung des Urteils. 


Distanzierung von der PKK aus¬ 
spricht. Laut Zana sei der Bot¬ 
schafter nur eine von vielen Per¬ 
sonen, mit der sie nach ihrer Ent¬ 
lassung aus dem Gefängnis über 
die Probleme der Türkei gespro¬ 
chen habe. Sie verwies auf die 
besorgniserregenden Entwick¬ 
lungen der letzten Zeit in der Tür¬ 
kei: "Es ist offensichtlich, dass 
gewisse Kräfte unser Land und 
die Gesellschaft der Türkei in 
einen ethnisch-nationalistischen 
Konflikt mit ungewissem Ausgang 
ziehen wollen." Seit neunzig Jah¬ 
ren werde versucht, ethnische 
Konflikte zu schüren, aber die 
Menschen in der Türkei hätten 
dieses Spiel nicht mitgespielt. 
Weiter sagte sie: "Diejenigen, die 


Zeuginnen sagten aus, dass sich 
unter den Soldaten auch etwa 30 
befanden, die sich Guerillaklei¬ 
dung angezogen hatten. Schon frü¬ 
her sind Operationen in der Umge¬ 
bung insbesondere gegen Dörfer 
von Soldaten in Guerillakleidung 
ausgeführt worden. 

Militär fordert von Guerillafa¬ 
milien Auslieferung ihrer Kin¬ 
der 

Bereits zum zweiten Mal haben in 
Hakkari-Yüksekova Militärs Fami¬ 
lien von Guerillakämpfem vorgela¬ 
den, um von ihnen die Auslieferung 
ihrer Kinder zu fordern. Auf der 
dreistündigen Versammlung in der 
Jandarma-Kommandantur in Yük- 
sekova erklärte ein Militärsprecher 
vor ungefähr 60 Angehörigen, das 
Blutvergießen müsse aufhören: 
"Dafür brauchen wir Ihre Unter¬ 
stützung. Sie können Ihre Kinder 
überzeugen. Sprechen Sie mit 
Ihnen und bringen Sie sie zurück." 
Wie Sait Sahinoglu der Nachrichte¬ 
nagentur DIHA gegenüber erklär¬ 
te, habe er wie alle anderen Ange¬ 
hörigen darauf verwiesen, dass es 
keine Lösung sei, die Kämpfer von 
den Bergen zu holen, sondern dass 
dafür zunächst eine Generalamne¬ 
stie erlassen werden müsse. Auch 
die Angehörigen wollten das Blut¬ 
vergießen beenden: "Die Soldaten 
sind unsere Kinder, ebenso wie die 
Kämpfer in den Bergen. Abdullah 
Öcalan ruft ununterbrochen zum 
Frieden auf, obwohl er sich in 
Gefangenschaft befindet. Wir wol¬ 
len geschwisterlich leben. Eine 
Lösung ist nicht in unserer, son¬ 
dern in Ihrer Hand." 

(ÖP, 4/5/7.4, DIHA, 2.4, MHA, 
2.4, AW, 6.4., ISKU) 


Die Diskussion über eine mögliche 
Neuverhandlung in der Türkei 
läuft. Ein Zusammentreffen mit 
unserem Mandanten ist aus juristi¬ 
scher Sicht unumgänglich, so kön¬ 
nen wir nicht arbeiten." 

Um bis zum Wochenende noch mit 
Öcalan sprechen zu können, wer¬ 
den die Verteidiger einen entspre¬ 
chenden Antrag an die Staatsan¬ 
waltschaft stellen. (ÖP, 7.4.,ISKU) 


heute in den blutigen Ausein¬ 
andersetzungen ihr Leben verlie¬ 
ren, sind unsere Menschen, ob 
Türken oder Kurden, es sind 
unsere Kinder. Eine Waffennie¬ 
derlegung der kämpfenden Men¬ 
schen in den Bergen, eine Beendi¬ 
gung der Gewalt würde uns auf 
dem demokratischen Weg weiter¬ 
bringen. Was dafür getan werden 
muss, ist die Integration dieser 
Menschen in das politische und 
soziale Leben mit einem Gesetz, 
das eine demokratische Partizipa¬ 
tion an der Gesellschaft ermög¬ 
licht. Der dringendste Schritt für 
eine Lösung der kurdischen 
Frage ist die Verhinderung weite¬ 
ren Verlustes von Menschenle¬ 
ben." (MHA, sa, 6.4., ISKU) 


nung zivilgesellschaftlicher Orga¬ 
nisationen. Vertreter dieser Orga¬ 
nisationen trafen sich mit den Akti¬ 
vistinnen, um ihre Forderungen 
bekannt zu machen. 

50 Personen nahmen an der Ver¬ 
sammlung teil. Die Möglichkeiten 
zur Lösung der rechtlichen Proble¬ 
me der Kurdinnen wurde disku¬ 
tiert. Die Teilnehmerinnen der 
Versammlung forderten von den 
Verantwortlichen Belgiens auf, die 
Kurdinnen anzuhören und Schrit¬ 
te für die Lösung ihrer Probleme 
zu unternehmen. Auch im Flücht¬ 
lingslager Petit Chateau in Brüssel 
und in der Stadt Dinant sind drei 
Kurdinnen mit demselben Ziel in 
den Hungerstreik getreten. 

(DM, 6.4., ISKU) 

KONGRA-GEL 
gratuliert Talabani 

Der Vorsitzende des KONGRA 
GEL, Zubeyir Aydar gratulierte 
dem kurdischen und den iraki¬ 
schen Völkern und Celal Talabani 
zur Präsidentschaft des Irak, 

In der Erklärung heißt es: "Die 
Führungen Syriens, des Iran und 
der Türkei sollten sich die Ent¬ 
wicklung im Irak vor Augen führen 
und mit den Kurdinnen in den Dia¬ 
log treten. Sie würden damit der 
gesamten Region einen großen 
Dienst erweisen." 

Aydar ging in seiner Erklärung 
auch auf die Hoffnungen und 
Eiwartungen des kurdischen Vol¬ 
kes in Bezug auf Talabani ein. Er 
forderte Talabani auf, sich zu 
bemühen, die kurdische Frage 
auch in den anderen Teilen Kurdi¬ 
stans auf dem Weg des Dialogs zu 
lösen und Schritte für den Dialog 
unter den Kurdinnen zu entwick¬ 
eln. In diesem Zusammenhang 
haben auch der Präsident der 
Republik Türkei, Ehmed Necdet 
Sezer und der Ministerpräsident 
der Türkei, Tayyip Erdogan Talab- 
ani mit einer schriftlichen Erklä¬ 
rung gratuliert. (RTV, 6.4., ISKU) 
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PKK warnt vor 
gefährlichen Entwicklungen 


Die kurdenfeindliche Welle in der 
Türkei hat nach Einschätzung des 
PKK-Sprechers Murat Karayilan 
eine gefährliche Dimension ange¬ 
nommen. Er kündigte an, wenn die 
Operationen und kurdenfeind¬ 
lichen Aktivitäten nicht eingestellt 
werden, werde der Krieg auf die 
Metropolen übergreifen. 

Die jüngste Spannung in der 
Gesellschaft habe mit der Erklä¬ 
rung Yasar Büyükanits vom Gene¬ 
ralstab der türkischen Streitkräfte 
zu Newroz eingesetzt. Mitverant¬ 
wortlich seien sowohl die Regie¬ 
rungspartei AKP als auch die 
Armee. "Die AKP hat offensichtli¬ 
che Schwierigkeiten. Um aus die¬ 
sen Schwierigkeiten herauszukom¬ 
men, befürwortet sie bewaffnete 
Auseinandersetzungen zwischen 
der Armee und der kurdischen 
Bevölkerung. Man kann die 
Armee auch nicht als geschlosse¬ 
nes Ganzes bewerten. Es sind 
bestimmte Kreise innerhalb der 
Armee, die ein Interesse am 
Wiederauflodern des Krieges 
haben. Unterstützung erhalten sie 
dabei von den Medien. Viele 
Medien machen sich zum Sprach¬ 
rohr der Kriegsführung. Aber was 
wollen sie damit erreichen?" 
Karayilan verwies auf den Lynch¬ 
versuch auf der Straße an Jugend¬ 
lichen in Trabzon, die Flugblätter 
zu den Isolationsgefängnissen in 
der Türkei verteilt hatten. "In Trab¬ 
zon gehen Leute mit der Parole 
.Nieder mit der PKK' auf die Stra¬ 
ße. Wir betrachten die PKK als 
etwas, das mit der Würde des kur¬ 
dischen Volkes zu tun hat. Die 
Spannung, die in der Türkei 
geschaffen worden ist, führt direkt 
zu einer neuen Gewaltwelle. Der 
sogenannte Fahnenvorfall von 
Mersin war eine geplante Provoka¬ 
tion. Und die Isolation unseres Vor¬ 
sitzenden hält an", so Karayilan. 
Ebenso gäbe es fortgesetzt Militär¬ 
operationen und heftige Gefechte. 
"Diese Spannung geht nicht von 
uns aus. Die Operationen müssen 
beendet werden. Was wir wollen, 
ist der Aufbau einer Entwicklung 
ohne bewaffnete und gewalttätige 
Auseinandersetzungen. Wir sind 
dazu bereit. Wir rufen immer noch 
sowohl die Regierung als auch die 
Armee und den Staat zur Deeska¬ 
lation auf, weil die Bevölkerung 
durch eine Eskalation Schaden 
nimmt." 

Die Option Krieg werde die Türkei 
nur in eine neue Sackgasse führen, 
aus der es über viele Jahre hinweg 
keinen Ausweg geben werde. 
"Wenn die Operationen gestoppt 
werden, wird kein einziger Schuss 
mehr abgegeben werden. Die Gue¬ 


rilla kann nicht besiegt werden, 
nicht durch eine reguläre Armee 
und eine entsprechende Taktik. 
Diese Tatsache ist in der Türkei in 
den letzten zwanzig Jahren bewie¬ 
sen worden. Die Armee hat jedes 
Jahr Operationen mit dem Ziel 
gestartet, die PKK endgültig zu 
vernichten. Und niemals haben 
diese zum gewünschten Erfolg 
geführt. Seit sechs Jahren heißt es 
aus Armeekreisen, wir haben die 
PKK vernichtet, sie ist geschlagen 
usw. Aber Büyükkanit behauptet 
plötzlich, es gäbe 9500 Guerilla¬ 
kämpfer auf türkischem Territo¬ 
rium. Das ist doch ein Wider¬ 
spruch." 

Die Volksverteidigungskräfte HPG 
seien besser organisiert und vor¬ 
bereitet als je zuvor. "Aber sie wer¬ 
den niemals angreifen, sondern auf 
der Selbstverteidigungslinie blei¬ 
ben. Natürlich bleiben Angriffe 
nicht unbeantwortet. Wenn sie 
gesteigert fortgesetzt werden, 
wird die Guerilla zur Selbstvertei¬ 
digung ihren Aktionsradius erhö¬ 
hen und bis in die Metropolen 
gehen. Wir haben Verluste gehabt, 
Zehntausende unserer Menschen 
wurden niedergeknüppelt, die 
Frauen, die Jugendlichen. Unsere 
Kinder wurden zusammengeschla¬ 
gen. Und trotzdem setzen wir 
immer noch auf Frieden und 
Demokratie. So sehr sie uns auch 
weiter angreifen werden, wir wis¬ 
sen uns zu verteidigen, denn es 
geht um unsere Würde. Die Ent¬ 
wicklungen sind gefährlich. Wir 
können nur alle Beteiligten zu ver¬ 
antwortlichem Handeln aufrufen." 

Intellektuelle besorgt 
über Spannungen 

In einer gemeinsamen Erklärung 
haben 200 Intellektuelle in der Tür¬ 
kei ihre Sorge über die jüngsten 
Entwicklungen im Land zum Aus¬ 
druck gebracht: "Wir warnen alle 
staatlichen Institutionen, die befugt 
sind, über die Zukunft des Landes 
zu entscheiden, sowie jene Kreise, 
die aus Berechnung kurzfristiger 
politischer Interessen die Span¬ 
nung in der Gesellschaft erhöhen 
und die Menschen provozieren." 
Zu den Unterzeichnenden gehören 
Vorstandsmitglieder von Gewerk¬ 
schaften, des Menschenrechtsver¬ 
eins IHD, der Ärztekammer sowie 
bekannte Schriftsteller und Journa¬ 
listen wie Murathan Mungan, Can 
Dündar, Mehmet Ali Birand, der 
Musiker Zülfü Livaneli und weitere 
Politiker, Künstler und Akademi¬ 
ker. 

In der Erklärung wird auf die Ent¬ 
wicklungen seit der gezielten "Fah- 
nen-Provokation" in Mersin zu 


Newroz hingewiesen. Dort hatten 
Kinder eine türkische Fahne zu 
Boden fallen lassen. Durch Erklä¬ 
rungen aus Armee- und Regie¬ 
rungskreisen und aufgebauscht 
durch die Presse hatte dieser Vor¬ 
fall zu einer chauvinistischen Welle 
in der Türkei geführt, in deren Ver¬ 
lauf vor einigen Tagen eine 
TAYAD-Gruppe in Trabzon am 
Schwarzen Meer beim Flugblatt¬ 
verteilen von einer aufgebrachten 
Menschenmenge beinahe als ver¬ 
meintliche PKKler gelyncht 
wurde, DEHAP-Gebäude in der 
gesamten Türkei angegriffen wur¬ 
den und zuletzt ein kurdischer jun¬ 
ger Mann in Istanbul von Faschis¬ 
ten ermordet worden ist. In dem 
Text heißt es: "Durch Provokatio¬ 
nen wird eine gewalttätige Atmo¬ 
sphäre geschaffen. Wir fordern die 
Zuständigen auf, ihrer Verantwor¬ 
tung nachzukommen. Wir sehen, 
dass in unserem Land der Demo- 
kratisierungs- und Friedenspro¬ 
zess durch die jüngsten Entwick¬ 
lungen gestört werden soll und 
befürchten ein erneutes Aufflam¬ 
men von Gewalt und bewaffneten 
Auseinandersetzungen." 

Die Fahnen-Provokation sei in eine 
"rassistisch-nationalistische Welle" 
gemündet. Dabei sei die Achtung 
vor der Fahne missbraucht und in 
eine Massenhysterie verwandelt 
worden. "Nicht die Angreifer wer¬ 
den verhaftet, sondern die Ange¬ 
griffenen", heißt es im Verweis auf 
den Lynchversuch in Trabzon, wo 
die im letzten Moment von der 
Polizei Geretteten tatsächlich ver¬ 
haftet und ins Gefängnis überführt 
worden sind. In Bezugnahme auf 
den Fall des Schriftstellers Orhan 
Pamuk, dessen jüngstes Buch mit 
Aussagen über Massaker an der 
kurdischen und armenischen 
Bevölkerung für Entrüstung im 
türkisch-nationalistischen Lager 
gesorgt hatte, merken die Unter¬ 
zeichnenden an, dass "Angriffe 
gegen bestimmte Schriftsteller und 
ihre Bücher an Handlungen aus 
der Nazizeit" erinnere. Tatsächlich 
hatte ein Landrat in der Türkei die 
Order gegeben, in seinem Land¬ 
kreis sollten alle Bücher Pamuks 
eingesammelt und verbrannt wer¬ 
den. 

"Wir glauben, dass eine friedliche 
und besänftigende Politik kein 
Zugeständnis ist, sondern von 
Intelligenz und gesundem Men¬ 
schenverstand zeugt", so heißt es 
weiter. "Wir sind nicht damit ein¬ 
verstanden, dass eine diskriminie¬ 
rende, auf Verboten und gewalttäti¬ 
gen Konflikten basierende Denk¬ 
weise über unser Land herrscht." 

(ÖP, 10./11.4., ISKU) 


Meldungen 

Seit vier Wochen kein 
Kontakt zu Ocalan 

Zum vierten Mal in Folge fand 
diese Woche kein Verteidigerge¬ 
spräch mit Abdullah Öcalan statt. 
Äls Begründung geben die Behör¬ 
den wie schon vergangene Woche 
an, das Boot, mit dem die Anwälte 
und Familienangehörigen norma¬ 
lerweise zur Gefängnisinsel über¬ 
setzen, sei kaputt. Die Rechtsan¬ 
wältin Aysel Tugluk äußerte 
gegenüber der Nachrichtenagen¬ 
tur MHA den Verdacht, die Ver¬ 
hinderung des Anwaltsgesprä¬ 
ches stehe im Zusammenhang mit 
dem in dieser Woche erwarteten 
Urteil des Europäischen Men¬ 
schenrechtsgerichtshofes zu einer 
möglichen Neuverhandlung des 
Fall Öcalans in der Türkei. Eine 
juristische Vertretung sei ohne 
Kontakt zu ihrem Mandanten 
nicht möglich. (ÖP, 13.4., ISKU) 

Razzia in kurdischem Verein 

Im Kurdischen Kulturzentrum 
und der Wohnung des Vorsitzen¬ 
den des Zentrums in Salzgitter 
fanden gestern Morgen Durchsu¬ 
chungen statt. Beschlagnahmt 
wurden Fotos von Newrozveran- 
staltungen sowie mehrere Akten¬ 
ordner. (ÖP, 7.4., ISKU) 

Keine Durchsuchung ohne 
staatsanwaltliche Anordnung 

Beruhend auf das am 1. Juni in 
Kraft tretende neue türkische 
Strafrecht sind zwei neue Polizei¬ 
verordnungen erlassen worden. 
Den Verordnungen zufolge ist 
künftig ohne schriftliche staatsan¬ 
waltliche Anordnung die Durchsu¬ 
chung von Personen, persönlichen 
Gegenständen und Kraftfahrzeu¬ 
gen untersagt. (YS, 9.4., ISKU) 

Staatsanwalt inspiziert 
Polizei in Diyarbakir 

Der Oberstaatsanwalt von Diyar¬ 
bakir Hüseyin Canan führte mit 
seinem Kollegen, dem Staatsan¬ 
walt Zeki Polat, eine dreitägige 
Inspektion der Polizeireviere in 
Diyarbakir durch, um sich davon 
zu überzeugen, dass die erlasse¬ 
nen Reformgesetze verwirklicht 
werden. Im Anschluß an die 
Inspektion der 13 Polizeireviere 
von Diyarbakir wird ein Bericht an 
das Justizministerium gesandt. 

(NTV, 8.4., ISKU) 

Dienstaufsichtsermittlung 
gegen den Landrat wegen 
Orhan Pamuk 

Der Provinzgouverneur von Ispar- 
ta hat dienstaufsichtsrechtliche 
Ermittlungen gegen den Landrat 
von Sütfüler aufgenommen. Der 
Landrat hatte mit schriftlicher 
Anweisung die Bibliotheken des 
Kreises aufgefordert, die Bücher 





Militär setzt Giftgas ein 


Nach Beendigung der seit Ende 
März andauernden Militäropera¬ 
tion der türkischen Armee gegen 
die kurdische Guerilla haben die 
HPG (Volksverteidigungskräfte) 
eine bedrückende Bilanz gezogen: 
Neben 27 getöteten Soldaten verlo¬ 
ren auch fünf Guerillakämpferin¬ 
nen ihr Leben. Bei der acht Tage 
andauernden Operation wurden 
neben Dorfschützern und Überläu¬ 
fern auch Giftgas, Kampfflugzeuge 
und Kobras (Kampfhelikopter) ein¬ 
gesetzt. 

In der Erklärung der HPG heißt es: 
"Bei dem Gefecht am 1. April 2005 
zwischen einer Guerillaeinheit und 
Kräften der türkischen Armee wur¬ 
den fünf Genossinnen durch Gift¬ 
gas getötet. Die Leichname wur¬ 
den verbrannt und auf unmenschli¬ 
che Art und Weise verstümmelt. 
Die Gefallenen hinterließen eine 
schriftliche Botschaft: 

"An die Kräfte im Cudi-Gebiet: Wir 
haben heute als Guerilla versagt 
und bitten alle Kräfte der Organisa¬ 
tion um Verzeihung. Als Apocu- 
Militante hätten wir uns besser 
schützen müssen. (...) Wir werden 
bis zum letzten Widerstand leisten. 
Wir sagen: Freiheit oder Tod. 
Auch wenn es uns nicht mehr gibt, 
werden auf dem Cudi, in Botan, in 
Kurdistan Blumen erblühen. Sie 
werden kunterbunt sein. Die, die 
bleiben, werden unseren Kampf 
fortsetzen. Passt gut auf Euch auf 
und macht weiter. Wir wissen, dass 
Ihr an uns denkt. Im Moment gibt 
es nichts, was wir tun können. Wir 
wünschten, wir hätten auf diesem 
Weg einen besseren Dienst leisten 
können. Es lebe Apo." 


Bei einem Angriff von Anhängern 
der rechtsextremen Partei MHP in 
der Nacht zum Samstag im Istan¬ 
buler Stadtteil Gazi ist ein Anhän¬ 
ger des »Vereins für Grundrechte 
und Freiheiten« (HÖC) erstochen 
worden. Rund 100 aufgebrachte 
Jugendliche zogen daraufhin zu 
einem Cafe, das als Treffpunkt der 
Faschisten gilt und brannten dieses 
nieder. Einwohner von Gazi prote¬ 
stierten vor dem alevitischen Cem- 
Haus, in dem der Leichnam des 
Ermordeten aufgebahrt wurde, 
gegen die faschistische Provoka- 


Nach Informationen der Nachrich¬ 
tenagentur Mezopotamya (MHA) 
erklärte das Hauptquartier der 
Volksverteidigungskräfte (HPG), 
dass die türkische Armee Dorf¬ 
schützer in den Gegenden Akdag/ 
Amed, Gabar/Semax, Besta und 
Cüdi einsetzt. Das Hauptquartier 
der HPG rief die Dorfschützer auf, 
sich nicht an den Operationen der 
türkischen Armee zu beteiligen: 
"Wenn Einheiten der Dorfschützer 
sich an Operationen beteiligen, 
gegen unsere Guerilla vorgehen 
und Maßnahmen gegen die Bevöl¬ 
kerung ergreifen, sollen sie wis¬ 
sen, dass wir ihnen eine entspre¬ 
chende Antwort geben werden. 


Vergeltungsaktion der 
Frauenguerilla 

Eine Einheit der kurdischen Frau¬ 
enarmee YJA STAR führte am 
9. April am Gabar-Berg eine Ver¬ 
geltungsaktion für den Giftgasan- 
griff in den Cudibergen durch, bei 
der zwei Soldaten getötet wurden. 
Die kurdische Frauenbefreiungs¬ 
bewegung verurteilte unterdes¬ 
sen den Giftgaseinsatz scharf. In 
einer Erklärung weisen die Frau¬ 
en darauf hin, dass Giftgas in der 
Geschichte immer wieder gegen 
die kurdische Bevölkerung und 
Guerilla eingesetzt worden ist. 
Bekanntestes und tragischstes 
Beispiel ist die kurdische Stadt 
Halabja, in der 1986 Tausende 
Menschen mit Giftgas getötet 
wurden. 

Operationen weiten sich aus 

Nach Sernax (Sirnak) haben jetzt 
auch in Amed, Sert (Siirt), Der- 
sim und Cewlik Operationen 
begonnen, in Sernax findet die 
Operation am Gire Sor, in den 
Cudibergen, in Bester und an der 
Cehennem Deresi statt. Es sollen 
Spezialeinheiten und zahlreiche 
Dorfschützer aus der Region an 
den Operationen beteiligt sein. 
Auch Armeekräfte aus Misirc bei 
Sert bereiten sich auf Operatio¬ 
nen vor. Einheiten der türkischen 
Armee aus Pira Botane, Dihe Sex 
Amer, Qiyaye Bizin und firav sind 
an den Operationen beteiligt. Ein 
Konvoi von 120 Fahrzeugen auf 
dem Weg zum Herekolberg kam 
aufgrund eines Unfalls bei Perva- 
ri zum Stillstand. Auch in der 
Region Amed/Silwan haben breit 


tion, während Spezialeinheiten der 
Polizei den Stadtteil umstellten. 
Gazi gilt als Hochburg der im 
Untergrund aktiven Revolutionä¬ 
ren Volksbefreiungspartei-Front, 
der auch der Verein für Grundrech¬ 
te und Freiheiten nahesteht. 

Der ehemalige Abgeordnete der 
Demokratiepartei und jetzige Spre¬ 
cher von Leyla Zanas Bewegung 
für eine Demokratische Gesell¬ 
schaft Orhan Dogan warnte vor 
einem ethnischen Bürgerkrieg zwi¬ 
schen Kurden und Türken. »Meh¬ 
rere glaubwürdige Quellen berich- 


Wenn ihr euch nicht am Krieg 
beteiligt und euch nicht als eine 
Kraft zeigt, die gegen uns kämpft, 
werden wir euch in Ruhe lassen. 
Aber wenn ihr euch am Krieg 
beteiligt, werden wir euch als eine 
kriegsbeteiligte Kraft ansehen. Auf 
dieser Basis werden wir das 
Kriegsrecht anwenden. Auf dieser 
Basis ist dies legitim. Beteiligt 
euch auf keiner Weise an der rassi¬ 
stischen und nationalistischen 
Welle - nehmt nicht daran teil. Der 
türkische Staat will das kurdische 
Volk isolieren und diese Isolation 
noch vertiefen. Die Oberkomman¬ 
dantur der türkischen Armee sieht 
das kurdische Volk, von dem auch 


angelegte Operationen begonnen. 
Nach Informationen von Augen¬ 
zeugen wurden in der Region 
Qewlik Solhan bei Cemel, Segir, 
Sasik, Kiletor und Kerengal Sol¬ 
daten und Dorfschützer statio¬ 
niert. 

Außerdem dauern Operationen in 
den Regionen Dersim Nazmiye 
und Pulumur und in der Region 
Elaziz Karakofan an. Nach der 
Operation im Dorf Sebe bei Derik 
Merdin hat die Armee mehrere 
Dörfer in der Region überfallen. 

Auseinandersetzung in Bester: 
Dorfschützer und fünf Solda¬ 
ten getötet 

Nach Informationen regionaler 
Augenzeugen hat die türkische 
Armee eine Operation in den 
Besterbergen gegen die HPG 
begonnen. Die beteiligten Solda¬ 
ten gerieten am Abend des 13. am 
Serge Meheme Ose in einen 
Hinterhalt der Guerilla. Bei der 
Operation wurden ein Dorfschüt¬ 
zer aus der Gemeinde Segirk bei 
Senoba und fünf Soldaten, darun¬ 
ter ein Offizier getötet. Die Gue¬ 
rilla zog sich ohne Verluste 
zurück. Außerdem wurde be¬ 
kannt, dass in der Gegend um 
Avyan und Gereka Besta Soldaten 
und Dorfschützer verlegt wurden. 
Die Operation wurde mit Bombar¬ 
dierungen aus Skorsky Hub¬ 
schraubern fortgeführt. In den 
Gemeinden Senoba und Hilal 
wurden Dorfschützer in Bewe¬ 
gung gesetzt. 

(MHA, 9./11./14.4., 
AW, 13.4., ÖP, 9./11.4., 1SKU) 


ten, daß wöchentlich drei oder vier 
Lastwagenladungen mit Waffen in 
die Türkei gebracht werden und 
niemand kennt ihren endgültigen 
Bestimmungsort.« Zuvor hatte die 
von dem einflußreichen Journali¬ 
sten Ilnur Cevik neu gegründete 
englischsprachige Tageszeitung 
The New Anatolian mit der Mel¬ 
dung für Aufsehen gesorgt, daß 
große Mengen Waffen in die Tür¬ 
kei geschmuggelt würden, um von 
rechtsextremen Gruppen gegen 
Kurden eingesetzt zu werden. 

(jW, 11.4., ISKU) 


ihr ein Teil seid, als Feind an und 
bezeichnet euch als "so genannte 
Staatsbürger". Der Staat betreibt 
eine Politik des Brudermordes. 
Lasst euch nicht zum Werkzeug 
dafür machen. Solltet ihr dies nicht 
annehmen, wird euch die 
Geschichte zu Verrätern erklären 
und euch verdammen. Wenn ihr 
auf der Haltung gegen unser Volk, 
unsere Bewegung und die HPG 
beharrt, werden auch wir uns 
gegen euch wenden und auf dieser 
Basis zur Rechenschaft ziehen. Die 
Vertreter des türkischen Staates 
und die Dorfschützer selber tragen 
die Verantwortung." 

(AW, 13.4., ISKU) 


von Orhan Pamuk abzuliefern, 
damit diese vernichtet werden 
könnten. Hintergrund waren die 
Äußerungen, die Orhan Pamuk 
gegenüber einer schweizer Zeit¬ 
schrift über getöte Armenier wäh¬ 
rend des Ersten Weltkrieges 
sowie in jüngeren Jahren Kurden 
gemacht hatte. Vom Innenministe¬ 
rium wurde in der Angelegenheit 
ein Oberinspektor entstandt. 

(RA, 6.4., ISKU) 

Erdogan in Oslo 
mit Eiern beworfen 

Der türkische Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdogan ist am 
Dienstag bei einem Besuch in 
Norwegen von Kurdinnen mit 
Eiern beworfen und ausgebuht 
worden. Die Delegation um Erdo¬ 
gan sei beim Verlassen des Parla¬ 
mentsgebäudes in Oslo ausgebuht 
worden, berichteten türkische 
Medien. Erdogan, der von seinen 
eigenen Sicherheitsleuten abge¬ 
schirmt wurde, duckte sich, um 
den Wurfobjekten auszuweichen. 
In einer Rede im Nobel-Institut 
hatte Erdogan der PKK das Recht 
abgesprochen, im Namen der 
Kurden in der Türkei zu sprechen. 
Pauschal beschuldigte er „Ele¬ 
mente“ im Westen, die PKK mit 
den Kurden gleichzusetzen und 
auf eine Spaltung der Türkei hin¬ 
zuarbeiten. (VAo, 12.4., ISKU) 

Mordversuch an Öcalan-Anwalt 

Ein ehemaliger Anwalt Abdullah 
Öcalan ist bei einem Attentat in 
Ankara schwer verletzt worden. 
Wie die Polizei am vergangenen 
Donnerstag mitteilte, hatten unbe¬ 
kannte Täter am Mittwoch abend 
aus einem fahrenden Auto heraus 
das Feuer auf den 37jährigen 
Medeni Ayhan eröffnet. Der Jurist 
gehörte dem Verteidigerteam des 
seit 1999 inhaftierten Öcalan an 
und war von der türkischen Justiz 
wegen »Unterstützung kurdischer 
Separatisten« verfolgt worden 

(jW, 8.4., ISKU) 
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Türkische Diskussion über Neuaufnahme des Öcalan-Prozesses 

Justiz als Spielzeug der Politik 


Die Diskussion um die Entschei¬ 
dung des Europäischen Men¬ 
schenrechtsgerichtshofes über 
eine mögliche Neuverhandlung 
des Falles Abdullah Öcalan in 
der Türkei wird auf verschiede¬ 
nen Ebenen intensiv geführt. 
Nur dem Betroffenen selbst wird 
das Recht verweigert, seine Mei - 
nung dazu kund zu tun, denn seit 
fünf Wochen werden die Verteidi¬ 
gergespräche, die Öcalans einzi¬ 
ger Kontakt zur Außenwelt sind, 
unter fadenscheinigen Begrün¬ 
dungen verhindert. Der türki¬ 
sche Außenminister Abdullah 
Gül demonstriert den Grad der 
Unabhängigkeit der Justiz, wenn 
er öffentlich erklärt, er sei sich 
sicher, auch wenn tausend Mal 
neu verhandelt werden würde, 
werde das gleiche Urteil dabei 
herauskommen. Nach Meinung 
des Öcalan-Verteidigers Bekir 
Kaya sind die Verlautbarungen 
zum Thema von Gül, dem CHP- 
Chef Deniz Baykal und anderen 
der Beweis dafür, dass es keine 
unabhängige Justiz in der Türkei 
gibt. Im Gegenteil werde damit 
gezeigt, dass die Justiz ein Spiel¬ 
zeug der Politik sei. 


Auf einem "Frauenbefreiungs¬ 
kongress" in den Kandil-Bergen 
in Kurdistan haben 180 Delegier¬ 
te aus verschiedenen Arbeitsbe¬ 
reichen sowie 35 Zuhörerinnen 
und 15 Zuhörer vom 7. bis zum 
18. April über eine Neuorganisie¬ 
rung diskutiert. 

Thematisiert wurde auch die 
Situation von Frauen in Kurdistan 
und weltweit, der Platz von Frau¬ 
en in der Politik sowie die Demo¬ 
kratisierung von Politik und Staat 
durch die Schaffung freier und 
unabhängiger Räume durch 
Frauen. Nach der Bewertung der 
politischen Situation wurde die 


Unter Einsatz von Gewalt ist am 
Sonntag von einer Sondereinheit 
der Polizei der Kurdisch-Deut¬ 
sche Freundschaftsverein in Dres¬ 
den durchsucht worden. 

Von 25 Festgenommenen wurden 
24 frei gelassen, eine Person 
wurde verhaftet. In dem Verein 
sollte der Vereinskongress statt¬ 
finden. Die Durchsuchung 
begann um 14.15 Uhr und versetz¬ 
te vor allem die anwesenden Kin¬ 
der in Schrecken. Die Razzia 
wurde im Durchsuchungsbefehl 


"Jeder redet über diesen Pro¬ 
zess", so Kaya gegenüber der 
Özgür Politika, "nur Herr Öcalan 
ist nicht im Besitz dieses Rechts. 
Seit über einem Monat hatte 
mein Mandant nicht die Möglich¬ 
keit, sich dazu zu äußern. Er 
weiss nicht, was diskutiert wird. 
Das Recht auf Verteidigung wird 
damit ad absurdum geführt." 
Wer sich außerdem nicht äußert, 
ist die Justiz selbst. "Von Journa¬ 
listen bis zu Politikern, jeder 
spielt den Richter und kündigt 
an, an der Strafe für Öcalan 
werde sich nichts ändern." 
Genau darum sei es aber unter 
anderem bei dem Prozess vor 
dem Europäischen Menschen¬ 
rechtsgerichtshofes gegangen. 
"Die jetzt gemachten Erklärun¬ 
gen sind eigentlich Mittel für die 
Beweisführung, dass Herr Öca¬ 
lan keinen fairen Prozess in der 
Türkei gehabt hat. An den Erklä¬ 
rungen aus dem Außenministe¬ 
rium, der CHP-Führung und eini¬ 
gen Journalisten zeigt sich, dass 
die Justiz nur eine Formalität ist 
und nicht unabhängig. Wir sam¬ 
meln diese Erklärungen als 
Beweismittel und werden sie in 


Lage innerhalb der organisierten 
kurdischen Frauenbewegung 
thematisiert. 

Die Frauenbewegung wird sich 
künftig Koma Jinen Bilind nen¬ 
nen. In ihr sind als ideologische 
Organisation die PAJK, als Selbst¬ 
verteidigungsorganisation die 
Frauenguerilla YJA Star sowie als 
politisch-soziale Organisierungs- 
form die Freien Fraueneinheiten 
vertreten. Zwischen diesen drei 
Hauptstützpfeilern wurde zur 
Arbeits- und Rollenkoordination 
ein Exekutivrat gegründet. Im 
neuen Programm von Koma 
Jinen Bilind werden als Ziele der 


damit begründet, dass sich 
jemand, der Geld für den Kongra- 
Gel gesammelt habe, im Verein 
aufhielte und es außerdem Hin¬ 
weise darauf gebe, in dem Gebäu¬ 
de finde ein Kongress von 
PKK/KADEK/KONGRA-GEL 
statt. Bei der Durchsuchung 
wurde nach Angaben des Vereins¬ 
vorsitzenden Tacim Bayramoglu 
grobe Gewalt eingesetzt. "Als ich 
eingreifen wollte, haben sie mir 
ein paar Fausthiebe versetzt. 
Herzkranke wurde geschubst. 


einer möglichen Neuverhand¬ 
lung und vor dem Europäischen 
Menschenrechtsgerichtshof vor¬ 
legen." Politische Kräfte oder 
andere Machthabende könnten 
in der Türkei mit Leichtigkeit 
Einfluss auf die Justiz nehmen, 
so Kaya. "Richter geraten so in 
die Lage einfacher Beamter. 
Wenn in diesem Staat an die Sou¬ 
veränität der Rechtsprechung 
geglaubt werden würde, hätte 
das Außenministerium eine sol¬ 
che Erklärung nicht abgeben 
können. Das wäre der Justiz 
überlassen worden. Die Unab¬ 
hängigkeit der türkischen Justiz 
ist immer noch ein bloßer 
Traum." 

Auf die Frage nach der Prozess¬ 
strategie im Falle einer mög¬ 
lichen Neuverhandlung antwor¬ 
tete Kaya: "Ohne mit Herrn Öca¬ 
lan gesprochen zu haben, kön¬ 
nen wir auch keine Prozessstra¬ 
tegie festlegen. Voraussichtlich 
wird der Europäische Menschen¬ 
rechtsgerichtshof auf Neuver¬ 
handlung entscheiden. Wir 
haben sehr gute Argumente." 

(ÖP, 20.4., ISKU) 


Organisation u.a. genannt: "Über¬ 
windung des patriarchalen, 
staatsfixierten Systems, Entwick¬ 
lung einer frauenspezifischen 
demokratisch-ökologischen 
Gesellschaft, dafür die Aufhe¬ 
bung der repressiven und unglei¬ 
chen Vorgehensweisen gegen die 
Frau durch ein sexistisches 
gesellschaftliches System, das 
einseitig den Willen des Mannes 
repräsentiert." Weiterhin gehört 
zu den Zielen die Demokratisie¬ 
rung des Mittleren Ostens sowie 
eine demokratische Lösung der 
kurdischen Frage. 

(MHA, 20.4., ISKU) 


Drei Personen wurden besonders 
brutal geschlagen." Die meisten 
der Festgenommenen hätten 
blaue Flecken im Gesicht und auf¬ 
grund der Handschellen auch an 
den Armgelenken. Bayramoglu 
wies darauf hin, der Verein werde 
einen Anwalt einschalten und 
Anzeige erstatten. Die Arbeiten 
des Vereins würden fortgesetzt. 
Bei der Durchsuchung wurden 
alle Aktenordner sowie Bilder und 
Kalender beschlagnahmt. 

(ÖP, 19.4., ISKU) 


Meldungen 

Besuch bei Öcalan auch in 
der fünften Woche verhindert 

Zum fünften Mal in Folge ist der 
regulär einmal wöchentlich statt¬ 
findende Besuch seiner Anwälte 
und Familie bei Abdullah Öcalan 
verhindert worden. Nachdem in 
den letzten Wochen ein Motor¬ 
schaden des Bootes mit dem die 
Verteidiger zur Gefängnisinsel 
Imrali übersetzen als Begrün¬ 
dung genannt wurde, mussten 
diesmal wieder die "schlechten 
Wetterbedingungen" herhalten. 
Wie Rechtsanwalt Irfan Dündar 
erklärte, sei die Verhinderung 
des Besuchs insbesondere in die¬ 
ser Zeit, in der über eine Neuver- 
handlung in der Türkei diskutiert 
werde, ein grober Verstoß gegen 
das Recht auf Verteidigung. Das 
Wetter sei normal gewesen, so 
Dündar. "Es fahren jeden Tag 
Schiffe zur Insel, nur uns wird die 
Überfahrt nicht gestattet. Die 
genannten Begründungen sind 
Vorwände, die zur Ernsthaftigkeit 
des Staates nicht passen." 

(MHA, 20.4., ISKU) 

Todesdrohung gegen Eren 
Keskin 

Die Vorsitzende des Menschen¬ 
rechtsvereins in der Türkei 
(IHD), Rechtsanwältin Eren 
Keskin, sowie ihre Kollegen 
Dogan Gene und Saban Dayanan 
haben Drohbriefe unter der Über¬ 
schrift "Unsere letzte Warnung" 
und unterzeichnet mit "Türkische 
Rachebrigade" erhalten. In den 
Briefen wird angekündigt, die 
Menschenrechtler umzubringen, 
wenn sie ihren Kampf nicht auf¬ 
geben. (MHA, 20.4., ISKU) 

Europäischer Gerichtshof für 
Menschenrechte läßt Klage 
gegen 10-Prozent-Hürde in 
der Türkei zu 

Die Klage der DEHAP gegen die 
10-prozentige Sperrklausel für 
den Einzug in das Parlament 
wurde vom Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte 
zugelassen und die Türkei aufge¬ 
fordert, eine Verteidigung zu 
erstellen. Die DEHAP ruft dazu 
auf, noch vor einer Entscheidung 
des Gerichtshofes das Parteienge¬ 
setz zu ändern. (Za, 16.4., ISKU) 

Haftstrafe für DEHAP-Vorsit¬ 
zenden 

Aufgrund einer Ansprache, die 
der DEHAP-Vorsitzende Tuncer 
Bakirhan vor zwei Jahren im 
Wahlkampf gehalten hat, ist er zu 
einer Haftstrafe von einem Jahr 
und sechs Monaten verurteilt 
worden. Auch der Bürgermeister 
von Idil, Resul Sadak, und der 
damalige DEHAP-Kreisvorsitzen- 
de von Cizre, Mehmet Dilsiz, 


Neuorganisierung der Frauenbewegung 


Gewaltsame Durchsuchung in Dresden 




HPG veröffentlichen April-Bilanz 
der Militäroperationen 


In einer Erklärung zur Bilanz der 
laufenden Militäroperationen der 
türkischen Armee hat das HPG- 
Hauptquartier (Volksverteidi¬ 
gungskräfte) darauf hingewiesen, 
dass seit März vor allem in Botan, 
aber auch in allen anderen kurdi¬ 
schen Gebieten umfassende Mili¬ 
täroperationen stattfinden. Dabei 
habe die Türkei versucht, die eige¬ 
nen schweren Verluste zu vertu¬ 
schen und die der Guerilla nach 
oben hin zu verfälschen. Entspre¬ 
chend der siebzehntägigen Bilanz 
sind 121 Soldaten der türkischen 
Armee sowie 14 Guerillakämpfe¬ 
rinnen bei den Gefechten getötet 
worden. 

In der Erklärung heißt es: "Ein¬ 
hergehend mit Einsetzen des 
Frühlings findet in der Türkei und 
in Kurdistan ein sehr gefährliches 
Spiel statt. Anstatt das Stocken im 
Lösungsprozess der kurdischen 
Frage mit demokratisch-politi¬ 
schen Initiativen staatlicherseits 
zu überwinden, setzen sich die 
Angriffe mit einer von den Gene¬ 
rälen der türkischen Armee und 
der AKP-Regierung geplanten 
und eingeleiteten chauvinisti¬ 
schen Welle gegen unseren Vorsit¬ 
zenden, unser Volk, unsere Befrei¬ 
ungsbewegung und die HPG-Gue- 
rilla in zunehmend größerem 
Umfang fort. Das Ziel der türki¬ 
schen Armee ist es, die Probleme 
zu lösen, indem sie die Guerilla 
mit Militäroperationen zerschlägt. 
In dieser Situation zeigt sich, dass 
auch die AKP-Regierung in der 
Lösung der kurdischen Frage 
nicht aufrichtig ist und niemals 
von ihrer klassischen Verleug¬ 
nungspolitik absehen wird. Mit 
der Erklärung, die Recep Tayyip 
Erdogan auf seiner Reise in Nor¬ 
wegen abgegeben hat, hat er mit 
der Leugnung der bloßen Exi¬ 
stenz einer kurdischen Frage das 
wahre Gesicht der Regierung vor 
der ganzen Welt gezeigt. Wenn er 
sagt, er habe die kurdische Frage 
an die Armee weitergeleitet, dann 


Als Alternative zu den bestehen¬ 
den Cafes, in denen es laut und ver¬ 
qualmt ist, hat in Amed ein Frauen- 
cafe eröffnet. Die Besitzerin Sevgi 
Güzelek erklärte dazu: "Überall 
herrscht männliche Hegemonie, 
überall gibt es Orte, die Männern 
gehören, an denen sie sich amüsie¬ 
ren oder erholen. Ich wollte einen 


Die nationalistische Welle, die in 
der Türkei zu Newroz nach der so 
genannten Fahnenprovokation von 
Mersin und den Lynchversuchen 
in Trabzon und anderen Städten in 
Bewegung gesetzt worden ist, hat 
Europa erreicht. In Berlin-Wedding 
führt das Ehepaar Güler seit zwan¬ 
zig Jahren einen Friseursalon. Ver¬ 
gangenen Samstag gegen fünf Uhr 
morgens wurde der Laden von 
Unbekannten beschossen. Am 


spricht er damit aus, dass er den 
Krieg vorzieht und ein massiver 
Angriff gegen das kurdische Volk 
eingeleitet worden ist." 

Weiter weist das HPG-Hauptquar- 
tier darauf hin, dass die gesetz¬ 
lichen Neuregelungen im Zuge 
der Beitrittsverhandlungen zur 
EU im Schein einer Demokratisie¬ 
rung Schritte zur Täuschung der 
Öffentlichkeit und der EU gewe¬ 
sen seien. Bei den demokrati¬ 
schen Aussagen der AKP-Regie¬ 
rung handele es sich um reine 
Demagogie. "Die AKP-Regierung 
hat damit begonnen, der EU den 
Rücken zuzukehren und damit 
seine Maske verloren. Von dieser 
Regierung kann in der kurdischen 
Frage und zum Punkt Demokrati¬ 
sierung nichts mehr erwartet wer¬ 
den. Mit ihrer momentanen Hal¬ 
tung macht sie deutlich, dass sie 
keinen anderen Standpunkt ein- 
nehmen wird, als die kurdische 
Bevölkerung feindlich anzugrei¬ 
fen. Außerdem hat sich gezeigt, 
dass es nicht mehr die Regierung 
ist, die die Fäden in der Hand hat, 
sondern diese an die Armee über¬ 
gegangen sind. Die Armee macht 
falsche und übertriebene Anga¬ 
ben über unsere Verluste und 
zieht es vor, die Öffentlichkeit zu 
täuschen. Und die türkischen 
Medien unterstützen die Lügen 
der Armee, indem sie diese Anga¬ 
ben ohne jegliche weitere Recher¬ 
che über ihren Wahrheitsgehalt 
weitergeben. Damit spielen sie 
ihre Rolle als Mittel in einem 
psychologischen Krieg." 


Raum nur für Frauen schaffen." In 
der Eröffnungsphase sei sie von 
Männern ausgelacht worden, aber 
Frauen hätten ihr zur Seite gestan¬ 
den. "Es ist ein Ort, an dem Frauen 
Zeit verbringen, ihre Probleme 
miteinander teilen, spielen oder 
Zeitung lesen können." Güzelek 
verfolgt außerdem das Ziel, eine 


Abend zuvor bekam der Besitzer 
Hüseyin Ünlü nach eigenen Anga¬ 
ben einen Drohanruf: "Der Anruf 
kam um 23 Uhr. Die Telefonnum¬ 
mer war nicht ersichtbar. Eine 
Stimme sagte, ,wir werden die 
Hände derer brechen, die die 
Fahne anrühren 1 . Dann wurde auf 
gelegt." Beobachtet wurden die am 
folgenden Morgen aus einem fah¬ 
renden Auto abgegebenen Schüsse 
von einem Stadtbusfahrer. Dieser 


In den Cudi-Bergen in Botan habe 
eine zweitägige Militäroperation 
unter Beteiligung von Tausenden 
von Soldaten und Dorfschützern 
gegen nur fünf Guerillakämpferln - 
nen stattgefunden, so heißt es wei¬ 
ter in der Erklärung. "Gegen den 
Widerstand unserer Guerilla hat 
die Armee Dutzende von Verlu¬ 
sten erlitten. Als sie begriffen hat, 
dass sie so zu keinem Ergebnis 
kommt, hat sie unter Missachtung 
der Genfer Konvention mit dem 
Einsatz von Giftgas dem Leben 
unserer fünf Kämpferinnen ein 
Ende bereitet. Die letzte Opera¬ 
tion ist in Besta gelaufen und war 
die umfassendste der letzten 
sechs Jahre. Diese Operation war 
mehr noch als ein Fiasko eine 
Niederlage für die türkische 
Armee. Bei Betrachtung der 
Ergebnisse wird deutlich sichtbar, 
dass die türkische Armee im 
Angriff gegen die HPG-Kräfte in 
einem Sumpf gelandet ist. Wir 
rufen die Armee dazu auf, von 
dem Gedanken der Zerschlagung 
der Guerilla Abstand zu nehmen. 
Im entgegengesetzten Fall wer¬ 
den wir gegen die auf Vernichtung 
ausgerichteten und rassistischen 
Angriffe auf gleichem Niveau ant¬ 
worten und die Gefechte auf das 
ganze Land ausweiten. Wir rufen 
die kurdische Jugend dazu auf, 
angesichts der Operationen nicht 
zu schweigen, sich zu verhalten, 
die Selbstverteidigung weiter zu 
entwickeln und der Guerilla beizu¬ 
treten." 

(MHA, 17.4., ISKU) 


Bücherei im Cafe unterzubringen. 
Die Besucherinnen des Cafes 
seien sehr unterschiedlich: "Stu¬ 
dentinnen, arbeitende Frauen, 
Hausfrauen. Wenn sie ihre Woh¬ 
nungen verlassen und die Männer 
fragen, wohin sie gehen, sagen sie 
'ins Cafe'." 

(ÖP, 20.4., ISKU) 


konnte jedoch lediglich erkennen, 
dass das Auto grau gewesen sei. 
Ermittlungen der Polizei haben 
ergeben, dass der Drohanruf aus 
einem Telefonladen in Kreuzberg 
gekommen ist. Der Besitzer Ünlü 
ist ratlos: "Ich begreife diesen 
Angriff nicht. Wir arbeiten hier. 
Das ist eine Provokation. Ich will, 
dass die Angreifer gefasst und vor 
Gericht gestellt werden." 

(ÖP, 20.4., ISKU) 


wurden wegen des gleichen Ver¬ 
gehens - Verstoßes gegen das 
Versammlungsgesetz - zu dersel¬ 
ben Strafe verurteilt. 

Gegen Bakirhan wurden bisher 
knapp 60 Ermittlungsverfahren 
eröffnet. Zur Zeit laufen noch 
über dreißig Strafverfahren 
gegen den DEHAP-Vorsitzenden. 

(ÖP, 16.4., ISKU) 

IHD fordert Ende der Gewalt¬ 
handlungen 

Der Menschenrechtsverein in 
der Türkei (IHD) hat seine 
Besorgnis darüber zum Aus¬ 
druck gebracht, dass der fünf¬ 
zehn Jahre andauernde Krieg auf¬ 
grund der fortgesetzten Militär¬ 
operationen neu auflodern werde. 
In einer Erklärung hat er dazu 
aufgerufen, die Waffen schwei¬ 
gen zu lassen und die kurdische 
Frage auf demokratischem und 
friedlichem Wege zu lösen. 

(ÖP, 16.4., ISKU) 

Weibliche Abgeordnete im 
Irak fordern zehn Ministeräm¬ 
ter 

Ins irakische Parlament gewählte 
weibliche Abgeordnete fordern 
mehr Frauenrechte in der neuen 
irakischen Verfassung. Frauen 
stellen ein Drittel der Abgeordne¬ 
ten im Irak. Eine Gruppe weib¬ 
licher Abgeordneter hat Premier¬ 
minister Dschafari einen Aktions¬ 
plan vorgelegt, in dem sie minde¬ 
stens zehn Ministerämter einfor¬ 
dern. Des Weiteren fordern sie 
die Anhebung der Frauenquote 
von 30 auf 40 Prozent bei kom¬ 
menden Wahlen. Für die Durch¬ 
setzung von Frauenrechten soll es 
eine schriftliche Garantie geben. 
Die Frauen wiesen außerdem auf 
die Notwendigkeit hin, die islami¬ 
sche Gesetzgebung zu ändern. 
Unter den weiblichen Abgeordne¬ 
ten herrscht allerdings keine 
Übereinstimmung in den Ansich¬ 
ten. Während die 46 schiitischen 
Abgeordneten im Schatten von El- 
Sistani eine Verfassung gemäß 
der islamischen Scharia befür¬ 
worten, kämpfen andere für Lai¬ 
zismus. (MHA, 15.4., ISKU) 
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Bilanz vom 1. - 17. April 2005: 

Anzahl der Operationen in Botan und Amed: 11 

Anzahl der Operationen der iranischen Armee: 1 

Anzahl der Gefechte mit der türkischen Armee: 46 

Vergeltungsaktionen: 2 


Verluste der türkischen Armee: 121 (6 Offiziere, 115 Soldaten) 

Anzahl der eroberten Materialien: 12 (1 BKC, 2 M-16 mit Munition, 1 
Karnas mit Fernglas, ein Nachtsichtgerät, 1 Kompass, 4 Handgranaten, 
2 Uhren) 

Anzahl der ausgeschalteten Fahrzeuge: 1 

Anzahl der getöteten Guerillakämpferinnen: 14 

Frauencafe in Amed eröffnet 
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Interview mit Orhan Dogan 

„Keine Sekunde Zeit zu verlieren“ 


Als Mitglied der Initiativgruppe der 
DTH, der Demokratischen Gesell¬ 
schaftsbewegung in der Türkei, gab 
Orhan Dogan der Nachrichtenagen¬ 
tur MHA ein Interview zu dem 
ansteigenden Nationalismus in der 
Türkei, Lösungsmöglichkeiten der 
kurdischen Frage, der Isolation 
Abdullah Öcalans und der These des 
Demokratischen Konföderalismus. 

Ich möchte mit der letzten Erklärung 
des Vorsitzenden des Generalstabes 
beginnen. Stimmt es, dass das Mili¬ 
tär, das sich eine Zeittang den 
Anschein gab, in den Hintergrund 
getreten zu sein, seine Gewichtigkeit 
in der Politik wieder gewinnt? 
Meiner Meinung nach stimmt 
diese Feststellung. Das Militär hat 
in den letzten zwei Jahren eine 
Position etwas außerhalb der Poli¬ 
tik eingenommen. Direkt nach dem 
Gipfel in den Beziehungen zwi¬ 
schen Türkei und EU am 17. 
Dezember hat die Armee eine Hal¬ 
tung eingenommen, die der einer 
politischen Partei entspricht. Spä¬ 
ter kam es zur "Fahnenkrise 11 und 
den darauf folgenden Entwicklun¬ 
gen, die dem Militär den Raum für 
eine politische Intervention gege¬ 
ben haben. Das Militär ist wieder 
aktiv in der Politik. 

Auch die AKP-Regierung hat ein 
Interesse daran, Armee und 
bewaffnete kurdische Gruppen 
gegeneinander aufzuhetzen, indem 
sie nicht an einer Lösung der kur¬ 
dischen Frage arbeitet, keine 
demokratischen, friedlichen und 
auf eine Lösung ausgerichteten 
Schritte unternimmt. Die AKP 
sieht die Armee als Hindernis für 
ihre eigenen politischen Interes¬ 
sen. Wie kann sie die Macht des 
Militärs brechen? Indem sie es in 
bewaffnete Konflikte zieht. Und mit 
wem kann sie das tun? Mit den Kur¬ 
den. Sie hat damit gerechnet, dass 
die innere Dynamik im Land sowie 
der Druck von außen zu intensi¬ 
vierter Aktivität der Armee führt. 
Angestrebt wurde damit, die 
Armee auf eine bestimmte Linie zu 
ziehen. Natürlich hat das nicht so 
geklappt. Die Politik der gewalttäti¬ 
gen Konfrontation zwischen Kur¬ 
den und Armee ist aufgegangen, 
aber damit wurde die Armee nicht 
auf die gewünschte Linie gebracht. 
Der Bumerang ist zurückgekehrt. 

Verfügt die Armee über eine homoge¬ 
ne Struktur? 

Natürlich darf man auch die Armee 
nicht als homogen betrachten. Ich 
denke auch nicht, dass der Gene¬ 
ralstab homogen ist, ebenso der 
Staat, die Regierung und sogar die 
AKP. Konkrete Beweise dafür fin¬ 


den sich auch in den letzten abge¬ 
gebenen Erklärungen. Direkt nach 
der Fahnenkrise hat der Vorsitzen¬ 
de des Generalstabes den sehr 
unglücklichen Begriff "angebliche 
Staatsbürger" gewählt. Ein paar 
Tage später musste er diesen 
Begriff zurücknehmen. Das heißt, 
dass es auch im Generalstab einen 
Flügel gibt, der für Veränderung ist 
und einen, der die momentane Situ¬ 
ation bewahren will. Zwischen die¬ 
sen Flügeln besteht ein heftiger 
Widerspruch und Kampf. Obwohl 
es eine Regierung und 550 Abge¬ 
ordnete gibt, besteht ein Machtva¬ 
kuum. Es besteht ein Unterschied 
zwischen den Begriffen Regierung 
und Macht. Die AKP stellt die 
Regierung, aber sie ist nicht an der 
Macht. 

Warum gelingt es der AKP nicht, die 
Macht zu erlangen? 

Zum einen gelingt es ihr nicht, weil 
sie ihren eigenen Status quo nicht 
zerstört. Zum zweiten vermag sie 
es nicht, die Staatstradition zu bre¬ 
chen. Es stimmt, die AKP hat im 
Zusammenhang mit der EU viele 
Schritte eingeleitet. Aber das hat 
sie nicht für die eigenen Bürger 
getan, sondern vor allem, um die 
Beziehung zwischen Türkei und 
EU zu verbessern. Dabei wurde 
von dieser Regierung nicht erwar¬ 
tet, dass sie zum Schein etwas tut, 
sondern dass sie für die Bedürf 
nisse der Gesellschaft im Land, für 
die grundlegenden Fragen tiefgrei¬ 
fende und verständliche Schritte 
einleitet. Das hat die AKP nicht 
geschafft. 

Warum nicht? 

An die AKP werden von den Orden 
und religiösen Gemeinschaften 
Erwartungen gestellt, außerdem 
gibt es die Kopftuchfrage. Sie hat 
keine politische Idee, auf welchem 
Gebiet diese Probleme gelöst wer¬ 
den sollen, keine politische Idee zu 
den Aleviten und auch nicht zu den 
Kurden. Deshalb gelingt es ihr 
nicht, die Macht darzustellen. Und 
aus diesem Grund waren sowohl 
EU als auch die USA dazu gezwun¬ 
gen, ihre Beziehungen zur AKP zu 
überprüfen. Einige Kreise meinen 
sogar, es gebe Anzeichen dafür, 
dass die Unterstützung zurückge¬ 
zogen wird. 

Was denken Sie über die These des 
Demokratischen Konföderalismus? 
Demokratischer Konföderalismus 
bedeutet zeitgenössisches kommu¬ 
nales Leben. Es ist die Übertra¬ 
gung der Lebensform aus dem pri¬ 
mitiven kommunalen Zeitalter auf 
das aktuelle Jahrtausend. Herr 


Öcalan hat im Verteidigergespräch 
von einem dreidimensionalem 
Rechtssystem gesprochen. Bei 
dem ersten handelt es sich um ein 
konföderales Rechtswesen, bei 
dem zweiten um ein unitäres und 
bei dem dritten um EU-Recht. Was 
bedeutet das? Die Kurden verhal¬ 
ten sich in dem jeweiligen Staat, in 
dem sie sich befinden in der Bezie¬ 
hung zum Staat unitär, ohne staatli¬ 
che Strukturen und Funktionswei¬ 
sen zu zerstören. Sie berufen sich 
auf unitäres Recht und untereinan¬ 
der um eine kollektive Lebensform. 
In den weltweiten Beziehungen set¬ 
zen sie auf unitäres und EU-Recht. 
Ich möchte das Beispiel von der 
Pyramide geben. An der Spitze der 
Pyramide stehen nicht Machtbe¬ 
fugnis und Autorität. Aber je stär¬ 
ker sich die Pyramide nach unten 
hin verbreitert, verteilen sich 
Machtbefugnis und Autorität und 
an der Basis gibt es hundertpro¬ 
zentige Autorität. Was soll das hei¬ 
ßen? Es soll heißen, dass das Volk 
sich entsprechend der eigenen 
Möglichkeiten in partizipatorischer 
und mehrheitlicher Form selbst 
regiert. Wenn Herr Öcalan so ver¬ 
standen worden wäre, gebe es kein 
Problem. Aber so wurde er nicht 
verstanden, so wurden seine Ideen 
nicht erklärt. Und weil es keine 
ernsthafte wissenschaftliche Arbeit 
zu diesem Thema gegeben hat, ist 
Herr Öcalan aufgrund einer von 
ihm vorgetragenen These in eine 
zermürbende und Spekulationen 
hervorrufende Position gekom¬ 
men. 

Was gibt es konkret zu tun an diesem 
Punkt? 

Ohne viel Zeit zu verlieren, müssen 
in Diyarbakir, in Ankara, Istanbul, 
Mersin, Van und weiteren Provin¬ 
zen Konferenzen stattfinden. Dazu 
müssen Akademikerlnnen und 
Wissenschaftlerlnnen eingeladen 
werden. Es muss in ernsthafter 
Form darüber diskutiert werden, 
was eine Demokratische Republik 
ist und was Konföderalismus, in 
welchen Ländern in welchen histo¬ 
rischen Prozessen diese Form 
Anwendung gefunden hat, wo 
damit Erfolge aufzuweisen sind 
und wo nicht, sowie über die Mög¬ 
lichkeiten der Umsetzung. (...) Es 
handelt sich bei Herrn Öcalans 
Thesen nicht um Projekte, die sich 
von heute auf morgen oder in ein 
bis zwei Jahren umsetzen lassen 
würden. Vielmehr geht es um eine 
Lebensform; in dem Ausmaß, in 
dem das Leben weitergeht, wird 
auch der Demokratische Konföde¬ 
ralismus entstehen und den Gipfel 
erreichen. (Fortsetzung auf Seite 2) 


Meldungen 

Gedenkdemonstration in Istan¬ 
bul für Nurten Gülmez 

Im Gedenken an die 26jährige 
Guerillakämpferin Nurten Gül¬ 
mez, die bei den jüngsten Militär¬ 
operationen am Cudi-Berg gefallen 
ist, fand in Istanbul-Kücükcekme- 
ce eine Demonstration statt. Dabei 
wurden Fahnen der Volksverteidi 
gungskräfte (HPG) und Bilder 
Abdullah Öcalans mitgeführt. Vor 
dem Haus der Familie Gülmez 
wurde eine Gedenkminute für die 
Gefallenen im Befreiungskampf 
abgehalten. In einer kurzen An¬ 
sprache erklärte der Vater von 
Nurten Gülmez, trotz aller Bemü¬ 
hungen sei ihnen der Leichnam 
ihrer Tochter nicht ausgehändigt 
worden. "Nurten hat für ihr Volk 
gekämpft und für dieses Ziel ihr 
Leben gelassen", so Mehmet Gül 
mez. Ihr Kampf werde fortgesetzt 
werden. (ÖP, 25.4., ISKU) 

27 "Lebende Schutzschilde" 
aus der Haft entlassen 

Eine Gruppe von 27 Mitgliedern 
der Initiative "Lebende Schutz¬ 
schilde 11 , die aus dem Gebiet Cuku- 
rova in die Cudi-Berge aufgebro¬ 
chen und am 4. April festgenom¬ 
men worden war, ist wegen Ge¬ 
ringfügigkeit der zu erwartenden 
Strafe aus der Haft entlassen wor¬ 
den. Der Prozess wegen "Wider¬ 
stand gegen diensthabende Beam¬ 
te" gegen die Angeklagten wird 
fortgesetzt. ( ÖP, 25.4., ISKU) 

Syrien: Hälfte der amnestierten 
Kurden noch im Gefängnis 

Das Menschenrechtskomitee 
Syrien hat darauf aufmerksam 
gemacht, dass trotz einer Amne¬ 
stie durch Staatspräsident Esad 
von 312 kurdischen politischen 
Gefangenen bisher nur 150 freige¬ 
lassen worden sind. Die Kurden 
waren vergangenes Jahr zu 
Newroz verhaftet worden. Wie das 
Menschenrechtskomitee jetzt er¬ 
klärte, seien viele der amnestier¬ 
ten Gefangenen lediglich in andere 
Gefängnisse verlegt worden. 

(ÖP, 23.4., ISKU) 

Antiterroreinheiten nehmen 
zwei Kurden in Bukarest fest 

In Bukarest sind zwei Vertreter 
der in Rumänien tätigen kurdi¬ 
schen Friedensinitiative von 
maskierten Antiterroreinheiten 
festgenommen worden. Bei den 
Festgenommenen handelt es sich 
um Hasan Sincar und Mazlum 
Baran, die beide einen Asylantrag 
in Rumänien gestellt haben. Im 
Falle einer Auslieferung an die 
Türkei drohe ihnen Lebensgefahr, 
wie der Vorsitzende des kurdi¬ 
schen Kulturvereins Kerim in 
Bukarest erklärte. 

(ÖP, 25.4., ISKU) 




Nach fünf Wochen wieder Besuch bei Öcalan 


Nach fünf Wochen Totalisolation 
hat am 27.4. ein Besuch bei Öcalan 
durch seine Anwältlnnen und 
Familie stattgefunden. 

Die Anwältlnnen Abdullah Öca¬ 
lans, Aysel Tugluk, Irtan Dundar, 
Inan Akmese und sein Öcalans 
Bruder Mehmet konnten das erste 
Mal seit fünf Wochen ihren Man¬ 
daten und Bruder sehen. Öcalan 
erklärte, der Weg der Lösung im 
Mittleren Osten sei der demokrati¬ 
sche Konföderalismus, er rief den 
Präsidenten des Irak, Celal Talab- 
ani, auf, sich um eine Lösung zu 
bemühen und wies daraufhin, dass 
es keine Lösung ohne die PKK 
gäbe. 

Öcalans Anwältin, Aysel Tugluk, 
erklärte, die gesundheitliche Situa¬ 
tion Öcalans sei unverändert: 
'Trotz der fünfwöchigen Isolation 
ist seine Stimmung gut." 

Öcalan habe gesagt: "Ich grüße die 


Teilnehmerinnen von Newroz. Der 
demokratische Konföderalismus 
muss richtig verstanden werden. 
Viele verstehen es noch nicht und 
kritisieren. Aber das muss genau 
bewertet und diskutiert werden. 
Für eine demokratische Politik ist 
der einzige Lösungsweg der Kon¬ 
föderalismus." 

Öcalan habe daran erinnert, dass 
der Konföderalismus für alle Völ¬ 
ker die demokratische Lösung 
bringe und gefordert, dass die kur¬ 
dische Bewegung sich vor Nationa¬ 
lismus schützen müsse. Er habe 
sich auch zum Fahnenvorfall und 
den nationalistischen Angriffen 
geäußert und diese als Provokatio¬ 
nen bewertet. Talabani sei auch 
aufgerufen worden, eine überein¬ 
stimmende Lösung im Rahmen 
des demokratischen Konfödera¬ 
lismus anzustreben. 

Öcalan habe die Bemühungen der 


USA und Europas, eine Lösung 
ohne die PKK zu suchen, kritisiert: 
"Eine Lösung ohne die PKK ist 
kein Dienst für die Völker." 

Zehntausende demostrieren 
für Öcalan 

In Culemerg-Gever (Hakkari-Yük- 
sekova) hat ein von der DEHAP- 
Jugend organisiertes Frühlings¬ 
fest "für die Aufhebung der Isola¬ 
tion Abdullah Öcalans und ein 
Ende der Militäroperationen" statt¬ 
gefunden. Ca. 30.000 Menschen 
nahmen an der Feier im Stadtsta¬ 
dion teil. 

In Elih (Batman) fand aus Protest 
gegen die andauernde Isolierung 
Abdullah Öcalans ein Sitzstreik vor 
der AKP-Zentrale statt. In der Diele- 
Universität in Amed (Diyarbakir) 
wurden aus demselben Anlass 
Poster Öcalans aufgehängt. 

(ÖP, 25.4., RTV/AW, 27.4., ISKU) 


Türkische Armee bereitet 
grenzüberschreitende Operationen vor 


Wie bekannt wurde, hat die türki¬ 
sche Armee im Norden in der 
Gegend von Sirnex, Silopi, Qilab¬ 
an, Qele und Semzin sowie in wei¬ 
teren Regionen an der Grenze zum 
Süden eine große Anzahl Truppen 
und schweres Gerät verlegt und 
bereitet sich auf eine grenzüber¬ 
schreitende Operation vor. 

Nach aktuellen Informationen wur¬ 


den nach Sirnex und Silopi am 25. 
April und danach in der Grenzre¬ 
gion Haftanin insbesondere auf 
den Bergen Vacip, Serbent, Sivan, 
Maymun und Deriye Dawetiya in 
der Gegend von Qilaban zahlrei¬ 
che Soldaten stationiert. 

Außerdem hat die Armee in Süd- 
kurdistan am Seresevberg in der 
Nähe von Zapa Gever Tausende 


von Soldaten und zahlreiche 
schwere Waffen stationiert. 

Das Hauptquartier der HPG erklär¬ 
te, man werde gegenüber dieser 
Truppenbewegung der türkischen 
Armee nicht tatenlos bleiben und 
wegen der Möglichkeit einer 
grenzüberschreitenden Operation 
in eine aktive Verteidigungsphase 
eintreten. (RTV, 27.4., ISKU) 


Interview mit Orhan Dogan (Forts.) 


Es ist zu erwarten, dass der Europä¬ 
ische Gerichtshof eine Neuverhand¬ 
lung des Falles von Herrn Öcalan 
beschließt. Von manchen Kreisen 
wird daraus ein Anlass der Span¬ 
nunggemacht. Warum sind manche 
besorgt über eine mögliche Neuver¬ 
handlung? 

Ich verstehe die Besorgnis dieser 
Kreise. Der Grund dafür ist folgen¬ 
der: Meiner Meinung nach wird 
Herr Öcalan eine zweite Verhand¬ 
lungsphase nutzen, um daraus die 
Grundlage für eine demokratische 
Lösung zu erstellen. Herr Öcalan 
wird eine neue Öffnung hervorru- 
fen, so dass vielleicht auch die Hin¬ 
dernisse auf dem Weg zu einer 
friedlichen Lösung beiseite 
geschafft werden. Und die Vertre¬ 
ter des Status quo, die eine Ent¬ 
wicklung von Frieden und Demo¬ 
kratie in der Türkei, eine Durchset¬ 
zung universeller Werte für die Völ¬ 
ker nicht wollen, versuchen eine 
solche Öffnung zu verhindern. 

Die Verhinderung jeglicher Kom¬ 
munikation zwischen der Insel [die 
Gefängnisinsel Imrali, auf der Öca¬ 
lan inhaftiert ist, Anm.] sowie den 
Massen und der Organisation stellt 
eine ernste Gefahr dar, die den 
Frieden in der Türkei sabotiert. 
Solange das nicht gewährleistet ist, 
können die Spannungen steigen 
und die bewaffneten Auseinander¬ 
setzungen an Umfang gewinnen. 

Sie haben gesagt, dass die Kurden bis 
heute ihre Forderungen in Bezug auf 


eine Lösung der kurdischen Frage 
nicht klar auf den Tisch gelegt 
haben. Was muss konkret für eine 
Lösung getan werden? 

Zum einen muss unverzüglich und 
ohne weitere Verzögerung ein 
demokratisches Gesetz erlassen 
werden, mit dem eine Entwaffnung 
und eine Beendigung der Gewalt 
gewährleistet wird. Zum zweiten 
muss für jede Art politischen Den¬ 
kens, das nicht auf Gewalt aufbaut 
oder diese provoziert, Organisie¬ 
rungsfreiheit herrschen. Drittens 
muss die Zehnprozenthürde bei 
Wahlen auf EU Nivau gesenkte 
werden. Viertens müssen die Kom¬ 
munalverwaltungen gestärkt wer¬ 
den. In diesem Zusammenhang ist 
wichtig, dass die Gouverneure 
durch Wahlen legitimiert werden. 
Außer dem Justiz-, dem Finanz- 
und dem Außenministerium müs¬ 
sen alle Befugnisse den Gemeinde¬ 
verwaltungen Vorbehalten sein. 
Fünftens muss das Dorfschützersy- 
stem aufgehoben werden. Stattdes- 
sen müssen Beschäftigungsmög¬ 
lichkeiten für die Dorfschützer in 
den Bereichen Aufforstung, Infra¬ 
struktur, Wegebau usw. geschaffen 
werden. 

Wenn im Krieg die in der Genfer 
Konvention festgelegten Regeln 
zur Kriegsführung eingehalten 
worden wären, hätte es vielleicht 
soviel Schmerz nicht geben müs¬ 
sen. Meiner Meinung nach müssen 
sofort sowohl innerhalb des Staates 
als auch innerhalb der PKK in 


Bezug auf die Vergangenheit Kom¬ 
missionen gegründet werden, die 
die Wirklichkeit untersuchen und 
Rechtsverletzungen dokumentie¬ 
ren. Wenn das stattfindet, wird 
wahrscheinlich eine gewaltfreie 
Atmosphäre entstehen. 

Wer sollte an diesen Kommissionen 
beteiligt sein? 

Das können Vertreter zivilgesell¬ 
schaftlicher Organisationen sein, 
es können Intellektuelle oder 
Künstler sein. 

Gibt es eine rechtliche Grundlage für 
eine solche Initiative? 

Die gibt es natürlich. Die PKK hat 
ohnehin deklariert, dass sie sich an 
die in der Genfer Konvention fest¬ 
gelegte Kriegsrechte hält. Wenn 
der Forderung nach Entwaffnung 
keine Antwort folgt, dann müssen 
einige Anstrengungen unternom¬ 
men werden, die den Ansprech¬ 
partner dazu bringen Schritte ein¬ 
zuleiten. Gleichzeitig kann folgen¬ 
des gemacht werden: So wie 200 
Intellektuelle zusammen kommen 
und ihre Besorgnis über den anstei¬ 
genden Nationalismus gemeinsam 
zur Sprache bringen können, kön¬ 
nen sie auch zusammen kommen 
und einen Aufruf für den Beginn 
einer gewaltlosen Zeit machen. Wir 
sind dazu bereit. Aber solche 
Schritte müssen gegenseitig sein. 
Ich denke, dass wir keine Sekunde 
Zeit zu verlieren haben. 

(ÖP, 24.4., ISKU) 


Internationale Unterstützung 
für IHD 

Im Fall der Mitarbeiterinnen des 
Menschenrechtsvereins in der 
Türkei (IHD), die Drohbriefe von 
einer "Türkischen Rachebrigade" 
erhalten haben, haben internatio¬ 
nale Menschenrechtsinstitutionen 
ihre Unterstützung zugesagt. 
Human Rights Watch hat die türki 
sehe Regierung aufgefordert, für 
das Leben der bedrohten Men¬ 
schenrechtlerinnen zu garantie¬ 
ren. Amnesty International rief zu 
einer Eilaktion auf. Die "Türkische 
Rachebrigade" war bereits für ein 
Attentat auf Akin Birdal vor ein! 
gen Jahren verantwortlich, bei 
dem der bekannte Menschen¬ 
rechtler lebensgefährlich verletzt 
wurde. (ÖP, 23.4., ISKU) 

Hungerstreik in Brüssel 

Seit dem 26. März befindet sich in 
Brüssel eine Gruppe kurdischer 
Flüchtlinge im Hungerstreik 
gegen ihre Abschiebung. Am ver¬ 
gangenen Freitag fand eine Pres¬ 
sekonferenz in der Minemes-Kir- 
che statt, in der auch der Hunger¬ 
streik durchgeführt wird. Anwe¬ 
send waren neben den Flüchtlin¬ 
gen auch der belgische Senator L. 
Belhouri sowie der Grünen-Abge- 
ordnete Ali Yurdakul. Im Namen 
der Aktivistinnen erklärte Idris 
Can erneut die Fluchtgründe: zer¬ 
störte Dörfer, Dorfschützertum 
und die so genannten "Morde 
unbekannter Täter". Senator Bel 
houri kritisierte die belgische 
Regierung, die bisher in keiner 
Weise auf den Hungerstreik rea¬ 
giert habe. (ÖP, 23.4., ISKU) 

Gefecht in Dersim 

Bei einem Gefecht zwischen Ein¬ 
heiten der türkischen Armee und 
der HPG-Guerilla im Rahmen 
einer Militäroperation in Dersim 
sind am 20. April fünf Soldaten 
getötet worden. Vier weitere Sol 
daten starben durch Ertrinken im 
Fluss Kutudere. Daraufhin zog die 
türkische Armee ihre Operations¬ 
kräfte zurück. Am 22. April fand 
eine weitere Militäroperation in 
den Gabar-Bergen statt, die am sel¬ 
ben Tag beendet wurde, ohne dass 
es zu Gefechten kam 

(ÖP, 24.4., ISKU) 
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Notizen vom Anwaltsgespräch mit Abdullah Öcalan am 27. April 


der wird abgelehnt werden“ 

lismus" verschiedentlich im Sinne keinen Staat Ich würde nicht ein- 


"Wer ablehnt, 

Nach fünf Wochen ohne Kontakt zur 
Außenwelt fand am 27.4. wieder ein 
Gespräch Öcalans mit seinen 
Anwälten statt. Die Totalisolation 
hatte seit Newroz angehalten, so 
dass Öcalan erstmals Gelegenheit 
hatte, sich zu den Ereignissen um 
das Newrozfest herum zu äußern. Er 
nutzte die Gelegenheit, unzutreffen¬ 
de und verzerrenden Interpretatio¬ 
nen des von ihm vorgeschlagenen 
Konzept des "demokratischen Konfö- 
deralismus" zu kritisieren und eini¬ 
ge Missverständnisse auszuräumen. 
Scharfe Kritik richtete Öcalan an 
den Generalstabschef der Türkei, 
Özkök, wegen seiner berüchtigten 
Rede zur Sicherheitslage sowie an 
die Kreise u.a. in der EU, die an 
einer "Lösung" der kurdischen Frage 
tmter Ausschluss der kurdischen 
Befreiungsbewegung arbeiten. An 
Dschalal Talabani, den neu gewähl¬ 
ten Präsidenten des Irak, richtete er 
den Aufruf, auch in Südkurdistan 
die PKK zu respektieren. Zum bevor¬ 
stehenden Urteil des EGMR in sei¬ 
nem Beschwerdeverfahren äußerte 
sich Öcalan noch nicht. Er zeigte 
sich in guter Stimmung, aber mit 
weiterhin angeschlagener Gesund¬ 
heit. 

Das Konzept des demokratischen 
Föderalismus, das Öcalan kurz vor 
Newroz deklariert hatte, hatte bei 
den Newrozfeiem besonders in 
Türkisch-Kurdistan breiten Zu¬ 
spruch unter der Bevölkerung und 
bei kurdischen Politikern gefun¬ 
den und ist seither in verschiede¬ 
ner Form diskutiert worden. Dabei 
wurde der Begriff "Konfödera- 

Der 1. 

Am 1. Mai demonstrierten Zehn¬ 
tausende Menschen in den kurdi¬ 
schen Provinzen gegen die Regie¬ 
rungspolitik. In Diyarbakir kam es 
zu Spannungen mit der Polizei, die 
versuchte, eine Demonstration zu 
stoppen. Auf Transparenten wurde 
ein Ende der Militäroperationen 
und der Isolierung Abdullah Öca¬ 
lans sowie eine Generalamnestie 
gefordert. Nachdem Verhandlun¬ 
gen zwischen der Demonstrations¬ 
leitung und der Polizei ergebnislos 
geblieben waren, protestierten die 
Menschenmassen mit einem Sitz¬ 
streik. In einer Ansprache erklärte 
der Vorsitzende des örtlichen Men¬ 
schenrechtsvereins IHD, Selahat- 
tin Demirtas: "Die Straßen Diyar- 
bakirs gehören den Menschen Diy- 
arbakirs. Das kann niemand ver¬ 
hindern. Diyarbakir ist die Stadt 
des Friedens." Nach zwei Stunden 
Warten verurteilte der Sprecher 
der Demokratieplattform Ali Öncü 
das Verhalten der Polizei in schar- 


von "Konföderation" interpretiert, 
also als Staatenbund. Das hatte 
Skepsis ausgelöst, ob Öcalan eine 
Wende vollzogen habe und nun 
doch einen kurdischen Staat pro¬ 
pagiere, gar als Alternative zum 
entstehenden kurdischen (Bun¬ 
des-) Staat im Irak. 

Dabei war verkannt worden, dass 
Öcalan bewusst nicht den Begriff 
"Konföderation" gewählt hatte, 
sondern "Konföderalismus". Er 
bezieht sich damit nicht auf Konfö¬ 
derationen wie die Schweiz, son¬ 
dern auf ein Konzept, dass vom 
libertären Sozialisten Murray 
Bookchin stammt. Dieser Konföde¬ 
ralismus sieht vielmehr den politi¬ 
schen, wirtschaftlichen und sozia¬ 
len Zusammenschluss von unten 
als prinzipielle Herangehensweise 
an gesellschaftliche Probleme vor. 
Gemeint sind also in erster Linie 
zivilgesellschaftliche 0 rganisatio- 
nen, Agrar- und andere Wirt¬ 
schaftskooperativen, Zusammen¬ 
schlüsse von Kommunen bis hin 
zu großen Städten. Dabei hatte 
Öcalan bereits früher betont, dass 
dabei bestehende Staatsgrenzen 
nicht angetastet werden sollten, 
das ganze Konzept vielmehr einer 
Demokratisierung und Dezentrali¬ 
sierung der bestehenden Staaten 
dienen solle. Ziel ist dabei eine 
Alternative zum Staat überhaupt, 
keinesfalls die Gründung eines 
neuen. Entsprechend scharf wand¬ 
te er sich gegen alle Interpretatio¬ 
nen, die ihm Pläne zur Staatsgrün¬ 
dung unterstellten. "Ich gründe 


fer Form. In einer Ansprache the¬ 
matisierte er die Folgen des 15-jäh- 
rigen Krieges und zählte die Forde¬ 
rungen für einen gerechten Frie¬ 
den auf: "Die rechtswidrigen Vor¬ 
gehensweisen in allen Gefängnis¬ 
sen und insbesondere im Einzelge¬ 
fängnis Imrali müssen beendet wer¬ 
den. Das Dorfschützersystem 
muss aufgelöst und den Dorfschüt- 
zem andere Beschäftigungsmög¬ 
lichkeiten gegeben werden. Die 
Rückkehr in zerstörte Dörfer muss 
ermöglicht, die Betroffenen ent¬ 
schädigt werden. Die EU-Kriterien 
müssen erfüllt werden. Für eine 
Beendigung aller Kriegshandlun¬ 
gen muss eine politische Genera¬ 
lamnestie erlassen werden." 

Auch in allen anderen kurdischen 
und türkischen Städten fanden 
Demonstrationen statt. In Istanbul 
demonstrierten etwa 80 000 Men¬ 
schen in Kadiköy. Dreißig Perso¬ 
nen, die am Taksim-Platz den 1. 
Mai begehen wollten, wurden 


mal akzeptieren, wenn man mir 
unter Zwang einen Staat aufdräng¬ 
te, ich würde ihn ablehnen," beton¬ 
te Öcalan. Außerdem sei sein Vor¬ 
schlag keineswegs nur an die Kur¬ 
den gerichtet. "Ich schlage das für 
die gesamte Türkei vor" und "Das 
gilt für Kurden, Türken und Ara¬ 
ber," wiederholte Öcalan mehr¬ 
mals. Gleichzeitig richtete er einen 
Aufruf an Dschalal Talabani zu 
"Frieden, Dialog und Kompro¬ 
miss." Talabani, der vergangene 
Woche militärische Maßnahmen 
gegen die Volksverteidigungskräf¬ 
te (HPG) "im nächsten Jahr" ange¬ 
kündigt hatte, solle die Existenzbe¬ 
rechtigung der PKK als kurdischer 
Kraft respektieren, auch in Südkur¬ 
distan. 

Heftige verurteilte Öcalan indes 
die Versuche, eine "Lösung" der 
kurdischen Frage ohne die PKK 
herbeizuführen. Diplomaten 
zunächst aus Deutschland, später 
auch aus anderen EU-Ländem hat¬ 
ten in einem beispiellosen Vorgang 
die kurdische Bevölkerung offen 
aufgefordert, sich von der PKK zu 
distanzieren. Diese veranstaltet 
seit Monaten Demonstrationen 
und Unterschriftenkampagnen 
und hatte zuletzt an Newroz mas¬ 
senhaft ihre Sympathie für Öcalan 
bekundet "Wer ablehnt, der wird 
abgelehnt werden. Denn es geht 
nicht nur darum, mich oder die 
PKK abzulehnen, es geht um die 
Ablehnung der Hoffnungen und 
Werte des Volkes," kommentierte 
dieser die Vorgänge. (ISKU) 


unter Schlagstock- und Pfeffer¬ 
spray-Einsatz festgenommen. 

In den ostkurdischen Städten 
Bokan, Mahabad, Urmiye und 
Saqiz im Iran gingen trotz Demon¬ 
strationsverbots Tausende Men¬ 
schen auf die Straßen und forder¬ 
ten ein Ende der Repression gegen 
die kurdische Bevölkerung. Es 
kam zu einigen Festnahmen. 

In der kurdischen Stadt Affin in 
Syrien wurde auf einer Demonstra¬ 
tion die Freilassung der kurdischen 
Häftlinge aus den syrischen 
Gefängnissen sowie die Anerken¬ 
nung des Staatsbürgerrechts für 
viele immer noch als staatenlos gel¬ 
tende Kurden in Syrien gefordert. 
In Südkurdistan wurde der 1. Mai 
zum offiziellen Feiertag erklärt. 
Aufgrund möglicher Anschläge 
waren alle Massenaktionen verbo¬ 
ten. Nur wenige Gewerkschaften 
widmeten sich mit Versammlungen 
der Bedeutung des Tages. 

(ÖP, 2.5., ISKU) 
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Meldungen 


Anwaltsbesuch bei Öcalan 

Auf dem Weg zur Gefängnisinsel 
Imrali ist am Mittwoch einer von 
drei Anwälten Abdullah Öcalans 
festgenommen worden. Rechts¬ 
anwalt Bekir Kaya wurde eine 
Stunde verhört und danach wie¬ 
der freigelassen. Die anderen bei¬ 
den Anwälte konnten ihren Weg 
fortsetzen. Das Verteidigerge¬ 
spräch hat stattgefunden. 

(RTV, 4.5., ISKU) 

AKP will Isolation legalisieren 

Die AKP-Regierung will mit einer 
ab Juni gültigen Änderung im 
Strafgesetz die Isolation im 
Gefängnis legalisieren. Durch die 
vorgesehenen Änderungen wird 
das Besuchsrecht massiv einge¬ 
schränkt. Außerdem ist eine 
Mandatsenthebung von Verteidi¬ 
gern in der Diskussion, gegen die 
Verfahren eingeleitet worden 
sind. Im Fall von Abdullah Öcalan 
betrifft das 25 Rechtsanwälte 
Weitere vorgesehene Änderun¬ 
gen betreffen eine striktere Kon¬ 
trolle von Dokumenten und Brie¬ 
fen, die ins Gefängnis geschickt 
werden, sowie die Anwesenheit 
eines Beamten bei Verteidigerge¬ 
sprächen. (RTV, 4.5., ISKU) 

Kurdische Gefangene treten 
in Hungerstreik 

Die kurdischen politischen 
Gefangenen in der Türkei haben 
angekündigt, im dreitägigen 
Wechsel zwischen dem 6. und 20. 
Mai in einen Hungerstreik zu tre¬ 
ten. Sie fordern die Freiheit von 
Abdullah Öcalan und eine demo¬ 
kratische Lösung der kurdischen 
Frage. 

Die Ankündigung wurde über 
Angehörige öffentlich gemacht. 

(ÖP, 3.5., ISKU) 

Sechs Tote bei Gefechten 
Im Rahmen der Militäroperatio¬ 
nen in Amed, Elazig und Bingöl 
sind bei Gefechten zwischen der 
türkischen Armee und Guerillae¬ 
inheiten sechs Soldaten getötet 
worden. Die Guerilla konnte sich 
ohne Verluste zurück ziehen. 

Eine Militäroperation im Gebiet 
Besta wurde nach Angaben der 
HPG nach zwei Tagen ergebnis¬ 
los beendet. (ÖP, 3.5., ISKU) 

Angeklagte Kinder im "Fah¬ 
nenprozess" freigelassen 
Die erste Hauptverhandlung im 
Prozess gegen sechs Kinder und 
Jugendliche im sogenannten 
"Fahnenprozess" in Mersin hat 
mit der vorläufigen Entlassung 
der Angeklagten aus dem 
Gefängnis geendet. Der Prozess 
wurde auf den 11. Juli vertagt. 
Nach Ansicht der stellvertreten- 





Sexuelle Folter in Polizeistation 


Auf einer Pressekonferenz im 
Menschenrechtsverein IHD in 
Istanbul hat Derya Orman 
erklärt, auf der Polizeistation 
Bostanci gefoltert und sexuell 
misshandelt worden zu sein. 
Auch nach der Freilassung werde 
sie weiterhin von der Polizei ver¬ 
folgt und belästigt. Ihre Anwältin 
Eren Keskin kündigte an, Strafan¬ 
zeige gegen die Polizisten zu stel¬ 
len. 

Derya Orman war nach eigenen 
Angaben gemeinsam mit ihrer 
Schwester Gülselin Orman am 
16. April 2005 mit der Begrün¬ 
dung einer notwendigen Persona¬ 
lienkontrolle festgenommen wor¬ 
den. Auch nach ihrer Freilassung 


Während die Bemühungen der 
Initiative "Lebende Schutzschil¬ 
de" bisher erfolglos geblieben 
sind, kommen aus den Opera¬ 
tionsgebieten Bilder, die den 
Menschen dazu bringen, sich sei¬ 
nes Menschseins zu schämen. 
Das bei zwei verschiedenen Ope¬ 
rationen in den Gabar-Bergen 
stattgefundene Grauen macht 
deutlich, dass Kriegsverbrechen 
wieder an der Tagesordnung 
sind. 

Der erste Vorfall ereignete sich 
am 23. Oktober 2004. Bei einem 
Gefecht zwischen türkischen 

Spitzelnetz 

Der illegale militärische Geheim¬ 
dienst JITEM sowie sein legaler 
Ableger JIT organisieren sich in 
den Dörfern der kurdischen Pro¬ 
vinzen. Neben Dorfschützern 
und freiwilligen Informanten wer¬ 
den auch Personen zur Spitzeltä¬ 
tigkeit gedrängt, die auf den 
Revieren eine Versicherungskar- 
te beantragen oder aufgrund 
anderer bürokratischer Angele¬ 
genheiten vorstellig werden. Der 
Nachrichtenagentur Mezopota- 
mya (MHA) sind Dokumente 
zugespielt worden, die die Exi¬ 
stenz eines weit angelegten Spit¬ 
zelnetzes belegen. 

In diesen Dokumenten werden 
auf illegale Weise Informationen 
über die Dorfbewohner festge¬ 
halten. Diese Informationen bein¬ 
halten Hinweise darüber, ob 
jemand als Schmuggler tätig ist, 
wer welche Partei wählt, was auf 
den Feldern angebaut wird, ob 
jemand an Newrozfeierlichkeiten 
teilgenommen hat, ob Kinder zur 
Schule geschickt werden und vie¬ 
les mehr. Auch Spitzeltätigkeiten 
innerhalb der eigenen Familie 
kommen vor. 

Mit diesem illegalen Spitzelnetz 
werden wie in George Orwells 
Roman "1984" Informationen 
unabhängig von der Schuld der 
Betroffenen gesammelt. 

Die Geheimdienstorganisation 
JITEM wurde von JIT abgelöst, 
nachdem unzählige von ihr ver¬ 
übte Verbrechen an die Öffent¬ 
lichkeit gelangt waren. JITEM- 


werde sie weiter von Polizisten 
belästigt: "Ich werde ständig von 
der Polizei verfolgt und belästigt. 
Ein Polizist hat auf meinem Tele¬ 
fon eine Nachricht mit folgendem 
Wortlaut hinterlassen: ,Frau 
Derya, ich bin der Polizist Mahir. 
Rufen Sie mich unter dieser 
Nummer an 1 ." 

Ebenfalls anwesend auf der Pres¬ 
sekonferenz war ein Freund von 
Derya Orman. Seyhan Geylani 
Sondas berichtete über seine 
Erlebnisse: "Am Tag der Festnah¬ 
me haben mich meine Freundin¬ 
nen angerufen und mir mitgeteilt, 
dass sie festgenommen worden 
seien. Ich habe mir Sorgen 
gemacht und bin zur Polizeista- 


Kommando-Einheiten und einer 
Guerillagruppe wurde Adnan 
Batur aus Siirt-Pervari, Codena¬ 
me Kendal, am rechten Knie ver¬ 
letzt und gefangengenommen. 
Der 24-jährige wurde durch Fol¬ 
ter getötet. Anschließend wurde 
das Gehirn mit einem Bajonett 
entfernt und neben den Leich¬ 
nam gelegt. Daneben legten die 
Kommando-Einheiten einen Zet¬ 
tel mit einer Botschaft. 

Der zweite Vorfall ereignete sich 
am 2. März 2005 im Rahmen einer 
Militäroperation. Eine Guerilla¬ 
gruppe wurde von Kommando- 


Strukturen existieren nach wie 
vor in den kurdischen Gebieten. 
Der an alle Jandarma-Stationen 
ausgegebene Befehl in Bezug auf 
die Spitzeltätigkeit lautet auf 
"Anwerbung von mindestens 
einem Informanten in allen Dör¬ 
fern neben den Dorfschützern 
und bezahlten Informanten". Die 
Auswahl der Spitzel wird den 
Jandarma-Stationen überlassen. 
Ein Dorfbewohner, der Wert auf 
Anonymität legt, hat gegenüber 
MHA erklärt, wie das Spitzelnetz 
funktioniert. Demnach wurde er 
auf dem Revier vorstellig, um 
eine Versichertenkarte zu erhal¬ 
ten. "Dort sagten sie mir, dass sie 
mir behilflich seien würden, 
wenn auch ich ihnen helfen 
würde. Falls ich mit ihnen zusam¬ 
men arbeiten würde, würden sie 
sich um meine Angelegenheiten 
kümmern. Das hätten sie auch 
vielen anderen Dorfbewohnern 
so mitgeteilt. Es handele sich 
dabei um einen Dienst am Vater¬ 
land, so wie der Militärdienst und 
die Steuer. Ich bekam meine Ver¬ 
sicherungskarte. Dafür erzählte 
ich ihnen, wer im Dorf welches 
Produkt anpflanzt, wer wieviel 
Schafe besitzt und wer welche 
Besucher empfängt. So ging das 
zwei Jahre lang. Aber als sie dann 
mehr von mir wollten, habe ich 
mich geweigert. Sie wollten, dass 
ich in andere Gemeinden gehe 
und dort Informationen sammele. 
Der einzige Ausweg für mich war, 
das Dorf zu verlassen. Mein Tele- 


tion gefahren. Ohne jegliche 
Begründung wurde auch ich fest¬ 
genommen. Ich wurde geschla¬ 
gen. Ich arbeite als Kellner. Die 
Adresse meiner Arbeit habe ich 
bei der Polizei angegeben. Später 
sind die Polizisten bei meiner 
Arbeitsstelle aufgetaucht. Ich 
weiß nicht, was sie erzählt haben, 
aber drei Tage später habe ich 
meine Arbeit verloren." 
Rechtsanwältin Eren Keskin 
erklärte ergänzend, von derarti¬ 
gen Vorfällen seien in der Türkei 
viele Menschen betroffen, aber in 
den seltensten Fällen gerieten 
diese Fälle an die Öffentlichkeit. 

(ÖP, 2.5., ISKU) 


Einheiten eingekreist. Im darauf¬ 
folgenden Gefecht gelang es der 
Guerilla, die Einkreisung zu 
durchbrechen. Ein aus dem Iran 
stammender Guerillakämpfer 
namens Xebat Rencber (Codena¬ 
me Irfan) verlor den Anschluss an 
die Gruppe. Am zweiten Opera¬ 
tionstag wurde der ebenfalls 24- 
jährige verletzt gefasst. Auch er 
wurde gefoltert, seine Ohren mit 
einem Bajonett abgetrennt, seine 
Schädeldecke geöffnet und das 
Gehirn herausgeholt. Außerdem 
wurden ihm Arme und Beine 
gebrochen. (ÖP, 3.5., ISKU) 


fon habe ich weg geworfen. Im 
Dorf haben sie nach mir gefragt, 
aber sie konnten mich nicht fin¬ 
den." Vielen, die auf dem Revier 
etwas zu klären hätten, werde 
dieses Angebot gemacht, und es 
seien nicht wenige, die darauf 
eingingen, um so ihre bürokrati¬ 
schen Angelegenheiten zu 
regeln. 

Die so angeworbenen Spitzel 
werden dazu angehalten, jede Art 
von Informationen zu liefern. 

In den MHA vorliegenden Doku¬ 
menten werden folgende Infor¬ 
mationen festgehalten: 

Name des Spitzels, Wohnsitz, 
Datum des Beginns der Spitzeltä¬ 
tigkeit, besondere Fähigkeiten 
des Spitzels ("erfolgreich zum 
Thema Drogenschmuggel", "hilf¬ 
reich in der Verfolgung der Ver¬ 
brechen von PKK und Hisbul- 
lah", "liefert Informationen über 
seinen Stamm", "verfügt über 
einen weiten Bekanntenkreis" 
usw.), Code sowie gelieferte 
Informationen ("im Haus von XY 
befinden sich Marihuana- 
Samen", "Guerillakämpfer XY ist 
ins Dorf gekommen", "XY, der 
wegen Unterstützung der PKK 
gesucht wird, arbeitet in der 
Gemeindeverwaltung von Diyar- 
bakir", "XY schickt seine Töchter 
nicht zur Schule", "im Dorf befin¬ 
den sich Waffen", "im Dorf wur¬ 
den im Namen der HADEP Wei¬ 
zen und Gerste gesammelt" 
usw.). 

(ÖP, 4.5., ISKU) 


den Vorsitzenden des Menschen¬ 
rechtsvereins IHD, Reyhan Yal- 
cindag, handelt es sich hierbei 
um eine Entscheidung, die Anlass 
zur Hoffnung gebe. Yalcindag 
erklärte: "Seit zwei Monaten fin¬ 
det eine unerträgliche Diskus¬ 
sion in der Türkei statt. Diese 
Kinder, denen hier der Prozess 
gemacht wird, sind doch keine 
Angeklagten, sondern vielmehr 
Opfer." Das verlangte Strafmaß 
liegt zwischen 6,5 und 13 Jahren 
Haftstrafe. 

Neben zahlreichen IHD-Vertre- 
tern waren als Prozessbeobach¬ 
ter auch Vertreter der Botschaf¬ 
ten von Holland und Norwegen 
angereist. Der Zugang zum Ver¬ 
handlungssaal wurde ihnen aller¬ 
dings verwehrt. (ÖP, 3.5., ISKU) 

"Kurdish Hackers Clan" schal¬ 
tet türkische Intemetseiten 
aus 

Wie eine Gruppe mit dem Namen 
"Kurdish Hackers Clan" bekannt 
gegeben hat, sind aus Protest 
gegen die laufenden Militäropera¬ 
tionen der türkischen Armee hun¬ 
derte Intemetseiten gehackt wor¬ 
den. In der auf der Webseite roja- 
ciwan.com veröffentlichten Erklä¬ 
rung heißt es: "Große Operation! 
Aus Protest gegen die türkische 
Armee, die bei Militäroperatio¬ 
nen in Kurdistan auf grausame 
Weise die Leichname von gefalle¬ 
nen Guerillakämpfem verstüm¬ 
melt, haben wir die unten stehen¬ 
den Internetseiten, die überwie¬ 
gend staatlich sind, gehackt. Wir 
fordern ein sofortiges Ende der 
Militäroperationen. Solange die 
Militäroperationen nicht aufhö¬ 
ren, werden auch wir nicht aufhö¬ 
ren. Biji Serok APO!" 

Es folgen die Adressen von ca. 
200 Internetseiten, auf denen 
unter einem großen "Peace-Zei- 
chen" nur noch dieser Text zu 
lesen ist: „Kurdish Hackers Clan - 
Wir kämpfen gegen die Dunkel¬ 
heit. Wir tanzen in den Bergen 
mit der Leidenschaft für Freiheit. 
Die Armeen der Dunkelheit wer¬ 
den vor uns in die Knie gehen. 
Wir kommen - für den Sozia¬ 
lismus, für die Revolution und das 
Volk..." (RC, 5.5., ISKU) 


Quellen: 

ÖP Özgür Politika 

RTV Roj-TV 

RC rojaciwan.com 
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gewünschter Stückzahl gegen 
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Öcalan: Neuauflage des Prozesses ist große Chance für die Türkei 

Öcalan-Prozess war menschenunwürdig 


Der europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte entschied am 
12.05. in zweiter Instanz, dass der 
Prozess gegen Abdullah Öcalan in 
der Türkei "menschenrechtsun¬ 
würdig" gewesen sei. Die Türkei 
solle das Verfahren neu aufrollen. 
Damit wurde das Urteil der klei¬ 
nen Kammer des Gerichtshofes 
von 2003, das Verfahren gegen 
Öcalan sei unfair, bestätigt. Öca- 
lans Rechtsanwältinnen hatten 
es als positiv, aber ungenügend 
bewertet und 2004 Revision ein¬ 
gelegt. 

Laut dem Urteilsspruch hat die 
Türkei mit der Verurteilung des 
Öcalan zum Tode gegen das 
Grundrecht auf einen fairen Pro¬ 
zess verstoßen. Auch sei das 
Todesurteil des türkischen so 
genannten Staatssicherheitsge¬ 
richtshofs eine "menschenun¬ 
würdige Behandlung" gewesen, 
da der Verurteilte der Angst vor 
einer Hinrichtung ausgesetzt 
worden sei. 

Die Inhaftierung Öcalans in Iso¬ 
lationshaft auf der Gefängnisin¬ 
sel Imrali sowie seine Festnah¬ 
me 1999 in Kenia habe hingegen 
nicht gegen die Europäische 
Menschenrechtskonvention ver¬ 
stoßen, erklärte der Menschen¬ 
rechtsgerichtshof, der nicht aus¬ 
drücklich empfahl, das Verfahren 
in der Türkei zu wiederholen. 
Gegen das Urteil der Großen Kam¬ 
mer gibt es keine Berufungsmög¬ 
lichkeit 


Nach dem Urteil kann Öcalan von 
der Türkei einen neuen Prozess 
fordern, da die türkische Verfas¬ 
sung internationales Recht aus¬ 
drücklich über nationales stellt. 

Die Klägeranwälte reagierten sehr 
positiv auf das Urteil. Von Seiten 


der türkischen Regierung war nie¬ 
mand in Straßburg erschienen. 
"Ein neues Verfahren wurde zwar 
nicht verbindlich vorgeschrieben. 
Aber das Urteil deutet an, dass die¬ 
ser Weg nach Meinung des 
Gerichts der beste wäre", interpre¬ 


tierte Öcalans Anwalt Marc Müller 
den Richterspruch. 

Öcalan selbst bezeichnete im 
Gespräch mit seinen Anwälten am 
Mittwoch den bereits im Vorfeld 
erwarteten Richterspruch als 
große Chance für die Türkei, zu 
einer Lösung der kurdischen 
Frage zu kommen. 

In einer Stellungnahme der 
Internationalen Liga für Men¬ 
schenrechte erklärte deren 
Präsident, Dr. Rolf Gössner 
„dass der Fall Öcalan noch 
lange nicht Geschichte ist, son¬ 
dern weit in Gegenwart und 
Zukunft der Türkei und Euro¬ 
pas hineinragt. Der weitere 
Umgang mit diesem Fall in der 
Türkei wird ein Gradmesser 
für die Glaubwürdigkeit der 
türkischen Menschenrechts¬ 
entwicklung sein.“ Nun müsse 
die Türkei in einem Wiederauf¬ 
nahme-Verfahren Bedingun¬ 
gen schaffen, die ein faires Ver¬ 
fahren zulassen - sonst hätten 
die alarmierenden Feststellun¬ 
gen des Europäischen Ge¬ 
richtshof keine praktischen 
Auswirkungen. Auch die hefti¬ 
gen und noch zunehmenden 
Auseinandersetzungen über 
eine Neuverhandlung des Öcalan- 
Prozesses dürften die Türkei nicht 
davon abhalten.. Darüber hinaus 
müsse der Fall Öcalan im Rahmen 
der EU-Beitrittsverhandlungen 
angemessene Berücksichtigung 
finden, fordert Rolf Gössner, „ins¬ 
besondere auch was die höchst 
bedenklichen Isolationshaftbedin¬ 
gungen angeht“ Auch wenn der 
Europäische Gerichtshof hier kei¬ 
nen Verstoß gegen die Europäische 
Menschenrechtskonvention ange¬ 
nommen hat, so müsse die Isola¬ 
tionshaft auf der Gefängnisinsel 
Imrali, wo Öcalan als einziger 
Gefangener festgehalten wird, 
doch als „äußerst besorgniserre¬ 
gend“ bezeichnet werden. Nach 
gegenwärtigem Recht könnte Öca¬ 
lan bis zu neun Jahre unter diesen 
Bedingungen in Einzelhaft gehal¬ 
ten werden. Und die lebenslange 
Haft wird laut Gesetz bis zum Tode 
vollstreckt - „streng genommen 
eine Hinrichtung auf Raten“. 
Türkische Politiker nahmen das 
Urteil unwillig auf, deuteten aber 
an, dass eine Neuauflage des Pro¬ 
zesses geprüft wird. Allerdings 
machten die Äußerungen deutlich, 
dass Öcalan auch in einem neuen 
Prozess bereits vorverurteilt ist. So 
wurde Außenminister Gül am 
Dienstag mit den Worten zitiert: 
„Öcalan würde dieselbe Strafe 
bekommen, auch wenn er hundert 
Mal verurteilt würde”. 

(dpa, 12.5., ISKU) 


Meldungen 

Studierendenkampagne für 
Öcalan in Urmiye 

Kurdische Studierende in Urmiye 
in Ostkurdistan haben tausend 
Unterschriften gegen die negative 
Berichterstattung in den irani¬ 
schen Medien zum Fall Abdullah 
Öcalan gesammelt und an den 
Staatspräsidenten Hatemi nach 
Teheran geschickt. Die Studieren¬ 
den reagierten damit auf Presse 
meldungen, die zum einen in deut¬ 
licher Gegnerschaft zur Türkei 
stünden, zum anderen gegen Öca¬ 
lan gerichtet seien. Mit dieser 
Berichterstattung werden ver¬ 
sucht, die Völker gegeneinander 
aufzuwiegeln. Von Hatemi forder¬ 
ten die Studierenden, diese 
Medienkampagne zu unterbinden. 
Weiterhin kündigten sie an, Angrif¬ 
fe gegen die kurdische Bevölke¬ 
rung und Öcalan nicht zu akzeptie- 
ren. (ÖP, 10.5., ISKU) 

Lebende Schutzschilde 
freigelassen 

Die in Derik festgenommenen und 
anschließend verhafteten 27 Mit¬ 
glieder der Initiative "Lebende 
Schutzschilde" sind freigelassen 
worden. Die Haftbefehle wurden 
aufgehoben, das Verfahren läuft 
weiter. Die Initiative "Lebende 
Schutzschilde" hat sich zum Ziel 
gesetzt, die Militäroperationen der 
türkischen Armee gegen die kur¬ 
dische Guerilla zu stoppen. In 
Derik waren kurz nach Newroz 70 
Aktivistinnen festgenommen wor¬ 
den, von denen 27 bis gestern im 
Gefängnis von Mardin einsaßen. 

(ÖP, 6.5., ISKU) 

JTTEM-Mitarbeiter 

freigelassen 

Gegen den Willen der Staatsan¬ 
waltschaft ist der JITEM-Mitarbei- 
ter Adil Timurtas gemeinsam mit 
vier weiteren Personen freigelas¬ 
sen worden. Timurtas war wegen 
versuchter Erpressung des 
DEHAP-Kreisvorsitzenden Lezgin 
Bingöl vor drei Tagen festgenom¬ 
men worden. (OP, 6.5., ISKU) 

Lebenslange Haft für 
Demonstranten? 

In Adana fordert die Staatsanwalt¬ 
schaft in ihrer Anklageschrift 
gegen neun am 20. März bei der 
Newroz-Demonstration in Mersin 
festgenommene Personen lebens¬ 
lange Haft. Die Anklage wirft 
ihnen vor, Polizisten angegriffen 
und den Straftatbestand des Sepa¬ 
ratismus erfüllt zu haben. 

(ra, 7.5., ISKU) 

Neuer Film von 
Kazim Öz: Dur 

Nach dem Spielfilm "Fotograf 1 und 
dem Kurzfilm "Ax" hat der kurdi¬ 
sche Regisseur Kazim Öz einen 


Ausreiseverbot für 
Öcalan-Anwälte 


Gegen drei Verteidiger Abdullah 
Öcalans ist aufgrund eines laufen¬ 
den Strafverfahrens wegen "Wer¬ 
bung für eine terroristische Vereini¬ 
gung" vom Gericht ein Ausreise¬ 
verbot ins Ausland verhängt wor¬ 
den. Das Verfahren gegen die 
Rechtsanwältinnen Aysel Tugluk, 
Dogan Erbas und Okan Yildiz war 
im August 2004 eingeleitet worden. 
In der Anklageschrift wird ihnen 
vorgeworfen, die Gedanken ihres 
Mandanten öffentlich gemacht zu 
haben. Der Anwalt der drei Öcalan- 
Verteidigerlnnen wies darauf hin, 
dass das Ausreiseverbot keine 
gesetzliche Grundlage habe. Zur 
Teilnahme am Prozess Abdullah 
Öcalans vor dem Europäischen 
Menschenrechtsgerichtshof sei es 
notwendig, das Land verlassen zu 
können. Mit dem Beschluss werde 
das Recht auf Verteidigung behin¬ 
dert 

Nach Meinung der Rechtsanwältin 
Aysel Tugluk handelt es sich bei 
dem Gerichtsbeschluss um ein 


bewusstes Vorgehen, um die Teil¬ 
nahme an der Urteilsverkündigung 
des Menschenrechtsgerichtshofes 
zu einer möglichen Neuverhand¬ 
lung des Prozesses gegen Abdullah 
Öcalan in der Türkei zu verhin¬ 
dern. Das Verfahren gegen sie und 
die anderen Anwälte laufe bereits 
seit geraumer Zeit. "Unser aktives 
Verteidigungsrecht wird damit 
behindert. Der Beschluss ist nichts 
rechtsmäßig. Wir sind etliche Male 
ins Ausland gefahren und wieder 
gekommen. Was auch immer pas¬ 
siert, wir haben nicht vor, dieses 
Land zu verlassen. Der Gerichtsbe¬ 
schluss wird als Druckmittel gegen 
uns eingesetzt Bei der Urteilsver¬ 
kündung am Donnerstag werden 
Rechtsanwälte aus England anwe¬ 
send sein, aber uns ist das Recht 
genommen worden, dieser Ver¬ 
handlung beizuwohnen und das 
Urteil auszuwerten. Wir werden 
den zuständigen Stellen am Men¬ 
schenrechtsgerichtshof darüber 
berichten." (ÖP, 12.5, ISKU) 



Abdullah Öcalan während seines 
ersten Prozesses im Jahr 1999 






Weltfrauenmarsch in Türkei angekommen 


Am Bahnhof Haydarpasa in Istan¬ 
bul haben am 8. Mai die Aktivitäten 
in der Türkei zum am 8. März in 
Brasilien gestarteten Weltfrauen¬ 
marsch unter dem Motto "Eine 
andere Welt ist möglich" begon¬ 
nen. Im Namen des Türkei-Netzes 
des Weltfrauenmarsches erklärte 
die Soziologin Pinar Selek, bei der 
Aktion handele es sich um eine 
Fortsetzung des Weltfrauenmar¬ 
sches aus dem Jahr 2000, der sich 
gegen Armut und Gewalt an Frau¬ 
en richtete. Ein weiteres Mal hätten 


„Die Gewalt ist sichtbar geworden“ 


Das heute fünfzehnjährige Mäd¬ 
chen R.G. wurde vor drei Jahren 
von dem 26-jährigen Sabahattin 
Gezginci vergewaltigt. Danach 
wurde sie von einem Imam mit 
ihrem Vergewaltiger verheiratet 
und bekam ein Kind. 

Gezgin kam wegen Vergewalti¬ 
gung eines anderen Kindes ins 
Gefängnis. Auch RG.s Schwieger¬ 
vater und Schwager, bei denen sie 
lebte, vergewaltigten sie und 
schnitten ihr hinterher die Nase 
ab. 

Gegen die Täter wurde ein Straf¬ 
verfahren wegen Freiheitsberau¬ 
bung und Körperverletzung eröff¬ 
net. Das Ermittlungsverfahren 
wegen Vergewaltigung dauert 
noch an. 

Die rechtliche Unterstützung des 
Mädchens, das sich noch in 


Beharrliche Ausweitung der Operationen 


Legende die Isolation von Frauen. 
Hinterher findet am Taksim eine 
Pressekonferenz statt. Die auf den 
verschiedenen Stationen des Welt¬ 
frauenmarsches zusammenge¬ 
setzte "globale Solidaritätsdecke" 
wird um Stoffstücke bereichert, die 
Ausdruck für die Frauen in der Tür¬ 
kei sind. Außerdem stehen ver¬ 
schiedene Veranstaltungen auf 
dem Programm. Wir erwarten die 
Beteiligung aller Frauen an dem 
zwei Tage in der Türkei weilenden 
Marsch." (ÖP, 9./10.5., ISKU) 


schaft gestiegen ist, sondern 
daran, dass die Gewalt sichtbar 
geworden ist. Die Gewalterleb¬ 
nisse der Frauen haben im Allge¬ 
meinen eine lange Vergangenheit" 
Positiv bewertete Bestas, dass in 
der Öffentlichkeit ein Bewusstsein 
für die Problematik entstanden sei, 
auch wenn dieses längst noch 
nicht den erforderlichen Grad 
erreicht habe. "Wir beobachten, 
dass sich der Prozess der Bewusst- 
werdung zum Thema Rechte bei 
Frauen beschleunigt hat und Frau¬ 
en sich aktiv für ihre Rechte ein- 
setzen. Frauen, die früher Gewalt 
als Schicksal betrachtet haben, leh¬ 
nen diese heute ab. Das wichtigste 
Mittel in der Bekämpfung der 
Gewalt gegen Frauen ist es, wenn 
Betroffene das Schweigen bre¬ 
chen." (ÖP, 6.5., ISKU) 


Bei ihrer Suche nach der erhofften 
militärischen Untersützung in 
ihrem Krieg gegen die kurdische 
Bewegung musste die Türkei in 
der vergangenen Woche erneut 
Rückschläge in Kauf nehmen. 

Auf einer Veranstaltung zum 
Thema "Beziehungen zwischen 
den USA und der Türkei" an der 
Cankaya-Universität erklärte der 
als politischer Berater an der US- 
Botschaft in Ankara tätige Diplomat 
John Kunstadter: "Manche mag es 
enttäuscht haben, dass wir nicht in 
die Kandil-Berge gegangen sind. 
Soweit ich weiß, hat auch Ihre 
Armee 1997 versucht, die Kandil- 
Berge einzunehmen. Das ist aber 
leider nicht gelungen. Bei den Kan- 
dil-Bergen handelt es sich um ein 
sehr schweres Gebiet Wir kämp¬ 
fen gemeinsam mit der Türkei 
gegen die PKK An manchen Orten 
haben wir die Finanzierung der 
PKK unterbunden. Zu diesem 
Thema besteht eine konkrete 
Zusammenarbeit mit der Türkei, 
aber ich bin nicht befugt, darüber 


Zur Verhinderung der im Nationa¬ 
len Sicherheitsrat (MGK) themati¬ 
sierten kurdischen Migration in die 
Metropolen der Türkei ist in Istan¬ 
bul ein neues Projekt unter dem 
Namen "Stadtteilvorsteher-Auto¬ 
mation" eingeführt worden, mit 
dem die Anwohner überwacht wer¬ 
den. Damit soll über ein gemeinsa¬ 
mes Computerprogramm der un¬ 
mittelbare Informationsaustausch 


sich Frauen auf den Weg gemacht, 
um die Unterdrückung von Frauen 
zu thematisieren und letztlich abzu¬ 
schaffen, so Selek. Es handele sich 
um einen Marsch gegen Gewalt 
und das patriarchale kapitalistische 
System. 

Die in der Türkei geplanten Akti¬ 
vitäten kündigte Selek folgender¬ 
maßen an: "Am Dienstag um 11.00 
Uhr werden um den berühmten 
Mädchenturm (Kiz Kulesi) Blu¬ 
men ins Meer geworfen. Dieser 
Turm symbolisiert mit seiner 


Behandlung befindet, haben 15 
Rechtsanwältinnen des Frauen¬ 
rechtszentrums der Anwaltskam¬ 
mer Diyarbakir übernommen. Bei 
der ersten Hauptverhandlung am 
29. April wurde der Schwiegerva¬ 
ter Ekrem Gezginci aus der Haft 
entlassen. Sein Sohn Feyyat legte 
ein Geständnis ab. Der nächste 
Verhandlungstag findet am 25. Mai 
statt. 

Für die Rechtsanwältin Meral 
Danis Bestas vom Frauenrechts¬ 
zentrum stellt die Freilassung von 
Ekrem Gezginci "in juristischer 
Hinsicht ein ernstes Fragezeichen" 
dar. Gewalt gegen Frauen dürfe 
nicht ungestraft bleiben. Die 
Anzahl der Anfragen an das Frau¬ 
enrechtszentrum sei in letzter Zeit 
angestiegen, so Bestas. "Das liegt 
nicht daran, dass die Gewaltbereit- 


Auskunft zu erteilen. Bei manchen 
Themen kommen wir nicht so 
schnell vorwärts, wie wir es gerne 
wollen. Einen unabhängigen kurdi¬ 
schen Staat im Irak wollen wir auf 
keinen Fall." 

Auch Vertreter von KDP und PUK 
erklärten gegenüber kurdischen 
Politikern aus der Türkei, eine mili¬ 
tärische Operation gegen den 
KONGRA GEL nicht in Erwägung 
zu ziehen. Die kurdischen Politiker, 
darunter Murat Bozlak und Ahmet 
Türk, nahmen auf Einladung von 
PUK und KDP an der Eröffnung 
des kurdischen Parlamentes im 
Nordirak teil. Sie drückten ihren 
Wunsch aus, gute Beziehungen mit 
anderen kurdischen Gruppen und 
allen anderen Völkern im Irak auf¬ 
zubauen. Auch Kubat Talabani, 
Sohn des irakischen Präsidenten 
Celal Talabani und gleichzeitig 
Repräsentant der Patriotischen 
Union Kurdistans (PUK) in Was¬ 
hington, betonte, dass „das PKK- 
Problem“ nur über einen Dialog 
gelöst werden könne. Er sei davon 


zwischen den Büros der Stadtteil- 
vorsteher und der örtlichen Polizei¬ 
direktionen gewährleistet werden. 
Alle an den Stadtteilvorsteher 
gerichteten Anfragen werden künf¬ 
tig direkt für die Polizei einsehbar. 
Mit dem neuen System wird ver¬ 
folgt, wo die Anwohner ihren letz¬ 
ten Wohnsitz hatten und ob es sich 
bei dem neuen Wohnsitz um eine 
wirkliche Adresse handelt Außer¬ 


überzeugt, dass eine militärische 
Intervention erfolglos verlaufen 
werde. 

Unterdessen weiten sich die Mili¬ 
täroperationen der türkischen 
Armee gegen die HPG-Guerilla auf 
alle kurdischen Gebiete aus. Wie 
das Infonnationsbüro der Volksver¬ 
teidigungskräfte HPG mitteilte, 
wurden am 9.5. in verschiedenen 
Gebieten der Region Amed neue 
Operationen eingeleitet. Bei Vergel¬ 
tungsaktionen der HPG in Dersim- 
Cemisgezek und Gabar seien drei 
Soldaten getötet und drei weitere 
verwundet worden. Die Guerilla 
habe keine Verluste zu verzeich¬ 
nen. Guerillaeinheiten zwischen 
Bingöl und Silvan führten eine 
Aktion gegen einen aus vierzig 
Fahrzeugen bestehenden Militär¬ 
konvoi aus. Dabei wurden acht Sol¬ 
daten getötet und ein Fahrzeug zer¬ 
stört. Die Aktion war ein Vergel¬ 
tungsschlag gegen die Verstümme¬ 
lung von gefallenen.. Guerillas in 
den Gabar-Bergen. (ÖP, 9.-11.5., 
san, 7.5., mil, 10.5., ISKU) 


dem kann festgestellt werden, ob 
sich in einem Gebäude Illegale, 
Militärflüchtige oder Inhaber von 
Yersicherungskarten aufhalten. 
Über Digitalkameras kann die Poli¬ 
zei zukünftig verfolgen, wer das 
Büro der Stadtteilvorsteher betritt. 
Das ab Ende Mai für Istanbul 
geplante System des Innenministe¬ 
riums soll in der ganzen Türkei An¬ 
wendung finden. (ÖP, 10.5., ISKU) 


Dokumentarfilm über das Dorf 
Kürmes in Dersim gedreht, aus 
dem er stammt. Darin wird von der 
Einsamkeit und der Sehnsucht der 
Generation der "Alten" erzählt, die 
im Dorf verblieben sind, nachdem 
die junge Generation in die Metro¬ 
polen und nach Europa ausgewan¬ 
dert ist. 

Der Film wurde auf dem Türkisch- 
Deutschen Filmfestival in Nürn 
berg bereits als bester Dokumen¬ 
tarfilm ausgezeichnet. 

(ÖP, 6.5., ISKU) 

Kampagne gegen Ehrenmorde 

Im Rahmen der vom Frauenzen¬ 
trum KA-MER in Diyarbakir im 
Jahr 2003 gestarteten Kampagne 
gegen "Ehrenmorde" sind Plakate 
sowie ein Filmclip erstellt worden, 
mit denen das Bewusstsein in der 
Bevölkerung zu dieser Problema¬ 
tik erhöht werden soll. Die Kurz¬ 
clips werden in regionalen und lan¬ 
desweiten TV-Sendern ausge¬ 
strahlt werden. Wie Naime Kardas 
vom Notruf des Frauenzentrums 
erklärt hat ist aus Diskussionen 
zwischen staatlichen und zivilge- 
sellschaftlichen Einrichtungen in 
den Städten Mardin und Diyarba¬ 
kir außerdem ein Krisentisch zum 
Thema hervorgegangen. Ziel sei 
weiterhin, in allen Institutionen ein 
Frauenreferat einzurichten. 

(ÖP, 10.5., ISKU) 

UN bewertet Rücksiedlungs¬ 
programm als ermutigend 

Der Sonderbeauftragte des UN- 
Generalsekretärs für die Probleme 
von Vertriebenen Walter Kalin 
bewertete die Aktivitäten der türki¬ 
schen Regierung zur Rücksied¬ 
lung in Dörfer, die während der 
Kämpfe mit der PKK geräumt wur¬ 
den, als ermutigend. Er zeigte sich 
beeindruckt, mit welcher Offen¬ 
heit türkische Stellen an die Pro¬ 
bleme mit Dorfschützern und 
Minen hergingen. Während Hein 
darauf drängt, die Frist für die Stel¬ 
lung von Entschädigungsansprü¬ 
chen nach dem Terroropfergesetz 
zu verlängern, zeigte er sich darü¬ 
ber besorgt, dass unter den gestell¬ 
ten 70.000 Anträgen die bisher 
getroffenen Entscheidungen zu 75 
% ablehnend seien, (ra, 7.5., ISKU) 
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Notizen vom Anwaltsgespräch 
Abdullah Öcalans am 11. Mai 


Einen Tag vor der Urteilsverkün¬ 
dung des Europäischen Gerichts¬ 
hofs für Menschenrechte signali¬ 
sierte Öcalan, dass er sich auf eine 
Wiederholung oder Wiederaufnah¬ 
me seines Prozesses in der Türkei 
vorbereite. Er machte dabei deut¬ 
lich, nicht von seiner Linie abzuwei¬ 
chen, eine politische Lösung der 
kurdischen Frage im Rahmen einer 
Demokratisierung der Türkei zu 
suchen. Eine für das Anwaltsge¬ 
spräch am 18. Mai erwartete direk¬ 
te Reaktion Öcalana auf das Urteil 
ist auf Grund des erneuten 
Besuchsverbots noch nicht 
bekannt geworden. 

Öcalan verurteilte die Erklärungen 
verschiedener Politiker in der Tür¬ 
kei, der Prozess werde ein Sicher¬ 
heitsrisiko darstellen und verwies 
auf das Verständnis der EU von 


Die Anwälte des zu lebenslanger 
Haftstrafe verurteilten Abdullah 
Öcalan haben in Ankara die 
Wiederaufnahme seines Prozesses 
beantragt. Sie bezogen sich dabei 
auf das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofes vom 12. Mai, in dem 
das Verfahren des türkischen Staa¬ 
tes gegen Öcalan aus Formgrün¬ 
den "unfair" genannt worden war. 
Öcalans Anwalt Hasip Kaplan 
sagte, es werde vielleicht bis zu 
einem Jahr dauern, bis der Prozeß 
tatsächlich wiederaufgenommen 
werde, aber "auf jeden Fall haben 
die legalen Prozeduren dafür jetzt 
begonnen". 

Der türkische Justizminister Cicek 
betonte, es gebe gegenwärtig kein 
Bestreben im Parlament, die soge¬ 
nannte Lex Öcalan zu ändern und 


Sicherheit. Europa habe die Konse¬ 
quenz aus 300 Jahren nationalisti¬ 
scher Kriege mit 100 Millionen 
Toten gezogen und sehe in der 
Demokratie den besten Garanten 
für Sicherheit. Daran solle sich 
auch die Türkei orientieren. Der 
Prozess sei kein Sicherheitsrisiko, 
sondern er könne vielmehr zu 
einer Lösung der kurdischen Frage 
beitragen. 

An die kurdische Befreiungsbewe¬ 
gung gerichtet betonte Öcalan in 
dem Gespräch mehrfach, seine 
Äußerungen sollten als Vorschläge 
aufgefasst werden, er wolle und 
könne niemandem Befehle ertei¬ 
len. Er sage, was er denke, aber die 
Entscheidung, was zu tun sei, 
müsse jeder und jede selbst treffen. 
Auch die Art, wie sich die Volksver¬ 
teidigungskräfte verteidigten, sei 


damit eine Wiederaufnahme des 
Prozesses zu ermöglichen. Es han¬ 
delt sich um eine Ausnahmerege¬ 
lung im 4. türkischen EU-Harmoni- 
sierungsgesetz. Darin wird die 
Autorität des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte 
anerkannt, allerdings mit Ausnah¬ 
me des Öcalan-Falles. 

Im Versuch, keine politische Ver¬ 
antwortung für eine Neuverhand¬ 
lung des Ocalan-Prozesses in der 
Türkei zu übernehmen, hat die 
Regierung das Thema auf eine Sit¬ 
zung des Nationalen Sicherheitsra¬ 
tes im Juni verschoben. Nach Mei¬ 
nung von Premierminister Erdo- 
gan und Justizminister Cicek han¬ 
delt es sich bei dem Prozess "nicht 
um eine Angelegenheit der Regie¬ 
rung, sondern des Staates". 


deren Sache. Er dankte der Gueril¬ 
la, dass sie seinen Bitten um Rück¬ 
zug 1999 gefolgt sein und den Waf¬ 
fenstillstand gehalten habe. 
Weiterhin konkretisierte er das 
Organisationskonzept für den "de¬ 
mokratischen Konföderalismus". 
Sein Modell sieht Forschungskom¬ 
missionen und Exekutivkomitees 
vor, die zu einem breiten Spektrum 
von Themen arbeiten sollen. 
Außerdem solle es eine Basisorga¬ 
nisierung in Kommunenform 
geben. Insbesondere für die Durch¬ 
setzung muttersprachlichen Unter¬ 
richts und Rundfunks müsse die 
Basis mit Aktionen selbst sorgen. 

(ISKU) 

Eine timfangreiche Wiedergabe des 
Gesprächs ist auf unserer Webseite 
zu finden. 

neuen Prozeß 

Die AKP hat außerdem nach der 
Urteilsverkündung des Europäi¬ 
schen Menschenrechtsgerichts¬ 
hofs eine Weisung an die AKP-Vor- 
sitzenden der Provinzen herausge¬ 
geben, demnach in den Dörfern 
und Kreisverbänden der interes¬ 
sierten Bevölkerung erklärt wer¬ 
den soll, dass die Regierung keine 
Verantwortung im Öcalan-Fall 
trage. 

Staatspräsident Sezer reagiert 
unwillig auf den Versuch der Regie¬ 
rung, die Verantwortung auf die 
Justiz abzuwälzen: "Eine Wieder¬ 
aufnahme des Prozesses ist nach 
der bestehenden Gesetzeslage 
nicht möglich. Eine gesetzliche 
Änderung liegt jedoch in der Hand 
derjenigen, die die Gesetze erlas¬ 
sen." (ÖP. DW, 18.5., ISKU) 


Anwälte Öcalans beantragen 


Ehrung für Mai-Gefallene 


Den Wegbereitern der PKK, Fer- 
hat Kurtay, Mahmut Zengin, Esref 
Anyik und Necmi Önen die ihr 
Leben in einer Selbstverbren¬ 
nungsaktion gegeben haben, 
wurde mit den Fahnen des Demo¬ 
kratischen Konföderalismus und 
der PKK gedacht. 

Im Jahr 1982 gaben Ferhat Kurtay, 
Mahmut Zengin, Esref Anyik und 
Necmi Önen ihr Leben bei einer 
Selbstverbrennungsaktion gegen 
die Bedingungen im Gefängnis 
Amed (Diyarbakir) und gegen 
antikurdische Politik. 

Dem Jahrestag Kurtays und seiner 
Freunde wurde unter Beteiligung 
von hunderten Menschen 
gedacht. Die Menge versammelte 
sich vor dem Gebäude der 
DEHAP von Qosere (Kiziltepe) 
und demonstrierte mit Fahnen des 
Demokratischen Konfödera¬ 


lismus, der PKK, der TECAK, 
PAJK und Postern des Vertreters 
des kurdischen Volkes Abdullah 
Öcalan zum Tschetschenischen 
Friedhof. Es gab viel Aufmerksam¬ 
keit, als die Demonstration durch 
den Bazar zog, zahlreiche 
Geschäftsleute und Besucher des 
Marktes unterstützten die De- 
monstrantlnnen mit Pfeifen und 
Trillern. Die Jugendlichen, die an 
der Spitze des Zuges gingen tru¬ 
gen Poster von Ferhat und riefen 
Parolen wie: "Die Jungendlichen 
sind die Vertreter Apos", "die HPG 
ist das Volk, das Volk ist hier", 
"Der Abgesandte des Friedens ist 
in Imrali" "Die Gefallenen sind 
unsterblich" und "Öcalan". Am 
Grab wurde für die Gefallenen für 
die Demokratie und die Revolution 
eine Schweigeminute abgehalten. 
Nach der Schweigeminute sprach 


der Vorsitzende der DEHAP von 
Qosere, Zeyni Jpek über das 
Leben Kurtays. Ipek sagte, dass 
nach der Aktion Mazlum Dogans 
die zweite Aktion von Kurtay und 
seinen Genossen durchgeführt 
worden sei: "Der Grund für unse¬ 
rer Zusammenkunft hier ist nicht 
nur das Gedenken. Wir wollen 
ihre Philosophie der Menschheit 
ins Leben Umsetzern Wir müssen 
diese, unsere Gefallene stets als 
unser Vorbild sehen. Wenn wir 
dieses umsetzen, werden wir eine 
Antwort auf die Verbundenheit mit 
den Gefallenen sein." A 
Nach der Ansprache Ipeks wurden 
vier Olivenbäume auf die Gräber 
gepflanzt. Im Anschluss demon¬ 
strierten sie erneut zum Gebäude 
der DEHAP, wo sie sich dann ver¬ 
teilten. 

(AW, 18.5. DIHA, 19.5, ISKU) 
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Meldungen 

Kein Anwaltsbesuch bei Öcalan 

Der wöchentliche Anwaltsbesuch 
bei Abdullah Öcalan auf der 
Gefängnisinsel Imrali ist „auf¬ 
grund schlechten Wetters“ verbo¬ 
ten worden. Die Anwälte kündig¬ 
ten an, bei der Staatsanwaltschaft 
eine erneute Besuchserlaubnis zu 
beantragen. (ÖP, 19.5., ISKU) 

Studierendenproteste 
in Ostkurdistan 

In der ostkurdischen Stadt Sine 
haben über 1000 kurdische und 
iranische Studierende mit einem 
Sitzstreik vor der Universität 
gegen die Pressezensur prote¬ 
stiert. Sie forderten außerdem die 
Gründung einer demokratischen 
Studierendenkommission. 

Die Aktion begann am 12.5. mit 
einer Demonstration von einigen 
hundert Studierenden, die Trans¬ 
parente mit der Aufschrift "Frei¬ 
heit für Journalistinnen und Stu¬ 
dierende" und "Weg mit sexisti¬ 
scher Diskriminierung" zur Uni 
versität demonstrierten. Bei dem 
anschließenden Sitzstreik schlos¬ 
sen sich hunderte weitere Studie 
rende an. Sie forderten die Aufhe 
bung der Pressezensur und Verbo¬ 
te studentischer Schriften, insbe 
sondere kurdischer Zeitungen, 
sowie die Beendigung diskriminie 
render Maßnahmen gegen Frauen 
im Namen der Religion. 

Das Einschreiten des iranischen 
Militärs wurde vom Dekan der 
Universität verhindert. Nachdem 
der Dekan außerdem die Grün¬ 
dung einer demokratischen Stu¬ 
dierendenkommission aus fünf 
Frauen und fünf Männern zuge- 
sagt hatte, löste sich der Protest 
auf. (ÖP, 14.5, ISKU) 

IHD: 850 Menschen vermisst 

Aus Anlass der "Kampfwoche 
gegen das Verschwindenlassen 
nach der Festnahme" erklärte der 
Vorsitzende des Menschenrechts¬ 
vereins der Türkei (IHD), Yusuf 
Alatas auf einer Pressekonferenz 
in Ankara, für eine Demokratisie- 
rang sei die Konfrontation mit der 
Vergangenheit unabdingbar. Nach 
wie vor werden in der Türkei 850 
Personen vermisst Es sei immer 
eine Methode der Einschüchte¬ 
rung und Unterdrückung totalitä¬ 
rer Regime gewesen, so in der Tür¬ 
kei nach dem Militärputsch von 
1980 und in den neunziger Jahren. 
"Wir denken, dass es an der Zeit 
ist, diese Fälle aufzuklären." 
Unaufhörlich werde in der Politik 
von Demokratisierung und Frei¬ 
heit gesprochen, aber dennoch 
gebe es nach wie vor Fälle extrale- 
galer Hinrichtungen. Auch in 
anderen Städten der Türkei fanden 
Aktionen und Veranstaltungen des 
IHD statt. (ÖP, 18.5, ISKU) 





HPG: "Wir werden den 


Selbstverteidigungskrieg verstärken“ 


Die HPG hat in einer Erklärung 
die jüngsten Operationen der tür¬ 
kischen Armee bewertet: "Die 
türkische Armee hat zunächst in 
Botan mit der Operation begon¬ 
nen und diese im Anschluss auf 
Amed, Erzirom und Serhad aus¬ 
geweitet. In diesen Gebieten dau¬ 
ern die Operationen noch mit 
unverminderter Härte an. 

In der Erklärung heißt es, dass 
die Kommandantur der türki¬ 
schen Armee, die die Operatio¬ 
nen durchführt, aus Offizieren 
besteht, die sich seit den 1990er 
Jahren im Krieg befinden, sowie 
aus Spezialeinheiten: "Diese Ein¬ 
heiten sind in den Frühjahrsmo¬ 
naten nach Nordkurdistan aufge¬ 
brochen und noch immer dauert 
die Verlegung mit schwerem 
Gerät an." 

Zu den Operationen der türki¬ 
schen Armee teilte das Haupt¬ 
quartier der HPG mit, dass in 
Botan heftige Operationen in den 
Regionen Gabarberge, Cudiber- 
ge und in Mardin in der Region 
Omerya andauern. Die HPG 
erklärte, man werde gegen diese 
Operationen mit einem aktiven 
legitimen Selbstverteidigungs¬ 
krieg einen starken Widerstand 
leisten. 

Die HPG fuhr fort, dass der Ein¬ 
satz der Bevölkerung für die 
Beerdigungen der Guerillas 
außergewöhnlich sei. "Das zeigt, 
dass egal wie viel Schwierigkei¬ 
ten unser Volk erleiden muss, es 
setzt sich für die Würde und die 
demokratischen Werte ein. Für 
diesen Einsatz bedanken wir uns 
bei dem Volk und sprechen den 
Familien der Gefallenen und dem 
Volk Kurdistans unser Beileid 
aus. Unser Volk muss mir dieser 
Haltung fortfahren und mit dem 
Volksaufstand und seinem 
Widerstand eine Antwort auf den 
Krieg der gegen uns geführt 
wird, geben." 


Die HPG sagte am Ende ihrer 
Erklärung, dass einige der Solda¬ 
ten, die im Krieg getötet worden 
sind Kurden seien: "Der türki¬ 
sche Staat beteiligt mit seiner 
Taktik kurdische Jugendliche am 
Krieg in Kurdistan und will, dass 
die Kurden sich gegenseitig 
töten. Wir rufen dazu auf, dass 
die kurdischen Jugendlichen 
nicht zum Militärdienst gehen 
sollen. Sie sollen ihre Waffen, 
statt sie gegen die Guerilla einzu¬ 
setzen, gegen die Kriegsgewinn¬ 
ler und die Oligarchie einsetzen. 

Guerilla-Leichnam mit Pan¬ 
zer zur Kaserne geschleift 

Die Operation, die zwei Tage 
lang in der Region Gever/Cule- 
merg (Yüksekova /Hakkari) mit 
5000 Soldaten andauerte, wurde 
mit der Festnahme von zwei 
Dorfbewohnern beendet. 

Am 17. Mai hatten sich zwei Gue¬ 
rillas mit den Codenamen Ali aus 
Südwestkurdistan und Firat aus 
Südkurdistan bei einem Besuch 
im Dorf Sisemzin (Serindere), 
das zu der Gemeinde Bajirge 
(Esendere) gehört, mit Handgra¬ 
naten selbst getötet, um nicht in 
die Hände der Armee zu fallen 
Einer der beiden Leichname 
wurde vom Militär mit einem 
Auto in die Leichenhalle des 
Staatskrankenhauses von Yükse¬ 
kova gebracht. Der andere 
wurde an einen Panzer gebunden 
und bis zum Militärposten in 
Yüksekova-Semdinli hinter dem 
Panzer hergeschleift. 

Aufruf zur Besonnenheit bei 
Guerilla-Beerdigung 

Auf der Beerdigung des Guerilla¬ 
kämpfers Medeni Kandilci, der 
bei einer Militäroperation der 
türkischen Armee in Dersim- 
Hozat gefallen ist, hat die Familie 
zur Besonnenheit aufgerufen. 


Der Leichnam wurde gestern 
nach Istanbul gebracht, wo er 
mit einem Autokonvoi empfan¬ 
gen und im Beisein von 2000 
Menschen beerdigt wurde. Auf 
der Beerdigung hielt sein Vater 
Zeynel Kandilci eine Ansprache, 
in der er erklärte, dass einer sei¬ 
ner Söhne seinen Militärdienst 
bei der türkischen Armee vollen¬ 
det habe, als sein anderer Sohn 
bei der Guerilla gefallen sei. 
"Schmerz kennt weder 
Geschlecht noch Herkunft. Man 
kann nicht den Schmerz der 
einen Seite als legitim betrachten 
und den der anderen Seite nicht. 
Schmerz ist Schmerz. Der 
Schmerz, den ich empfinde, ist 
der gleiche, den Soldatenfamilien 
beim Tod ihrer Kinder empfin¬ 
den." Ohne eine Lösung der kur¬ 
dischen Frage werde dieser 
Schmerz nicht aufhören, so Kan¬ 
dilci. 

Die Mutter des Gefallenen 
sprach dem gesamten kurdi¬ 
schen Volk ihr Beileid aus. "Er ist 
nicht nur mein Gefallener, son¬ 
dern der des kurdischen Volkes", 
erklärte sie und forderte ein 
Ende des Leidens. 

Der Istanbuler DEHAP-Vorsit- 
zende Cemal Kavak rief den 
Generalstab und die Regierung 
zur Besonnenheit auf: "Wenn die¬ 
ser Krieg anwächst und auf die 
Städte übergreift, wird niemand 
mehr ruhig in seinem Sessel sit¬ 
zen." 

Der Leichnam von Tülay Sendul 
wurde aus Dersim-Ovacik geholt 
und in Bingöl beerdigt. Der 
Gefallene Mehmet Yasar Yildiz 
wurde in Hakkari begraben. 
Auch an diesen Zeremonien 
beteiligten sich Hunderte von 
Menschen. 

(AW/ÖP, 18.5., ISKU) 


Kein Staatsanwalt in den Bergen 


Lediglich ein Polizeibeschluss wird 
künftig ausreichen, um Untersu- 
chungs- und Strafgefangene für 15 
Tage bei Militäroperationen einzu¬ 
setzen. Die Justizkommission 
bestätigte ein Gesetz, um das das 
Strafgerichts- und Strafvollzugsge¬ 
setz erweitert werden sollen. 
Damit wird das Recht, über die 
Gefangenen im Sinne der Straftats¬ 
bekämpfung zu verfügen, von der 
Staatsanwaltschaft auf die Polizei 
übertragen. Bereits in der Vergan- 


Nach eigenen Angaben wurde das 
DEHAP-Mitglied Pilot Gökce von 
Personen, die sich als Polizisten 
vorstellten, zur Spitzeltätigkeit auf¬ 
gefordert. Demnach wurde er häu¬ 
fig auf der Straße bedroht und am 
13. Mai entführt: "Ich war abends 
auf dem Weg zu meiner Wohnung, 
als mich zwei Personen mit Gewalt 
in einen Minibus zerrten. Sie ver- 


genheit wurden auf diese Weise zu 
Zeiten des. Ausnahmezustandes 
(OHAL) Überläufer aus dem 
Gefängnis geholt und bei Operatio¬ 
nen eingesetzt. Ein bekanntes Bei¬ 
spiel dafür ist Adil Timurtas, der 
kürzlich in Istanbul wegen Bedro¬ 
hung und Erpressung eines 
DEHAP-Mitglieds festgenommen 
und nach kurzer Zeit wieder auf 
freien Fuß gesetzt wurde. Nach¬ 
dem er sich von der PKK getrennt 
und dem Staat ergeben hatte, 


banden mir die Augen und brach¬ 
ten mich an einen mir unbekannten 
Ort. Dort sagten sie mir, ich müsse 
künftig mit ihnen zusammen arbei¬ 
ten und Informationen über die 
DEHAP und DTH (Bewegung für 
eine demokratische Gesellschaft) 
liefern. Dann machten sie ein 
gemeinsames Foto mit mir. Sie 
bedrohten mich. Schließlich gaben 


wurde er bei Militäroperationen 
eingesetzt, konnte sich schließlich 
frei bewegen und gab sogar Inter¬ 
views. 

Der Widerspruch der Oppositions¬ 
partei CHP, diese Befugnis könne 
nicht aus den Händen der Staatsan¬ 
waltschaft genommen und der Poli¬ 
zei übertragen werden, entgegnete 
Justizminister Cicek: "Wo sollen 
wir denn in den Cudi-Bergen einen 
Richter oder Staatsanwalt finden." 

(ÖP, 19.5., ISKU) 


sie mir 50 Millionen Lira und ein 
Handy und ließen mich ein Doku¬ 
ment unterschreiben, von dem ich 
nicht wusste, was es ist und ließen 
sie mich am Wegrand aussteigen. 
Falls mir irgendetwas passieren 
sollte, sind diese Personen dafür 
verantwortlich. Ich werde Strafan¬ 
zeige bei der Staatsanwaltschaft 
stellen." (ÖP, 19.5, ISKU) 


Kurdische Ironie in Cannes 

Großes Interesse findet der Film 
"Null Kilometer" des kurdischen 
Regisseurs Hiner Saleem bei den 
Filmfestspielen in Cannes. Auf¬ 
merksamkeit erregt der Film 
durch seine interessante Ge¬ 
schichte und eine sehr eigene, iro¬ 
nische Erzählweise. Ernste Dinge 
werden auf die Schippe genom¬ 
men, ohne dass die Ernsthaftigkeit 
des Themas etwas von ihrer 
Bedeutung verliert. Im Film geht 
es vor allem um die Repression 
gegen Kurden im Irak während 
der Zeit des Iran-Irak-Krieges. Ein 
junger Kurde namens Eko wird 
zwangsweise zum Militär eingezo¬ 
gen. In dieser Rolle überzeugt 
Nazmi Kirik mit seinem Auftritt. 
Kirik, der das Schauspielen im 
Mesopotamischen Kulturzentrum 
in Istanbul erlernte, ist bereits 
bekannt aus den Filmen "Reise zur 
Sonne", "Kleine Freiheit" und 
"Fotografie" und gilt als einer der 
Favoriten für die Goldene Palme 
als bester männlicher Darsteller. 

(ÖP, 19.5, ISKU) 

(Aus)Reiseverbot für 
Selda Bagcan 

Um an einem Konzert in Kanada 
teilnehmen zu können, begab sich 
die Sängerin am 14. Mai zum Ata- 
türk Flughafen. Dort musste sie 
jedoch erfahren, dass ihr die Aus¬ 
reise aus der Türkei nicht gestattet 
sei. Die Künstlerin, deren Reise 
pass beschlagnahmt wurde erklär¬ 
te, das ihr zuvor keinerlei Mittei¬ 
lung gemacht worden sei. Wie 
viele andere Künstler der Türkei, 
war auch die Künstlerin Selda Bag¬ 
can bereits 1980 zur Zeit des Mili¬ 
tärputsches mit Ausreiseverbot 
belegt und konnte erst sieben 
Jahre später, 1987 zur Teilnahme 
an einem Frauen Festival wieder 
aus der Türkei ausreisen. Die 
Künstlerin selbst bezeichnete das 
Vorgehen der türkischen Behör¬ 
den als "großen Skandal" der allen, 
auch der Türkei, nur Schaden 
könne. (ÖP, 17.5, ISKU) 
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Operationen der türkischen Armee dauern an 

Situation immer bedrohlicher 


Trotz aller Aufrufe des Vertreters 
der Koma „Komalen Kurdistane, 
Abdullah Öcalan zum Frieden 
dauern die Operationen und 
Angriffe der türkischen Armee in 
Kurdistan an. 

In Semzinan, feie (fukurca), Sert 
(Siirt), Kaxizman (Kars), £ewlik 
(Bingöl), Dersim (Tunceli) und 
Sernex (Sirnak) haben breit ange¬ 
legte Operationen begonnen. 

Türkische Armee plant große 
Operation 

Die türkische Armee trifft Vorbe¬ 
reitungen für eine der größten 
Militäroperationen der letzten 
Jahre für Ende Mai. Die Dorf¬ 
schützer erhielten den Befehl sich 
zwischen dem 26. und 28. Mai in 
ihre Einsatzgebiete zu begeben. 
Zentrum des Operationsgebietes 
wird die Grenze zwischen Sernex 
(Sirnak) und (Julemerg (Hakkari) 
sein. Hunderte von Minendetekto¬ 
ren wurden von Privatfirmen in 
Istanbul gekauft und an die Ein¬ 
heiten in der Grenzregion verteilt. 

Dorfschützer weigern sich 

In Semzinan dauern die Ausein¬ 
andersetzungen zwischen Dorf¬ 
schützern, die nicht zu Operatio¬ 
nen ausrücken wollen, und dem 
Militär an. Nach den Dorfschüt¬ 
zern aus dem Dorf Begoz weiger¬ 
ten sich jetzt auch die aus dem 
Dorf Uzumkiran an der Operation 
zu beteiligen. Sie wurden bedroht, 
man werde Verfahren gegen sie 
einleiten. 

Militärs aus der Gendarmerieka¬ 
serne von Durak griffen, mit der 
Begründung es lägen Beschwer¬ 
den vor, das Dorfschützerdorf 
Uzumkiran an und wollten Häuser 
durchsuchen. Die Dorfschützer 
verweigerten dies jedoch mit der 
Begründung es lägen keine 
Durchsuchungsbefehle vor. Dar¬ 
aufhin erklärten die Soldaten, in 
der Gegend würde eine Operation 
stattfinden und verlangten, dass 
sich die Dorf Schützer dafür bereit¬ 
machten. 

Im Dorf Begoz, dass zur Region 
Semzinan gehört hatten sich 
schon zuvor 60 Dorfschützer 
geweigert an einer Operation teil¬ 
zunehmen. Die verantwortlichen 
Militärs hatten daraufhin damit 
gedroht "Wir werden euch die 
Waffen nehmen". 

Bewegung von Soldaten nahm 
nach Besuch Büyükanits zu 

Nach dem Besuch des Oberkom¬ 
mandierenden der Streitkräfte 
Yasar Büyükanit in Sernex, Amed, 
Qulemerg und Malatya sind alle 


Vorbereitungen für eine breitan¬ 
gelegte Operation in fulemerg, 
Sert und Sernex abgeschlossen. 
Nach Informationen eines Dorf¬ 
schützerkommandanten der 
anonym bleiben wollte, ist die 
Region Botan/Besta betroffen. 
Außer Gendarmerie und Einhei¬ 
ten des Heeres von Sernex und 
fulemerg seien neun Komman¬ 
doeinheiten an den Vorbereitun¬ 
gen beteiligt. 

Überläufer aus den Gelangnis¬ 
sen geholt 

In Sernax und Culemerg, wurden 
aus den Gefängnissen Überläufer 
geholt, die zuvor in diesen Gebie¬ 
ten waren, um der Armee die Plät¬ 
ze von Guerillakamps zu zeigen. 
Nach aktuellen Informationen 
wurden bisher 18 Überläufer aus 
den Gefängnissen Amed, Midyad 
und Wan geholt. Die meisten wur¬ 
den nach feie, Elke (Beytüsse- 
bab) und Perwari geschickt. 
Somit ist das Gesetz, nach dem 
Gefangene für einen Zeitraum von 
höchstens 15 Tagen aus dem 
Gefängnis geholt und bei Opera¬ 
tionen eingesetzt werden können, 
vor dem offiziellen Erlass zur 
Anwendung gekommen. 

Die kurdische Stadt, in der die 
meisten Operationen durchge¬ 
führt werden, ist Sert (Siirt). In 
Sert haben die Operationen und 
Auseinandersetzungen nach einer 
Phase des Friedens einen Grad 
erreicht, der wieder der Situation 
von vor sechs Jahren entspricht. 
Die Auseinandersetzungen haben 
mit dem Beginn der Operationen 
der türkischen Armee eine große 
Angst in der Bevölkerung ausge¬ 
löst. Es gibt Tage, an denen zwei 
bis drei Gefechte stattfinden. 
Wenn die Leichen der Guerilla 
und der Soldaten zu den Familien 
gebracht werden, ergibt das ein 
sehr trauriges Bild. Die Men¬ 
schen in Sert fürchten sich, Plätze 
zu denen man zum Picknick ging 
sind leer. 

Nachts geht man kaum noch auf 
die Straßen und jeder ist unzufrie¬ 
den mit der Situation. 

Wegen Operation erliegt der 
Grenzhandel 

Nach Informationen ist wegen den 
Vorbereitungen für die Operatio¬ 
nen der Grenzhandel weitgehend 
zum Erliegen gekommen. Die 
Regierung von Hewler (Südkurdi¬ 
stan) beschnitt den Handel zwi¬ 
schen Süd und Nordkurdistan mit 
der Begründung der militärischen 


Vorbereitungen in der Grenzre¬ 
gion. 

Tod vieler Soldaten von der 
türkischen Armee geheimge¬ 
halten 

Das Presse und Aussenbezie- 
hungszentrum der Volksverteidi¬ 
gungskräfte HPG veröffentlichte 
die Kriegsbilanz. Neben den eige¬ 
nen Verlusten wurden auch die 
Zahlen der Verluste der türki¬ 
schen Armee bekanntgegeben. 
Im Gegensatz zu den auch von 
regionalen Augenzeugen betätig¬ 
ten Zahlen verheimlicht die türki¬ 
sche Armee ihre Verluste. Die 
Zeugen bestätigten den Abtrans¬ 
port von laichen durch Helikop¬ 
ter. 

In Elih zwei Soldaten und zwei 
Dorfschützer getötet 

In der Region Kercews (Gercus) 
/Elih (Batman) geriet ein Militär¬ 
fahrzeug in einen Hinterhalt der 
Guerilla, wobei zwei türkische Sol¬ 
daten und zwei Dorfschützer getö¬ 
tet wurden, sechs weitere Solda¬ 
ten wurden verletzt. In der 
Region, in der das Gefecht statt¬ 
fand hatte eine Militäroperation 
begonnen. 

Der Gouverneur von Elih gab eine 
Erklärung ab, in der es hieß, 
gegen Morgen sei in der Umge¬ 
bung des Dorfes Botikan (Yemis- 
li) zwischen Kercews und Sert ein 
Militärfahrzeug, das auf Erkun¬ 
dung war in einen Hinterhalt gera¬ 
ten. 

Die HPG veröffentlichten die 
Namen der am 12. März in einem 
Gefecht mit der türkischen Armee 
in Dersim gefallenen Guerilla¬ 
kämpferinnen. Von der zwölfköpfi¬ 
gen Guerillaeinheit verloren neun 
Kämpferinnen ihr Leben. Ein 
Kämpfer konnte sich verletzt ret¬ 
ten, von einem weiteren ist der 
Verbleib unbekannt. 

Die HPG erklärte, dass es auf¬ 
grund der ununterbrochen fortge¬ 
setzten Militäroperationen und 
der Abgelegenheit des Gefechts¬ 
ortes von anderen Kräften so 
lange gedauert habe, gesicherte 
Informationen zu erhalten. Nach 
Angaben des Guerillakämpfers, 
der sich verletzt retten konnte, 
sind einige der Kämpferinnen 
beim ersten Angriff gefallen. Die 
anderen seien bei dem Versuch 
getötet worden, die Leichname 
ihrer Genossinnen zu bergen. 

(ÖP, 21./23.5, AW, 25./2Ö.5., 
ISKU) 


Meldungen 

Militär verhindert Anwaltsbe¬ 
such bei Öcalan 

Wie schon in der vergangene 
Woche wurde am Mittwoch der 
Besuch seiner Verteidigerinnen 
bei Abdullah Öcalan aufgrund 
"widriger Wetterverhältnisse" ver¬ 
hindert. Der Antrag der Anwälte, 
den Besuch auf Donnerstag oder 
Freitag zu verlegen, wurde von der 
Staatsanwaltschaft in Bursa abge- 
lehnt. Nach Angaben von Rechts¬ 
anwalt Bekir Kaya habe der Staats¬ 
anwaltschaft geantwortet, "militäri¬ 
sche Funktionsträger" hätten jegli¬ 
che Besuche an anderen Tagen als 
Mittwoch "abgelehnt", deshalb 
könne auch er keine Genehmi¬ 
gung erteilen. (MHA, 25.5., ISKU) 

Brandanschlag auf DEHAP- 
Gebäude 

Unbekannte haben einen Brandan¬ 
schlag auf die DEHAP-Zentrale in 
Yalova verübt. Es entstand Sach¬ 
schaden. Nach Einschätzung des 
örtlichen DEHAP-Vorsitzenden 
Adrettin Oruc handelt es sich bei 
dem Anschlag um eine Fortset¬ 
zung der Angriffswelle gegen kur¬ 
dische Einrichtungen nach der 
sogenannten Fahnenprovokation 
von Mersin zu Newroz diesen Jah¬ 
res. (ÖP, 21.5., ISKU) 

Auch Tanzen ist eine 'Straftat' 

Gegen 22 Schüler und Studenten, 
die an einer von DEHAP und ande¬ 
ren Organisationen aus Anlass des 
1. Mai organisierten Veranstaltung 
teilnahmen, wurde ein Ermitt¬ 
lungsverfahren eingeleitet. Grund 
sei das Singen eines Iiedes. Den 
Schülern und Studenten wird 
'Parolen skandieren und tanzen 
mit Abdullah Öcalan preisendem 
Inhalt' sowie 'Unterstützung einer 
terroristischen Vereinigung' vor¬ 
geworfen. Die Schüler und Stu¬ 
denten, die im Zuge einer Razzia in 
ihren Wohnungen festgenommen 
wurden, sind nach Aufnahme ihrer 
Aussagen wieder auf freien Fuß 
gesetzt worden. Hüsne Gök, Stu¬ 
dent an der Universität Balikesir, 
erklärte dazu: "Durch die 
Beschneidung unserer grundle¬ 
gendsten Rechte werden wir unter 
Druck gesetzt. Tanzen kann doch 
keine Straftat im Sinne einer 
'Unterstützung einer terroristi¬ 
schen Vereinigung' sein. Sollte der 
Druck auf uns fortgesetzt werden, 
werden wir rechtliche Mittel einzu¬ 
legen wissen' 1 . (ÖP, 23.5., ISKU) 

Erdogan wird durch Schadens¬ 
ersatzklagen reich 

Recep Tayyip Erdogan, stellte wäh¬ 
rend seiner Amtszeit 57 Anzeigen 
mit der Forderung auf Schadens¬ 
ersatz, womit er bisher 
111 500 000 000 Lira eingeklagt 
hat. Die meisten Schadensersatz- 





Frauen verbrennen die "Ehrbarkeit" 


Eine Gruppe der Frauenplattform 
Izmir führte eine Kundgebung 
unter dem Motto "Wir wollen von 
niemandem die Ehre sein" durch. 
Die in Brautkleider und Leichentü¬ 
cher gekleideten Frauen wollten 
damit auf die Opfer so genannter 
"Ehrenmorde" aufmerksam ma¬ 
chen und forderten "Staat und 
Männerlogik" dazu auf, ihre Hände 
von ihren Körpern zu nehmen. Sie 
trugen Transparente mit der Auf¬ 
schrift "Wir wollen weder gute 
Mütter, noch gute Ehepartner noch 
gehorsame Frauen sein", "Nicht im 
Paradies, auf dieser Welt wollen wir 
frei leben" und "Frausein in einer 
Welt der Gewalt". Als Symbol der 


Hundert Frauen haben sich in den 
letzten acht Monaten an den Notruf 
des Frauen-Solidaritäts-Zentrum 
KADMER in Qosere (Kiziltepe) 
gewandt. Wie Nilgün Yildirim von 
KADMER erklärte, suchen diese 
Frauen Hilfe aufgrund von innerfa¬ 
miliärer Gewalt und ökonomischer 
Schwierigkeiten. Natürlich sei die 
Zahl der von Gewalt betroffenen 
Frauen im Landkreis viel größer: 
"Unter den Frauen, die sich an uns 


Innerhalb der Organisierungskom¬ 
mission der Bewegung für eine 
Demokratische Gesellschaft 
(DTH) hat sich eine Frauenarbeits¬ 
gruppe gebildet. Ziel dieser 
Arbeitsgruppe ist die aktive Teil¬ 
nahme von Frauen an allen Akti¬ 
vitäten der DTH. An alle Frauen 
gerichtet, wurde eine Kampagne 
eingeleitet: "Delegierte werden, 
Gründungsmitglieder werden, 
unsere Partei gemeinsam grün¬ 
den!" heißt es in dem Aufruf. In 
einer Broschüre der Frauenarbeits¬ 
gruppe wird darauf hingewiesen, 
dass eine Frauenquote in der Tür¬ 
kei bisher lediglich in den Satzun¬ 
gen von DEHAP und der Freien 
Partei festgelegt ist Die Frauen¬ 
quote innerhalb der DTH müsse 
vierzig Prozent betragen. 

Weiter werden alle Frauen in der 
Broschüre dazu aufgerufen, bei 


Die Frauenstiftung im Flüchtlings¬ 
lager Maxmur in Südkurdistan 
eröffnete eine Kinderkrippe. 
Gegenüber Özgür Politika ver¬ 
wies Rojda Deryam von der Stif¬ 
tung auf die Bedeutung einer rich¬ 
tigen Erziehung von Kindern für 
eine demokratische Gesellschaft. 
Mit der Arbeit der im Jahr 2002 
gegründeten Stiftung und insbe¬ 
sondere mit dem jetzt eröffneten 
Kindergarten werde angestrebt, 
Kinder zu "Individuen mit einer 
freien Identität" zu erziehen. "Kin¬ 
der, die in einer rückständigen 
Sozialstruktur ohne Interesse auf¬ 
gezogen werden, können keine 
gesunde Persönlichkeit entwi- 


Ehrbarkeit und Unberührtheit von 
Frauen verbrannten sie ein rotes 
Band, das Bräuten traditionell bei 
der Hochzeit angelegt wird. 

In einer Ansprache erklärte Gamze 
Coskun, der Staat müsse sich für 
Frauen einsetzen, stattdessen 
mache er sich durch die Gesetzge¬ 
bung und Anwendung der Gesetze 
zum Mittäter. 'Wenn wir uns für 
unser eigenes Leben und unseren 
eigenen Körper einsetzen oder für 
die Gleichheit aller Frauen kämp¬ 
fen, werden wir von den Hütern der 
Ehre ermordet Wir werden ein¬ 
zeln umgebracht, entführt, festge¬ 
nommen, misshandelt und verge¬ 
waltigt." 


wenden, gibt es auch welche, die 
Unterstützung für ihre ökonomi¬ 
sche Unabhängigkeit wollen. Die 
Gewalt gegen Frauen in der Region 
gehe oft nicht nur von einer Person 
in der Familie, sondern gleichzeitig 
von verschiedenen Mitgliedern 
aus. Beispielsweise sind Frauen oft¬ 
mals nicht nur der Gewalt ihrer 
Ehemänner oder Brüder ausge¬ 
setzt, sondern auch durch Ver¬ 
wandte zweiten Grades." 


den DTH-Delegiertenwahlen zu 
kandidieren. Gegen den gesell¬ 
schaftlichen Sexismus müsse 
gemeinsam gekämpft werden. Die 
Probleme ließen sich nur durch 
Organisierungsformen lösen, in 
denen Frauen in Diskussion und 
Beschlussfassung beteiligt seien. 
Innerhalb der DTH werde als 
Organisationsmodell ein Frauenrat 
vorgeschlagen. 

Weiterhin finden sich in der Bro¬ 
schüre Vorschläge für die Satzung 
der DTH. Demnach soll der 
Geschlechterfrage in Programm 
und Satzung vorrangig Raum ein¬ 
geräumt werden. Der Vorsitz der 
Organisation soll gemeinsam von 
einer Frau und einem Mann über¬ 
nommen werden, wobei die Frau 
nicht nur als Vertreterin des Frau¬ 
enrates betrachtet werden solle, 
sondern für die gesamte allgemei- 


ckeln. Aufgrund von fehlendem 
Bewusstsein und reaktionärer 
Denkweise finden viele Kinder 
innerhalb der Familie nicht das 
notwendige Interesse und Pflege. 
Sie werden auf das Geratewohl 
und ziellos aufgezogen. Die 
Zukunft solcher Kinder bietet 
Anlass zur Sorge." 

In Maxmur ist nach Angaben von 
Deryam die Stammeskultur nach 
wie vor prägend für das Leben 
auch der Kinder. "Deshalb versu¬ 
chen wir, die sozialen Seiten der 
Kinder zu fördern. Aufgrund der 
Flüchtlingsbedingungen und der 
herrschenden Armut haben die 
meisten Kinder in ihrem Leben 


In Bezug auf drei Fälle von Gewalt¬ 
verbrechen an Frauen innerhalb 
der letzten zehn Tage in Amed, Ela 
zig und Istanbul erklärte Coskun: 
"Diese Beispiele sind lediglich die 
Morde, die in den Medien erschie¬ 
nen und ausgeschlachtet worden 
sind. Jeden Tag werden Hunderte 
von Frauen mit Gewalt konfron¬ 
tiert. Wir wollen weder für heilig 
erklärt werden noch vernichtet 
werden. Um der gesamten Gesell¬ 
schaft mitzuteilen, dass wir für 
unser Recht auf Leben und für 
unsere Freiheit niemandes Ehre 
sein wollen, haben wir beschlos¬ 
sen, unsere Ehrbarkeit zu verbren¬ 
nen." (ÖP, 25.5., ISKU) 


Qosere ist wie viele andere Städte 
auch Anziehungspunkt von Flücht¬ 
lingen. Nach Angaben von Nilgün 
Yildirim steigern die Fluchtbedin¬ 
gungen die Probleme von Frauen: 
"Die in Kriegszeiten aus ihren Dör¬ 
fern geflüchteten oder vertriebe¬ 
nen Frauen leiden unter psycholo¬ 
gischen und wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten. Die meisten der 
Frauen, die sich an uns wenden, 
sind Flüchtlinge." (ÖP, 21.5., ISKU) 


ne Arbeit zuständig sei. Vertreterin¬ 
nen des Frauenrates müsse außer¬ 
dem ein Platz in den höchsten Par¬ 
teiorganen eingeräumt werden. 
Weitere Vorschläge sind: 
"Gebrauch klarer Ausdrücke zum 
Kampf der Partei gegen Sexismus 
und Gewalt an Frauen; bei Wahlen 
Bevorzugung von Frauen im Fall 
von Stimmengleichheit; Ausschlie¬ 
ßung von Parteimitgliedern, die 
gegen das Prinzip der Gleichbe¬ 
rechtigung zwischen den Ge¬ 
schlechtern verstoßen oder poly¬ 
gam leben; Autonomie für die Frau¬ 
enräte; eigene Räumlichkeiten für 
die Frauenräte; Bewertung von 
Gewalthandlungen und Übergrif¬ 
fen gegen Frauen als Disziplinar- 
schuld innerhalb der Partei; Abga¬ 
be von zwanzig Prozent des Ein¬ 
kommens der Partei an die Frauen¬ 
räte." (ÖP, 20.5, ISKU) 


noch nicht einmal Spielzeug gese¬ 
hen." Ziel der Stiftungsarbeit sei 
es ebenfalls, die Bewohnerinnen 
in die Arbeit einzubeziehen und 
ein Bewusstsein für die Bedürf¬ 
nisse von Kindern zu erschaffen. 
Zur Zeit werden in Maxmur zu 
diesem Zweck sozial-kulturelle 
Schulungen für die Familien von 
ungefähr hundert Kindern im 
Alter von drei bis fünf Jahren 
durchgeführt. Inhalt dieser Schu¬ 
lungen sind neben allgemeinen 
Informationen Themen wie Kör¬ 
perpflege, Ethik und Musik. Mit 
den Kindern wird natürlich haupt¬ 
sächlich gespielt. 

(ÖP, 22.5, ISKU) 


forderungen richten sich gegen 
Pressevertreter. Von 57 Prozessen 
ist in 31 Fällen das Urteil bereits 
gesprochen. In 21 Fällen wurde 
seinen Forderungen teilweise 
zugestimmt. Die Gesamtforde¬ 
rung Erdogans in diesen 21 Fällen 
belief sich auf 700 Milliarden Lira. 
26 weitere Verfahren laufen noch. 
Die Beklagten legten ausnahmslos 
Berufung ein. 

(ÖP, 24.5, ISKU) 

Erste Zahlung von Entschädi¬ 
gung. 

In der Provinz Batman wurde erst¬ 
mals an 20 Personen eine Entschä¬ 
digung im Rahmen des Gesetzes 
zur Entschädigung von Terro- 
rismus-Opfem in einer Gesamthö¬ 
he von 212 000 YTL ausgezahlt. 
Von 3 896 Anträgen wurden 237 
bearbeitet. Bei 110 Anträgen 
wurde entschieden, dass sie nicht 
in den Geltungsbereich des Geset¬ 
zes fallen, in zwei Fällen wurden 
Unstimmigkeiten festgestellt. In 
125 Fällen wurde eine Entschädi¬ 
gung befürwortet. 354 der gestell¬ 
ten Anträge betreffen Todesfälle, 
140 Verwundungen, 50 bleibende 
Behinderungen und 3.352 Zwangs¬ 
umsiedlungen. (IP, 21.5, ISKU) 

Hasankeyf in Gefahr 

Trotz internationaler Proteste 
steht der Bau eines Großstau¬ 
damms im kurdischen Südosten 
der Türkei wieder auf der Tages¬ 
ordnung. Dies belegt die kürzlich 
vorgelegte Studie einer Untersu¬ 
chungskommission unter Leitung 
der Archäologin Maggie Ronayne 
von der Nationalen Universität 
Irland in Galway, die in Zusammen¬ 
arbeit mit dem in London ansässi¬ 
gen Kurdish Human Rights Pro- 
ject erstellt wurde. Regierungsna¬ 
he Stellen wie die Staatliche Was¬ 
serkraftbehörde gaben gegenüber 
der Kommission offen zu, daß der 
Bau des Hisu-Damms am Oberlauf 
des Tigris inzwischen wieder auf¬ 
genommen wurde. 

(jW, 20.5, ISKU) 
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3. Kongra-Gel-Kongress in den 
Bergen Kurdistans durchgeführt 


Vom 4. bis zum 21. Mai führte der 
Kongra Gel seinen dritten Kon¬ 
gress unter Beteiligung von 236 
Delegierten und über hundert 
Zuhörerinnen aus allen Arbeitsbe¬ 
reichen in den Bergen Südkurdi¬ 
stans durch. Dabei wurden alle 
kurdischen Kräfte zu einer 
gemeinsamen Konferenz aufgeru¬ 
fen, um eine demokratische kurdi¬ 
sche Strategie zu entwickeln. 
Wichtigster Diskussionspunkt 
war das von Abdullah Öcalan vor¬ 
geschlagene System eines demo¬ 
kratischen Konföderalismus in 
Kurdistan. Die neu gegründete 
PKK wurde als ideologische Kraft 
innerhalb dieses Systems defi¬ 
niert. Für den Aufbau eines konfö- 
deralen Systems wurden politi¬ 
sche, soziale, kulturelle und öko¬ 
nomische Projekte beschlossen, 
mit denen über die Gründung von 
Räten in Dörfern und Straßen der 
demokratische Wille der Bevölke¬ 
rung organisiert werden soll. 

In einer Bewertung der Demokra¬ 
tisierung des Mittleren Ostens 
und der Freiheit des kurdischen 
Volkes wurde die Bedeutung der 
kurdischen Rolle bei der Entwick¬ 
lung eines demokratischen Konfö¬ 
deralismus zwischen den kurdi¬ 
schen, türkischen, arabischen, 
persischen und assyrischen Völ¬ 
kern auf der Basis von Demokra¬ 
tie, Frieden und Geschwisterlich- 


keit und fern jeglichen Nationa¬ 
lismus betont. 

Ein weiterer Diskussionspunkt 
war das Urteil des Europäischen 
Menschenrechtsgerichtshofs 
bezüglich einer Neuverhandlung 
des Öcalan-Prozesses. Die Kon¬ 
gressteilnehmerinnen erklärten, 
der türkische Staat müsse die 
Neuverhandlung als historische 
Chance für eine Lösung der kurdi¬ 
schen Frage auf demokratischem 
Wege betrachten. Stattdessen sei 
die Isolation Öcalans mit neuen 
Gesetzen legalisierst worden und 
in Nordkurdistan werde ein inten¬ 
siver Krieg gegen die Guerilla 
geführt. Mit dieser Haltung inten¬ 
siviere der Staat das Chaos, in 
dem sich die Türkei befinde und 
handele entgegen der Interessen 
der Bevölkerung. 

Wenn der Vernichtungskrieg trotz 
aller friedlichen und demokrati¬ 
schen Initiativen der kurdischen 
Bevölkerung fortgesetzt werde, 
sei die kurdische Bevölkerung 
gezwungen, sich im Rahmen der 
Selbstverteidigung zu schützen. 
Der Kongress forderte den türki¬ 
schen Staat erneut auf, die Militär¬ 
operationen unverzüglich zu stop¬ 
pen, die Isolation Öcalans aufzu¬ 
heben und sich auf einen Dialog 
für eine friedliche Lösung der kur¬ 
dischen Frage einzulassen. 


Die Dorfschützer wurden dazu 
aufgerufen, sich nicht an Militär¬ 
operationen zu beteiligen. 

An den Iran und Syrien richtete 
der Kongress den Aufruf, ihre 
repressive Politik gegen die kurdi¬ 
sche Bevölkerung aufzugeben 
und die kurdische Frage über 
einen Dialog zu lösen. Für den 
Irak gelte, dass die von blutigen 
Auseinandersetzungen geprägte 
Phase sofort aufhören müsse. Alle 
Völker und Konfessionen des Irak 
müssten einsehen, dass sie die 
Freiheit nur über eine Beteiligung 
am Aufbau eines demokratischen 
Irak erlangen könnten und sich 
nicht in Nationalismus und Kon- 
fessionalismus verfangen dürften. 

Der Kongress forderte alle Kräfte 
einschließlich der USA und der 
EU dazu auf, eine Rolle in der 
Lösung der kurdischen Frage zu 
spielen, um im Mittleren Osten 
Stabilität und Frieden zu errei¬ 
chen. Dabei müssten der Wille 
der Völker sowie die Realität der 
Region die Basis sein. 

Weiterhin rief der Kongress alle 
Kader und Mitarbeiterinnen, die 
in der Vergangenheit aus ver¬ 
schiedenen Gründen die Organi¬ 
sation verlassen haben, dazu auf, 
wieder ihren Platz in den Reihen 
des Kampfes einzunehmen. 

(ÖP, 2.6., ISKU) 


Meldungen 


Delegiertenwahlen der DTH 

40 000 Personen beteiligten sich 
in Amed an der Delegiertenwahl 
der Bewegung für eine Demokra¬ 
tische Gesellschaft (DTH). Ein 
DTH-Sprecher erklärte, die Wahl¬ 
beteiligung sei höher als erwartet 
ausgefallen. Die offiziellen Ergeb¬ 
nisse sind für Ende dieser Woche 
zu erwarten. 

Auch in Batman, Siirt, Mardin 
und Sirnak wurden DTH-Dele- 
gierte gewählt. Beobachtern 
zufolge war insbesondere die 
Wahlbeteiligung von Frauen 
hoch. Die DTH hatte für sich eine 
Frauenquote von 40 Prozent 
beschlossen. 

(ÖP, 30.5., ISKU) 

Türkei-Iran-Abkommen gegen 
Kongra Gel 

Auf einem Treffen in der Stadt 
Xoy in Ostkurdistan (Iran) 
schlossen Vertreter der Staaten 
Iran und Türkei ein Abkommen 
über die gemeinsame Bekämp¬ 
fung des Kongra Gel. Das 
Abkommen umfasst auch eine 
gemeinsame Militäroperation 
gegen die kurdische Guerilla 
HPG. (ÖP, 31.5, ISKU) 

Repression gegen kurdische 
Gefangene im Iran 

In einer Erklärung haben kurdi¬ 
sche Gefangene in Urmiye in Ost¬ 
kurdistan (Iran) auf die angestie¬ 
gene Repression im Gefängnis 
aufmerksam gemacht. Nach 
Angaben der Gefangenen, darun¬ 
ter der Philosoph Enwer Xiziri, 
werden die Gefangenen systema¬ 
tisch aus der Gemeinschaftszelle 
geholt und in Einzelzellen gefol¬ 
tert. Insbesondere gegen KON- 
GRA-GEL-Mitglieder werde auch 
psychischer Druck ausgeübt. 

Der Iran lieferte 2000 mehr als 
zwanzig kurdische Gefangene an 
die Türkei aus. In diesem Jahr 
gelang sechs Gefangenen die 
Flucht, als sie der Türkei überge¬ 
ben werden sollten. 

(ÖP, 30.5, ISKU) 

Festnahmewelle gegen Studie¬ 
rende 

In Ankara, Eskisehir und Sivas 
sind über 80 Studierende bei 
Wohnungsrazzien festgenommen 
worden. Ihnen wird zur Last 
gelegt, sich am 6. Mai an 
Gedenkfeiern für Deniz Gezmis 
und seine Genossen beteiligt zu 
haben. (ÖP, 31.5, ISKU) 

Landrat in Catak kann keine 
Frauenfrage erkennen 

Vedat Yilmaz, Landrat im Kreis 
Catak bei Van, versuchte eine 
Veranstaltung des Frauenvereins 
VAKAD zum Thema "Geschlech- 


Uta Schneiderbanger und Ekin Doguak verloren 
bei einem Autounfall in Südkurdistan ihr Leben 



Ekin Ceren Dogruak Uta Schneiderbanger 
(Amara) (Nudem) 


Bei einem Verkehrsunfall in dem 
Dorf Kusin in Südkurdistan (Irak) 
in der Nähe der Ortschaft Keladi- 
ze kamen am 31. Mai Ekin Ceren 
Dogruak und Uta Schneiderban¬ 
ger, Mitglieder der Frauenbefrei¬ 
ungspartei Kurdistans (PAJK) 
ums Leben. 

Das PAJK-Mitglied Reyhan Mar¬ 
din wurde schwer verletzt. Weiter¬ 
hin wurden die PAJK- und Kongra 
Gel Mitglieder Derya, Evindar, 
Raperin, Hamza und Adnan 
(Nachnamen unbekannt) verletzt. 
Die Verletzten wurden in Kranken¬ 
häuser in Sulemaniya und Kirkuk 
eingeliefert. 

Das Auto war von der Straße abge¬ 
kommen und hatte sich überschla 
gen, die Insassinnen kamen vom 
3. Kongress des Kongra-Gel. 

Uta Schneiderbanger mit kurdi¬ 
schem Namen Nudem (Neue Zeit) 
wurde am 20.7.1961 in Mühlheim 


an der Ruhr geboren. Seit ihrer 
Jugend war sie in linken Bewegun¬ 
gen, vor allem in der Frauenbewe¬ 
gung, aktiv. Seit vielen Jahren stand 
sie in Kontakt mit der kurdischen 
Bewegung. Einer ihrer Arbeits¬ 
schwerpunkte war die rechtliche 
und die soziale Situation von Frau¬ 
en. In der Türkei beobachtete sie 
Frauenprozesse, und nahm an 


Newrozdelegationen teil. In 
den letzten Jahren war sie als 
Mitglied der PAJK und des 
Kongra-Gel Leitungsrates 
wiederum überwiegend in 
der Frauenarbeit tätig. 

Ekin Ceren Dogruak, Code¬ 
name Amara, geboren 1981 in 
Ankara, hatte an der Univer¬ 
sität Ankara Soziologie stu¬ 
diert, bevor sie die Universität 
im letzten Semester verließ. 
An der Universität lernte sie 
auch die kurdische Befrei¬ 
ungsbewegung kennen und betei¬ 
ligte sich an der Studierenden- und 
der Frauenbewegung. 2001 war sie 
für zwei Monate in Ulucanlar inhaf¬ 
tiert und ging 2002 nach Europa. 
Der Prozess gegen sie in der Tür¬ 
kei ist noch nicht abgeschlossen. In 
Europa beteiligte sie sich aktiv an 
der Arbeit in der Frauenbefreiungs¬ 
bewegung. (MHA, 1.6., ISKU) 




Ein Jahr nach Beendigung des einseitigen Waffenstillstands 

HPG veröffentlicht Jahresbilanz 


Die Volksverteidigungskräfte 
HPG veröffentlichten ihre Jah¬ 
reskriegsbilanz. Die Bilanz 
umfasst den Zeitraum vom Ende 
des sechs Jahre währenden ein¬ 
seitigen Waffenstillstands am 
1. Juni 2004 bis zum 26. Mai 
2005. 

Militäroperationen der türki¬ 
schen Armee: 287 
Auseinandersetzungen mit der 
türkischen Armee: 184 
Vergeltungsaktionen gegen Ope¬ 
rationen: 150 

Verluste der türkischen Armee 
bei Gefechten und HPG-Aktio- 
nen: 718 

Zerstörte Militärfahrzeuge: 49 
Zerstörte Panzer: 9 
Verluste der Guerilla bei Gefech¬ 
ten und HPG-Aktionen: 96 
Verluste der Guerilla durch 
Unfall, Ertrinken und 
Krankheit: 12 

Der Schwerpunkt der Militärope¬ 
rationen lag in Botan, Dersim 
und Amed. Die HPG bewerten 
die Operationen als erfolglos. 
Die klassische Operationsform 
der türkischen Armee sei durch 
die Guerillataktik unterlaufen 
worden, da die Guerillaeinheiten 
zahlenmäßig klein seien, aber 
über ein hohes Aktionspotential 
verfügten. Die türkische Armee 
habe Probleme damit gehabt, die 
Guerilla zu Gefechten zu zwin¬ 
gen und sei für die in den Bergen 
in kleinen Gruppen stationierten 
Guerillaeinheiten zum offenen 
Ziel geworden. 

Dabei handelt es sich laut HPG 
um eine Reflektion des eigenen 
politischen Strategiewechsels, 
dementsprechend sei auch die 
militärische Strategie geändert 
worden. Es gehe nicht mehr 
darum, um befreite Gebiete zu 
kämpfen, sondern die Gegensei¬ 
te durch Zermürbung zu einer 
Lösung zu zwingen. Daher habe 
es auch weniger Verluste bei der 
Guerilla gegeben. 

Die türkische Armee habe ver¬ 
sucht, mit Punktoperationen, bei 
denen sie auf geheimdienstliche 


Tätigkeiten und Informanten 
gesetzt habe, die Initiative zu 
gewinnen. Ungefähr 40 Prozent 
der Verluste der Guerilla seien 
Ergebnis von Spitzeltätigkeiten. 

Weiterhin verweisen die HPG auf 
die Verluste bei den Dorfschüt¬ 
zern. Die Bilanzen der neunziger 
Jahre weisen jeweils hunderte 
von getöteten Dorfschützern auf. 
In der jüngsten Jahresbilanz 
machen die Dorfschützer nur ein 
Prozent der Verluste der türki¬ 
schen Armee aus. Nach HPG- 
Angaben steht diese Verände¬ 
rung im Zusammenhang mit 
einem Beschluss, der auf der 
II. HPG-Konferenz 2003 gefasst 
wurde. Demnach sollten die 
Dorfschützer nicht als Ziel 
betrachtet werden, solange sie 
sich nicht aktiv am Kampf betei¬ 
ligten. 

Vergeltungsaktionen der HPG 

Nach Angaben der HPG fanden 
im Gegenzug zu den Militärope¬ 
rationen in Dersim und Mardin 
Vergeltungsaktionen der Guerilla 
in Batman, Bingöl und Mardin 
statt, bei denen etwa zehn Solda¬ 
ten getötet wurden. Im Verlauf 
der Militäroperation in Mardin 
fiel der Guerillakämpfer Sores 
Afrin (Ciwan Bilomurat). Bei 
einem Gefecht in Diele fiel ein 
weiterer Guerillakämpfer, dessen 
Identität noch nicht bekannt ist. 

HPG-Anschläge auf Zug und 
Ölpipeline 

In einer Erklärung bekannten 
sich die Volksverteidigungskräf¬ 
te HPG zu einem Angriff auf 
einen Güterzug zwischen Mus 
und Elazig am 28. Mai. Dabei 
seien fünf Soldaten getötet wor¬ 
den. Der Zug war mit militäri¬ 
schem Material beladen. Weiter 
bekannten sich die HPG zu 
einem Anschlag auf eine Ölpipeli¬ 
ne bei Batman. Durch die Explo¬ 
sion sei großer Sachschaden ent¬ 
standen. 


Gewerkschaften fordern Ende 
der Militäroperationen 

Auf einer Pressekonferenz im 
Menschenrechtsverein IHD in 
Istanbul forderten Führer der 
Textilgewerkschaft Tekstil-Sen 
sowie der Schifffahrtsgewerk¬ 
schaft Limter-Sen den sofortigen 
Stopp der Militäroperationen in 
den kurdischen Provinzen. Sie 
argumentierten, mit den aus 
Steuergeldern finanzierten Ope¬ 
rationen werde ein neuer 
schmutziger Krieg eingeleitet. 
Die Vorsitzende von Tekstil-Sen, 
Ayse Yumlu Yeter, forderte den 
sofortigen Rückzug der Truppen 
aus den Operationsgebieten, die 
Aufhebung des Dorfschützersy- 
stems, die Beendigung des in der 
Praxis immer noch existierenden 
Ausnahmezustandes, die Unter¬ 
suchung der Massengräber, die 
Aufklärung der Fälle von Ver¬ 
schwundenen und die Verurtei¬ 
lung der Mörder, die Neuver- 
handlung des Öcalan-Prozesses 
sowie die Anerkennung der 
"gerechten, ehrenhaften und 
demokratischen Forderungen 
des kurdischen Bevölkerungsan¬ 
teils". 

Die Pressekonferenz wurde von 
weiteren Gewerkschaften unter¬ 
stützt. 

Militäroperation der irani¬ 
schen Armee 

Nach Angaben der im Kongra 
Gel organisierten Partei "Freies 
Leben Kurdistan" führte die ira¬ 
nische Armee am 27. und 28. Mai 
auf der Hochebene zwischen den 
Kandil-Bergen und der ostkurdi¬ 
schen Stadt Piransehir eine Mili¬ 
täroperation unter Beteiligung 
tausender Soldaten und Dorf¬ 
schützer durch. Dabei wurden 
hunderte Schafe getötet, sowie 
zahlreiche Häuser und Zelte zer¬ 
stört. Die Dorfbewohner, die in 
den Sommermonaten auf die Alm 
ziehen, forderten im PJAK- 
Hauptquartier, die Militäropera¬ 
tion nicht unbeantwortet zu las¬ 
sen. (ÖP, 27./28./30./31.5./2.6., 
MHA, 31.5., ISKU) 


Egitim-Sen verboten 


Die Bildungsgewerkschaft Egi- 
tim-Sen wurde laut Beschluss 
des Obersten Gerichtshofes ver¬ 
boten. 

Das Verbotsverfahren gegen die 
Gewerkschaft war auf Forderung 
des Generalstabs und die darauf 
folgende Anzeige des Gouver¬ 
neursamts in Ankara aufgrund 
einer Formulierung über mutter¬ 
sprachlichen Unterricht in der 
Satzung der Organisation ange¬ 
strengt worden. Das Arbeitsge¬ 
richt in Ankara kam zunächst zu 
dem Urteil, dass entsprechend 
des Europäischen Menschen¬ 
rechtsabkommen Gewerkschaf¬ 
ten nicht verboten werden kön¬ 


nen. Der Kassationsgerichtshof 
entschied am 26.05., dass die 
Gewerkschaft verboten wird. 
Jetzt geht der Prozess zurück an 
das Arbeitsgericht, von dem 
allerdings auch kein anderer 
Urteilsspruch zu erwarten ist. 
Der Gewerkschaftsvorsitzende 
Alaadin Dincer kündigte an, im 
Namen von 200 000 Gewerk¬ 
schaftsmitgliedern eine einstwei¬ 
lige Verfügung vom Europäi¬ 
schen Menschenrechtsgerichts¬ 
hof einzuklagen. Der Beschluss 
des Kassationsgerichtes bedeute 
noch keine Schließung. Bis auf 
weiteres würden alle rechtlichen 


und organisatorischen Aktivitä¬ 
ten fortgesetzt. 

Der DEHAP-Vorstand bezeichne- 
te in einer schriftlichen Erklä¬ 
rung das Urteil als eine Drohge¬ 
bärde gegen alle demokratischen 
Kräfte und rief die Öffentlichkeit 
zur Solidarität mit Egitim-Sen 
auf. In über 15 Städten der Tür¬ 
kei kam es direkt nach der 
Urteilsverkündung zu Protest¬ 
kundgebungen der Gewerk¬ 
schaft, an der sich Parteien wie 
DEHAP, EMEP, SDP, ÖDP und 
ESP sowie der Menschenrechts¬ 
verein IHD und der Gewerk¬ 
schaftsverband KESK beteilig¬ 
ten. (ÖP, 27.5., ISKU) 


ter- und Gewaltfrage" zu verhin¬ 
dern. Als Begründung gab er an, 
es gebe keine Frauenfrage in sei¬ 
nem Landkreis. Erst auf Interven¬ 
tion des Gouverneurs von Van 
bekam VAKAD die erforderliche 
Genehmigung. 

Im Anschluss an die Veranstal¬ 
tung, an der sich 40 Frauen betei¬ 
ligten, gingen die VAKAD-Frauen 
auf die Alm, um die im Sommer 
dort lebenden Frauen zu besu¬ 
chen. (ÖP, 31.5., ISKU) 

Nicht mit offenem Mund foto¬ 
grafieren lassen! 

Das Rektorat der Inönü-Univer- 
sität Malatya leitete Ermittlungs¬ 
verfahren gegen zwölf Studieren¬ 
de ein, weil sie angeblich bei den 
Newroz-Feierlichkeiten illegale 
Parolen gerufen hätten. Als 
Beweismittel dienen Fotos, auf 
denen die Betroffenen mit offe¬ 
nem Mund zu sehen sind. Der 
Pädagogikstudent Hasan Bozkurt 
bezeichnet die Ermittlungsver¬ 
fahren als "willkürlich". Zweck 
dieser Verfahren ist es, Studie¬ 
rende gegenüber gesellschaft¬ 
lichen Problemen abzustump¬ 
fen." (ÖP, 27.5., ISKU) 

Justizminister Cicek zum 
Rücktritt aufgefordert 

In einer gemeinsamen Erklärung 
forderten! zivilgesellschaftliche 
Organisationen und Akademiker 
aufgrund der in Istanbul geplatz¬ 
ten Armenien-Konferenz Justiz¬ 
minister Cicek zum Rücktritt auf. 
In der Erklärung heißt es: "Die 
Anschuldigung des Vaterlands¬ 
verrats von Justizminister Cemil 
Cicek gegen die Organisatoren 
einer Versammlung, die noch 
nicht einmal begonnen hat, ist 
politisch verantwortungslos und 
gleichzeitig ein typisches Beispiel 
für eine extralegale Urteilsvoll¬ 
streckung 

Zahlreiche Organisationen und 
Einzelpersonen Unterzeichneten 
die Erklärung. 

Der Menschenrechtsverein IHD 
und der Zeitgenössische Anwalts¬ 
verein CHD in Izmir stellten 
Anzeige gegen Justizminister 
Cicek. (ÖP, 28.5., ISKU) 
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Öcalan lehnt neuen Prozess unter den gegenwärtigen Bedingungen ab 

Türkei eskaliert Haftbedingungen 


Nach einer weiteren Einschrän¬ 
kung der Rechte der Verteidigung 
- jetzt ist bei jedem Anwaltsbe¬ 
such ein Beamter mit Tonauf¬ 
zeichnungsgerät anwesend - 
erklärten sowohl Öcalan als auch 
seine Verteidiger, dies sei unzu¬ 
mutbar. Unter diesen Bedingun¬ 
gen werden sie die regulären Tref¬ 
fen boykottieren. Gleichzeitig 
erklärten sie, ein faires Verfahren 
sein unter solchen Bedingungen 
in der Türkei unvorstellbar. Ledig¬ 
lich ein internationales Gericht, 
das über beide Seiten des Kon¬ 
flikts richte, könne hier für 
Gerechtigkeit sorgen. Solange die 
Möglichkeit eines fairen Verfah¬ 
rens nicht bestände, werde man 
keine Neuaufnahme des Verfah¬ 
rens beantragen. 

Die Anwältin Aysel Tugluk erklär¬ 
te gegenüber MHA, dass Öcalan 
unter den gegenwärtigen Bedin¬ 
gungen einen neuen Prozess 
ablehne und nicht zu den Anwalts¬ 
besuchen erscheinen werde. Öca¬ 
lan habe erklärt: "Wenn die ent¬ 
sprechenden Bedingungen nicht 
geschaffen, sondern eine neue 
Farce inszeniert werden soll, lasse 
ich mich dafür nicht benutzen." 
Die Anwältin machte darauf auf¬ 
merksam, dass die jüngste Straf¬ 
rechtsreform insbesondere auf 
ihren Mandanten abziele. Erst 
unmittelbar vor dem Anwaltsbe¬ 
such sei ihnen mitgeteilt worden, 
dass nach einer Entscheidung des 
1. Strafvollzugsgerichts Bursa das 
Treffen auf Tonband aufgezeich¬ 
net werde und dass ein Dienst 
habender Beamter anwesend sein 
werde. 

Tugluk erklärte, dass es den Ver¬ 
teidigerinnen und Verteidigern 
unter diesen Bedingungen 
unmöglich sei, mit ihrem Mandan¬ 
ten zu sprechen und dass sie ihn 
darüber informieren wollten. 
"Auch unser Mandant lehnt diese 
Maßnahmen ab und forderte 


In Dortmund, Paris und Frankfurt 
fanden am 5. Juni Gedenkveran¬ 
staltungen für Uta Schneiderban¬ 
ger und Ekin Ceren Dogruak 
(Amara) statt. Der Leichnam von 
Uta wurde am 5. 6. über die Tür¬ 
kei nach Düsseldorf überführt, 
wo er von einem Konvoi empfan¬ 
gen und nach Dortmund gebracht 
wurde. Zu der Gedenkveranstal¬ 
tung in Dortmund kamen etwa 
2000 Personen. 

Vertreterinnen von KONGRA 
GEL, PAJK, ISKU, dem Kurdi¬ 
schen Frauenbüro für Frieden 


Informationen über die Rechts¬ 
grundlage. Allerdings wurde auch 
das nicht gestattet. Daher fand 
unser Gespräch im Beisein eines 
Beamten mit einem Tonaufzeich¬ 
nungsgerät statt," so Tugluk wei¬ 
ter. 

Öcalan habe erklärt, er sehe sich 
unter diesen Umständen nicht in 
der Lage zu sprechen. Sie hätten 
ihn kurz über die neuen Maßnah¬ 
men informiert, und er habe 
erklärt, er wisse zum Teil davon. 
Dieses Gesetz sei speziell für ihn 
erlassen worden, unter diesen 
Umständen sei es nicht sinnvoll, 
zum Gespräch zu erscheinen. 
Öcalan habe gegen diese Maßnah¬ 
men protestiert und sie als 
"Schlussstrich der Regierung 
unter den Normalisierungpro¬ 
zess, den wir seit sieben Jahren 
betreiben" gewertet. 

Öcalan habe das Treffen mit sei¬ 
nem Verteidigungsteam als "viel¬ 
leicht letztes" bezeichnet. Er 
werde die neuen Maßnahmen 
nicht akzeptieren. Sie stünden im 
Zusammenhang mit der Wieder¬ 
holung des Gerichtsverfahrens. 
"Jeder, vom Ministerpräsidenten 
bis zu den Heereskommandanten, 
vom Staatsanwalt bis zum Richter 
sagt, das Urteil werde sich nicht 
ändern, auch wenn man den Pro¬ 
zess tausend Mal durchführe. Die 
Armee bezeichnet sich als Prozes¬ 
spartei. Der EGMR hingegen hat 
die Verhandlung vor einem unpar¬ 
teiischen Gericht eingefordert. 
Wie kann es einen unparteiischen 
Prozess geben in einer Situation, 
in der sich der Staat zur Prozess¬ 
partei erklärt?", so Öcalan. Ein fai¬ 
rer Prozess komme nicht schon 
dadurch zustande, dass der Mili¬ 
tärrichter durch einen zivilen 
Richter ersetzt werde. 

Es werde jetzt verschiedentlich 
behauptet, er habe damals das 
Urteil auf Imrali akzeptiert. 
Jedoch habe er das Verfahren 


CENI, der Internationalen Frauen¬ 
stiftung, der Jugendorganisation 
der tamilischen Tiger, der Antifa 
Lüdenscheid sowie Freunde hiel¬ 
ten Ansprachen, in denen sie Uta 
und Amara gedachten. 

Für Amara fand eine Gedenkver¬ 
anstaltung im Flüchtlingslager 
Maxmur statt. Am Donnerstag 
Abend wurde sie begleitet von 
einem Konvoi aus hunderten von 
Autos von Sülemaniya nach Max¬ 
mur gebracht. In Anwesenheit 
ihres Vaters und Onkels und tau¬ 
senden Bewohnerinnen aus Max- 


damals abgelehnt und es als 
,Betrug 1 bezeichnet. Auch damals 
habe er das Verfahren als unange¬ 
messen betrachtet. Allerdings 
habe er auf Imrali ein Zeichen für 
den Frieden setzen wollen und 
deshalb unter großen Risiken die 
Linie des Friedens entwickelt. Vor 
diesem Hintergrund habe er das 
Verfahren akzeptiert. 

Er habe gesagt: "Es heißt jetzt, ich 
würde die Organisation steuern. 
Ich habe niemandem Befehle 
erteilt. Aber um die Situation in 
der Türkei zu normalisieren war 
eine Phase des Wandels notwen¬ 
dig. Um die Gefechte zu stoppen 
und sie von der etatistisch-nationa- 
listischen Linie abzubringen, 
beharre ich seit mehr als sechs 
Jahren auf meiner friedlichen 
Linie." 

Aus den besagten Erklärungen 
des Staates gehe hervor, dass es 
kein unabhängiges und faires Ver¬ 
fahren geben werde. Er fordere 
ein gesondertes Verfahren zu 
ermöglichen, in dem über sämtli¬ 
che Ereignisse des Krieges 
gerichtet werde und in dem er 
selbst nur eine Seite vertrete. 
Sonst werde er einen Prozess 
nicht akzeptieren. 

Er werde beschuldigt, der ,Mör¬ 
der von 30.000 Menschen' zu sein. 
Das Geschehene sei aber zu kom¬ 
plex, um dafür eine einzelne Per¬ 
son verantwortlich machen zu 
können. Er persönlich habe nicht 
eine einzige Person getötet. Auch 
auf ihrer Seite habe es Verluste 
gegeben, tausende Dörfer seien 
zerstört und abgebrannt, tausen¬ 
de Menschen ermordet worden. 
Das müsse nach Europa getragen 
werden. Er habe seine Anwälte 
beauftragt, sich in Europa um die 
Schaffung eines Gerichts durch 
den Europarat zu bemühen, das 
über beide Seiten richten solle. 

(MHA, 3.6., ISKU) 


mur fand eine Veranstaltung in 
den Räumen des "Rates der Fami¬ 
lien von Gefallenen" statt. Am 
nächsten Morgen wurde Amara in 
die Türkei überführt, an der Gren¬ 
ze wurde sie von einer Menschen¬ 
menge empfangen. Auch in Diyar- 
bakir am Flughafen fand sich eine 
große Gruppe ein, die Amara die 
letzte Ehre erweisen wollte. Mit 
dem Flugzeug wurde Amara 
schließlich an ihren Geburtsort 
Ankara überführt, wo am 4.6. die 
Beerdigung stattfand. 

(ÖP, 4./6.6., ISKU) 


Meldungen 


Das Verfahren "13 Kugeln" 
beginnt am 20. Juli 

In Qosere (Kizildere) war am 21. 
November der 12-jährige Ugur 
Kaymaz zusammen mit seinem 
Vater von Sicherheitskräften getö¬ 
tet worden. Das Verfahren um den 
Tod des 12-jährigen und seines 
Vaters, Ahmet Kaymaz vor der Tür 
ihres Hauses beginnt am 20. Juli 
vor dem Gerichtshof für Schwere 
Straftaten in Eskisehir gegen vier 
Polizisten, gegen die vor dem 
Gerichtshof für Schwere Straftaten 
in Merdin Anklage erhoben 
wurde. Der Fall wurde unter den 
Verantwortlichen als Fall der "13 
Kugeln" bekannt. (AW, 8.6., ISKU) 

Kurdische Gefangene in Buca 
in Einzelzellen verlegt 

Das neue Strafgesetz das am 1. 
Juni in Kraft getreten war, wird 
jetzt in Izmir angewandt. Neun 
kurdische politische Gefangene im 
F-Typ Gefängnis von Kirik- 
lar/Buca wurden in Einzelzellen 
verlegt und isoliert. Die Angehöri¬ 
gen wurden informiert, dass sie 
die Gefangenen nur noch einmal in 
15 Tagen besuchen könnten. Die 
Gefangen wandten sich mit einem 
Brief an den Menschenrchtsverein 
in Izmir in dem es heißt: "Wir wur¬ 
den lebendig in diese Särge 
gesteckt, aber hier haben wir 
keine Möglichkeit zu leben." 

(RTV, 8.6., ISKU) 

"Sag Nein, geh nicht 
zum Militär" 

Die Initiative "Solidarität mit 
Mehmet Tarhan" führte in Istan¬ 
bul eine Protestaktion gegen die 
Repressionen, denen der homo¬ 
sexuelle Militärdienstverweige¬ 
rer ausgesetzt ist, durch. Tarhan, 
Verweigerer aus Gewissensgrün¬ 
den, befindet sich in Haft im Mili¬ 
tärgefängnis in Sivas und ist seit 
neun Tagen im Hungerstreik. Die 
Aktivistinnen der Initiative ent¬ 
rollten Transparente mit der Auf¬ 
schrift "Geht nicht zum Militär", 
"Macht keinen Quatsch, lasst 
Mehmed frei", "Mehmet wurden 
unter Schlägen die Haare 
geschnitten", "Ich bin mit Meh¬ 
met zusammen", "Eine gewaltlo¬ 
se Welt ist möglich" und "Ach¬ 
tung, Armee!". In Begleitung von 
Musikinstrumenten riefen sie die 
Parolen "Wir sind nicht untaug¬ 
lich, sondern homosexuell, und 
zum Militär gehen wir nicht" und 
"Verweigere, leiste Widerstand, 
sag Nein, geh nicht zum Militär". 
Da Tarhan unter Gewaltanwen¬ 
dung im Militärgefängnis die 
Haare geschnitten worden sind, 
schnitten sich bei der Aktion zwei 
Aktivisten aus Protest ebenfalls 
die Haare. (ÖP, 4.6., ISKU) 


Gedenken an Uta und Amara 





Armee legt zum ersten Mal Zahlen 
aus 20 Jahren Krieg offen 


Die der Kommandantur der Land¬ 
streitkräfte verbundene Komman¬ 
dantur für den Nachschub gab zu, 
dass seit 1984 18.475 Sicherheits¬ 
kräfte sowie 12.485 Zivilistinnen 
getötet wurden. Der 20-jährige 
Krieg in Kurdistan habe zudem 
Kosten von 100 Milliarden Dollar 
verursacht. Dies wurde bei der 
Vernichtungsaktion leichter Waf¬ 
fen im Rahmen der Vereinbarun¬ 
gen für Europäische Sicherheit 
und Zusammenarbeit (KSZE), der 
auch ausländische Beobachter 
beiwohnten, veröffentlicht. 

Die kurdische Seite hingegen gab 
an, dass die Verluste der türki¬ 


schen Armee viel höher seien. 
Nach Veröffentlichungen der 
Volksbefreiungs-Armee Kurdi¬ 
stans (ARGK) wurden von ihr im 
Zeitraum zwischen 1984-1998 
18.274 Aktionen durchgeführt, 
wodurch der türkischen Armee 
42.500 Verluste zugefügt worden 
sind. Im Einzelnen setze sich der 
Verlust folgendermaßen zusam¬ 
men: 31.418 Militärs (Offiziere, 
Unter-Offiziere sowie Soldaten), 
5.365 Spezielle Einsatzkräfte, Poli¬ 
zei-Angehörige sowie Agenten 
und 5.717 Dorfschützer. 

Trotz dieser enormen Verluste 
weitet die türkische Armee ihre 


militärischen Operationen in Kur¬ 
distan aus. Die jüngsten Meldun¬ 
gen über militärische Ausein¬ 
andersetzungen kommen aus der 
Cudi-Region, wo die Armee nach 
Angaben regionaler Augenzeugen 
am 7. Juni damit begonnen hat, 
Wälder anzuzünden. 

Die Volksverteidigungskräfte 
(HPG) hingegen riefen unter Hin¬ 
weis auf die starken Verluste der 
türkischen Armee bei den letzten 
Operationen, erneut dazu auf, den 
Krieg zu beenden und die Lösung 
der kurdischen Frage im Dialog 
zu suchen. 

(ÖP, 5.6., MHA, 8.6., ISKU) 


Ex-JITEM-Mitarbeiter bei Roj TV 


Abülkadir Aygan, Mitbegründer 
des türkischen Militärgeheim¬ 
dienstes JITEM stand bei der 
Livesendung "Sela Sor" (heißes 
Blech) des kurdischen Fernseh¬ 
senders Roj-TV Rede und Ant¬ 
wort. Während in der TV-Zentra- 
le in Brüssel die stellvertretende 
Vorsitzende des Menschen¬ 
rechtsvereins IHD, Reyhan Yal- 
cindag und mehrere Journalist¬ 
innen anwesend waren, beant¬ 
wortete Aygan die Fragen von 
einem Studio in einem Land, in 
dem er jetzt lebt und dessen Auf¬ 
enthaltsort nicht öffentlich 
gemacht wurde. 

Aygan äußerte sich wie bereits 
zuvor in den Tageszeitungen 
Ülkede Özgür Gündem und 
Özgür Politika zu Aktivitäten des 


Nach der Entführung und 
Ermordung des kurdischen 
Glaubensgelehrten Scheich 
Meesuq el-Xeznewi durch den 
syrischen Geheimdienst dauern 
die Unruhen in Südwest-Kurdi¬ 
stan (Syrien) an. Dabei kam es 
vor allem zu bewaffneten Über¬ 
griffen auf Kurdinnen in der 
Stadt Qamislo. Meldungen zu 
Folge wurde dabei eine Frau 
getötet, 30 weitere Frauen wur¬ 
den verletzt, 11 davon schwer. 
Mehr als 100 Menschen wurden 
verhaftet. 

Zu den Unruhen kam es als 1500 
Araber aus dem umliegenden 
Gebieten, die mit Unterstützung 
der syrischen Polizei in die Stadt 
eingedrungen waren, Häuser 
und Geschäfte der ansässigen 
Bevölkerung überfielen. Telefon¬ 
leitungen sowie die Strom-Ver¬ 
sorgung wurden unterbrochen 
und eine Ausgangssperre ver¬ 
hängt. 

Am Samstag hatten Kurdinnen 
mit der Forderung nach Aufklä¬ 
rung der Ermordung des Glau¬ 
bensgelehrten Scheich Mesuq 
el-Xeznnewi demonstriert. Als 
Araber anschließend eine Gegen¬ 
demonstration organisierten, 
kam es zu anti-kurdischen Aus¬ 
schreitungen. Hacer Zozan, eine 
Zeugin der Ausschreitungen 


JITEM. Er erklärte, er verfolge 
damit keine materiellen Interes¬ 
sen, sondern wolle die Weltöf¬ 
fentlichkeit über den JITEM auf¬ 
klären. "Ich möchte die Verbre¬ 
chen, die begangen wurden, ans 
Licht der Öffentlichkeit bringen." 
Wenn er die Garantie erhalte, 
nicht an die Türkei ausgeliefert 
zu werden, werde er überall als 
Zeuge auftreten, so Aygan. 
"Wenn ich den Angehörigen der 
Verschwundenen helfen kann, so 
kann ich damit mein Gewissen 
wenigstens zu einem kleinen Teil 
erleichtern. Einen anderen 
Zweck verfolge ich nicht." Erst¬ 
malig berichtete Aygan von 
einem Vorfall im Jahr 1981, bei 
dem in Qamislo 17 kurdische 
Jugendliche von der Geheim¬ 


betonte, dass die Ausschreitun¬ 
gen mit dem Einschreiten syri¬ 
scher Sicherheitskräfte eskaliert 
wären. Sie wies darauf hin, dass 
die Partei der Demokratischen 
Einheit schon in den frühen Mor¬ 
genstunden die Bevölkerung vor 
möglichen Übergriffen gewarnt 
hatte und fügte hinzu, dass die 
Ausschreitungen im Vorfeld des 
Kongresses der herrschenden 
Baath Partei nur als Komplott zu 
bewerten seien. 

Weiterhin wurde gemeldet, dass 
auch in der Hauptstadt Damas¬ 
kus, in einem Stadtteil in dem 
vornehmlich Kurdinnen leben, 
Verhaftungen stattfanden. 

Koordination der Yekitiya 
Jinen Star warnt den syri¬ 
schen Staat 

Die Koordination der Yekitiya 
Jinen Star (Fraueneinheit) gab 
eine Erklärung zur Ermordung 
von Scheich Mashüqe Xeznewi 
und den Ereignissen um die 
Kundgebungen in Südwestkurdi¬ 
stan (Syrien) ab. In der Erklä¬ 
rung hieß es, dass die nationali¬ 
stischen und konservativen Kräf¬ 
te in der Führung Syriens erneut 
das kurdische Volk, seinen legiti¬ 
men Willen und sein Recht mit 
einem Komplott betrügen woll¬ 
ten. 


dienstorganisation getötet wor¬ 
den waren und von einem Bom¬ 
benanschlag in Zaxo im Jahr 
1995, bei dem knapp hundert 
Menschen starben. Nach seinen 
Angaben wurden einige der vom 
JITEM begangenen Morde der 
PKK angehängt, so der Bomben¬ 
anschlag von Zaxo und Anschlä¬ 
ge auf touristische Einrichtun¬ 
gen. 

Die Aktivitäten des JITEM gehen 
weiter, so Aygan. Neben den 
höchsten Befehlshabern der tür¬ 
kischen Streitkräfte arbeiteten 
auch hochrangige Zivilisten aus 
Regierung, Verwaltung und 
Justiz innerhalb dieses geheim¬ 
dienstlichen Systems. Offiziell 
existiert der JITEM nicht mehr. 

(ÖP, 7.6., ISKU) 


Die Yekitiya Star sagte in ihrer 
Erklärung, dass diese Machen¬ 
schaften nicht im Interesse der 
Bürgerinnen Syriens sei, viel¬ 
mehr vertieften sie den Nationa¬ 
lismus. Das kurdische Volk, das 
aus allen Schichten auf die Stras¬ 
se gegangen sei und vor allem 
die Frauen haben ihren Respekt 
mit Protestkundgebungen zum 
Ausdruck gebracht und den 
Willen zur Freiheit den Völkern 
Syriens und des Mittleren 
Ostens aufgezeigt. 

In der Erklärung heißt es weiter, 
dass die Yekitya Jinen Star gegen 
diese nationalistische Haltung 
ihren Widerstand auf der Basis 
der Geschwisterlichkeit der Völ¬ 
ker stärken und gegen alle Ver¬ 
suche die Linie des Nationa¬ 
lismus zu festigen aufstehen 
werde. 

Außerdem wird in der Erklärung 
der Widerstand des Volkes und 
der Einsatz der Jugendlichen 
und die Rolle der Frauen gewür¬ 
digt. Die Bevölkerung wird auf¬ 
gerufen, gegenüber allen Versu¬ 
chen, die kurdische Frage auf 
eine Linie des Nationalismus und 
der Auseinandersetzung zwi¬ 
schen Kurdinnen und Araberin¬ 
nen zu ziehen, sensibel zu sein. 

AW, 8.6., MHA, 5.6., ISKU 


TAK bekennt sich zu 
Bombenanschlägen 

Mit einem anonymen Anruf 
bekannte sich ein Unbekannter im 
Namen der Gruppierung Frei¬ 
heitsfalken Kurdistans (TAK) 
gegenüber der Nachrichtenagen¬ 
tur MHA zu einer Reihe von Bom¬ 
benanschlägen in Istanbul, Anka¬ 
ra, Izmir, Hatay und Usak. Solange 
der türkische Staat seine repressi¬ 
ve Politik gegen die kurdische 
Bevölkerung nicht ändere, werde 
TAK die Angriffe auf ökonomische 
und touristische Ziele fortsetzen, 
erklärte der Unbekannte. Er warn¬ 
te Touristinnen davor, in die Tür¬ 
kei zu kommen. 

Bei den von TAK begangenen 
Anschlägen handelt es sich um 
eine Bombenexplosion vor einem 
AKP-Gebäude in Konya am 30. 
Mai sowie Explosionen in einem 
Kiosk und einer Bank in Istanbul 
und eine Sabotageaktion in einer 
Farbenfabrik in Adana. 

(ÖP, 3./8.6., ISKU) 

Urteil gegen Journalisten 
aufgehoben 

Die Tageszeitung "Milliyet" hatte 
nach dem Freispruch der Polizi¬ 
sten im Prozess gegen die Folterer 
der Jugendlichen aus Manisa 
unter der Überschrift "Da haben 
sie den Richtigen gefunden" 
berichtet. Der Richter Mehmet Yil 
maz brachte die Sache vor ein 
Justizgericht. Das Gericht in Mani¬ 
sa verurteilte den Besitzer der Zei¬ 
tung, Aydin Dogan und den Chef¬ 
redakteur Eren Güvener zur Zah¬ 
lung einer Entschädigung. Die 4. 
Rechtskammer des Kassationsge¬ 
richtshofs hob dieses Urteil auf. 
Da das erstinstanzliche Gericht auf 
seinem Urteil beharrte, kam die 
Sache vor die Kammerversamm¬ 
lung am Kassationsgericht. Mit 42 
gegen 1 Stimme schloss sich die 
Kammerversammlung der 4. Kam¬ 
mer an. Dabei betonte sie die 
Bedeutung der Pressefreiheit, wie 
sie nach Artikel 28 der Verfassung 
und im Artikel 1 des Pressegeset¬ 
zes festgelegt wird. 

(RA, 2.6., ISKU) 
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gewünschter Stückzahl gegen 
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Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 
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Postbank Köln, BLZ 37010050 
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Intellektuelle rufen zum Frieden auf 

140 Schriftstellerinnen, Politikerin- es: "Der seit 15 Jahren geführte 
nen, Journalistinnen, Gewerkschaf- Krieg ist der Grund für den Tod 
terlnnen, Künstlerinnen und Jurist- von mehr als 30.000 unserer Men- 
Innen haben die AKP-Regierung sehen. Der Krieg wurde als 
und das Leitungskomitee der ‘schmutziger Krieg’ bezeichnet, der 
Koma Komalen Kurdistane aufge- Millionen von Menschen Leid und 
rufen, "den Krieg und die Ausein- Schmerzen gebracht hätte." 
andersetzungen zu beenden". Weiter wurde darauf hingewiesen, 

In der Erklärung für einen bleiben- dass im letzten Monat mehr als 50 
den Frieden rufen die Intellektuel- Menschen ihr Leben verloren hät- 
len die Regierung dazu auf die ten: "Es sollen keine Menschen 
Gesetzesänderungen umzusetzen, mehr sterben, es soll einen gerech- 
Der Aufruf wurde am 15.6. im Istan- ten Frieden geben." 
buler Hotel Hil am Taksim-Platz Die Intellektuellen riefen die Koma 
von Genfay Gursoy bekannt gege- Komalen Kurdistane auf, ohne 
ben. Bedingungen die bewaffneten 

Gursoy erklärte, die Unterzeich- Aktionen zu beenden. Sie fordern 
nenden forderten das Ende des von der AKP-Regierung, für einen 
Krieges und der Auseinanderset- bleibenden Frieden und damit sich 
zungen. In der Deklaration heißt jede/r an einer demokratischen 

IHD: Extremer Anstieg von Rechtsverletzungen 


Die Zweigstelle des Menschen¬ 
rechtsvereins IHD in Diyarbakir 
veröffentlichte eine Bilanz der 
Rechtsverletzungen der vergange¬ 
nen drei Monate in den kurdischen 
Provinzen. Demnach ist ein extre¬ 
mer Anstieg an Menschenrechts¬ 
verletzungen zu verzeichnen. Wie 
der Zweigstellenvorsitzende Sela- 
hattin Demirtas im Rahmen einer 
Pressekonferenz erklärte, liege der 
Hauptgrund dafür in den bewaffne¬ 
ten Auseinandersetzungen in der 
Region. Seit Anfang des Jahres 
2005 wurden in bewaffneten Kon¬ 
flikten insgesamt 147 Menschen 
getötet, davon 140 in den Monaten 
März, April und Mai. 

Für diese Entwicklung machte 
Demirtas die Regierung verant¬ 
wortlich, die nichts unternommen 
habe, um den Frieden zu sichern. 
Stattdessen suche sie in den USA 
nach einem Weg, um den Krieg zu 
intensivieren. "Wenn die Regierung 
einen EU-Beitritt der Türkei will, 
muss sie die Menschenrechtslage 
verbessern. Wenn sie die Men¬ 
schenrechtslage verbessern will, 
muss sie die kurdische Frage 
lösen. Wenn sie die kurdische 
Frage lösen will, muss sie in einen 
Dialog mit den Ansprechpartnem 


In einem Erlass an die Gendarme- 
rie-Oberkommandantur und die 
Gouverneure aller 81 Provinzen 
der Türkei machte das Innen¬ 
ministerium auf die Möglichkeit 
aufmerksam, Verfahren gegen die 
"Bewegung für eine demokrati¬ 
sche Gesellschaft" (DTH) einzu¬ 
leiten. 

Die DTH wurde von den ehemali¬ 
gen DEP-Abgeordneten Leyla 
Zana, Orhan Dogan, Sirri Sakik 
und Selim Sadak nach ihrer Ent¬ 
lassung aus zehnjähriger Haft 
gegründet und verfolgt basisde- 


in dieser Frage treten. Kurz gesagt 
führt der Weg der Türkei in die EU 
über die gemeinsame Erarbeitung 
einer demokratischen Lösung mit 
der kurdischen Opposition. Wir 
empfehlen der Regierung, anstatt 
vor der Tür der USA um eine 
Lösung zu betteln und nach Mög¬ 
lichkeiten der Ausweitung des 
Krieges zu suchen, sich etwas wür¬ 
devoller zu verhalten und die kurdi¬ 
sche Frage im Dialog mit den eige¬ 
nen Bürgern zu lösen." 

Der Fortschritt zum Thema Folter 
sei positiv, erklärte Demirtas wei¬ 
ter. "Die fallende Tendenz in der 
Bilanz der Folterfälle setzte sich 
auch in den letzten drei Monaten 
fort." Allerdings seien die gesetz¬ 
lichen Änderungen zum Thema 
Meinungsfreiheit nicht umgesetzt 
worden. In den vergangenen fünf 
Monaten seien in der Region gegen 
2811 Personen Ermittlungsverfah¬ 
ren eingeleitet worden, weil sie ihre 
Meinung frei geäußert hätten. "Das 
zeigt, solange nicht in allen Men¬ 
schenrechtsfragen ein Fortschritt 
zu verzeichnen ist, kann auch keine 
Verbesserung in der allgemeinen 
Situation stattfinden." 

Weiterhin verwies Demirtas auf 
das Thema des muttersprachlichen 


mokratische Ziele. In dem Erlass 
des Innenministeriums wird dar¬ 
auf verwiesen, dass in mehreren 
Provinzen an der Gründung einer 
politischen Partei unter dem 
Namen DTH gearbeitet werde 
und diese Kontaktbüros eröffnet 
habe, zu deren Einweihungsfeiern 
zivilgesellschaftliche Organisatio¬ 
nen eingeladen worden seien. Da 
die DTH noch keinen offiziellen 
Status als Partei gewonnen habe, 
dürfe sie auch nicht nach dem 
Parteiengesetz behandelt werden. 
Gegen Aktivitäten der Bewegung, 


Gesellschaft beteiligen kann, 
unverzüglich die Gesetzesrefor¬ 
men umzusetzen. 

Im Aufruf heißt es: "Mit der Bom¬ 
bardierung von Kandil werden die 
Probleme nicht gelöst. Man muss 
sich ansehen, wie andere Länder 
solche Fragen gelöst haben, und 
auf dieser Basis eine kluge Lösung 
für sich finden." 

Unter denjenigen, die den Aufruf 
unterschrieben haben, sind Namen 
wie Orhan Pamuk, Toktamis Ates, 
Mehmet Bekaroglu, Adalet Agao- 
glu, Ibrahim Kaboglu, Müjde Ar, 
Mehmet Ali Alabora, Mahir Günsi- 
ray, Nuray Mert, Baskin Oran, Ece 
Temelkuran, Fikri Saglar, Akin Bir- 
dal und Zeynep Oral. 

(RTV, 15.6., ISKU) 


Unterrichts. Es sei ein wesentlicher 
Irrtum zu glauben, diese Frage 
könne mit ein paar privaten Kursen 
gelöst werden. Insbesondere 
kostenpflichtige Privatkurse hätten 
keinen Wert für eine Lösung des 
Problems. Die von Kurdinnen 
erlebten Probleme zum Thema kul¬ 
turelle Rechte bestünden auf allen 
Ebenen fort. 

Laut IHD-Bericht wurden in den 
letzten drei Monaten 140 Men¬ 
schen in bewaffneten Auseinander¬ 
setzungen getötet und weitere 21 
verletzt. Durch so genannte Morde 
unbekannter Täter, extralegale Hin¬ 
richtungen und Anschläge wurden 
fünf Personen getötet und sechs 
verletzt. Aufgrund von Minen- und 
anderen Explosionen wurden 13 
Menschen getötet und zwölf ver¬ 
letzt. 491 Personen wurden in den 
vergangenen drei Monaten festge¬ 
nommen. 48 Fälle von Folter und 
Misshandlung wurden registriert. 
Von den registrierten Folterfällen 
wurden 9 von der Gendarmerie 
und 37 von der Polizei verübt. 5 
Fälle von Verschwundenen konn¬ 
ten festgestellt werden. 93 Perso¬ 
nen wurden verhaftet. Die Gesamt¬ 
zahl der Rechtsverletzungen 
beträgt 2262. (ÖP, 10.6., ISKU) 


die ein Gesetzesvergehen darstell¬ 
ten, könne bei der Staatsanwalt¬ 
schaft Strafanzeige gestellt wer¬ 
den. 

Orhan Dogan erklärte dazu, der 
Erlass diene nicht dem inneren 
Frieden. Seine Bewegung arbeite 
daran, "die Jugendlichen aus den 
Bergen zu holen und sie in das 
gesellschaftliche und politische 
Leben zu integrieren". Der Erlass 
sei dagegen darauf ausgerichtet, 
den Menschen erneut "den Weg 
in die Berge zu zeigen". 

(ÖP, 15.6., ISKU) 


Meldungen 

Frauenverein in 
Dersim eröffnet 

In Dersim wurde der Frauenver¬ 
ein ANA-DER eröffnet. Wie die 
Vorsitzende Beyza Boyraz erklär¬ 
te, sei die Zielsetzung des Vereins 
ein gleichberechtigtes, repres¬ 
sionsloses und ausbeutungsfreies 
Leben. An der Eröffnungsfeier 
nahmen neben der Bürgermeiste¬ 
rin von Tunceli, Songül Erol 
Abdil, Repräsentantinnen politi¬ 
scher Parteien und zivilgesell¬ 
schaftlicher Institutionen sowie 
eine große Anzahl Frauen teil. In 
einer Ansprache erklärte Boyraz: 
"Frauen wollen nicht länger lei¬ 
den, sondern die in Dersim lang¬ 
sam schwindende Hoffnung und 
Solidarität neu erschaffen. Frau¬ 
en wollen eine Welt ohne Druck 
und Ausbeutung, eine Welt der 
Gleichberechtigung. Das Ziel 
unseres Vereins ist die Schaffung 
einer solchen Welt, und das wer¬ 
den wir gemeinsam erreichen." 

(ÖP, 15.6, ISKU) 

DEHAP besucht Familie eines 
getöteten Soldaten 
Vorstandsmitglieder der DEHAP 
im Kreis Halfeti besuchten die 
Familie eines in Dersim bei 
einem Gefecht getöteten Solda¬ 
ten. Mit einem Konvoi aus drei¬ 
ßig Fahrzeugen fuhren die 
DEHAPler in das Dorf des Getö¬ 
teten, wo sie der Familie ihr Bei¬ 
leid aussprachen. Wie der Kreis¬ 
vorsitzende Seyit Ahmed Öcalan 
erklärte, sei seine Partei gegen 
den Krieg: "Wir wollen nicht, 
dass Menschen sterben, ob Sol¬ 
daten oder Guerillas. Wir sind 
davon überzeugt, dass als erster 
Schritt die Militäroperationen 
beendet werden müssen, damit 
das Sterben aufhört. Und wir wer¬ 
den weiter für Frieden und 
Demokratie kämpfen." Auch die 
Familie des Soldaten betonte, die 
Kriegshandlungen seien sinnlos: 
"Unser Kind ist diesem Krieg 
zum Opfer gefallen. Wir wollen 
nicht, dass weitere Menschen 
sterben." (ÖP, 15.6, ISKU) 

Kriegsdienstverweigererpro¬ 
test gegen die Medien 

Eine Unterstützungsgruppe des 
inhaftierten Kriegsdienstverwei¬ 
gerers Mehmet Tarhan hat in 
Istanbul gegen die Interessenlo- 
sigkeit der Medien protestiert. 
Mitglieder der Initiative „Solida¬ 
rität mit Mehmet Tarhan“ ver¬ 
sammelten sich vor dem Gebäu¬ 
de des Fernsehsenders ATV mit 
Transparenten mit der Aufschrift 
„Wir gehen nicht zum Militär“, 
„Mehmet Tarhan, Verweigerer 
aus Gewissensgründen, seit 14 
Tagen im Hungerstreik im Mili¬ 
tärgefängnis Sivas“ und „Stillge- 


Innenministerium fürchtet Basisdemokratie 





Operationen der türkischen Armee dauern an 


Obwohl Intellektuelle, Künstlerin¬ 
nen und Vertreterinnen von Frie¬ 
densorganisationen zu Frieden 
und Dialog aufrufen, setzt die tür¬ 
kische Armee ihre breit angeleg¬ 
ten Operationen fort. 

Die Operation, die vor einigen 
Tagen auf dem Berg Sehid Remzi 
bei Iice-Amed (Diyarbakir) begon¬ 
nen hat, dauert an. Wie bekannt 
wurde, kam es gestern Abend zu 
Gefechten zwischen der türki¬ 
schen Armee und Kräften der 
HPG. Bisher sind keine Zahlen 
über eventuelle Opfer bekannt, 
aber zahlreiche Soldaten sollen 
verletzt worden sein. Die Namen 
derjenigen Soldaten, die bekannt 
wurden, sind: Mehmet Duman aus 
Mere? und Dursun Ali Yilmaz aus 
Istanbul sowie jemand in Zivil, bei 


Die Bewohnerinnen des Dorfes 
Topyildiz wandten sich an den IHD 
und die Anwaltskammer Wan, um 
Klage einzureichen. 

Das Dorf Topyildiz war 1996 von 
Soldaten und Dorfschützern 
geräumt worden, die Dorfbewoh¬ 
nerinnen kamen jedoch im Som¬ 
mer ins Dorf, um ihre Felder zu 
bestellen. Jetzt erklärten sie, dass 
sie erneut von der Armee bedroht 
würden. Nach Informationen der 
Einwohnerinnen kamen am 1. Juni 
Spezialteams, Dorfschützer und 


Zwei Richter am Kassationsge¬ 
richtshof sprachen einem Journali¬ 
sten, der die Istanbuler Vorsitzende 
des Menschenrechtsvereins IHD, 
Eren Keskin, schwer beleidigt hat, 
weil sie sich auf einer Veranstaltung 
in Deutschland zu sexuellen Über¬ 
griffen türkischer Soldaten gegen 
Frauen geäußert hatte, Unterstüt¬ 
zung zu. Allerdings bestätigte der 
Gerichtshof das Urteil gegen den 
Journalisten Altayli, das zuvor von 
einem Amtsgericht ausgesprochen 
worden war. 

Die Rechtsanwältin Eren Keskin 
hatte im März 2002 auf einer Veran¬ 
staltung zum Thema "Sind Frauen¬ 
rechte Menschenrechte?" über das 
Drama von Frauen berichtet, die in 
den kurdischen Provinzen in der 
Türkei sexuellen Übergriffen aus¬ 
gesetzt sind. Gemeinsam mit Prof. 
Dr. Necla Arat, die ebenfalls an der 
Veranstaltung teilnahm, wurde sie 
vom Generalstab angezeigt. Zum 
Prozess kam es nicht weil auf- 


dem es sich vermutlich um einen 
Überläufer handelt. Die Verletzten 
wurden gestern Abend mit Hub¬ 
schraubern in das Militärkranken¬ 
haus von Amed gebracht. Es heißt, 
dass drei schwer verletzte Perso¬ 
nen ins Krankenhaus eingeliefert 
und behandelt wurden. Die Opera¬ 
tion dauert an, Hubschrauber bom¬ 
bardieren die Umgebung der 
Berge. 

Nach Informationen der Nachrich¬ 
tenagentur Diele kam es bei einer 
Operation der türkischen Armee in 
Karakocan, Dersim am 15.6. Mor¬ 
gens zu Gefechten in der Umge¬ 
bung des Dorfes Akdovan. Kampf¬ 
flugzeuge unterstützten die Opera¬ 
tion. Bisher gibt es keine Infonna¬ 
tionen zu eventuellen Opfern. Die 
türkische Presse behauptete, ein 


zahlreiche Soldaten ins Dorf, um 
die Häuser zu durchsuchen. Die 
Armee versammelte die Dorfbe¬ 
wohnerinnen auf dem Dorfplatz 
und bedrohten sie, zogen sie aus 
und nahmen anschließend fünf Per¬ 
sonen fest 

Die Bewohnerinnen erklärten, ihre 
Sicherheit sei nicht mehr gegeben: 
"Der Staat behandelt uns nicht wie 
Staatsbürger." 

In Simax und den umliegenden 
Gemeinden wurde eine Dorfschüt¬ 
zer-Einheit mit dem Namen "Ein¬ 


grund einer Änderung in der Anti¬ 
terrorgesetzgebung der betreffen¬ 
de Artikel abgeschafft wurde. Statt- 
dessen wurde erneut Anklage 
wegen "Beleidigung der polizei¬ 
lichen und militärischen Kräfte des 
Staates" erhoben. In diesem Ver¬ 
fahren, dessen Urteilsverkündung 
für diesen Monat zu erwarten ist 
droht Keskin eine Haftstrafe zwi¬ 
schen einem bis drei Jahren. 

Im Anschluss an die Veranstaltung 
und nach ihrer Rückkehr in die 
Türkei äußerte sich der Hürriyet- 
Journalist Fatih Altayli öffentlich 
mit den Worten: "Ich werde sie 
sexuell belästigen, wenn ich sie 
irgendwo sehe." Vom Amtsgericht 
Sisli wurde er zu einer Entschädi¬ 
gungszahlung von 539 Mill. TL 
verurteilt. Das Kassationsgericht 
bestätigte das Urteil, aber die 
schriftliche Begründung von 
zweien der Richter sorgte erneut 
für Diskussionen. In dem Urteil 
heißt es: "Die Klägerin ist Rechts¬ 


HPG Guerilla hätte bei der Ausein¬ 
andersetzung sein Leben verloren. 
Die HPG bestätigte diese Meldung 
bisher nicht. 

Das Pressezentrum der Volksver¬ 
teidigungskräfte (HPG) dementier¬ 
te in einer Erklärung zu den Mili¬ 
täroperationen in Gene, Kulp und 
Iice in den türkischen Medien 
erschienene Meldungen. In der 
Erklärung heißt es, die Guerilla 
habe bei diesen Operationen bis¬ 
her keine Verluste erlitten. Die tür¬ 
kische Armee versuche, mit erlo¬ 
genen Meldungen die eigene 
Erfolglosigkeit zu vertuschen. 

In den türkischen Medien waren 
Berichte erschienen, demnach die 
türkische Armee drei Guerillalager 
zerstört habe. (ÖP/DM/Roj, 15.6., 
AW, 14.6., ISKU) 


heit Zipkin" gegründet. Es heißt, 
diejenigen, die sich der Einheit 
anschlössen, erhielten ein Doku¬ 
ment namens "Dorfrückkehr". 
Darin sollen Dorfschützem, die 
ununterbrochen in ihrem Dorf 
wohnen, aber denen angeblich "ihr 
Dorf niedergebrannt wurde", Milli¬ 
arden Türkische Lira (TL) zuge¬ 
sprochen werden. Diese absurden 
Vorfälle zeigen offen, wohin das 
Geld geht, das die Regierung für 
das Dorfrückkehrprojekt zur Verfü¬ 
gung stellt. (RTV, 15.6., ISKU) 


anwältin und muss in ihren Reden 
die notwendige Vorsicht und Sorg¬ 
falt zeigen. Sie muss auch wissen, 
dass die türkische Öffentlichkeit 
sehr sensibel auf das Thema Mili¬ 
tär reagiert. Die Klägerin wurde 
aufgrund einer Rede kritisiert. 
Auch wenn diese Kritik hart ist, 
muss sie sie ertragen, denn ihr 
eigener schwerer Fehler hat dazu 
geführt." 

Rechtsanwältin Eren Keskin 
bewertete diese Ansicht der Rich¬ 
ter als "Skandal": "In der Türkei 
muss jeder, der das Militär kriti¬ 
siert, mit allem rechnen. Es ist 
furchterregend, wenn der Andro¬ 
hung eines sexuellen Übergriffes 
gegen eine Anwältin zugestimmt 
und sie als gerechtfertigt betrach¬ 
tet wird. Außerdem zeigt es deut¬ 
lich, welchen Einfluss der Milita¬ 
rismus auf die Justiz hat. Es han¬ 
delt sich dabei um eine Drohung 
gegen alle zivilen demokratischen 
Kräfte." (ÖP, 13.6., ISKU) 


standen! Schießen! Zerstören!“. 
Die Aktivistinnen trugen Spiel¬ 
zeugkameras mit sich. Aus Kritik 
an der Berichterstattung der 
Medien bissen sie in Stofftierhun¬ 
de, da die Meldung, dass ein 
Mensch einen Hund gebissen 
habe, eher Beachtung in den 
Medien finde als der Fall Mehmet 
Tarhans. 

In Izmir fand eine weitere Aktion 
statt, auf der die Freilassung Tar¬ 
hans gefordert wurde. Die Akti¬ 
vistinnen erklärten: „Mehmet ist 
ein Totalverweigerer. Er lehnt es 
ab, etwas mit einer Organisation 
zu tun zu haben, die das Töten 
und Sterben befiehlt. Er lehnt es 
ab, sich der Kultur des Gehor¬ 
sams zu beugen. Deshalb sitzt er 
wegen Befehlsverweigerung im 
Gefängnis.“ (ÖP, 9.6., ISKU) 

Termine 

Frauen wollen Frieden und 
Gerechtigkeit - für eine ökolo¬ 
gisch-demokratische Welt 

ii. internation ai. es 
ZI LA N FRAUENFESTIVAL 

am 18. Juni 2005 von 10 bis 18 
Uhr im Amphitheater Gelsen¬ 
kirchen, Grothusstr. 201 (Nord- 
stempark) 

Das Festivalprogramm besteht u. 
a. aus einer Podiumsdiskussion 
zum Thema „Frauen - Ökologie 
und Frieden“, Musik von Musike- 
rinnen aus Kurdistan, der Türkei, 
dem Irak und Deutschland, Auf¬ 
führungen griechischer und kurdi¬ 
scher Frauentanz- und Theater¬ 
gruppen, Bilderausstellungen, tra¬ 
ditionellem Gesang und Speisen. 
Gewidmet ist das Festival dem 
Andenken an Uta Schneiderbanger 
und Ekin Ceren Dogruak, die bei 
einem tragischen Autounfall im 
Irak ihr Leben verloren. Das Kur¬ 
dische Frauenbüro für Frieden - 
Cent möchte damit den Einsatz 
dieser beiden mutigen Frauen für 
das Gelingen des Internationalen 
Zilan-Frauenfestivals und ihr lang¬ 
jähriges Engagement für Frieden, 
Freiheit und die Rechte des kurdi¬ 
schen Volkes würdigen. 


Quellen: 

ÖP Özgür Politika 

DM Denge Mezopotamya 

AW Azadiya Welat 

RTV Roj-TV 

san sansursuz.com 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Infonnationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


USA veröffentlichen Fahndungsliste 


Nach einer Meldung des TV-Sen- 
ders CNN Türk veröffentlichte die 
US-Armee als ersten konkreten 
Schritt zum Thema PKK für ihre 
Einheiten im Irak eine liste von 
150 "meist gesuchten" PKK-Mit- 
gliedem. Auf der Liste, die an alle 
Einheiten im Irak verteilt wurde, 
wird die sofortige Festnahme der 
Militanten gefordert. 

Den ersten Platz auf der Liste 
nimmt Osman Öcalan ein, der sich 
zwar von der Organisation 


getrennt hat, aber immer noch im 
Irak aufhält. Informationen wie die 
Adresse von Öcalan, der eine neue 
politische Gruppierung unter dem 
Namen Patriotisch-Demokratische 
Partei gegründet hat, wurden vom 
türkischen Geheimdienst an den 
militärischen Nachrichtendienst 
der USA weitergeleitet. Auch Fay- 
sal Dunlayici, Nizamettin Tas und 
Kani Yilmaz, die eine Zeit lang zur 
Führungsspitze der PKK gehörten 
und jetzt mit Osman Öcalan 


gemeinsam Vorgehen, stehen auf 
der Liste. 

Die Liste wurde auf Anfrage der 
US-Armee erstellt. Zu jedem 
Namen gehören ein Foto sowie die 
Information, warum die betreffen¬ 
de Person gesucht wird. 

Weitere auf der Liste vertretene 
Namen sind: Riza Altun, Isa Altun- 
soy, Cemil Bayik, Murat Karayilan, 
Ali Haydar Kaytan, Mustafa Kara- 
su und Hidir Yalcin. 

(san, 10.6., ISKU) 


Soldaten drohen Dorfbewohnern mit dem Tod 


Sexistische Bedrohung der Anwältin Keskin juristisch gerechtfertigt 

"Geschieht ihr recht" 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und 


Berufsverbot fiir Öcalan-Anwältlnnen 


Ein Istanbuler Strafgericht unter¬ 
sagte dem achtköpfigen Verteidi¬ 
gerteam von Abdullah Öcalan für 
ein Jahr die juristische Vertretung 
ihres Klienten. Die Rechtsanwälte 
wurden beschuldigt, Informatio¬ 
nen zwischen Öcalan und der PKK 
ausgetauscht zu haben. In der 
Erklärung des Gerichts hieß es: 
"Die angeklagten Anwälte werden 
zu einem Jahr Berufsverbot verur¬ 
teilt, weil sie der Terrororganisa¬ 
tion PKK geholfen und diese 
geschützt sowie den Anführer der 
Terroristen, Abdullah Öcalan, ver¬ 
teidigt haben." Dies sei ein Verstoß 
gegen das Anfang Juni in Kraft 
getretene Strafgesetzbuch. 

Im Menschenrechtsverein (IHD) 
Istanbul fand eine Pressekonferenz 
zum Berufsverbot der Rechtsan¬ 
wältinnen Öcalans statt, an der 
neben der IHD-Zweigstellen-Vor- 
sitzenden Eren Keskin die Anwälte 
Firat Aydinkara und Okan Yildiz 
teilnahmen. Keskin bezeichnete 
das zunächst für ein Jahr ausge¬ 
sprochene Berufsverbot als "Pro¬ 
dukt einer auf Rache basierenden 
Denkweise". Aydinkya und Yildiz 
erklärten, bei dem Urteil handele 
es sich um eine politische Ent¬ 
scheidung, die in einer Zeit gefällt 
worden sei, in der die Türkei Öca¬ 
lan am stärksten benötige. "Dieses 
Urteil ist die härteste Entschei¬ 
dung, die im Fall Öcalan in den ver¬ 
gangenen sieben Jahren ausge¬ 
sprochen wurde." 

Eren Keskin beurteilte das Berufs¬ 
verbot als "schweren Angriff auf 
das Verteidigungsrecht". Die auf 
Imrali herrschenden Bedingungen 
würden von einer militaristischen 
Struktur festgelegt, so Keskin. "In 
der letzten Zeit wurden mit Ände¬ 
rungen in der Strafgesetzgebung 
für die politischen Gefangenen dis¬ 
kriminierende Regelungen erlas¬ 
sen. Die speziell für Öcalan und 
seine Verteidigerinnen erlassenen 
Regelungen sind der Gipfel der 
Diskriminierung." Keskin verwies 
darauf, dass diese Regelung nicht 
nur eine Person betreffe, sondern 
darauf ausgelegt sei, die gesell¬ 
schaftlichen Spannungen zu stei¬ 
gern. Weiter rief sie die 140 Intel¬ 
lektuellen, die eine Deklaration für 
Frieden veröffentlicht hatten, dazu 
auf, auch zu diesem Thema Initiati¬ 
ve zu zeigen. 

Firat Aydinkaya kündigte an, die 
Berufsverbote vor den Europäi¬ 
schen Menschenrechtsgerichtshof 
zu bringen, falls in der Türkei mit 
juristischen Methoden kein Erfolg 
erzielt werden könne. "Der Haupt¬ 
zweck dieser politisch motivierten 
Entscheidung ist es, jeden Kontakt 
Öcalans mit der Außenwelt zu ver¬ 
hindern. Sie zeigt, dass die Regie¬ 
rung nicht gewillt ist, die kurdi¬ 
sche Frage zu lösen." 


Isolation beenden! 

Seit drei Wochen verweigert 
Abdullah Öcalan aus Protest 
gegen die Haltung des türkischen 
Staates zur kurdischen Frage und 
zum Friedensprozess jegliches 
Gespräch mit seiner Verteidigung. 
Das Verbot der Anwaltsbesuche 
wurde am 22.06. per Beschluss 
eines Istanbuler Gerichtes auf vier 
weitere Anwälte ausgeweitet. 
Einer der Betroffenen, Rechtsan¬ 
walt Okan Yildiz, erklärte dazu, 
dass gegen alle Verteidiger, die 
zum Gespräch nach Imrali fahren, 
ermittelt werde. "Es wird als aus¬ 
reichend betrachtet, dass ein 
Anwalt mit unserem Mandanten 
zusammen trifft, um ein Verfahren 
gegen ihn zu eröffnen. Nach Pro¬ 
zesseröffnung wird dann das Ver¬ 
teidigungsverbot ausgesprochen." 
In Amed, Batman, Siirt, Ädiyaman, 
Kiziltepe und Adana fanden am 
22.6. Protestaktionen und Kundge¬ 
bungen gegen die inzwischen mit 
Sondergesetzen legitimierte Isola¬ 
tion Abdullah Öcalans statt. 

Unterstützung 
für Öcalan-Anwälte 

Den mit einem Verteidigungsver¬ 
bot belegten Rechtsanwältinnen 
wurde von mehreren Kolleginnen 
Unterstützung zugesichert. So 
kündigte Rechtsanwalt Bahattin 
Özdemir an, für ein Verteidigerge¬ 
spräch mit Abdullah Öcalan 
zusammen zu treffen, sofern dies 
von seinen Anwältlnnen ge¬ 
wünscht werde. Die Istanbuler 
Vorsitzende des Zeitgenössischen 
Anwaltsverein (CHD), Rechtsan¬ 
wältin Fatmagül Yolcu, erklärte: 
"Wir lassen unsere Kolleginnen 
nicht im Stich." 

Rechtsanwalt Kemal Aytac, Vertre¬ 
ter der Zeitschrift Recht und 
Gerechtigkeit, äußerte: "Mit dem 
neuen ..Gesetz soll die Verteidi¬ 
gung Öcalans behindert werden. 
Das ist sehr negativ. Und es zeigt, 
dass das Gerede von Demokratie 
und EU-Mitgliedschaft nur ein 
Märchen ist. Alle Rechtsanwältin¬ 
nen sollten sich dagegen stellen 
und ihren Kollegen zur Seite ste¬ 
hen." 

Rechtsanwältin Hacer Cekic mach¬ 
te darauf aufmerksam, dass das 
Verteidigungsverbot rechtswidrig 
sei, da es sich auf Vorfälle beziehe, 
die vor Inkrafttreten der Neurege¬ 
lung im Strafgesetzbuch stattfan¬ 
den. Sie forderte die Verteidigung 
Öcalans dazu auf, zu erklären, was 
für eine Form der Unterstützung 
gewünscht sei und teilte mit, sie 
sei zur Unterstützung bereit. 
Rechtsanwalt Bahri Belen bezeich¬ 
nete die Verhinderung der Vertei¬ 
digung als Bedrohung für das 
Recht auf Verteidigung und als 
eine Maßnahme, die einem 


Rechtsstaat fremd sei. "Ich bin 
bereit, den von dieser Maßnahme 
betroffenen Anwälten jede Art von 
Unterstützung zukommen zu las¬ 
sen." 

Die Verteidigerinnen Öcalans 
warnten unterdessen davor, dass 
der Versuch, Öcalan zum Schwei¬ 
gen zu bringen, die Türkei in eine 
Sackgasse führe und die Hauptur¬ 
sache für die Spannungen im Land 
sei. Alle, die sich für Frieden ein¬ 
setzten, seien aufgefordert, gegen 
das Verteidigungsverbot zu prote¬ 
stieren. 

Kampagne für Öcalan 

In Amed starteten zivilgesell¬ 
schaftliche und demokratische 
Massenorganisationen eine Kam¬ 
pagne für eine demokratische 
Lösung der kurdischen Frage und 
die Aufhebung der Isolation 
Abdullah Öcalans. Im Rahmen der 
Kampagne werden in Amed jeden 
Abend um 21.30 Uhr die Lichter 
gelöscht. Jeden Dienstag wird ein 
Sitzstreik stattfinden. 

Die Kampagne wurde am 22.06. 
mit der Abgabe einer Presseerklä¬ 
rung vor der Stadtverwaltung in 
Diyarbakir in Anwesenheit von 
Vertreterinnen der Bewegung für 
eine demokratische Gesellschaft 
(DTH), der Initiative Mütter für 
den Frieden, des Frauenzentrums 
SELIS, des Flüchtlingsvereins 
Göc-Der, der Unabhängigen Frau¬ 
enbewegung, des Kulturzentrums 
Dicle-Firat, der Freien Bürgerin¬ 
nenbewegung, des Vereins für 
ehemalige Häftlinge, des Vereins 
für Angehörige von Gefangenen 
(TUHAD-FED) und der DEHAP 
bekannt gegeben. An der Kundge¬ 
bung nahmen ungefähr 500 Men¬ 
schen teil. 

In einem Redebeitrag erklärte der 
TUHAD-FED-Vertreter Aksahin, 
die AKP-Regierung deklariere 
jede Initiative für eine demokrati¬ 
sche und friedliche Lösung der 
kurdischen Frage als gesetzeswid¬ 
rig und betrachte militärische 
Methoden als einzigen Lösungs¬ 
weg. "Während auf der einen Seite 
die Militäroperationen intensiviert 
werden, wird die Isolation in den 
Gefängnissen und insbesondere 
Herrn Öcalans mit neuen Geset¬ 
zen untermauert. Die Möglichkeit 
einer Neuverhandlung des Öcalan- 
Prozesses und die Chance, aus 
dieser eine Plattform für den Frie¬ 
den zu machen, bleibt unbeachtet. 
Stattdessen setzt die AKP auf Iso¬ 
lation und Ignoranz." Weiter beton¬ 
te Aksahin, die Maßnahme, mit 
der den Anwältlnnen Öcalans Ver¬ 
teidigergespräche und Verteidi¬ 
gung untersagt wird, müsse sofort 
aufgehoben werden. 

(ÖP, 19./23.6.,ÜÖG, 21.06., 
jW, 20.6., ISKU) 
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Meldungen 


HPG-Guerilla in 
Dersim gefallen 

Wie das Pressebüro der Volksver¬ 
teidigungskräfte (HPG) bekannt 
gab, ist bei einem Gefecht zwi¬ 
schen der Guerilla und der türki¬ 
schen Armee in Dersim-Mazgirt 
ein Guerillakämpfer gefallen. 
Dabei handelt es sich um Sahap 
Durmaz (Diyar). Über die Verluste 
der türkischen Armee gibt es nach 
HPG-Angaben noch keine genau¬ 
en Informationen. 

(MHA, 18.6., ISKU) 

Gefecht in Ostkurdistan: 
Guerilla gefallen 

Guerillas der Partei des Freien 
Lebens in Kurdistan, PJAK waren 
mit dem Ziel der politischen Infor¬ 
mationsarbeit unter der Bevölke¬ 
rung in den Bergen der Umge¬ 
bung von Nexede, Urmiye und 
Sino unterwegs, als sie am 20. Juni 
in einen Hinterhalt des iranischen 
Regimes gerieten. Bei dem folgen¬ 
den schweren Gefecht, das mehre 
re Stunden andauerte, verlor ein 
Guerilla sein Leben. Augenzeugen 
berichteten, dass die iranische 
Armee noch immer Soldaten ins 
Kampfgebiet schicke. 

Bei dem Gefallenen handelt es 
sich um Mehemed Letif Emiri mit 
dem Codenamen Dilbirin Makoyi 
aus dem Dorf Qeleni bei Mako, er 
hatte sich 1999 der Guerilla ange- 
schlossen. (AW, 23.6., ISKU) 

Türkische Armee beginnt 
Militäroperation in Besta 

Nach aktuellen Informationen sind 
Soldaten und Dorfschützer der 
Kaserne des Bataillons der 
Gemeinde Hilal/Sirnax am 
Dienstag Abend in Richtung Besta 
aufgebrochen, um eine breit ange- 
legte Operation zu beginnen. 
Außerdem gab der Gouverneur 
von Sert bekannt, dass zwei Offi¬ 
ziere und ein Soldat der türkischen 
Armee bei einer Operation der tür¬ 
kischen Armee in Berwari verletzt 
worden seien. (RTV, 22.6, ISKU) 

Prozess um Frauentags-Demo 
endet mit Freisprüchen 

Der harte Polizeieinsatz in Sultan 
Ahmed (Istanbul) anläßlich einer 
Kundgebung zum Internationalen 
Frauentag am 8. März endete mit 
Freispruch für die angeklagten 56 
Demonstranten. Gegen am Schlag¬ 
stockeinsatz beteiligte Polizisten 
sei kein Verfahren eröffnet wor¬ 
den, heißt es in der Meldung. 

(Ra, 16.6., ISKU) 

Marsch auf Ankara 

Während die Militäroperationen 
der türkischen Streitkräfte andau- 
em, hat am 20.06. ein vom Men¬ 
schenrechtsverein (IHD) organi- 





Wan: Militär erschießt 19jährigen 


In Wan schossen Sicherheitskräfte 
auf eine Menschenmenge, die die 
Leichname der beiden HPG -Mit¬ 
glieder Cevher Isnas (Rezan) und 
Mehmet Bozan Sahin (Zagros), die 
bei einem Gefecht mit der türki¬ 
schen Armee getötet worden wa¬ 
ren, abholen wollte. Bei dem Vorfall 
wurde der 19-jährige Vahdettin 
Inang getötet, mindestens neun 
weitere Personen wurden verletzt 
Die Leichname der beiden Gueril¬ 
las waren zuvor von der Polizei 
begraben worden. Als ihre Fami¬ 
lienangehörigen sie exhumieren 
wollten, um sie in ihren Heimator¬ 
ten zu beerdigen, wurden sie von 
Tausenden von Menschen beglei¬ 
tet. Auf dem Weg zum Friedhof in 
der Ortschaft Bostanici wurde der 
Trauerzug von Militärs aufgehal¬ 
ten. Verhandlungen mit der Gen¬ 
darmerie führten zu keinem Ergeb¬ 
nis. Als die Menschenmenge dar¬ 
aufhin umkehren wollte, wurde 
wiederum der Weg von einer Poli¬ 
zeibarrikade versperrt. Aus Protest 
begann die Menge einen Sitzstreik. 
Polizei- und Armeekräfte eröffne- 


Wie aus regionalen Quellen 
bekannt wurde, sind bei einem 
Gefecht zwischen der Maoistisch- 
Kommunistischen Partei und der 
türkischen Armee in Dersim-Ova- 
cik 17 Guerillakämpferinnen 
gefallen. 

Da die MKP einen Parteikongress 
durchführte, waren ungefähr 50 
Delegierte an einem Ort versam¬ 
melt. Unter den Getöteten befin¬ 
den sich drei Mitglieder des Zen¬ 
tralkomitees, darunter die Verant¬ 
wortlichen der Regionen Dersim 
und Europa. Bisher sind die 
Namen von sieben Gefallenen 
bekannt geworden: Ali Riza Tabur, 
Cafer Cangöz, Aydin Hambayat, 
Alattin Atas, Hüseyin Balkir, Qag- 
das Can und Gülnaz Yildiz. Drei 
MKP-Kämpfer wurden nach unbe- 


In einer gemeinsamen Erklärung 
unterstützen 264 kurdische Intel¬ 
lektuelle aus dem gesamten Mitt¬ 
leren Osten die zuvor von 140 
Intellektuellen in Istanbul veröf¬ 
fentlichte Friedensdeklaration 
(siehe Nuce 210). Neben der Be¬ 
endigung der Kampfhandlungen 
fordern sie eine Generalamnestie, 
die auch Abdullah Öcalan ein¬ 
schließt Weiterhin kündigten sie 
die Gründung eines "Ständigen 
Friedenskomitees" an. 

Unter den Unterzeichnern befin¬ 
den sich ehemalige Minister und 
Abgeordnete, Künstler, Vertreter 
von zivilgesellschaftlichen Einrich¬ 
tungen und Berufsgruppen. 

Murat Karayilan, Vorsitzender des 
Kongra-Gel-Exekutivausschusses, 
begrüßte in einer Stellungnahme 
die Initiative, betonte aber, dass 
vor einer Einstellung der bewaff¬ 
neten Aktion zunächst die Militär¬ 
operationen der türkischen Armee 
in Kurdistan gestoppt werden 
müssen. Dabei handele es sich 


ten wahllos das Feuer auf die Men¬ 
schenmenge. Dabei wurde n der 
neunzehnjährige Vahdettin Inang 
getötet und neun weitere Personen 
verletzt. Der Zustand von Veysel 
Lacin, der eine Schussverletzung 
am Rücken erlitt, ist weiterhin kri¬ 
tisch. Das Krankenhaus, in das die 
Verletzten transportiert wurden, 
wurde von der Polizei abgesperrt. 
Die Leichname der beiden Guerilla¬ 
kämpfer wurden exhumiert und 
ihren Familien übergeben. 

Am 23.6. wurde die Leiche von Vah- 
dettin Inang von 1000 Menschen 
aus dem Staatskrankenhaus in Wan 
abgeholt. Die Menge versammelte 
sich schon früh morgens vor der 
Leichenhalle. Unter ihnen befan¬ 
den sich auch das Mitglied der 
Koordination der Bewegung der 
Demokratischen Gesellschaft 
(DTH), Selim Sadak, der stellver¬ 
tretende Vorsitzende der DEHAP 
Veli Büyüksahin, die Bürgermeiste¬ 
rin der Gemeinde Sixke (Bostani- 
gi), Gulcihan Simsek und der Vor¬ 
sitzende der DEHAP Wan, Abdur- 
rahman Dogan. Die Menge, die den 


stätigten Angaben lebend gefan¬ 
gen genommen. 

Wo sind die drei verletzten 
MKPler? 

Verschiedene demokratische 
Organisationen fragten auf einer 
Kundgebung am Galatasaray- 
Gymnasium in Istanbul nach dem 
Verbleib der drei verletzten MKP- 
Mitgliedem, die in Dersim-Ovacik 
lebend gefasst wurden. 

Auf der Kundgebung, an der Ver¬ 
treter von Organisationen wie 
Alinteri, Partizan, DEHAP und 
ESP teilnahmen, wurde das Mas¬ 
saker an den MKP-Mitgliedern 
verurteilt und eine sofortige Auf¬ 
klärung über den Verbleib von 
drei Gefangenen gefordert. In 
einem Redebeitrag wurde darauf 


nicht um eine Bedingung, sondern 
um einen unverzichtbaren Schritt 
zum Abbau der Gewalt. 

Er messe der Initiative der Intel¬ 
lektuellen in der Türkei Bedeu¬ 
tung bei, erklärte Karayilan. Aller¬ 
dings sei dieser Schritt etwas ver¬ 
spätet. „Der türkische Staat und im 
Wesentlichen die türkische Regie¬ 
rung hat das Problem an die 
Armee verwiesen und damit be¬ 
schlossen, die kurdische Befrei¬ 
ungsbewegung mit Gewalt zu ver¬ 
nichten. Seit Monaten finden 
Truppenstationierungen in Kur¬ 
distan statt. Allein im Kreis Cukur- 
ca sind zu den ohnehin dort statio¬ 
nierten Truppen weitere 10.000 
Soldaten gekommen. Es findet 
eine Angriffswelle statt. Und jetzt 
fordern die werten Intellektuellen 
von der Guerilla, die bewaffneten 
Aktionen bedingungslos einzustel¬ 
len. Wenn sie damit Angriffe mei¬ 
nen, dann macht das einen Sinn. 
Aber auf Selbstverteidigung basie¬ 
rende Aktionen müssen von der 


Leichenwagen begleiten wollte, 
wurde von den Sicherheitskräften 
behindert Selim Sadak protestierte 
dagegen. Nach der Ansprache von 
Sadak entrollte die Menge Fahnen 
der Gemeinschaft der Kommunen 
Kurdistans und rief Parolen wie 
"die Gefallenen sind unsterblich", 
und demonstrierte zu der Gemein¬ 
de Sixke, an der Demonstration 
beteiligten sich etwa zehntausend 
Menschen. Die Polizei, die den 
Demonstrationszug angreifen woll¬ 
te wurde mit Steinen beworfen, 
worauf hin sie wiederum das Feuer 
eröffneten. Dabei wurde eine weite¬ 
re Person schwer verletzt. Bei Woh¬ 
nungsrazzien wurden zwei Perso¬ 
nen festgenommen. Der Leichnam 
von Vahdettin Inane wurde im 
Anschluss in Anwesenheit von ca. 
10 000 Personen in Wan beigesetzt. 
Zivilgesellschaftliche Organisatio¬ 
nen machen die Gendarmerie für 
die Vorfälle verantwortlich und for¬ 
derten das Verteidigungs- und 
Innenministerium dazu auf, gegen 
die Verantwortlichen zu ermitteln. 

(ÖP/AW/DM, 22./23.6, ISKU 


aufmerksam gemacht, dass die 
Leichname Folterspuren aufwie¬ 
sen und bei der Operation chemi¬ 
sche Waffen eingesetzt worden 
seien. 

Im Stadtteil Gazi in Istanbul fand 
eine Protestaktion von MKP und 
weiteren Gruppen statt, auf der 
mit Molotowcocktails eine Straße 
für den Verkehr gesperrt wurde. 
In Köln fand am Mittwoch eine 
Demonstration sozialistischer Or¬ 
ganisationen aus der Türkei zum 
Kölner Dom statt, an der sich ca. 
800 Menschen beteiligten. Am 
Freitag findet eine Demonstration 
in Hamburg statt, die um 17 Uhr 
in Altona beginnt. Am Samstag 
wird eine zentrale Demonstration 
in Duisburg stattfinden. 


Guerilla durchgeführt werden, um 
unter diesen Bedingungen zu 
überleben. Es kann wohl von nie¬ 
mandem gefordert werden, 
schweigend in den eigenen Tod 
einzuwilligen, wenn die Armee 
kommt und einen töten will. Wo 
ein bewaffneter Kampf herrscht, 
kann nicht nur von einer Seite die 
Beendigung der Kampfhandlun¬ 
gen gefordert werden. Das kön¬ 
nen nur beide Seiten tun. Als 
„Gemeinschaft der Kommunen in 
Kurdistan“ teilen wir den Intellek¬ 
tuellen unsere Antwort mit: Wenn 
die Operationen gestoppt werden, 
werden wir unseren Einfluss auf 
die HPG geltend machen und die 
bewaffneten Aktionen zum Still¬ 
stand bringen. Das ist absolute 
Notwendigkeit. Und für eine 
Lösung des Problems, ist es wich¬ 
tig, dass das begriffen wird. Wir 
können uns nicht vernichten las¬ 
sen. Ich denke, dass das auch 
nicht das ist, was die Intellektuel¬ 
len wollen.“ (ÖP, 17./23.6., ISKU) 


sierter Marsch auf Ankara unter 
dem Motto "Mütter sollen nicht 
mehr weinen - Wir wollen Frieden" 
begonnen. Der Marsch begann in 
fünf Städten der Türkei und endet 
am 22.6. in Ankara. Die IHD-Mit- 
glieder wollen in einem Gespräch 
mit dem Parlamentsvorsitzenden 
Bültent Arme ihre Forderung nach 
Frieden vermitteln. Geplant sind 
außerdem Gespräche mit den Par¬ 
teien AKP und CHP. 

(ÜÖG, 21.6., ISKU) 

J11 EM - M i tarbeiter getötet 

Wie das HPG-Pressebüro mitteilt, 
wurde ein Mitarbeiter des illegalen 
Militärgeheimdienstes J1TEM, der 
für den Mord an zwei Guerilla- 
kämpfem verantwortlich gemacht 
wird, getötet. In der HPG -Erklä¬ 
rung heißt es: "Der JITEM- Mitar¬ 
beiter Atilla Kanda, der bei der 
Ermordung unserer Genossen Ali 
(Ahmet Yusuf) und Firat (Kawa 
Teyyar) am 17. Mai 2005 im Dorf 
Sisemzin in Hakkari -Yüksekova 
eine Rolle gespielt hat, wurde von 
unseren Kräften gefasst und 
bestraft." (ÖP, 23.6., ISKU) 

Kritik am nachlassenden 
Reformtempo 

Anläßlich des 54. Zusammentref¬ 
fens der gemischten Parlamenta¬ 
riergruppe von Europaparlament 
und türkischem Parlament wieder¬ 
holten Joost Lagendijk und der 
ständige Vertreter der EU in Anka¬ 
ra Hansjörg Kretschmer, dass das 
Reformtempo der Türkei nachge¬ 
lassen habe. Insbesondere die 
Absage der Armenier-Konferenz 
an der Bosporus Universität sowie 
das Verbotsverfahren gegen die 
Lehrergewerkschaft Egitim Sen 
erweckten in Europa den Ein¬ 
druck mangelnder Meinungsfrei¬ 
heit Kretschmer erklärte, dass die 
bisherigen Maßnahmen zur Min¬ 
derheitenfrage unbefriedigend 
seien und mehr Anstrengung 
bedürften. Seiner Ansicht nach 
sind die Kopenhagener Kriterien 
bisher nicht vollständig erfüllt. 

(Ra, 14.6, ISKU) 


Quellen: 

ÖP Özgür Politika 

DM Denge Mezopotamya 

AW Azadiya Welat 

RTV Roj-TV 

MHA Mesopotamische 

Nachrichtenagentur 
ÜÖG Ülkede Özgür Gündem 

Ra Radikal 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Infonnationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


17 MKP-Mitglieder in Dersim gefallen 


(OP, 23.6, MHA, 18.6, ISKU) 
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Erneuter Angriff auf Bevölkerung 


nach Guerilla-Beerdigung 


In Amed hat die Polizei nach der 
Beerdigung eines gefallenen Gue¬ 
rillakämpfers die Bevölkerung 
angegriffen. Dabei wurden Pan¬ 
zer und Schusswaffen eingesetzt. 
Es kam zu mehreren Verletzten 
und einer großen Anzahl Festnah¬ 
men. 

Am 24. Juni sind vier Guerilla¬ 
kämpfer bei einer Militäropera¬ 
tion in der Region Bingöl ums 
Leben gekommen. Darunter 
befand sich der Gebietskomman¬ 
dant von Erzurum, Ahmet Okur 
(Codename Serxwebun). Der 
Leichnam wurde von Bingöl nach 
Amed überführt. Die Beerdigung 
fand unter strengen Sicherheits¬ 


vorkehrungen statt. Per Mega¬ 
phon kündigte die Polizei an, ein¬ 
zuschreiten, falls Parolen gerufen 
würden. Dennoch fand die Beer¬ 
digung unter Parolenrufen statt. 
Im Anschluss formierte sich ein 
Demonstrationszug, der von der 
Polizei unter Einsatz von Panzer¬ 
fahrzeugen, Tränengas und 
Schusswaffen angegriffen wurde. 
Bei der Autopsie des Leichnams 
von Tekin Sabak, der in der glei¬ 
chen Operation getötet wurde, 
stellte sich heraus, dass seine 
Kehle durchschnitten und sein 
Schädel zerschmettert worden 
war. Die Beerdigung findet heute 
in Van statt. Bei den beiden ande¬ 


ren Gefallenen handelt es sich um 
Mehmet Bayar (Sinan Ciyager) 
aus Amed-Ergani und Senar 
Gülükanlu (Kani) aus Südwest¬ 
kurdistan. 

Das HPG-Pressebüro teilte mit, 
dass bei der Militäroperation in 
Bingöl 22 Soldaten getötet worden 
seien. Die Guerillakämpfer hätten 
"bis zur letzten Kugel" gekämpft 
und ihr Leben selbst beendet, um 
der Armee nicht lebend in die 
Hände zu fallen. An der Operation 
seien zwischen 3000 und 5000 Sol¬ 
daten beteiligt gewesen, es sei an 
sechs verschiedenen Punkten zu 
Gefechten gekommen. 

(ÖP, 28.6., ISKU) 


NRW: 70 Kurdinnen in Nacht- und 
Nebelaktion abgeschoben 


In Düsseldorf wurden am 
Dienstag 70 Kurden abgescho¬ 
ben. Gefesselt, geschlagen, mit 
Psychopharmaka ruhiggestellt. 
Die junge Welt führte ein 
Gespräch mit der Anwältin Nesli- 
han Celik aus Bochum, die eine 
der betroffenen Familien juri¬ 
stisch vertritt. 

Nordrhein-westfälische Behörden 
haben am frühen Dienstag in einer 
Nacht- und Nebelaktion Dutzende 
Asylbewerber aus Kurdistan in die 
Türkei abgeschoben. Sie waren 
dabei, wie lief das ab? 

Die Asylbewerber waren zum Teil 
mitten in der Nacht zu Hause 
abgeholt worden, andere kamen 
offenbar aus dem Abschiebek- 
nast. Als erstes sah ich zahlreiche 
Fahrzeuge mit Behördenkennzei¬ 
chen, Reisebusse, Wagen des 
Bundesgrenzschutzes sowie der 
normalen Polizei. Die Autos wur¬ 
den einzeln durch ein Tor aufs 
Düsseldorfer Flughafengelände 
gelassen. Ich konnte sehen, wie 
die Menschen im wahrsten Sinne 
des Wortes ausgeladen wurden, 
sie wurden zum Teil wie Gepäk- 
kstücke aus den Autos gezogen. 
Es dauerte etwa drei Stunden, bis 
alle in eine auf dem Rollfeld war¬ 
tende Chartermaschine verfrach¬ 
tet waren. 

Um wie viele Personen handelte es 
sich? 

Das waren etwa 70, in der Mehr¬ 
zahl Männer. Aber auch viele 
Frauen und Kinder waren dabei, 
junge Männer und alte Menschen. 
Die Männer waren allesamt mit 
Handschellen gefesselt. Aus der 
Feme konnte ich meinen Man¬ 


danten sehen, er trug zusätzlich 
noch Fußschellen und war blau im 
Gesicht. Offenbar hatte ihn die 
Polizei geschlagen. 

Die Kinder waren von den Eltern 
getrennt worden, sie standen in 
Decken gehüllt herum, einige 
weinten. Sie wurden von einer 
Frau betreut, vermutlich einer 
Sozialarbeiterin. Die Kinder mei¬ 
nes Mandanten habe ich aller¬ 
dings nicht gesehen. 

Welchen Eindruck machten die 
Kurden auf Sie? 

Mein Mandant erblickte mich 
zwar, sah aber buchstäblich durch 
mich hindurch, er nahm mich gar 
nicht mehr bewußt wahr. Später 
erfuhr ich, daß die Asylbewerber 
- zumindest die Erwachsenen - 
Psychopharmaka bekommen hat¬ 
ten. In den Fahrzeugen waren 
ihnen die Tabletten aufgezwungen 
oder aufgenötigt worden. Die 
Frau meines Mandanten soll noch 
in der Wohnung, aus der die Fami¬ 
lie abgeholt worden war, eine 
Bemhigungsspritze in den Ober¬ 
schenkel bekommen haben. Das 
haben mir Nachbarn erzählt. Ich 
habe sie nicht mehr gesehen - 
möglicherweise war sie in dem 
Krankenwagen, der direkt am 
Flugzeug vorfuhr. 

Haben Sie versucht, Kontakt zu der 
Familie aufzunehmen, die Sie ver¬ 
treten? Wie reagierten die deut¬ 
schen Abschiebebeamten? 

Ich durfte bis zum Tor, weiter 
nicht. Ein Beamter sagte mir, ich 
habe ja schon vorher Gelegenheit 
gehabt, mit meiner Mandant¬ 
schaft zu sprechen. Mit der 
Abschiebung sei jetzt der Fall 


abgeschlossen, mein Mandat 
habe sich damit erledigt. Die 
Abschiebung verlaufe nach Recht 
und Ordnung, was ja auch in mei¬ 
nem Sinne sei. 

Aus welchen Gründen hatten die 
jetzt Abgeschobenen in Deutschland 
um Asyl nachgesucht? 

Es sind Kurden, politische Flücht¬ 
linge aus der Türkei, die zum Teil 
schon seit Jahren in Deutschland 
sind. Meine Mandanten z.B. sind 
schon vor 14 Jahren gekommen. 
Die europäische Öffentlichkeit 
vergißt gerne, daß der türkische 
Staat in den 90er Jahren gegen die 
Kurden Krieg führte und die 
Angriffe in der letzten Zeit wieder 
aufgenommen hat. Die Abgescho¬ 
benen müssen befürchten, daß sie 
von den türkischen Behörden ver¬ 
folgt werden, sie müssen mit 
Gefängnis und sogar mit Folter 
rechnen. 

Was geschah in Istanbul nach der 
Landung der Abgeschobenen? 

Es ist mir leider nicht gelungen, 
Kontakt zu meinen Mandanten 
aufzunehmen. Ich habe mich aller¬ 
dings sofort mit der Rechtsan¬ 
waltskammer in Istanbul in Ver¬ 
bindung gesetzt. Türkische Kolle¬ 
gen haben noch in der Nacht ver¬ 
sucht, Kontakt aufzunehmen, 
allerdings vergeblich. Die Behör¬ 
den leugneten zunächst, daß ein 
Transport eingetroffen sei, später 
hieß es zynisch, es sei ein »Paket« 
mit 70 Personen angekommen. 
Erst später hieß es, meine Man¬ 
danten seien auf freien Fuß 
gesetzt worden. Was mit den 
anderen ist, habe ich nicht erfah¬ 
ren. (jW, 30.6., ISKU) 


Meldungen 

Aufruf zum Dialog 
"wie USA im Irak" 

Murat Karayilan hat die türkische 
Regierung zu einem politischen 
Dialog aufgefordert, wie er auch 
von den USA mit den Rebellen im 
Irak geführt werde. Ankara solle 
einen Vertreter zu Gesprächen 
über eine Lösung in die Kurden¬ 
region schicken, sagte Murat 
Karayilan am Dienstag in einem 
wahrscheinlich im Nordirak 
geführten Interview mit der in 
Deutschland ansässigen und 
Nachrichtenagentur Mesopota¬ 
mien. Die USA hätten im Irak 
sogar Verhandlungen mit Organi¬ 
sationen aufgenommen, die "mit 
allen Mitteln" Widerstand leiste¬ 
ten und "keinerlei Gesetz" ein¬ 
hielten. Dadurch seien die Ver¬ 
einigten Staaten nicht "gedemü- 
tigt" worden, sondern "gewach¬ 
sen", fügte Karayilan hinzu. Er 
bemängelte, dass die türkische 
Regierung Verhandlungen mit 
seiner Organisation bisher strikt 
ablehnt. (ya, 28.6., ISKU) 

Drei Guerillakämpfer 
in Idil gefallen 

Wie die HPG erklärt haben, sind 
bei einem Gefecht am 24. Juni im 
Kreis Idil in Sirnak drei Guerilla¬ 
kämpferinnen und sieben Solda¬ 
ten ums Leben gekommen. Bei 
den HPG-Mitgliedem handelt es 
sich um Zahide Kurt (Norsin, 
geboren 1979 in Hakkari), M. 
Masuk Atuk (Mahir, geboren 
1981 in Mardin/Midyat) sowie 
um Kemal Ismailogullari (Rodi, 
geboren 1978 in Dogubeyazit). 
Die Leichname von zwei der vier 
in Bingöl gefallenen Guerilla¬ 
kämpfer wurden unterdessen 
unter der Beteiligung von tausen¬ 
den Menschen in ihren Heimator¬ 
ten Van-Bostanici und Amed- 
Ergani beigesetzt. 

(ÖP, 29.6., ISKU) 

JITEM legalisiert 

Der militärische Geheimdienst 
JITEM ist vom türkischen Parla¬ 
ment legalisiert worden. Bisher 
war seine Existenz offiziell nicht 
anerkannt worden. 

(ÖP, 29.6., ISKU) 

Frauenzentrum in 
Batman eröffnet 

In Batman ist eine Zweigstelle 
des bereits in Diyarbakir beste¬ 
henden Frauenzentrums SELIS 
eröffnet worden. An der Eröff¬ 
nungsfeier nahmen Hunderte 
Frauen teil. 

In einer Ansprache erklärte Sul¬ 
tan Yel, Mitarbeiterin des Frauen¬ 
zentrums: "Wir sind entschlos¬ 
sen, Lösungen für die Probleme 
der Frauen in Batman zu finden." 
Sie rief alle Institutionen dazu auf, 





IHD: Folter wird toleriert 


Bei jedem Gespräch mit EU-Vertre- 
tern betont die AKP-Regierung 
ihre Verbundenheit zu demokrati¬ 
schen Kriterien und verspricht 
"Null Toleranz der Folter". Der 
vom Menschenrechtsverein IHD in 
Ankara aus Anlass des Internatio¬ 
nalen Solidaritätstages mit Fol- 
teropfem am 26. Juni veröffentlich¬ 
te Bericht zeigt jedoch auch, dass 
keine Verbesserung stattgefunden 
hat. Demnach sind dem IHD im 
Jahr 2004 843 Fälle von Folter und 
Misshandlung bekannt geworden. 
In den ersten drei Monaten des 
Jahres 2005 verweist der Men¬ 
schenrechtsverein auf 448 Fälle 
von Folter, Misshandlung und 
Erniedrigung. Die Vorsitzende des 
IHD Istanbul, Eren Keskin, 
bezeichnete Folter als Maßnahme 
staatlicher Politik: "In der Vergan¬ 
genheit wurden Methoden ange¬ 
wendet, die Spuren hinterlassen. In 
letzter Zeit werden jedoch Metho- 


Die Ortschaft Bostanici bei Van 
befindet sich in einem nicht offi¬ 
ziell erklärten Ausnahmezustand. 
Soldaten marschieren mit 
Marschmusik durch den Ort, 
Wohnungen werden durchsucht. 
Vertreter politischer Parteien und 
zivilgesellschaftlicher Organisa¬ 
tionen protestieren gegen diesen 
Zustand und fordern ein soforti¬ 
ges Ende dieser Maßnahmen. 

In Bostanici war am 21. Juni bei 
Protesten der Bevölkerung gegen 
die heimliche Beerdigung zweier 
Guerillakämpfer ein junger Mann 
getötet worden. Elf Personen wur¬ 
den verletzt, davon ein Soldat. 
Nach den Vorfällen wurde die 
Anzahl der Soldaten vor Ort 
erhöht. Tag und Nacht fahren 


Der 28-jährige Taylan SARIGÜL 
wurde unmittelbar, nachdem ihn 
das Oberlandesgericht (OLG) 
Koblenz am 16. Juni 2005 wegen 
„Mitgliedschaft in einer kriminel¬ 
len Vereinigung“ (§129 StGB) zu 
einer Freiheitsstrafe von 2 Jahren 
verurteilt hatte, aus der JVA in 
Koblenz in die „Gewahrsamsein¬ 
richtung für Ausreisepflichtige“ 
nach Ingelheim verbracht. Am 23. 
Juni wurde er zwecks Ausstellung 
von Ausreisedokumenten zwangs¬ 
weise dem türkischen Konsulat 


den angewendet, die weniger Spu¬ 
ren hinterlassen. Dabei handelt es 
sich beispielsweise um das Zerren 
an Haaren, um das Bespritzen der 
Geschlechtsorgane mit einem 
Hochdruckschlauch und die 
Androhung von Vergewaltigung. 
Daher kann auf keinen Fall davon 
gesprochen werden, dass es in der 
Türkei keine Folter mehr gibt. Der 
Begriff "Null Toleranz der Folter" 
ist in der Türkei inhaltlich leer." 
Keskin verwies darauf, dass insbe¬ 
sondere in den kurdischen Provin¬ 
zen die Anwendung von Folter 
intensiv fortgesetzt werde. "In die¬ 
ser Region werden immer noch 
unter dem Begriff Kriegshandlung 
Menschen die Augen ausgesto¬ 
chen und die Ohren abgeschnitten. 
Wie kann man an einem Ort, an 
dem solche Dinge passieren, davon 
sprechen, dass es keine Folter 
mehr gebe?" Keskin kritisierte 
weiterhin, dass die Dokumentation 


Panzerwagen durch den Ort und 
kontrollieren "Verdächtige". Bei 
Hausdurchsuchungen werden die 
Bewohnerinnen davor gewarnt, 
an keinen Guerillabeerdigungen 
mehr teilzunehmen. Auch der 
Bürgermeister und sein Dienst¬ 
fahrzeug wurden durchsucht, als 
er der Familie des von Soldaten 
erschossenen jungen Mannes 
sein Beileid aussprechen wollte. 
Neben anderen Organisationen 
drückte auch der Menschen¬ 
rechtsverein IHD seine Besorgnis 
über den Zustand in Bostanici aus. 
"Wir befürchten eine Eskalation", 
erklärte ein Sprecher des Vereins. 
"Das Militär betrachtet sich hier 
als einzige Autorität. Die Regie¬ 
rung ist außer Kraft gesetzt. Es 


vorgeführt. Er hat sich jedoch 
geweigert, die Papiere zu unter¬ 
schreiben. Seit dem 17. Juni 2005 
befindet sich Taylan Sarigül im 
Hungerstreik. 

Am 12. November des vergange¬ 
nen Jahres hat der Generalbundes¬ 
anwalt den Kurden in Rüsselsheim 
festnehmen lassen, weil er als 
Angehöriger des „Funktionärskör¬ 
pers der PKK“ zwischen Septem¬ 
ber 2003 und Juni 2004 die PKK- 
Gebiete in Darmstadt bzw. Mainz 
geleitet haben soll. Darüber hinaus 


von Folterfällen in der Türkei nur 
Gültigkeit habe, wenn sie von offi¬ 
ziellen Sachverständigen ausgehe. 
"Das bedeutet, dass nur die 
Gerichtsmedizin entscheidet, ob 
Sie Opfer von Folter geworden 
sind. Die Gerichtsmedizin ist 
jedoch ein offizielles Organ des 
Staates. Als Beweismittel müssen 
auch Atteste alternativer Ärzte 
anerkannt werden." 

In Verweis auf die Reaktion des 
Heereskommandanten General 
Yasar Büyükkanit auf die Forde¬ 
rung nach Einstellung aller Kriegs¬ 
handlungen der EU-Botschafter 
und Intellektuellen in der Türkei 
erklärte Keskin: "In der Türkei ist 
es der Militarismus, der den Willen 
festlegt. Solange es einen General¬ 
stab gibt, der Intellektuelle, die für 
die Beendigung des Krieges eintre- 
ten, als Dummköpfe beschuldigt, 
lässt sich kein Fortschritt verzeich¬ 
nen." (ÖP, 27.6., ISKU) 


wird auf unbewaffnete Menschen¬ 
mengen geschossen." 

Die Gräber der beiden in Bostani¬ 
ci beerdigten Guerillakämpfer 
sowie des bei den Protesten getö¬ 
teten jungen Mannes wurden 
unterdessen von Unbekannten 
zerstört. Die Mutter von einem 
der Guerillakämpfer bemerkte 
dazu, es habe wohl nicht ausge¬ 
reicht, dass ihrem Sohn nach sei¬ 
nem Tod die Kehle durchge¬ 
schnitten und der Schädel zer¬ 
schmettert worden sei. Trotz aller 
Provokationen und Ungerechtig¬ 
keiten werde sie sich weiter für 
Frieden einsetzen. "Wir wollen, 
dass das Blutvergießen gestoppt 
wird", sagte sie. 

(ÖP, 29.6., ISKU) 


wurde ihm vorgeworfen, für das 
sog. „Heimatbüro Europa“ verant¬ 
wortlich gewesen zu sein. Diesen 
Vorwurf musste die Bundesanwalt¬ 
schaft (BAW) allerdings im Laufe 
des Verfahrens wegen fehlender 
Beweise fallen lassen. Weil die 
BAW befürchtete, der Kurde könn¬ 
te nach Urteilsverkündung auf 
freien Fuß kommen und ihrer Mei¬ 
nung nach untertauchen, betrieb 
sie über die Ausländerbehörde die 
Einleitung seiner Abschiebung. 

(Az, 28.6., ISKU) 


die Arbeit des Zentrums solida¬ 
risch zu unterstützen. Hacire 
Özdemir von SELIS in Diyarbakir 
machte darauf aufmerksam, dass 
das Projekt auf Forderung von 
Frauen in Batman gestartet wor¬ 
den sei. Das neu eröffnete Zen¬ 
trum solle auch keine Kopie von 
SELIS in Diyarbakir werden, son¬ 
dern seine Arbeit auf die speziel¬ 
len Problemstellungen in der 
Region abstimmen. "Wir hoffen, 
dass die Frauen in Batman, die 
durch die hohe Selbstmordquote 
in die Schlagzeilen gekommen 
sind, in ihrem Frauenzentrum für 
ihre Freiheit kämpfen werden." 

In dem Zentrum wird Bildungs¬ 
und Beratungsarbeit stattfinden. 
Insgesamt gibt es fünf Mitarbei¬ 
terinnen. (ÖP, 27.6., ISKU) 

Demo gegen "Ehrenmorde" 
in Wiesbaden 

Verschiedene Frauengruppen 
und Organisationen werden am 
Donnerstag in Wiesbaden mit 
einer Demonstration gegen 
"Ehrenmorde" protestieren. Die 
Demonstration findet im Geden¬ 
ken an Gönül Karabey statt, die 
am 13. Juni von ihrem Bruder 
ermordet worden ist. Das Motto 
der Aktion lautet: "Mord ist keine 
Ehrensache". 

Das Aktionsbündnis in Wiesba¬ 
den hat sich nach dem Mord an 
einer jungen Frau aus Erzurum 
gegründet. Die Demonstration 
beginnt am 30. Juni um 17 Uhr 
am Elsässerplatz. Die Abschluss¬ 
kundgebung findet am Mauritius¬ 
platz statt. 

Die zwanzigjährige Gönül Karab¬ 
ey war von ihrem großen Bruder 
mit sechs Schüssen getötet wor¬ 
den. Gegen den Willen ihrer 
Familie hatte sie sich mit einem 
Deutschen verlobt und das 
Elternhaus im Streit verlassen. In 
der Hoffnung auf eine mögliche 
Versöhnung mit ihrer Familie 
hatte sie eingewilligt, sich mit 
ihrem Bruder zu treffen, der sie 
daraufhin erschoss. 

(ÖP, 27.6., ISKU) 


Quellen: 

ÖP Özgür Politika 

DIHA Diele 

N achrichtenagentur 
Az Azadi e.V. 

jW junge Welt 

ya yahoo 


N Ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Infonnationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


Izmir: Unterstützung für Friedensinitiative 


85 Intellektuelle aus Izmir haben 
ihre Unterstützung für die Frie¬ 
densdeklaration erklärt, die am 
15. Juni in Istanbul mit dem Ziel 
veröffentlich worden war, die 
andauernden militärischen Aus¬ 
einandersetzungen zu stoppen. In 
der Erklärung werden der türki¬ 
sche Staat und die PKK aufgefor¬ 
dert, den bewaffneten Konflikt 
beizulegen. 

Merek Görengli, Dozent an der 
soziologischen Fakultät der Ege- 
Universität, wies auf einer Pres¬ 


sekonferenz zur Vorstellung der 
Unterstützungserklärung darauf 
hin, dass allein im vergangenen 
Monat mehr als 50 Menschen ihr 
Leben in Auseinandersetzungen 
verloren haben. "Das, was mit 
den Begriffen "Konflikte niederer 
Intensität" oder "schmutziger 
Krieg" bezeichnet wird, verur¬ 
sacht Millionen Menschen 
Schmerzen. Aus der Verantwor¬ 
tung für unser Land und aus 
Liebe zu den Menschen sagen 
wir: lasst uns ein gerechtes 


Leben in Frieden führen. Kein 
Mensch sollte bei Auseinander¬ 
setzungen sterben. Die PKK soll¬ 
te, ohne Vorbedingungen zu stel¬ 
len, ihre bewaffneten Aktionen so 
schnell wie möglich einstellen. 
Von der Regierung fordern wir, 
einen rechtlichen Rahmen zu 
schaffen, der zum Frieden bei¬ 
trägt und es allen ermöglicht, auf 
demokratische Weise am gesell¬ 
schaftlichen Leben teilzuneh¬ 
men." 

(DIHA, 29.6., ISKU) 


Ausnahmezustand in Van-Bostanici 


Abschiebehaft nach Urteil 
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Koma Kometen Kurdistane ; 

Aufruf an die Türkei 


Der Exekutivrat der Koma Kome- 
len Kurdistane (Gemeinschaft der 
Kommunen Kurdistans) ruft zur 
Teilnahme, an einer Kampagne für 
Abdullah Öcalan auf. In der Erklä¬ 
rung heißt es: "Die türkische 
Regierung muss ihre verantwor¬ 
tungslose Haltung zur kurdischen 
Frage aufgeben und unter Beach¬ 
tung des Aufrufes der Intellektuel¬ 
len und der allgemeinen Erwar¬ 
tungen der Öffentlichkeit die 
aktuelle Phase für eine Lösung 
nutzen." 

Weiter lautet die Erklärung: "Mit 
dem Inkrafttreten des neuen Straf¬ 
gesetzes am 1. Juni haben antide¬ 
mokratische gesetzliche Neurege¬ 
lungen dafür gesorgt, dass seit 
fünf Wochen kein Besuch bei 
Abdullah Öcalan mehr stattfinden 
konnte. Wir begrüßen die Aktio¬ 
nen, die unser Volk im In- und Aus¬ 
land für die Aufhebung der Isola 
tion und die Beendigung der Mili¬ 
täroperationen durchführt. Diese 
Aktivitäten müssen erweitert und 
fortgesetzt werden, bis sie zu 
einem Ergebnis führen." 

Es wird darauf aufmerksam 
gemacht, dass das Ministerkomi¬ 
tee des Europarates das Urteil des 
Europäischen Menschenrechtsge- 


Irn Anschluss an den Aufruf des 
Kongra-Gel, die Intellektuellen in 
der Türkei sollten sich als Vermitt¬ 
ler zur Verfügung stellen, haben 
einige der Unterzeichnenden des 
Intellektuellenaufrufs ihre Bereit¬ 
schaft dazu signalisiert. 

So erklärte der stellvertretende 
ÖDP-Vorsitzende Hakan Tahmaz: 
"Wenn wir dieses Feuer mit 
Gesprächen in den Kandil-Bergen 
löschen können, dann besteht kein 
Grund zur Zurückhaltung. Wenn es 
nötig ist, fahren wir in die Berge." 
Er erläuterte weiterhin, dass der 
Kongra-Gel-Aufruf wichtig sei und 
sie als Intellektuelle von nieman¬ 
dem gefordert hätten, seine Waffen 
zu vergraben. "Meiner Meinung 
nach ist dieser Aufruf dazu geeig¬ 
net, die Entwicklungen im positiven 
Sinne voran zu treiben. Natürlich 
werden wir ihn gemeinsam mit den 
anderen Unterzeichnenden aus¬ 
werten. Ich halte es nicht für 
unmöglich, nach Kandil zu fahren." 
Er selbst sei dazu bereit, jede Art 
von Verantwortung zu überneh¬ 
men. 'Wir werden tun, was wir kön¬ 
nen, um einen Dialog zustande zu 
bringen und den Willen für eine 
Lösung zu stärken." Die Angele¬ 
genheit sei für ihn nicht mit der 
Veröffentlichung eines Aufrufes 
erledigt, so erklärte Tahmaz. "Wir 
werden die Sache natürlich weiter 


richtshofes zur Neuverhandlung 
des Öcalan-Falles diskutiert und 
ein Beschluss dazu für Oktober zu 
erwarten ist. Diese Zeit müsse in 
rechtlicher, politischer, diplomati¬ 
scher und aktivistischer Hinsicht 
genutzt werden. 

"Soweit aus den Gesprächen zwi¬ 
schen Generalstab und Premier¬ 
minister Erdogan bekannt wurde, 
visiert die Regierung die DEHAP, 
die Verwaltungen in Kurdistan 
und die demokratischen Institutio¬ 
nen in Europa an. Sie zeigt damit, 
dass sie weiterhin auf Repression 
und Verleugnung setzt. Die Erklä¬ 
rungen, die aus der Regierung 
und dem Generalstab kommen, 
erinnern an Ciller und Dogan 
Güres im Jahr 1993. In jener Zeit 
ließ Ciller verlauten, sie sei im 
Besitz einer liste von Unterstüt- 
zem. Im Folgenden wurden Tau¬ 
sende unschuldige Menschen 
ermordet. Die Aufdeckung dieser 
Morde und ihrer Täter hat gerade 
erst begonnen. Des Weiteren wur¬ 
den demokratische Einrichtungen 
angegriffen, Zeitungen in die Luft 
gesprengt, 4000 Dörfer zerstört 
und die Militäroperationen ver¬ 
schärft. 


verfolgen und uns sowohl bei der 
PKK als auch beim Staat dämm 
bemühen, Initiativen zu entwick¬ 
eln." 

Als ein weiterer Unterzeichner des 
Intellektuellenaufrufes erklärte 
Tayfun Mater, es sei dabei nicht 
dämm gegangen, die PKK aufzu- 
fordem, die Waffen nieder zu legen 
und zu sterben, sondern die Kampf¬ 
handlungen zu beenden. 

Arabische Intellektuelle rufen 
die Türkei zur I Äsung der kur¬ 
dischen Frage auf 

400 Mitglieder der arabischen Intel¬ 
lektuellen Initiative haben die türki¬ 
sche Regierung und das Militär zur 
Lösung der kurdischen Frage auf¬ 
gerufen. Der Sprecher der arabi¬ 
schen Intellektuellen Initiative Dr. 
Ahmed Abu Meter veröffentlichte 
eine Erklärung, in der gefordert 
wurde, dass die Verleugnung und 
Unterdrückung der demokrati¬ 
schen Rechte der Kurden sofort ein 
Ende haben muss. „Die kurdische 
Frage sollte in der Türkei und im 
Mittleren Osten mit friedlichen und 
demokratischen Mitteln gelöst wer¬ 
den. Die einseitigen Friedensbemü¬ 
hungen der Kurden seien jedoch 
von der türkischen Regierung und 
dem Militär unterdrückt und ange¬ 
griffen worden. Die kurdische 
Seite begrüße die Aufrufe von Hun- 


Als kurdische Seite mfen wir die 
Regiemng der Türkei dazu auf, 
dieses verantwortungslose Vorge¬ 
hen auf Kosten unseres Volkes 
nicht zu wiederholen und eine 
Neuverhandlung des Öcalan-Fal¬ 
les als eine Gmndlage für Demo¬ 
kratie und Frieden zu betrachten." 
"Unser Vorsitzender hat eine klare 
Haltung zur AKP-Politik einge¬ 
nommen, mit der über eine antide¬ 
mokratische Gesetzgebung die 
kurdische Frage unterdrückt wer¬ 
den soll. Dabei handelt es sich 
gleichzeitig um einen Aufruf an 
das kurdische und türkische Volk 
und seine Intellektuellen, die Ent¬ 
wicklungen aufmerksam zu verfol¬ 
gen und das Notwendige zu tun. 
Die aktuelle Phase verlangt mehr 
denn je nach Bewusstseinswer- 
dung, Organisiemng und Aktion, 
um eine Demokratisierung einzu¬ 
leiten. Wir mfen dazu auf, sich 
bereit zu machen für die Kampag¬ 
nen "Einsatz für Öcalan", "Mutter¬ 
sprachlicher Unterricht" und "Was 
wollen die Kurden". Wir mfen zu 
einer aussagekräftigen Teilnahme 
und auf dieser Gmndlage zum 
Aufbau des Koma Komelen Kurdi¬ 
stane Systems auf." 

(ÖP, 7.7., ISKU) 


derten kurdischen und türkischen 
Intellektuellen, die AKP Regiemng 
und das Militär antworten jedoch 
mit Krieg. Es soll kein Blutvergie¬ 
ßen mehr auf türkischer und kurdi¬ 
scher Seite geben.“ 

Irakische Intellektuelle richten 
Aufruf an türkischen Staat 

Die Unterstützung des Aufrufs tür¬ 
kischer und kurdischer Intellek¬ 
tueller zur Beendigung des Krieges 
in Kurdistan wächst weiter an. 
Nach palästinensischen Intellek¬ 
tuellen haben jetzt auf einer Ver¬ 
sammlung im Menschenrechtsver¬ 
ein in Bagdad 290 irakische Intel¬ 
lektuelle einen Aufruf an den türki¬ 
schen Staat gerichtet, den Krieg zu 
stoppen, die Militäroperationen 
gegen die HPG-Guerilla einzustel¬ 
len und Gespräche mit der kurdi¬ 
schen Seite zu beginnen. 

In dem Aufruf wird die kurdische 
Frage als eine der wichtigsten Fra¬ 
gen im Mittleren Osten bezeichnet. 
"Ohne die kurdische Frage zu 
lösen, kann es in der Region keinen 
dauerhaften Frieden und keine Sta¬ 
bilität geben", heißt es. Weiterhin 
erklärten sich die irakischen Intel¬ 
lektuellen dazu bereit, eine Vermitt¬ 
lerrolle bei Friedensgesprächen 
zwischen der kurdischen und der 
türkischen Seite einzunehmen. 

(ÖP, 1./4.7., MHA, 27.6., ISKU) 


Meldungen 

Anschlag auf Truppen¬ 
transport 

Die HPG haben sich zu einem 
Anschlag auf einen Truppentran¬ 
sport in Bingöl bekannt. 

Bei dem Zuganschlag sei darauf 
geachtet worden, Zivilisten kei¬ 
nen Schaden zuzufügen. In der 
HPG-Erklärung heißt es: "Der 
Zug bestand aus zehn Waggons. 
Die Aktion wurde so ausgeführt, 
dass den Zivilisten, die sich in 
den ersten drei Waggons befan¬ 
den, kein Schaden zugefügt 
wurde. Von den im Zug befind¬ 
lichen Soldaten sind neun gestor¬ 
ben, über zwanzig wurden teil¬ 
weise schwerverletzt." 

Gegen einen zweiten Zug, der 
zum Ort des Anschlags fuhr, sei 
eine ähnliche Aktion ausgeführt 
worden. Die Aktion habe im 
Gedenken an den Kommandan¬ 
ten der Region Erzurum, Ahmet 
Okur (Serwebun), stattgefunden, 
der zuvor in Bingöl bei einer Mili¬ 
täroperation ums Leben gekom¬ 
men war. (RTV, 3.7., ISKU) 

IHD in Bingöl angegriffen 

Während einer staatlichen 
Gedenkveranstaltung für die bei 
einem Bombenanschlag auf 
einen Zug in Bingöl getöteten 
Soldaten sind Unbekannte in die 
Zweigstelle des Menschenrechts¬ 
vereins IHD Bingöl eingedrun¬ 
gen und haben Fensterscheiben, 
Computer und weitere Gegen¬ 
stände zerstört. Zum Zeitpunkt 
der Tat befand sich niemand in 
den Vereinsräumen. 

(ÖP, 4.7., ISKU) 

Polizeiangriff auf Öcalan- 
Demonstration 

In Izmir, Manisa, Istanbul und 
Siirt haben Demonstrationen für 
die Freiheit Abdullah Öcalans 
stattgefunden. Dabei wurde 
gegen die Isolation Öcalans und 
die Militäroperationen der türki¬ 
schen Armee protestiert. In 
Izmir kam es zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen, als die 
Polizei mit Panzerfahrzeugen 
angriff. Die Polizei setzte Wasser¬ 
werfer und Tränengas ein. Die 
Jugendlichen antworteten mit 
Steinen und Molotowcocktails. 

(ÖP, 4.7, ISKU) 

Recht auf Muttersprache 
gestrichen 

Die Bildungsgewerkschaft Egi- 
tim Sen hat auf einer außeror¬ 
dentlichen Generalversammlung 
die Streichung des Begriffs 
"Recht auf muttersprachlichen 
Unterricht" aus ihrer Satzung 
beschlossen. Aufgrund dieses 
Paragraphen in der Satzung 
drohte der Gewerkschaft die 
Schließung. Der Vorsitzende, 


Intellektuelle zur Vermittlung bereit 





DTH: Delegiertenwahlen 
weitgehend abgeschlossen 


Die Delegiertenwahlen der Bewe¬ 
gung für eine demokratische 
Gesellschaft (DTH) als Vorberei¬ 
tung zur Parteigründung sind 
weitgehend abgeschlossen. Wie 
Rechtsanwalt Dogan Erbas als 
Mitglied der DTH-Koordination 
mitteilte, werden zwischen dem 1. 
und dem 20. Juli Wahlen zum 
Gründungsrat der Bewegung 
stattfinden. Der Gründungsrat 
wird das Parteiprogramm disku¬ 
tieren und die Parteiorgane wäh¬ 
len. 

Die Vorbereitungen für die Partei¬ 
gründung laufen seit letztem Sep¬ 
tember. Bei den Delegiertenwah¬ 
len, die zwischen April und Juni 
dieses Jahres durchgeführt wur¬ 
den, beteiligten sich 300 000 Per¬ 
sonen. Wie Erbas erklärte, seien 
im Rahmen der Parteigründung 
als erster Schritt in 42 der 81 Pro¬ 
vinzen in der Türkei Infonnations¬ 
veranstaltungen durchgeführt 


worden. Dabei seien Wahlkom¬ 
missionen zusammengestellt wor¬ 
den und schließlich hätten die 
Wahlen stattgefunden. Nur in Van 
und Konya müsse noch gewählt 
werden, kündigte Erbas an. Der 
Gründungsrat wird sich aus 
400 Mitgliedern zusam¬ 

mensetzen. 

Laut Erbas war die Wahlbeteili¬ 
gung höher als erwartet. Bei der 
DTH gilt eine Frauenquote von 
vierzig Prozent, jedoch sei die 
Quote an manchen Orten gar 
nicht zum Einsatz gekommen, da 
ohnehin ausreichend Kandidatin¬ 
nen gewählt worden seien. 

Das hohe Interesse der Bevölke¬ 
rung an den Delegiertenwahlen 
erklärte Erbas damit, dass es sich 
um eine neue Methode handele, 
die für die gesamte Bevölkerung 
offen und einsehbar sei. "Wir den¬ 
ken allerdings auch, dass teil¬ 
weise gerade die traditionellen 


Familien- und Stammesstrukturen 
an einigen Orten die Wahlbeteili¬ 
gung erhöht haben. Es ging dabei 
um Konkurrenz zwischen den 
Stämmen, was natürlich nicht 
unserer Vorstellung von Demo¬ 
kratie entspricht. Wir werden uns 
weiterhin darum bemühen, eine 
demokratische Kultur zu erschaf¬ 
fen. Der Übergang von traditionel¬ 
len Beziehungen zu demokrati¬ 
schen Beziehungen ist eine lang¬ 
fristige Arbeit." 

Erbas verwies darauf, dass die 
DTH ihren Programmentwurf zur 
öffentlichen Diskussion gestellt 
habe. Den bisher gewählten Dele¬ 
gierten sowie verschiedenen Intel¬ 
lektuellen und Wissenschaftlern 
sei der Text zugestellt worden. 
Der Entwurf werde entsprechend 
der Rückmeldungen erweitert 
und verändert. Die gleiche Proze¬ 
dur sei mit der Satzung geplant. 

(ÖP, 1.7., ISKU) 


"Solche wie du werden gesteinigt” 


"Frauen ist es verboten, zu singen. 
Solche wie du werden gesteinigt." 
Mit diesen Worten wurde Naze 
Ezizi, Dichterin und Musikerin aus 
Ostkurdistan, von der Polizei in 
Mahabad bedroht. 

Ezizi lebt in Teheran. Bei einem 
Besuch ihrer Familie in Mahabad 
wurde sie auf die Polizeiwache 
zitiert. Dort wurde sie gefragt, 
warum ihre Lieder im Fernsehsen¬ 
der Kurdistan-TV gespielt würden. 
Sie wurde belehrt, dass "ein musli¬ 
misches Mädchen" nicht das Recht 
habe, "ihre Stimme zu veröffent¬ 
lichen". Eine Frau müsse zuhause 
bleiben, ihre Stimme und ihr Aus¬ 
sehen seien einzig ihrem Ehemann 
Vorbehalten. Deshalb solle sie 
Anzeige gegen den Sender stellen. 
Ezizi erklärte dazu, dass sie "diesen 
Verrat" niemals begehen werde 
und bedankte sich ausdrücklich bei 
dem Sender. Die Polizei drohte ihr 
im Wiederholungsfall eine Geld¬ 
strafe an. Bei erneuter Wiederho¬ 
lung werde sie gesteinigt werden. 

19-jährigem droht Todesstrafe 

19 Jahre nach der Ermordung von 
neun Dorfbewohnerinnen in 
Urmiye in Ostkurdistan (Iran) im 
Jahr 1986 durch den Geheimdienst¬ 
ler und Kommandanten der irani¬ 
schen Armee, Malik Ebdul Elizade, 


hat ein kurdischer Jugendlicher 
Rache geübt und Elizade ermordet. 
Jetzt soll der 19-jährige Ferdin Xeli- 
li hingerichtet werden. 

Unter den Getöteten befanden sich 
eine schwangere Frau, Vater, Onkel 
und weitere Verwandte von Ferdin 
Xelili. Er selbst war damals noch 
nicht mal ein Jahr alt. Eine seiner 
Schwestern wurde von einer Kugel 
getroffen und ist seitdem gelähmt. 
Der Mörder wurde niemals vor 
Gericht gestellt. Am 17. Juni tötete 
Xelili Elizade und wurde ein paar 
Tage später vom Geheimdienst 
gefasst. Eine Reihe von weiteren 
Personen wurde aus demselben 
Anlass in Urmiye festgenommen. 
Wo Xelili sich jetzt befindet, ist 
unbekannt. Wie bekannt wurde, ist 
er schwer gefoltert worden und soll 
hingerichtet werden. 

25 Peitschenhiebe auf Forde¬ 
rung nach gerechter Verhand¬ 
lung 

Auf die Forderung des kurdischen 
Gefangenen Cehangir Baduzade 
nach gerechter Verhandlung rea¬ 
gierte die Gefängnisleitung mit der 
Verhängung einer Strafe von 25 
Peitschenhieben. 

Baduzade sitzt mit acht weiteren 
PJAK-Gefangenen (Partei des 
freien Leben Kurdistans) im 


Gefängnis in Urmiye. Ihm droht die 
Todesstrafe. Vergangene Woche ist 
er in Hungerstreik getreten. Fami¬ 
lienbesuche sind ihm verboten. 
Wie seine Frau Turan mitteilte, gilt 
das Besuchsverbot seit Beginn des 
Hungerstreiks. Auch die Repres¬ 
sion gegen die PJAK-Mitglieder im 
Gefängnis, die sich mit ihrem 
Mann solidarisch zeigten, habe 
sich seitdem erhöht. Am Montag 
wurde Baduzade, dessen Gesund¬ 
heitszustand sich zunehmend ver¬ 
schlechtert, aus der Gemein¬ 
schaftszelle geholt und ausge¬ 
peitscht. 

Baduzade war jahrelang aktives 
Mitglied der Demokratischen Par¬ 
tei Iran. Später trennte er sich von 
der Partei und lebte in Südkurdi¬ 
stan als Flüchtling. Als er mit seiner 
Familie in den Iran zurück kehrte, 
wurde er in Urmiye für einen Mord 
verhaftet, den er nicht begangen 
hat, und 45 Tage lang gefoltert Er 
widerstand der Folter und gab kein 
Geständnis ab. Daraufhin wurde er 
zunächst wegen unerlaubten Waf¬ 
fenbesitzes zu drei Jahren Haft ver¬ 
urteilt. Obwohl es keine Beweise 
für seine Schuld gibt, wurde vom 
Gericht in Urmiye die Todesstrafe 
gefordert. Die Antwort aus Tehe¬ 
ran steht noch aus. 

(MHA, 6J7.7., ÖP, 5.7, ISKU) 


Knegsbilanz für Jum: 


Das Beharren des Staates auf der 
Fortsetzung des Krieges, ungeach¬ 
tet aller Aufrufe zu Frieden, hat im 
Monat Juni eine schwere Bilanz 
gefordert. 169 Personen haben ihr 
Leben verloren. 


ihr Leben. Durch einen Angriff der 
Jandanna auf die in Van gegen die 
heimliche Beerdigung zweier gefal¬ 
lener Guerillakämpfer protestieren¬ 
de Bevölkerung wurde ein weiterer 
Mann erschossen. 


Nach Angaben der Volksverteidi¬ 
gungskräfte (HPG) wurden bei 
Gefechten in Kurdistan 141 Armee¬ 
angehörige und zehn Guerilla¬ 
kämpferinnen getötet. Bei einer 
Operation gegen die MKP in Der- 
sim verloren 17 MKP-Mitglieder 


Wie das HPG-Hauptquartier in 
einer Erklärung mitteilt, habe die 
türkische Armee die Militäropera¬ 
tionen in letzter Zeit intensiviert, 
dabei jedoch viele Fehlschläge und 
Verluste zu verzeichnen gehabt. 
Insgesamt seien in Kurdistan 44 


169 Tote 

Operationen durchgeführt worden, 
bei denen es zu 33 Gefechten 
gekommen sei. Die HPG habe 24 
Angriffe ausgeführt. Hauptopera¬ 
tionsgebiet sei die Region Botan 
gewesen. 

Das HPG-Hauptquartier kündigte 
an, die Selbstverteidigungsaktio¬ 
nen zu steigern, wenn die Isolation 
Abdullah Ocalans nicht aufgeho¬ 
ben und die Angriffe gegen Bevöl¬ 
kerung und Guerilla nicht einge¬ 
stellt werden. (ÖP, 1.7, ISKU) 


Alaadin Dincer, kündigte an, im 
Falle eines positiven Urteils vor 
dem Europäischen Menschen¬ 
rechtsgerichtshofes in dieser 
Sache werde das Recht auf mut¬ 
tersprachlichen Unterricht in 
schärferer Form erneut in der 
Satzung verankert. 

(ÖP, 4.7, ISKU) 

1000 Kandidatinnen für 
Friedensnobelpreis 

Der Friedensnobelpreis soll die¬ 
ses Jahr an tausend Frauen aus 
150 Ländern vergeben werden. 
Aus der Türkei wurden vier Kan¬ 
didatinnen nominiert. Dabei han¬ 
delt es sich um die Sprecherin 
der Initiative Mütter für den Frie¬ 
den, Müyesser Günes, die ehe¬ 
malige DEP-Abgeordnete, Leyla 
Zana, die Vorsitzende des Vereins 
Hilfe für Familien die ihre Ange¬ 
hörigen verloren haben, Pervin 
Buldan, sowie die feministische 
Journalistin Ayse Düzkan. Alle 
Kandidatinnen sind Kurdinnen 
und setzen sich seit vielen Jahren 
für eine Lösung der kurdischen 
Frage in der Türkei ein. 

(ÖP, 5.7, ISKU) 

Anträge beim Gouverneur in 
Mardin 

Sechstausend durch den Krieg 
geschädigte und von ihrem Land 
Vertriebene stellten einen Antrag 
beim Gouverneur in Mardin auf 
Entschädigung. Sie beziehen 
sich auf ein neues Gesetz, das 
nur noch bis zum 27. Juli Gültig¬ 
keit besitzt. Der § 5233 besagt: 
"Die Schäden, die durch Terror 
und Widerstand gegen Terror 
entstanden sind, werden 
beglichen." Bis jetzt wurden 
lediglich von 266 Personen die 
Anträge untersucht - ausgezahlt 
wurde an 15 Personen 100.000 
YTL etwa 60.000 Euro. Es wird 
erwartet, dass in den Bezirken 
von Mardin ca. 7.000 Geschädig¬ 
te dieses Gesetz in Anspruch 
nehmen werden. 

(MHA, 28.6., ISKU) 
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Iranisches Regime ermordet kurdischen Studenten — Proteste dauern an 

Staatsterror in Mahabad 


Nach der Ermordung eines jungen 
Mannes in der ostkurdischen Stadt 
Mahabad halten die Spannungen 
an. Der Kurde namens Siwane 
Qadri war am vergangenen 
Samstag von Militärs und Dorf- 
schützem ermordet und hinter ein 
Auto gebunden und durch die Stra¬ 
ßen geschleift worden. Nachdem 
am Dienstag 5000 Menschen aus 
Protest auf die Straßen gingen, lie¬ 
fen die Aktionen auch in den fol¬ 
genden Tagen und Nächten weiter. 
Der Bruder des Ermordeten, Ebu- 
bekir Qadri, berichtete gegenüber 
der Nachrichtenagentur MHA von 
dem Vorfall: "Mein Bruder galt als 
Symbolfigur unter den Jugend¬ 
lichen der Stadt, weil er immer 
gegen die Repression des Staates 
aufgestanden ist und bei jeder 
Aktion in vorderster Reihe stand. 
Er war mutig und liebte sein Land. 
Letzten Samstagabend saß er mit 
einigen Freunden an einem Brun¬ 
nen in dem Stadtviertel, in dem wir 
wohnen, als sich ihnen ungefähr 


Im Flüchtlingslager Maxmur in 
Südkurdistan werden seit fünf 
Monaten keine Lebensmittel mehr 
ausgegeben. Wie der Bürgermeis¬ 
ter des Lagers, Abdülkerim Tune, 
mitteilte, wird die Versorgung mit 
Lebensmitteln, Wasser und Strom 
immer schlechter. In Maxmur 
leben ca. 10.000 Flüchtlinge aus 
Nordkurdistan. Das Lager steht 
unter der Schirmherrschaft der 
UN, aber seit dem Irak-Krieg befin¬ 
den sich nur noch Repräsentanten 
im Land. Tune erklärte weiterhin: 


sechzig Soldaten und Dorfschützer 
in Militärfahrzeugen näherten. Es 
waren viele Menschen anwesend, 
die auch bereit sind, als Zeugen 
auszusagen. Als mein Bruder die 
Soldaten sah, wollte er wissen, was 
los ist, und bewegte sich auf sie zu. 
Bevor er auch nur ein Wort sagen 
konnte, wurde er aus zehn Meter 
Abstand von einer Kugel in den 
Fuß getroffen. Er versuchte zu flie¬ 
hen, aber eine weitere Kugel traf 
ihn im Bauch." 

In verletztem Zustand sei Siwane 
Qadri hinter das Auto gebunden 
worden, so erzählt sein Bruder wei¬ 
ter. "Sie prügelten ihn mit ihren 
Gewehrläufen und traten ihn, bis er 
blutüberströmt war. Er wurde 
durch Folter getötet" 

Erst am Montag abend wurde der 
Familie der Leichnam ausgehän¬ 
digt. Von seinem Gesicht sei nichts 
mehr zu erkennen gewesen, so 
berichtet Ebubekir Qadri. Sein 
Bruder sei besonders während der 
Proteste gegen die Präsident¬ 


en - können mit den UN nur über 
die Regionalregierung verhandeln. 
Aufgrund der instabilen Lage im 
Irak finden wir oft keine Ansprech¬ 
partner für unsere Probleme.“ Am 
dringendsten sei zur Zeit das Pro¬ 
blem der Lebensmittelversorgung. 
„Der Wassermangel und die 
schlechte Wasserqualität führen zu 
Krankheiten. Früher wurden 
Grundlebensmittel an die Bevölke¬ 
rung ausgegeben, aber diese Ver¬ 
sorgung ist vor fünf Monaten ein¬ 
gestellt worden. Es werden nur 


Schaftswahlen sehr aktiv gewesen. 
"Siwane wurde ermordet, um die 
Jugendlichen in der Stadt einzu- 
schüchtem", so Ebubekir. "Aber 
jetzt ist er erst recht zum Symbol 
geworden und die ganze Stadt ist 
auf den Beinen. 

Am Dienstag Abend griffen 
Sondereinsatzkräfte und Soldaten 
Protestkundgebungen mit Schuss¬ 
waffen und Tränengas an. Dabei 
wurden viele Menschen verletzt, 
darunter viele Frauen und Kinder. 
Über achtzig Personen wurden 
festgenommen. Auch am Mittwoch 
gingen ca. 2000 Menschen auf die 
Straße, um ihren Protest gegen das 
iranische Regime zum Ausdruck zu 
bringen. 

Aus Protest gegen die Vorfälle 
schlossen viele Geschäfte in der 
Stadt die Rollläden. Die iranischen 
Soldaten verstärkten daraufhin die 
"Sicherheitsvorkehrungen". Ca. 
3000 Soldaten halten die Stadt zur¬ 
zeit besetzt. 

(ÖP/MHA, 11.-14.7, ISKU) 


noch Reis und Mehl verteilt. 
Lebensmittel werden immer teurer. 
Außerdem haben wir kaum noch 
Strom.“ 

Tune erinnerte weiterhin daran, 
dass für eine Rückkehr in die Tür¬ 
kei eine Generalamnestie vonnöten 
sei. „Solange keine Generalamnes¬ 
tie erlassen und die kurdische Iden¬ 
tität nicht anerkannt wird, kann es 
für uns keine Rückkehr geben. Wir 
sind aus politischen Gründen 
geflüchtet“ 

(MHA, 13.7, ISKU) 


Meldungen 

Fünf Monate Haftstrafe für 
kurdische Musik 

Gegen Vorstandsmitglieder der 
verbotenen Partei HADEP sind 
wegen Verstoß gegen das Partei¬ 
gesetz Haftstrafen von fünf Mona¬ 
ten ausgesprochen worden, weil 
sie auf einem regionalen Partei¬ 
kongress das Spielen kurdischer 
Musik und das Rufen der Parole 
"Es lebe die HADEP" auf kur¬ 
disch nicht verhindert hätten. Die 
Betroffenen haben Widerspruch 
eingelegt. (ÖP, 13.7, ISKU) 

Isohaft wegen kurdischer 
Lieder 

65 Gefangene im F-Typ-Gefäng- 
nis Adana-Kürkcüler sind mit 
einem Teilnahmeverbot an allen 
sozialen Aktivitäten bestraft wor¬ 
den, weil sie Petitionen mit der 
Forderung der Aufhebung der 
Isolation Abdullah Öcalans und 
der Beendigung der Militäropera¬ 
tionen an die Gefängnisverwal¬ 
tung eingereicht haben. Drei 
Gefangene wurden mit unbe¬ 
schränkter Isolationshaft bestraft, 
weil sie kurdische Lieder gesun¬ 
gen haben. 

Die Gefängnisverwaltung verwei¬ 
gerte eine Stellungnahme zu die¬ 
sem Vorgehen. (ÖP, 12.7., ISKU) 

Gefangene verweigern 
Teilnahme 

Seit Anfang dieses Monats ver¬ 
weigern die PKK-Gefangenen in 
der Türkei aus Protest gegen die 
Isolation Abdullah Öcalans und 
die Angriffe des türkischen Staa¬ 
tes auf die Bevölkerung und die 
Guerilla den Empfang von Besu¬ 
chern. Mit einer Erklärung mach¬ 
ten sie jetzt öffentlich, dass sie ab 
sofort auch nicht mehr an 
Gerichtsverhandlungen und sozi¬ 
alen Aktivitäten im Gefängnis teil¬ 
nehmen werden. "Im Falle von 
Zwangsvorführungen werden wir 
unter dem Hinweis, dass keine 
Bedingungen für eine faire 
Gerichtsverhandlung bestehen, 
die Aussage verweigern", heißt 
es in der Erklärung. "Stattdessen 
werden wir von den UN die 
Errichtung eines unabhängigen, 
internationalen Gerichtes for¬ 
dern." (ÖP, 11.7, ISKU) 

Anstieg von Hausdurchsu¬ 
chungen und Festnahmen 

Einhergehend mit der Auswei¬ 
tung der Militäroperationen in 
Kurdistan steigen auch die Haus¬ 
durchsuchungen und Festnah¬ 
men. In Dersim sind vorgestern 
Nacht bei Hausdurchsuchungen 
zwei Männer im Zusammenhang 
mit einem Bombenanschlag auf 
eine Kneipe festgenommen wor¬ 
den. Bereits am 6. Juli wurden bei 
Hausdurchsuchungen in Dersim 


HPG-Erklärung zu gefangenem Soldaten 


Das Hauptquartier der Volksver¬ 
teidigungskräfte (HPG) hat eine 
Erklärung zu dem in Dersim 
gefangen genommenen Soldaten 
abgegeben. Darin heißt es, der 
Soldat namens Coskun Kirandi sei 
in ein sicheres Gebiet gebracht 
worden und es gehe ihm gut. Er 
sei im Besitz aller Rechte, die 
Kriegsgefangenen gemäß interna¬ 
tionalen Kriegsrechtsvereinba¬ 
rungen zustehen. 

Eine Guerillaeinheit hatte vorge¬ 
stern eine Straßensperre zwi¬ 
schen Dersim und Erzincan 
errichtet, vorbei fahrende Fahr¬ 
zeuge angehalten und einen Sol¬ 
daten gefangen genommen. Die 
HPG dementierten in den türki¬ 
schen Medien verbreitete Berich¬ 
te, demnach die Insassen der 
angehaltenen Autos ausgeraubt 
worden seien. Die Straßensperre 
sei errichtet worden, weil es Infor¬ 
mationen darüber gegeben habe, 


dass die türkische Armee zivile 
Fahrzeuge für Truppentransporte 
nutze. Den Insassen der Fahrzeu¬ 
ge sei der Zweck der Aktion 
erklärt worden. Niemandem sei 
Schaden zugefügt worden. 

Schießbefehl vom Generalstab 

Wie bekannt wurde, hat der Gene¬ 
ralstab der Türkei den Befehl aus¬ 
gegeben, den am 11. Juli von einer 
Guerillaeinheit gefangen genom¬ 
menen Soldaten zu erschießen. 
Wie türkische Medien berichte¬ 
ten, sei dieser Befehl an alle an 
der laufenden Militäroperation in 
Dersim beteiligten Einheiten aus¬ 
gegeben worden. Demnach habe 
die Gefangennahme ein großes 
Echo in der Öffentlichkeit ausge¬ 
löst und der Generalstab fürchte 
einen Prestigeverlust. Es bestehe 
die Besorgnis, dass die hohen Ver¬ 
luste der türkischen Armee in den 
vergangenen Monaten zu ver¬ 


mehrter Fahnenflucht führen 
könne. 

Die Volksverteidigungskräfte 
HPG hatten bereits erklärt, der 
Gefangene befinde sich in gutem 
Zustand und sei an einen sicheren 
Ort gebracht worden. Am Don¬ 
nerstag gaben die HPG eine 
Erklärung heraus, in der sie davor 
warnten, dass die umfassende 
Militäroperation in Dersim das 
Leben des Gefangenen gefährde. 
Das Ausmaß und die Vorgehens¬ 
weise bei der Operation mache 
deutlich, dass die Armee keinen 
Wert auf das Leben des Soldaten 
lege. 

Der Menschenrechtsverein IHD 
hat unterdessen dazu aufgerufen, 
den Soldaten frei zu lassen. Auch 
die Familie des Gefangenen for¬ 
derte die Guerilla dazu auf, ihrem 
Sohn keinen Schaden zuzufügen 
und ihn frei zu lassen. 

(MHA, 13./14.7, ISKU) 


Versorgungskrise in Maxmur 





Entführt und gefoltert 


In Dersim-Ovacik ist Bülent Yil- 
maz nach eigenen Angaben von 
Polizisten oder JITEM-Angehöri- 
gen entführt und stundenlang 
gefoltert worden. Wie er berich¬ 
tet, befand er sich am Samstag¬ 
abend zu Fuß auf dem Nachhaus¬ 
eweg, als gegen 23 Uhr ein Auto 
ihm den Weg abschnitt und er in 
den Wagen gezerrt wurde: "Es 
waren drei Personen. Im Auto 
fingen sie sofort an, mich zu 
beleidigen und zu schlagen." 

Er sei beschuldigt worden, den 
Aufenthaltsort von Guerillaein¬ 
heiten zu kennen, so Yilmaz. "Sie 
sagten: ,Wenn Du uns den Ort 
nicht sagst, bringen wir sowohl 
Dich als auch sie um und werfen 
Euch in den Munzur 1 . Ich ant¬ 
wortete, dass ich nichts wüsste. 


Eine Meinungsumfrage im Rah¬ 
men eines Projektes zur Verhin¬ 
derung von sogenannten "Ehren¬ 
morden" des Frauenzentrums 
KAMER in Diyarbakir hat zu 
interessanten Ergebnissen ge¬ 
führt. Wie die Al-Pressespreche- 
rin Özlem Dalkiran erklärte, die 
gleichzeitig KAMER-Mitarbeite- 
rin ist, wurden für die Umfrage 
die Provinzen Amed, Batman und 
Mardin ausgewählt, weil hier 
"Morde im Namen der Ehre" 
besonders häufig auftreten. Es 
seien 423 Personen aus allen 
Altersgruppen, Bildungsniveaus, 
verschiedenen Geschlechts, ver¬ 
schiedener Religions- und ethni¬ 
schen Zugehörigkeit in Städten 
und Dörfern befragt worden. 

Wie Dalkiran betonte, könnten 
"Ehrenmorde" nicht einer Reli¬ 
gion oder einer Ethnie zugerech¬ 
net werden. Vielmehr handele es 
sich um ein Problem, das aus der 
Kultur bestimmter Stämme oder 
Gemeinschaften resultiere. 

"Die Frage der Ehre" werde 
direkt mit der Frau in Verbin¬ 
dung gesetzt, so Dalkiran. 33% 
der befragten Männer würden 
den Begriff "Ehre" mit "meine 
Frau, meine Schwester, meine 
Mutter" gleichsetzen. 10,2% 


Der Vorsitzende des Exekutivrates 
der Gemeinschaft der Kommunen 
Kurdistans (Koma Komelen Kur- 
distane, KKK), Murat Karayilan, 
hat zur Beteiligung an den Kam¬ 
pagnen für muttersprachlichen 
Unterricht und die Freiheit Abdul¬ 
lah Öcalans aufgerufen. Die in der 
Türkei erlassenen Gesetze, die 
Kurdisch-Unterricht und kurdi¬ 
sche Medien zulassen, bezeichne- 
te Karayilan als eine "Falle". "Es 
handelt sich um eine Falle der 


Daraufhin fingen sie an, mit 
Knüppeln auf mich einzuschla¬ 
gen. Sie zogen mir eine Skima¬ 
ske über den Kopf, ich konnte 
nichts sehen. Sie brachten mich 
zu der Stelle, wo Munzur und 
Mercan zusammen fließen. Dort 
überließen sie mich einer ande¬ 
ren Gruppe. Ich glaube, es waren 
vier oder fünf Personen. Auch 
dort wurde ich geschlagen." Von 
dort aus sei er auf eine Baustelle 
gebracht worden, wo die Folter 
bis vier Uhr morgens andauerte, 
berichtet Yilmaz. Unter anderem 
sei er mit dem Tod bedroht wor¬ 
den. Eine Person im Auto habe 
eine andere mit "Kommissar" 
angeredet. "Bevor sie mich 
schließlich allein Hessen, haben 
sie mir gesagt, ich solle mich 
anderthalb Stunden nicht 


sehen Ehre als etwas, das die 
Religion den Frauen gebiete. 18% 
setzen Ehre mit der Jungfräulich¬ 
keit der Frau gleich. Ehrlosigkeit 
sei dementsprechend der Verlust 
der Jungfräulichkeit einer Frau. 
10,6% sehen Ehrlosigkeit gleich¬ 
bedeutend mit Ehebruch. Oft¬ 
mals sei Ehrlosigkeit auch mit 
einfachen Dingen wie unverhüll¬ 
te Haare einer Frau oder "Verhal¬ 
tensweisen, die Anlass zu 
Gerüchten geben" definiert wor¬ 
den. 

Um "Ehrenmorde" zu verhin¬ 
dern, sei es nicht ausreichend, 
Gesetze zu ändern, so führte Dal¬ 
kiran aus. "Um an die Wurzel des 
Problems zu gelangen, muss 
man die Logik, die hinter dem 
Ehrbegriff steht, bzw die Gründe 
für diese Verbrechen betrach¬ 
ten." Althergebrachte Regeln, an 
die sich die Gesellschaft 
gewöhnt habe, werden als "Tra¬ 
dition" bezeichnet, so Dalkiran. 
"Männer sehen sich als die 
Beschützer von Frauen. Es gilt 
als Tradition, dass die Frau sich 
allem beugt und dem Mann 
gehorcht. Wer sich dagegen 
stellt, wird Opfer eines Verbre¬ 
chens. Oft wird angenommen, 
dass "Ehrenmorde" nur auf¬ 
grund von außerehelichem 


Regierung. Nirgendwo auf der 
Welt gibt es eine Gemeinschaft 
von 20 Millionen Menschen - 
wenn wir nur Nordkurdistan zäh¬ 
len - die muttersprachlichen 
Unterricht gegen Bezahlung 
erhält. Die überwiegend mittellose 
kurdische Gesellschaft soll Geld 
dafür bezahlen, dass sie ihre Mut¬ 
tersprache erlernt. Und dann hat 
diese Muttersprache nirgendwo 
Gültigkeit. Und dafür sollen die 
Menschen dann auch noch in Kauf 


bewegen, sonst werde ich von 
Soldaten erschossen. Ich blieb 
eine Weile sitzen, dann bin ich 
ins nächste Dorf gefahren, habe 
telefoniert und schließlich haben 
mich Freunde abgeholt und ins 
Krankenhaus gebracht." Der 
Arztbericht sei jedoch nicht ihm 
ausgehändigt worden, sondern 
von der Polizei mitgenommen 
worden, um ihn angeblich der 
Staatsanwaltschaft zu übergeben. 
Yilmaz kündigte an, Strafanzeige 
zu stellen. 

Gegen den Vorfall protestierten 
gestern eine Reihe von zivilge¬ 
sellschaftlichen Organisationen 
mit einer Kundgebung in Der- 
sim. Sie forderten die sofortige 
Festnahme der Täter. 

(ÖP, 11.7., ISKU) 


Geschlechtsverkehr begangen 
werden. Dabei kann es eine Frau 
schon das Leben kosten, wenn 
sie sich im Radio ein Lied 
wünscht. Mädchen werden 
ermordet, weil sie nicht den für 
sie vorgesehenen Mann heiraten 
wollen, weil sie außerehelichen 
Geschlechtsverkehr haben oder 
einfach nur, weil sie extrovertiert 
sind. 1,7% der Befragten spra¬ 
chen sich positiv zu der Ermor¬ 
dung eines Mädchens aus, die 
eine Eheschließung ablehnt." 

Es gebe so gut wie nichts, was 
Frauen ohne Einwilligung ihrer 
Ehemänner tun könnten, so führ¬ 
te Dalkiran weiter aus. "In Diyar¬ 
bakir kann eine Frau noch nicht 
einmal den Fernseher einschal¬ 
ten, ohne sich die Erlaubnis von 
ihrem Mann geholt zu haben." 

Die Täter bei den sogenannten 
"Ehrenmorden" zögen es vor, zu 
töten, um sich von dem gesell¬ 
schaftlichen Druck zu befreien. 
"Bei der Umfrage haben viele 
Männer ihre Sorge genannt, von 
der Gesellschaft diskrimiert zu 
werden, wenn sie die als schuldig 
betrachtete Frau nicht töten. Das 
heißt, Männer töten Frauen, um 
sich zu erleichtern." 

(ÖP, 13.7, ISKU) 


nehmen, registriert und verfolgt 
zu werden. So ein Unterricht ist 
unmögHch." 

Im Rahmen der ersten Kampagne 
für muttersprachlichen Unterricht 
sei eigentUch vorgesehen gewe¬ 
sen, in den Dörfern und Stadttei¬ 
len Kurdisch-Schulen zu errich¬ 
ten. Stattdessen seien mit großem 
finanziellem Aufwand Gebäude für 
Sprachkurse gemietet worden, die 
sich nicht rentiert hätten, kritisier¬ 
te Karayilan. (ÖP, 14.7., ISKU) 


sechs DEHAP-Mitglieder festge¬ 
nommen. In Van-Bostanici durch¬ 
suchten am gleichen Tag Jandar- 
ma-Einheiten die DEHAP-Zentra- 
le, die Frauenkooperative BIKAD 
sowie einen Damenfriseurladen. 
Dabei wurden zwei Personen fest¬ 
genommen, darunter der örtliche 
DEHAP-Vorsitzende Cesim Kaya. 
Gegen Kaya wurde Haftbefehl 
erlassen. (ÖP, 11.7, ISKU) 

Friedensnobelpreisanwärterin 
vor Gericht 

Müesser Günes ist eine von tau¬ 
send Frauen, die aufgrund ihrer 
Friedensarbeit als Anwärterin auf 
den diesjährigen Friedensnobel¬ 
preis vorgeschlagen ist. In der 
Türkei steht sie für ihre Arbeit 
vor Gericht. 

Aufgrund ihrer Teilnahme an 
einer Aktion der Initiative "Leben¬ 
de Schutzschilde", die sich zum 
Ziel gesetzt hatte, die Militärope¬ 
rationen der türkischen Armee zu 
stoppen, wurde sie wegen Versto¬ 
ßes gegen das Versammlungsge¬ 
setz und passiven Widerstands 
angeklagt. Am Monatg war der 
erste Verhandlungstag vor dem 
Strafgericht Gebze. Verwandten 
von Günes sowie DEHAP-Mitglie- 
dem wurde die Teilnahme am 
Prozess untersagt. Günes erklär¬ 
te vor Gericht, dass sie sich als 
Vertreterin der Initiative "Mütter 
für den Frieden" an den Leben¬ 
den Schutzschilden beteiligt 
habe. Diese seien von Jandarma 
mit Schlagstöcken angegriffen 
worden. Günes wies die Anschul¬ 
digungen gegen sie zurück und 
erklärte: "Wir werden unseren 
Kampf fortsetzen, bis es Frieden 
gibt. Wir setzen uns ein, damit 
von beiden Seiten keine Men¬ 
schen mehr sterben. Ich fordere 
alle Menschen dazu auf, den Frie¬ 
den zu unterstützen, damit wir 
keine Leichname mehr sehen 
müssen, weder von Guerilla¬ 
kämpfern noch von Soldaten." 

Ihr Anwalt forderte Freispruch, 
das Gericht entschied die Verle¬ 
gung des Prozesses nach Mardin. 
Die Gruppe der Lebenden 
Schutzschilde war nach dem Vor¬ 
fall festgenommen worden. 
Günes verbrachte einen Monat 
im Gefängnis in Mardin. 

(ÖP, 12.7, ISKU) 
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Angriffe mit chemischen Waffen, Waldbrände und neue Drohungen: 

Die Türkei eskaliert weiter 


Seit einer Woche brennen die 
Wälder der Cudi- und Bestler- 
Berge sowie der Gabbar-Berge in 
der Nachbarprovinz Mardin. Die 
Armee hatte während der laufen¬ 
den Militäroperationen die Wald¬ 
brände an acht Stellen entfacht, 
um der kurdischen Guerilla die 
Rückzugsgebiete zu versperren. 
Der Bürgermeister von Sirnak 
hat die Feuerwehren der Region 
sowie freiwillige Helfer zum 
Löschen angefordert, doch staat¬ 
lichen Stellen verhindern dies. 
Er könne keine Menschenleben 
für einen Baum aufs Spiel setzen, 
zitiert Beige gegenüber der 
Nachrichtenagentur DIHA den 
Gouverneur von Sirnak, Osman 
Günes. Auch der Menschen¬ 
rechtsverein IHD in Mardin hat 
dazu aufgerufen, die Feuer zu 
löschen. Es sei nach der beste- 


Wie das Hauptquartier der Volks¬ 
verteidigungskräfte HPG mitge¬ 
teilt hat, besteht kein Zusammen¬ 
hang zwischen der HPG und dem 
Bombenanschlag in Kusadasi. Bei 
dem Bombenanschlag auf einen 
Kleinbus in der vergangene 
Woche waren fünf Touristen ums 
Leben gekommen. 

Auch zu der Gruppe „Freiheitsfal¬ 
ken Kurdistans“ (TAK) gebe es 
keine Beziehung. In der Erklä¬ 
rung heißt es: „Der Staat Türkei 
und die Medien bemühen sich, 
den Anschlag mit den HPG in Ver¬ 
bindung zu bringen. Diese 
Behauptung ist nicht richtig. Wir 
haben nichts mit dem Vorfall in 
Kusadasi zu tun. Ebenso wenig 
besteht ein Zusammenhang zwi¬ 
schen uns und Organisationen wie 
den TAK Staat und Medien stel¬ 
len solche Behauptungen auf, um 


Rechtsanwalt Bekir Kaya hat in 
den türkischen Medien erschiene¬ 
nen Berichten widersprochen, 
wonach die Öcalan-Anwälte mit 
ihrem Mandanten gesprochen hät¬ 
ten. Er verwies darauf, dass seit 
sechs Wochen kein Besuch bei 
Öcalan stattgefunden habe. Öcalan 
protestiert mit dem Besuchsboy¬ 
kott gegen Neuregelungen im tür¬ 
kischen Straf- und Strafvollzugsge¬ 
setz, die u.a. das Abhören von Ver¬ 
teidigergesprächen vorsehen. 
Zuletzt war in den türkischen 
Medien die Meldung erschienen, 
Öcalan habe die Freilassung des in 


henden Gesetzeslage ein Verbre¬ 
chen, dies nicht zu tun. 

Die türkische Armee hat nach 
einer Meldung des Pressebüros 
der kurdischen Volksverteidi¬ 
gungskräfte während ihrer Mili¬ 
täroperationen von 14. bis 16. Juli 
chemische Waffen eingesetzt. 
Nach eigenen Verlusten in der 
Provinz Van habe die Armee ihre 
Soldaten aus den Operationsge¬ 
biet abgezogen und Luftangriffe 
auf Guerillastellungen in den 
Bergen geflogen. Noch sei unbe¬ 
kannt, wie viele Guerillakämpfer 
durch den Einsatz der chemi¬ 
schen Bomben getötet wurden. 

Neuer Einmarsch in den 
Irak? 

Zur weiteren Eskalation des Krie¬ 
ges tragen auch die Drohungen 
bei, die Ministerpräsident Erdo- 


unseren Selbstverteidigungs¬ 
kampf zu diskreditieren.“ 
Weiterhin wird in der Erklärung 
betont, dass der Kampf der HPG 
seit Beendigung des einseitigen 
Waffenstillstandes am 1. Juni 2004 
im Rahmen internationalen 
Rechts und auf der Basis der 
Selbstverteidigung geführt 
werde. Grundsätzlich würden 
dabei keine Zivilisten in Mitleiden¬ 
schaft gezogen. 

„Der Staat Türkei zeigt dagegen 
sein wahres Gesicht bei Vorfällen 
wie der extralegalen Hinrichtung 
des zwölfjährigen Ugur Kaymaz in 
Kiziltepe durch Sicherheitskräfte, 
der Ermordung von Vahdettin 
Inane in Van, als eine Menschen¬ 
masse bei der Beerdigung eines 
Gefallenen unter Beschuss ge¬ 
setzt wurde, oder bei der 
unmenschlichen Verstümmelung 


Dersim in Gefangenschaft der 
Guerilla geratenen Soldaten befoh¬ 
len. Rechtsanwalt Kaya verwies 
ebenfalls darauf, dass sein Man¬ 
dant mit der Ermordung eines ehe¬ 
maligen HADEP-Funktionärs in 
Diyarbakir in Verbindung gebracht 
werde. "Diese Behauptungen sind 
das Werk von Leuten, die die Köpfe 
der Menschen durcheinander brin¬ 
gen wollen. Wie auch in der Ver¬ 
gangenheit werden die Medien in 
den schmutzigen Krieg eingebun¬ 
den." Die Verleumdungen gegen 
seinen Mandanten seien gerade 
deshalb verbrecherisch, weil Öca- 


gan und Vize-Generalstabschef 
Basbug in Richtung Irak ausspre¬ 
chen. Gegenüber türkischen 
Medien sprachen beide von 
einem unmittelbar bevorstehen¬ 
den Einmarsch in den Nordirak, 
um dort Lager des Kongra-Gel 
und der HPG anzugreifen. 
Darüberhinaus lies General Bas¬ 
bug verbreiten, die im Irak sta¬ 
tionierten us-amerikanischen 
Besatzungstruppen hätten den 
Befehl erhalten, im Irak befindli¬ 
che PKK-Mitglieder festzuneh¬ 
men. Von amerikanischer Seite 
wurde dies jedoch nicht bestä¬ 
tigt; ein Sprecher des US-Vertei- 
digungsministeriums, Oberst¬ 
leutnant Barry Venable, sagte 
der Nachrichtenagentur Reuters, 
er wisse nichts von einem sol¬ 
chen Befehl. 

(jW, 21.7., ISKU) 


von Guerillaleichnamen. Es ist 
unser Recht, unser Volk, unsere 
Bewegung und die Guerillakräfte 
gegen Vernichtungsschläge zu 
verteidigen.“ 

Neben den HPG verurteilten auch 
der KONGRA-GEL-Vorsitzende 
Züybeyir Aydar, die ehemaligen 
HEP-Abgeordneten und Initiato¬ 
ren der DTH (Bewegung für eine 
demokratische Gesellschaft) um 
Leyla Zana, der DEHAP-Vorsitzen- 
de Tuncer Bakirhan und der Men¬ 
schenrechtsverein IHD den Bom¬ 
benanschlag. Der Vorsitzende des 
Exekutivrates der Koma Komelen 
Kurdistane (KKK), Murat Karayi- 
lan, erklärte, die kurdische Bewe¬ 
gung lehne Gewalt außer im Rah¬ 
men der Selbstverteidigung ab 
und bewertete Anschläge wie den 
in Kusadasi als terroristisch. 

(MHA, 18.7., ISKU) 


lan zur Zeit nicht einmal über das 
Recht verfüge, sich zu verteidigen. 
Am Mittwoch wurde auch Meh¬ 
met Öcalan, der Bruder Abdullah 
Öcalans, auf dem Weg zu einem 
Besuch auf der Gefängnisinsel 
Imrali abgewiesen. Als Begrün¬ 
dung wurde ein Schaden am Boot 
angegeben. Mehmet Öcalan nann¬ 
te die Begründung einen Vor¬ 
wand, um den Besuch zu verhin¬ 
dern und warnte davor, dass die 
Spannungen angesichts eines sol¬ 
chen Vorgehens noch gesteigert 
werden würden. 

(ÖP/MHA, 20.07, ISKU) 


Meldungen 


Faschistischer Angriff auf Pro¬ 
zessbeobachter 

Hunderte von Menschen, die aus 
verschiedenen Städten der Türkei 
nach Eskisehir gereist sind, um 
den Prozess gegen die mutmaß¬ 
lichen Mörder des zwölfjährigen 
Ugur Kaymaz und seines Vaters 
Ahmet zu beobachten, sind vor 
dem Gerichtsgebäude von Faschi¬ 
sten mit Knüppeln und Steinen 
angegriffen worden. Dabei kam es 
zu einer großen Anzahl von Ver¬ 
letzten. 

Die Prozessbeobachter hatten 
zunächst eine Demonstration 
durch die Stadt durchgeführt, die 
vor dem Gerichtsgebäude endete. 
Als die Gruppe die Parole "Der 
Mörderstaat wird dafür bezahlen" 
rief, kam es zu Spannungen mit 
den Sicherheitskräften. Auf der 
anderen Straßenseite hatte sich 
unterdessen eine Gruppe Faschi¬ 
sten versammelt, die unter Umge- 
hung der Polizeisperre die Men¬ 
schenmenge mit Steinen und 
Knüppeln angriff. Die Angegriffe¬ 
nen wehrten sich ebenfalls mit 
Steinwürfen. Mehrere Verletzte 
mussten mit Krankenwagen ins 
Krankenhaus gebracht werden. 

An der Verhandlung nahmen 
neben zwei Onkel des getöteten 
Ugur Kaymaz 26 Anwältlnnen teil. 
Anwesend waren auch die vier 
angeklagten Polizisten. Vertreter 
der DEHAP, EMEP, SDP, ÖDP, des 
Menschenrechtsvereins IHD 
sowie verschiedener Gewerkschaf¬ 
ten und weiterer zivilgesellschaft¬ 
licher Einrichtungen nahmen als 
Beobachterinnen teil. 

(ÖP, 21.7, ISKU) 

Hungerstreik in Abschiebehaft 

Gegen seine drohende Abschie- 
bung befindet sich ein politischer 
Aktivist in der Justizvollzugsanstalt 
Nürnberg seit drei Wochen im 
Hungerstreik. Er wolle lieber ster¬ 
ben, als in die Türkei abgeschoben 
zu werden, erklärte Cemal Karata- 
stan. Ärzte bescheinigen ihm in 
einem Gutachten vom Dezember 
vergangenen Jahres massive post¬ 
traumatische Belastungsstörun¬ 
gen mit Depressionen und Selbst¬ 
mordgefahr. In der Türkei wurde 
Karatastan jahrelang verfolgt. Als 
Hasan Ocak, für den er arbeitete, 
von der Konterguerilla verschleppt 
und vermutlich ermordet wurde, 
setzte sich Karatastan für die Auf¬ 
klärung von dessen Schicksal ein. 
So geriet er selbst ins Visier des 
Staates, wurde mehrfach festge¬ 
nommen und gefoltert. 1998 deser¬ 
tierte Karatastan vom Wehrdienst, 
da er wegen seiner sozialistischen 
Gesinnung bei der Armee gequält 
wurde. Zunächst arbeitete er unter 
falschem Namen in Istanbul, bis er 


Terroranschlag verurteilt 


Seit sechs Wochen kein Kontakt zu Abdullah Öcalan 

Dementi der Öcalan-Anwälte 





HPG bieten Freilassung an 


Wie der Vorsitzende des Exekutiv¬ 
rates der Koma Komelen Kurdi- 
stane (KKK), Murat Karayilan, 
erklärt hat, sind die Volksverteidi¬ 
gungskräfte HPG bereit, dem Auf¬ 
ruf verschiedener zivilgesell¬ 
schaftlicher Organisationen zu fol¬ 
gen und den in Dersim in Gefan¬ 
genschaft genommenen türki¬ 
schen Soldaten Coskun Kirandi 
frei zu lassen. Dafür müssten 
jedoch zunächst die passenden 
Bedingungen geschaffen werden. 
Karayilan forderte die Institutio¬ 
nen, die einen entsprechenden 
Aufruf an die Guerilla gerichtet 
hatten, dazu auf, sich um die not¬ 
wendigen Bedingungen zu bemü¬ 
hen, um eine sichere Freilassung 
des Soldaten zu gewährleisten. 

Die Region Dersim sei zur Zeit 
ständiges Operationsgebiet, so 
Karayilan. Erst durch eine Einstel¬ 
lung der Militäroperationen könn¬ 
ten die Bedingungen geschaffen 
werden, den Gefangenen an ver¬ 
trauenswürdige Institutionen zu 
übergeben. In einer Gegend wie 
Dersim sei es nicht möglich, mit 
Militäroperationen einen Soldaten 
zu retten. „Wir verstehen wirklich 
nicht, was die Absicht der türki¬ 
schen Armee dabei ist. Auf diese 
Weise kann kein Mensch gerettet 
werden, sondern höchstens ver¬ 
nichtet.“ 

IHD bietet Vermittlung an 

Wie Yusuf Alatas, Vorsitzender des 
Menschenrechtsvereins IHD, mit¬ 
geteilt hat, ist der IHD bereit, eine 
Rolle bei der Übergabe des von 


Die Spannungen in Ostkurdistan 
nach der Ermordung eines jun¬ 
gen kurdischen Mannes in 
Mahabad (siehe Nuce 214) dau¬ 
ern an. Während das nächtliche 
Ausgangsverbot andauert, sind 
zwei Soldaten getötet worden. 
Die Stadt ist von Tausenden Sol¬ 
daten abgeriegelt. Die nicht 
abreißenden Protestkundgebun¬ 
gen werden von Sicherheitskräf¬ 
ten angegriffen. So auch am 
Montag Abend, wobei in den dar¬ 
auf folgenden Auseinanderset- 

Bericht des 

Das Frauenzentrum BAKEV, das 
von der Kreisverwaltung Baglar 
in Amed getragen wird, hat einen 
Tätigkeitsbericht über die ersten 
sechs Monate des Jahres 2005 der 
Öffentlichkeit präsentiert. Dem¬ 
nach haben 125 Frauen psycholo¬ 
gische, soziale, rechtliche oder 
gesundheitliche Beratung in 
Anspruch genommen. Von den 
125 Frauen waren nach Angaben 
der Koordinatorin des Zentrums, 
Caglar Demirel, 58 von Gewalt, 30 
vom "Druck reaktionärer gesell¬ 
schaftlicher Wertmaßstäbe" und 
29 von extremer Armut betroffen. 
Acht Frauen hatten gesundheitli¬ 
che Probleme. Demirel verwies 
auf mangelnde wissenschaftliche 
Erhebungen, mit denen Daten zu 


der kurdischen Guerilla HPG 
gefangen genommenen türki¬ 
schen Soldaten Coskun Kirandi zu 
spielen. Die Ankündigung der 
PKK, der Soldat könne an eine ver¬ 
trauenswürdige Institution über¬ 
geben werden, habe er positiv auf¬ 
genommen, so Alatas. "Direkt 
nach der Verschleppung des Sol¬ 
daten haben wir auf einer Presse¬ 
konferenz die Freilassung gefor¬ 
dert. Dadurch werden die Hoff¬ 
nungen auf Frieden verstärkt. Wir 
sind bereit, eine Aufgabe bei der 
Übergabe des Soldaten zu über¬ 
nehmen. Aber dafür reicht allein 
unser Wille nicht aus. Wie eine 
Übergabe ablaufen kann, wird sich 
zeigen. Das Recht auf Leben ist 
unantastbar. Wir machen da kei¬ 
nen Unterschied. Egal, ob es sich 
um einen Soldaten, einen Polizi¬ 
sten oder einen Militanten han¬ 
delt, wir wollen nicht, dass irgend- 
wem auch nur die Nase blutet. 
Wenn Kirandi frei gelassen wird, 
ist das ein wichtiger Schritt auf 
dem Weg zum Frieden. Wenn der 
Krieg gerade erst anfängt, ist es 
wichtig, wer im Recht ist und wer 
im Unrecht. Mit der Zeit tritt diese 
Frage jedoch in den Hintergrund, 
weil der Krieg großen Schaden 
anrichtet. An diesem Punkt kann 
nicht mehr darauf beharrt werden, 
dass die Gegenseite den ersten 
Schritt tut. Dafür sind die Verluste 
zu groß. Als wir die PKK aufgefor¬ 
dert haben, die Waffen nieder zu 
legen, haben wir gleichzeitig gefor¬ 
dert, dass der Staat sich auf einen 
Dialog einlässt. Wir treten dafür 


zungen zwei Soldaten getötet 
wurden. In mehreren Stadtteilen 
wurde das Wasser abgestellt. 
Hunderte Personen wurden seit 
dem 9. Juli festgenommen. Frei¬ 
gelassene berichten von Folter 
durch Soldaten. Dutzende Men¬ 
schen wurden bisher verletzt, 
davon viele durch den Einsatz 
von Schusswaffen durch die 
Sicherheitskräfte. 

Weiterhin wurde bekannt, dass 
die iranische Armee eine 
gemeinsame Militäroperation 


frauenspezifischen Fragen ge¬ 
sammelt werden müssten. Aus 
diesem Grund habe BAKEV eine 
Untersuchung gestartet, mit der 
heraus gefunden werden soll, wie 
stark die in Baglar lebenden Frau¬ 
en von Krieg und Flucht beein¬ 
flusst sind. Weiterhin soll festge¬ 
stellt werden, wie die sozio-öko- 
nomische Struktur, das Ausbil¬ 
dungsniveau sowie die gesund¬ 
heitliche Situation der Frauen im 
Einzugsgebiet ist und welche 
Erwartungen in Bezug auf mögli¬ 
che Lösungen bestehen. 

Zur Steigerung des Geschlechter¬ 
bewusstseins haben im Frauen¬ 
zentrum Seminare zu den The¬ 
men Geschlecht, Frauenidentität, 
Feminismus, Frauenrechte, Frau¬ 


ein, dass der Staat das Problem auf 
friedlichem Weg löst. Dem Frieden 
muss eine Chance gegeben wer¬ 
den. Mit Waffen lässt sich kein Pro¬ 
blem lösen. Leider sind die Jahre 
des Waffenstillstandes nicht wirk¬ 
lich genutzt worden." 

In Amed haben neun Organisatio¬ 
nen und Institutionen, darunter 
die DEHAP, die Initiative Mütter 
für den Frieden, der Verein für 
Flucht und Migration Göc-Der, das 
Frauenzentrum SELIS sowie das 
kurdische Institut bei einem jeden 
Dienstag stattfindenden Sitzstreik 
darauf hingewiesen, dass die HPG 
positiv auf die Aufrufe verschiede¬ 
ner zivilgesellschaftlicher Institu¬ 
tionen, den von der Guerilla gefan¬ 
gen genommenen Soldaten 
Coskun Kirandi freizulassen, rea¬ 
giert haben. Für die Sicherheit des 
Soldaten müsse die sofortige Ein¬ 
stellung der in Dersim laufenden 
Militäroperation gewährleistet 
werden. Der Staat setze jedoch 
seine militaristische und chauvini¬ 
stische Politik fort. 

"Für die Freilassung und die 
Sicherheit des Soldaten wurde die 
Zusammenstellung einer zivilen 
Abordnung und die Einstellung 
der Operation gefordert. Auf diese 
Forderung wurde in keiner Weise 
von offizieller Seite eingegangen. 
Stattdessen wurde der Umfang der 
Operation auf die gesamte Region 
ausgeweitet", hieß es in einer auf 
der Kundgebung verlesenen 
Erklärung. Damit werde das 
Leben des Soldaten gefährdet. 
(MHA, 18./21.7., ÖP, 21.7., ISKU) 


mit den Peschmerga-Kräften der 
südkurdischen PUK des iraki¬ 
schen Staatspräsidenten Talab- 
ani in den Assos-Bergen vorbe¬ 
reitet, nachdem bisherige Opera¬ 
tionen gegen die PJAK-Guerilla 
keine Ergebnisse erzielt hatten 
und die Armee sich zurück zie¬ 
hen musste. Nachdem sich irani¬ 
sche mit PUK-Vertretern geei¬ 
nigt haben, hat sich eine große 
Anzahl von Peschmerga in Rich¬ 
tung Assos in Bewegung gesetzt. 

(MHA, 20.7, ISKU) 


eneinrichtungen, Frauensolida¬ 
rität, Frauenkooperativen und 
Vernetzung stattgefunden. Weite¬ 
re Seminarthemen waren Fami¬ 
lienplanung, Mutter-Kind- 

Gesundheit, erste Hilfe und Fami¬ 
lienrecht. An diesen Angeboten 
haben insgesamt 530 Frauen teil¬ 
genommen. 

75 Frauen haben erfolgreich 
einen Alphabetisierungskurs und 
vierzig Frauen einen Computer¬ 
kurs absolviert. Auch das Perso¬ 
nal der Kreisverwaltung wurde 
im Frauenzentrum an Computern 
geschult. 

Im kulturellen Bereich wurde auf 
den Wunsch von Frauen ein 21- 
köpfiger Frauenchor gegründet. 

(ÖP, 21.7, ISKU) 


2003 nach Deutschland fliehen 
konnte. Auch hier engagierte sich 
Karatastan gegen die nach Stannn- 
heimer Vorbild in der Türkei ein¬ 
geführten F-Typ-Isolationsgefäng- 
nisse. Nach der Ablehnung seines 
Asylverfahrens versuchte er 
Anfang dieses Jahres nach Groß¬ 
britannien zu fliehen. Doch er 
wurde in Frankreich gefaßt und 
Ende Februar nach Deutschland 
ausgeliefert, wo er sich seitdem in 
Abschiebehaft befindet Ein Asyl¬ 
folgeantrag wurde vom Verwal¬ 
tungsgericht Ansbach abgelehnt. 
Trotz seiner schweren psychi¬ 
schen Erkrankung führte ihn die 
Polizei zwangsweise beim türki¬ 
schen Generalkonsulat vor, um 
»Heimreisepapiere« zu beschaf¬ 
fen. (jW, 20.7, ISKU) 

„Ehrenmord“ in Antep 

In Antep ist eine junge Frau von 
ihrem Bruder ermordet worden. 
Asiye K (22 Jahre) war mit ihrem 
Freund von Zuhause weg gelau¬ 
fen. Als sie in die elterliche Woh¬ 
nung zurückkehrte, kam es zum 
Streit mit ihrem 18-jährigen Bru¬ 
der, der sie mit einem Messer 
angriff und ihr die Kehle durch- 
schnitt. Der Täter befindet sich auf 
der Flucht. (ÖP, 18.7, ISKU) 

Junge Frau 
begeht Selbstmord 

Im Dorf Akkoca in Hakkari-Yükse- 
kova hat eine 22-jährige Frau mit 
einem Jagdgewehr Selbstmord 
begangen. Die Frau hatte ein drei¬ 
monatiges Baby und war vor 
einem Jahr mit einem Mann ver¬ 
heiratet worden, der sie zuvor ent¬ 
führt hatte. (MHA, 19.7, ISKU) 

Ermittlungen zum Tod von 
Andrea Wolf eingestellt 
Der Tod von Andrea Wolf bleibt 
vermutlich ohne juristische Fol¬ 
gen. Laut einem Bericht des 
"Focus" stellte die Frankfurter 
Staatsanwaltschaft ihre Ermittlun¬ 
gen gegen Unbekannt ein. Die tür¬ 
kische Justiz habe Rechtshilfe ver¬ 
weigert, da sie "die Souveränität 
und die öffentliche Ordnung der 
Türkei" verletzt gesehen habe, 
berichtet das Münchener Nach¬ 
richtenmagazin. (afp, 17.7., ISKU) 
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Proteste gegen staatliche Kurdenpolitik 


Die Proteste gegen die Isolie¬ 
rung Abdullah Öcalans und die 
Militäroperationen der türki¬ 
schen Armee reißen nicht ab. In 
der gesamten Türkei wird jeden 
Tag mit Hungerstreiks, Demon¬ 
strationen und anderen Protest¬ 
formen die Aufhebung der Isola¬ 
tion, die Beendigung der Militär¬ 
operationen und eine friedliche 
Lösung der kurdischen Frage 
gefordert. 

So fand in Kiziltepe ein Fackel¬ 
marsch durch mehrere Stadtteile 
statt, auf dem mehrheitlich Paro¬ 
len für Öcalan gerufen wurden. 
In Adana-Seyhan demonstrierten 
mehrere hundert Menschen mit 
einem Transparent mit der Auf¬ 
schrift "Biji Öcalan" und Öcalan- 
Bildern. In Parolen wurde die 
AKP-Regierung dazu aufgerufen, 
ihre Politik zu ändern und die 
kurdische Jugend nicht zum 
Guerillakampf zu zwingen. 

In Istanbul-Kücükcekmece sperr¬ 
te eine Gruppe namens "Volks- 
verteidigungsinitiative" einen 
zentralen Platz mit Molotowcock- 
tails für den Verkehr. In Hakkari 
veranstaltete eine Gruppe der 
Freien Frauenbewegung eine 
Kundgebung und begann im 
Anschluss einen Hungerstreik. 
Auch in Cizre, Sirnak und Silopi 
finden befristete Hungerstreiks 
statt. 


Nachdem schon vergangene 
Woche bekannt wurde, dass die 
türkische Armee Giftgas gegen 
Guerillas der HPG in Wan einge¬ 
setzt hatte, wurden weitere Angrif¬ 
fe in Hakkari bekannt, gleichzeitig 
nehmen auch die Angriffe auf die 
Bevölkerung erneut zu. 

In der Provinz Hakkari setzte die 
türkische Armee chemische Waf¬ 
fen gegen die Guerilla ein. Wie die 
Volksverteidigungskräfte HPG mit¬ 
teilten, habe der Chemiewaffenein¬ 
satz stattgefunden, nachdem die 
Armee in Gefechten über 30 Tote 
verzeichnet habe. Daraufhin seien 
die Militäreinheiten abgezogen 
und Chemiewaffen eingesetzt wor¬ 
den. Dabei seien vier Guerilla¬ 
kämpferinnen getötet worden. Das 
HPG-Hauptquartier rief zivilgesell¬ 
schaftliche Organisationen dazu 
auf, Untersuchungen in der betrof¬ 
fenen Region zu machen. Die tür¬ 
kische Armee versuche, den Che¬ 
miewaffeneinsatz und damit die 
Verletzung des Kriegsrechtes 
geheim zu halten. 

Weiterhin gaben die HPG bekannt, 
dass bei einem Gefecht in den 
Cudi-Bergen am 24. Juli zwei Sol¬ 
daten und zwei Guerillakämpfer 
ums Leben gekommen sind. 


"Morgen kann es zu spät sein" 
Die DEHAP-Bürgermeister in der 
Türkei haben dazu aufgerufen, 
die Kampfhandlungen zu been¬ 
den und die kurdische Frage mit 
demokratischen Methoden zu 
lösen. Osman Baydemir, Bürger¬ 
meister von Diyarbakir, machte 
darauf aufmerksam, dass nach 
Beendigung des sechs Jahre wäh¬ 
renden Waffenstillstandes mit 
dem Ausbrechen neuer Kämpfe 
die Atmosphäre äußerst gespannt 
sei. Anstatt auf Krieg zu setzen, 
müsse zu einer Strategie des Dia¬ 
logs und der Diskussion überge¬ 
gangen werden. "Dafür müssen 
beide Seiten jegliche Kampfhand¬ 
lungen bedingungslos einstellen." 
Die Fortsetzung der Kämpfe 
erschwere die Möglichkeit des 
Dialoges, so Baydemir. "Mit 
jedem Leichnam, der aus dem 
Krieg kommt, wird es schwieri¬ 
ger, zu einer Einigung zu kom¬ 
men. Die Gewalt und das Töten 
müssen gestoppt werden. Ein¬ 
schließlich der Regierung kommt 
dabei allen große Verantwortung 
zu." Die Stellungnahmen aus dem 
Generalstab trügen nicht zu einer 
Lösung bei. "Es ist ein großer Irr¬ 
tum, die kurdische Frage nur als 
ein Sicherheitsproblem zu behan¬ 
deln. Die Bevölkerung fordert 
Frieden und wirtschaftlichen Auf¬ 
schwung. Dafür müssen die 


Skorsky-Hubschrauber abge¬ 
schossen 

In Hakkari-Cukurca hat die Gue¬ 
rilla einen Militärhubschrauber 
des Typ Skorsky abgeschossen. 
Wie das Pressezentrum der Volks¬ 
verteidigungskräfte (HPG) mit¬ 
teilte, sollten mit dem Hubschrau¬ 
ber nach einem Gefecht weitere 
Soldaten ins Operationsgebiet 
gebracht werden. Die Militärope¬ 
ration in dem Gebiet dauert an. 

Verstärkte Repression gegen 
Bevölkerung 

Nach einer Pressekonferenz des 
Generalstabs, auf der General 
liker Basbug die Medien auf 
Angriffe auf die kurdische Bewe¬ 
gung einschwor, nimmt die Re¬ 
pression gegen die Bevölkerung 
zu. Während Basbug behauptete, 
die PKK erhalte keine Unterstüt¬ 
zung aus der Bevölkerung, tötet, 
foltert und verhaftet das Militär 
Dorfbewohner wegen "Unterstüt¬ 
zung der Terroristen". 

In Agri-Dogubeyazit wurde zwei 
Hirten von Soldaten festgenom¬ 
men und gefoltert. Als Begrün¬ 
dung wurde angegeben, sie hätten 
mehr Decken und Lebensmittel 
als notwendig bei sich gehabt. Im 


Kriegshandlungen gestoppt wer¬ 
den." 

Hüseyin Kalkan, Bürgermeister 
von Batman, verwies darauf, dass 
über die stattfindenden Gefechte 
die Völker gegeneinander aufge¬ 
wiegelt würden. Damit werde 
eine gefährliche Atmosphäre in 
der Türkei geschaffen. Die inten¬ 
sivierten Militäroperationen zeig¬ 
ten auf, dass aus der Vergangen¬ 
heit nichts gelernt worden sei, so 
Kalkan. "Es ist falsch, die Lösung 
des Problems dem Militär zu 
übertragen. Die Regierung muss 
auf die Friedensaufrufe einge- 
hen." 

Der Bürgermeister von Yükseko- 
va, Salih Yildiz, bezeichnete die 
jüngsten Verlautbarungen aus 
dem Generalstab als "unglückli¬ 
che Stellungnahmen", mit denen 
die Erwartungen aus der Bevöl¬ 
kerung enttäuscht worden seien. 
"Die Bevölkerung will keinen 
Krieg mehr. Die Menschen sind 
wütend über diese Erklärungen 
aus dem Generalstab. Wohin soll 
die Türkei damit gebracht wer¬ 
den? Wer von sich behauptet, die 
Türkei zu lieben, sollte Anspra¬ 
chen halten, die den Frieden 
unterstützen. Ein Land, das in die 
EU aufgenommen werden will, 
muss vor allem die zivile Initiative 
fördern. Das ist es, was die Türkei 
braucht." (ÖP, 26.7., ISKU) 


Anschluss an die Festnahme der 
beiden Hirten wurden drei weite¬ 
re Personen verhaftet. Die Schaf¬ 
herde, die nach der Festnahme 
der beiden Hirten ohne Aufsicht 
blieb, wurde von Wölfen angefal¬ 
len. 71 Schafe fielen den Wölfen 
zum Opfer, weitere 80 sind ver¬ 
schwunden. 

Weitere fünf Personen wurden in 
der gleichen Gegend im Rahmen 
einer Militäroperation wegen 
Unterstützung der Guerilla verhaf¬ 
tet. 

In Wan-Ercis wurden nach einem 
Gefecht dreißig Dorfbewohner 
festgenommen. Bei dem Gefecht 
zwischen einer Guerillaeinheit 
und der türkischen Armee war ein 
Unteroffizier getötet und ein wei¬ 
terer Soldat verletzt worden. Die 
Dörfer in der Region wurden mili¬ 
tärisch abgeriegelt. In den türki¬ 
schen Medien war eine Meldung 
erschienen, nach der außerdem 
zwei Guerillakämpfer ums Leben 
gekommen seien. Dieser Mel¬ 
dung wurde von regionalen Quel¬ 
len widersprochen. Bei den Getö¬ 
teten soll es sich um zwei Dorfbe¬ 
wohner handeln, die auf dem Feld 
gearbeitet hätten. 

(ÖP, 23./27.07., ISKU) 


Meldungen 

Minensäuberung im Süden 

Die Anti-Minen-Initiative HAW- 
PAR säubert seit 2002 Gebiete in 
Südkurdistan von Minen und 
Munition. Für dieses Jahr hat sie 
sich ein Gelände von 2000 Qua¬ 
dratmetern im Kreis Sidekan vor¬ 
genommen. Der Schwerpunkt 
ihrer Arbeit liegt im Dreiländereck 
Irak, Iran, Türkei. 

Wie ein Sprecher der unabhängig 
arbeitenden Initiative erklärte, ver¬ 
laufe die Arbeit in vier Etappen. In 
den Sommermonaten werden ver¬ 
minte Gebiete festgestellt und die 
Minen entfernt Im Herbst sollen 
die Minen und andere gesammelte 
explosive Munition an einem Ort 
gesammelt werden. Im Winter 
werden die Minen entschärft und 
im Frühling auf den gesäuberten 
Flächen Bäume gepflanzt. Die ent¬ 
schärften Minen und Munitionsre¬ 
ste werden von der Bevölkerung 
zu Bauarbeiten verwendet. 

Die Initiative arbeitet nach dem 
Motto "Für jede Mine ein Baum". 
Seit ihrer Gründung im Jahr 2002 
hat sie in Südkurdistan 5000 Anti¬ 
personenminen, 1000 Antipanzer¬ 
minen und unzählige Munition 
sichergestellt und entschärft. 

(ÖP, 22.7, ISKU) 

Kommunaler Frauenrat 
in Diyarbakir 

Auf seiner zweiten ordentlichen 
Versammlung verabschiedete der 
Kommunale Frauenrat in Diyarba¬ 
kir eine neue Satzung. Für die 
Umsetzung der praktischen Arbeit 
wurden acht Arbeitsgruppen zu 
den Themen Gesundheit, Gewalt, 
Wirtschaft, Recht, Politik, Bildung, 
Kunst und Öffentlichkeitsarbeit 
eingerichtet. Außerdem wurde ein 
Aktionsplan verabschiedet. 

Wie Yurdusev Özsökmenler, Bür¬ 
germeisterin des Kreises Baglar in 
Diyarbakir und aktives Mitglied 
des Frauenrates, mitteilte, sei der 
wichtigste Tagesordnungspunkt 
auf der Versammlung die Diskus¬ 
sion einer nicht-hierarchischen 
Organisierung gewesen, die der 
weiblichen Sichtweise entspreche. 
Die Tätigkeit der Arbeitsgruppen 
sei darauf ausgerichtet vor Ort in 
den Stadtteilen und insbesondere 
in den Dörfern nicht organisierte 
Frauen zu erreichen und mit ihnen 
gemeinsam Lösungen für beste¬ 
hende Probleme zu entwickeln. 
Um eine Demokratisierung inner¬ 
halb der Familien und eine Verbes¬ 
serung des Status von Frauen zu 
erreichen, werde es Bildungsange 
bote nicht nur für Frauen, sondern 
auch für Männer und im öffent¬ 
lichen Dienst Angestellte geben. 
"Denn für eine demokratische 
Familie müssen Frauen, Männer 
und Kinder geschult werden." 

(ÖP, 22.7, ISKU) 


Wieder chemische Waffen gegen Guerilla 





Neue Auseinandersetzungen im Iran 


Zwischen der iranischen Armee 
und der Guerilla der PJAK finden 
heftige Kämpfe an der iranisch¬ 
türkischen und der iranisch-iraki¬ 
schen Grenze statt. Bisher kamen 
bei Gefechten am 20., 21. und 26. 
Juli vier Guerillakämpfer und 18 
iranische Soldaten ums Leben. 
Nach der Ermordung von Siwane 
Qadiri, eines kurdischen Opposi¬ 
tionellen, in der ostkurdischen 
Stadt Mahabad durch staatliche 
Sicherheitskräfte finden täglich 
gewalttätige Auseinandersetzun¬ 
gen zwischen den Staatskräften 
und Protestierenden in Mahabad 
und anderen Städten im Westen 
des Iran statt. Parallel zur anstei¬ 
genden Repression gegen die 
Zivilbevölkerung hat die iranische 
Armee Militäroperationen gegen 
die PJAK-Guerilla eingeleitet. Als 
Reaktion darauf wurden am 20. 
und 21. Juli im Gedenken an Siwa¬ 


ne Qadiri zwei Militärposten von 
der Guerilla mit Raketen, Grana¬ 
ten und automatischen Gewehren 
angegriffen und teilweise zerstört. 
Bei einem weiteren Angriff am 
Dienstag auf eine Militärbasis in 
Serdest kamen zwei weitere irani¬ 
sche Soldaten ums Leben. 

Bei den gefallenen Guerillakämp¬ 
fern handelt es sich um Abdulre- 
zak Sebat, Codename Azad, gebo¬ 
ren 1977 in Eruh, Ali Muhamme- 
di, Codename Zagros Beritan, 
geboren 1981 in Sine, Ismail Mar- 
dir-zade, Codename Siyar Xoy, 
geboren 1982 und einen Kämpfer 
mit dem Codenamen Siyar Tatvan. 

Weitere Tote nach Angriffen 
auf Demonstration 

In der Stadt Sino schossen Sicher¬ 
heitskräfte auf eine Demonstra¬ 
tion, wobei zwei Personen getötet 
wurden. Viele weitere Menschen 


wurden verletzt. Einen Tag später 
wurde eine weitere Person 
erschossen. Auch in der kurdi¬ 
schen Stadt Zerdest in der irani¬ 
schen Provinz Westaserbaidschan 
wurde die Bevölkerung von 
Sicherheitskräften angegriffen. 

In Mahabad, Piransahr und Meri- 
van wurden in den letzten Wochen 
über 200 Kurden festgenommen. 
Die Festgenommenen berichten 
von harter Folter in Polizeige¬ 
wahrsam. 

Die iranischen Medien ignorieren 
die Vorfälle in Kurdistan. Auslän¬ 
dischen Medien ist der Aufenthalt 
in den kurdischen Regionen nicht 
erlaubt. Aus diesem Grund ist 
über das Geschehen in Zerdest 
kaum etwas bekannt. Wie die offi¬ 
zielle Nachrichtenagentur IRNA 
berichtete, sei ein Polizeigebäude 
mit Steinen angegriffen worden. 

(MlIA, OP, 25.-27.7, ISKU) 


Kampagne gegen „Ehrenmorde“ 


Auf die vom Frauenzentrum 
KAMER vor zwei Monaten einge¬ 
leitete Kampagne gegen die so 
genannten ,Ehrenmorde' gibt es 
verschiedene Reaktionen. Indessen 
werden immer mehr Gewalttaten 
gegen Frauen öffentlich gemacht. 
Die KAMER-Mitarbeiterin Naime 
Kardas erklärte: "Unsere Plakate 
werden zerrissen. Manche Leute 
begreifen nicht, warum ihre .Ehre 1 
auf Plakaten thematisiert wird. 
Andere sprechen sich dafür aus, 
dass das Töten gestoppt wird." 

Ziel der Kampagne ist nach Kardas 
die Verhinderung von Frauenmor¬ 
den und die Förderung eines 
gesellschaftlichen Bewusstseins 
gegen diese Verbrechen. Im Ver¬ 
lauf der Kampagne sei mit Plakaten 
und TV-Clips versucht worden, zu 
thematisieren, wie bedrohten Frau¬ 
en geholfen werden kann. Die 
Unterstützung aus der Bevölke¬ 
rung sei in Mardin besser als in 
Diyarbakir, erklärte Kardas. 

Bisher haben sich über 2000 Frau¬ 
en an den KAMER-Notruf gewen¬ 
det. Fast alle seien Opfer psycholo¬ 
gischer Gewalt, ein Großteil auch 


Das Gouverneursamt in Dersirn 
hat aus "Sicherheitsgründen" das 
Munzur-Kulturfestival verboten, da 
die PKK angeblich einen Spreng¬ 
stoffanschlag auf das Festival 
geplant habe. Zur Untermauerung 
dieses absurden Vorwurfs war 
nachträglich im Dorf Kocakoc bei 
Dersirn bei einer Razzia Baris Vigit 
verhaftet worden, nachdem Solda¬ 
ten in seinem Garten eine Tüte mit 
C4-Sprengstoff "gefunden" hatten, 
die sie nach Angaben der Mutter 
des Verhafteten dort zuvor selbst 
deponierten. 

Auf einer Demonstration gegen das 
Verbot forderten Tausende Men¬ 
schen den Gouverneur Mustafa 
Erkal zum Rücktritt auf. Ein Spre¬ 
cher der Demokratieplattform 
bewertete das Verbot als Teil eines 
"Kriegskonzeptes". "Die Haltung 


von mündlicher, physischer und 
sexueller Gewalt betroffen. 

Das Frauenzentrum wurde 1997 als 
Zentrum gegen Gewalt gegen 
Frauen gegründet Seit 2003 gibt es 
verschiedene Projekte gegen 
,Ehrenmorde'. Die momentan lau¬ 
fende Kampagne läuft in 
Zusammenarbeit mit den Gouver- 
neursämtem in Mardin und Amed, 
den Stadtverwaltungen, verschie¬ 
denen Frauenorganisationen und 
zivilgesellschaftlichen Einrichtun¬ 
gen. 

Songül Akdag freigesprochen 

Songül Akdag, die beschuldigt 
wurde, im Dorf Alaköy bei Wan den 
Dorfvorsteher Eyüp Soydal mit 
einem Jagdgewehr erschossen zu 
haben, um sich gegen einen sexuel¬ 
len Übergriff zu wehren, wurde 
freigesprochen. 

Der Vorfall ereignete sich am 22. 
September 2004. Laut Anklage¬ 
schrift versuchte der Dorfvorsteher 
Soydal mit Gewalt in das Haus von 
Songül Akdag einzudringen. 
Bereits zuvor hatte er die Frau 
mehrmals telefonisch belästigt. 


des Gouverneurs ist Teil einer Poli¬ 
tik der Verleugnung, Vernichtung 
und Gewalt gegen die kurdische 
Bevölkerung." Er machte darauf 
aufmerksam, dass in letzter Zeit die 
Anzahl der Razzien und Festnah¬ 
men gestiegen sei und erklärte: 
"Das Munzur-Festival ist ein Ereig¬ 
nis, auf dem wir unser Bedürfnis 
nach Frieden und Geschwisterlich- 
keit sowie unseren Widerstand 
gegen Staudämme und Naturzer¬ 
störung kundtun und Dersirn in sei¬ 
ner ganzen Vielfalt der Welt vorstel¬ 
len. Das Verbot ist Produkt des 
bestehenden Verleugnungskonzep¬ 
tes. Wir rufen alle Freunde Der- 
sims zur Solidarität auf." 
Verschiedene Künstlerinnen, die 
beim Munzur-Kulturfestival auftre- 
ten wollten, werden trotzdem nach 
Dersirn fahren. So erklärte der 


Songül Akdag war allein zu Haus. 
Sie richtete ein Jagdgewehr auf den 
Dorfvorsteher und warnte ihn, sie 
werde ihn erschießen, wenn er her¬ 
ein käme. Als der Mann jedoch 
nicht stehen blieb, sondern mit den 
Worten "Ich bin hier der Dorfvor¬ 
steher, wie kannst Du mich erschie¬ 
ßen" weiter ging, feuerte die Frau 
einen einzigen Schuss ab, der zum 
sofortigen Tod des Mannes führte. 
Songül Akdag wurde wegen vor¬ 
sätzlichen Mordes verhaftet und 
verbrachte acht Monate im Gefäng¬ 
nis in Wan. Jetzt wurde sie freige¬ 
sprochen, weil sie aus Notwehr 
gehandelt habe. Ihr Anwalt Kerem 
Akdogan zeigte sich zufrieden mit 
dem Urteil. "Meine Mandantin ist 
nur eine von tausenden Frauen, die 
sexuellen Übergriffen ausgesetzt 
sind. Aber die meisten Frauen 
schweigen aus Angst vor ihrer 
Familie oder ihrer sozialen Umge¬ 
bung. Denn Frauen, die vergewal¬ 
tigt oder sexuell misshandelt wer¬ 
den, sind in den Augen der Gesell¬ 
schaft auch dann schuldig, wenn 
sie eigentlich im Recht sind." 

(ÖP, 23J26./27.7., ISKU) 


Musiker Metin Kahraman: "Wir 
Musiker werden trotz des Verbots 
zum Festival fahren. Auch die 
Bevölkerung hat das Festival noch 
nicht aufgegeben. Sechs Jahre lang 
hat die Guerilla geschwiegen, das 
wurde weder vom Staat noch von 
den türkischen Intellektuellen 
beachtet. Vor kurzem gab es diese 
Erklärung von türkischen und kur¬ 
dischen Intellektuellen. Meine 
Hoffnung in Bezug auf Initiativen 
von Intellektuellen ist in letzter Zeit 
gestiegen. Es ist das erste Mal, 
dass öffentlich diskutiert wird. Tür¬ 
kische und kurdische Intellektuelle 
müssen zusammen kommen und 
den momentanen Entwicklungen 
Einhalt gebieten. Auch wenn das 
Festival nicht stattfinden sollte, wol¬ 
len wir bei der Bevölkerung sein." 

(MHA, 26.7, ÖP, 25.-28.7., ISKU) 


Gedenkveranstaltung an 
Utas 44. Geburtstag 

In Berlin fand im Frauenverein 
Destan eine Gedenkveranstaltung 
für Uta Schneiderbanger an ihrem 
44. Geburtstag statt. Uta war am 
31. Mai bei einem Verkehrsunfall 
in Südkurdistan tödlich verun¬ 
glückt. In Redebeiträgen wurde 
auf ihre internationalistische Per¬ 
sönlichkeit und ihre Solidarität mit 
der kurdischen Bewegung hinge¬ 
wiesen. "Uta hat sich in einer 
schwierigen Zeit aktiv am Kampf 
beteiligt. Heute müssen wir ihren 
Kampf fortsetzen. Nur wenn wir 
das tun, können wir die Träume 
von Uta und Andrea Wolf verwirk¬ 
lichen", erklärte Gülnaz Erol vom 
Frauenverein. Susanne Rößling 
wies darauf hin, es müsse darüber 
nachgedacht werden, was Uta 
gefühlt und gewollt habe. "Wir alle 
haben Erinnerungen an Uta. Den¬ 
ken wir nach und machen das, was 
Uta machen wollte." 

(ÖP, 22.7, ISKU) 

Angreifer waren Zivilpolizisten 

Vier Personen innerhalb der Grup¬ 
pe, die die Prozessbeobachter im 
Fall des in Kiziltepe von Sicher¬ 
heitskräften erschossenen zwölf¬ 
jährigen Ugur Kaymaz und seines 
Vaters tätlich angegriffen haben 
(siehe Nuce 215), waren Polizisten 
der .Antiterrorabteilung“. Auf 
Fotos, die während des Angriffs 
gemacht wurden, haben die Polizi¬ 
sten Steine und Knüppel in den 
Händen. In Eskisehir, wohin der 
Prozess aus "Sicherheitsgründen" 
verlegt wurde, hat die faschisti¬ 
sche MHP nach Angaben der Pro¬ 
zessbeobachtungsgruppe mehre¬ 
re Erklärungen abgegeben, in 
denen Drohungen gegen Men¬ 
schen ausgesprochen werden, "die 
diesen Staat einen Mörderstaat 
nennen". (ÖP, 27.7, ISKU) 

10% der Folteropfer Kinder 
und Jugendliche 

Einer von der DEHAP erstellten 
Bilanz zufolge sind zehn Prozent 
der Folteropfer in der Türkei Kin¬ 
der und Jugendliche. In der Türkei 
leben 26 Millionen Menschen 
unter 18 Jahren. Mindestens 6000 
Kinder und Jugendliche leben auf 
der Straße. (ÖP, 26.7., ISKU) 
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HPG kündigen weitere Ermittlungen und Gerichtsverfahren an 

Entführter AKP-Bürgermeister wieder frei 

Das Hauptquartier der Volksvertei- rung habe es mehrfach Beschwer- von der Guerilla kontrolliert 

digungskräfte (HPG) gab am 27. den der Bevölkerung über den werde. "Wenn die Ermittlungen 

Juli eine Erklärung ab, in der sie AKP-Bürgermeister gegeben. Er gegen die betreffende Person erge- 
bestätigte, dass der Bürgermeister kollaboriere mit der Armee, bedro- ben, dass sie unschuldig ist wird 

des Kreises Yayladere, Hasim Aky- he und unterdrücke die Bevölke- sie frei gelassen werden", heißt es 

ürek von einer Guerillaeinheit ent- rung und habe Informationen über in der Erklärung. Außerdem kün- 

führt worden sei. Akyürek sei bei die Guerilla weitergeleitet. Er digten die HPG an, diese Art von 

guter Gesundheit. Laut HPG-Erklä- befinde sich in einem Gebiet das Ermittlungen und Gerichtsverfah¬ 
ren künftig in allen von der Gueril¬ 
la kontrollierten Gebieten durch¬ 
zuführen. 

In der Region wurde sofort eine 
Militäroperation eingeleitet. Der 
Entführte ist verheiratet und hat 
drei Kinder. 

Der Bruder des Entführten forder¬ 
te die Einstellung der Militäropera¬ 
tion in der Region, um das Leben 
seines Bruders nicht zu gefährden. 
Der Vorsteher des Dorfes Calika- 
gil, Alisan Boral, der mit dem Ent¬ 
führten in einem Auto saß und von 
den Entführern frei gelassen 
wurde, soll nach der Aufnahme sei¬ 
ner Aussage von Soldaten dazu 
gezwungen worden sein, die nach 
dem Vorfall eingeleitete Militär¬ 
operation zu begleiten. Der Men¬ 
schenrechtsverein IHD in Bingöl, 
dessen Mitglied Boral ist, hat 
Anfragen nach dem Verbleib des 
Dorfvorstehers an Staatsanwalt¬ 
schaft, Innen- und Justizministe¬ 
rium gestellt. 

(ÖP, 29.7-1.8., ISKU) 

Verbotenes Munzur-Festival hat begonnen 

Das aus "Sicherheitsgründen" vom Dersimer Bürgermeisterin weiter- tion. Für eine sichere Übernahme 

Gouvemeursamt in Dersim nicht hin, das Verbot des Festivals zeige des Gefangenen müssten zunächst 

genehmigte 6. Munzur-Kultur- und die Ignoranz der Forderungen aus die Militäroperationen in der 

Naturfestival hat mit einer Kundge- der Bevölkerung. "Wir wollten Region eingestellt werden, so 

bung praktisch begonnen. Wie die gegen den Krieg und das Sterben Tune. Er forderte die Delegation in 

Bürgermeisterin Songül Erol Abdil unseren Wunsch nach Frieden und Ankara, an der ebenfalls Men¬ 
erklärte, sei ganz Dersim wütend Geschwisterlichkeit zum Ausdruck schenrechtler, Künstler und Abge- 

über das Verbot: "Es ist nicht rieh- bringen. Das Festival gehört der ordnete beteiligt sind, dazu auf, 

tig, mit den Gefühlen der Men- Bevölkerung und steht für Kunst, nach Dersim zu kommen und 

sehen zu spielen. Die Haltung, mit Kultur, Natur, Frieden, Geschwis- gemeinsam zu arbeiten, 

der wir konfrontiert sind, ist gefähr- terlichkeit und Toleranz. Die Die Lage in Dersim bleibt weiter¬ 
lich und undemokratisch und mei- Bestrafung der Bevölkerung durch hin angespannt. So musste der 

ner Meinung nach das Resultat das Verbot hat weder in der Recht- Gouverneur Mustafa Erkal auf dem 

eines Konzeptes, mit dem Proble- sprechung noch im gesellschaft- Weg zu einer Eröffnungsfeier im 

me geschaffen und eine Spannung liehen Gewissen einen Platz. In Dorf Pilvenk auf halbem Weg aus 

in der Gesellschaft hervorgerufen unserer Stadt kommt auf fast jeden Sicherheitsgründen umkehren, 

werden soll." Menschen eine Sicherheitskraft. Überall finden Personenkontrollen 

An der Kundgebung beteiligten Wie auf dieser Kundgebung wird statt, bei denen in den letzten bei¬ 
sich über tausend Menschen, dar- sich die Bevölkerung von Dersim den Tagen mindestens sieben Per¬ 
unter viele Künstlerinnen und weiter für das Festival, die eigene sonen festgenommen worden sind. 

Künstler sowie die Zivilgesellschaft- Sprache, Kultur, Überzeugung, die Das Hauptquartier der HPG gab 

liehe Abordnung, die sich für die Natur, den Frieden, also alle demo- unterdessen eine Erklärung ab 

Übergabe des von den HPG gefan- kratischen Rechte und Freiheiten dass die Begründung für das Ver- 

gen genommenen türkischen Sol- einsetzen." bot des Festivals haltlos sei. Als 

daten Coskun Kirandi zusammen- Im Anschluss hielt der Musiker Begründung war angeführt wor- 

geschlossen hat. Viele von außer- Ferhat Tune im Namen der Mun- den, dass es Hinweise auf geplante 

halb kommende Besucherinnen zur-Intellektuellenplattform eine gewalttätige Aktionen gebe. Selbst¬ 
wurden von Soldaten an der Ein- Ansprache, in der er erläuterte, verständlich hätten die HPG keine 

fahrt in die Stadt gehindert. In dass sich in Dersim eine Abord- Aktionen gegen das Festival 

Sprechchören wurde auf der Kund- nung für die Übernahme des gefan- geplant, so die Erklärung. Die HPG 

gebung der Gouverneur zum Rük- genen türkischen Soldaten gebildet begrüßten vielmehr die Haltung 

ktritt aufgefordert Die Polizei traf habe. Diese Abordnung diene der der Bevölkerung, trotz des Verbo- 

strenge Sicherheitsvorkehrungen. Unterstützung einer zuvor in Anka- tes mit dem Festival zu beginnen. 

In ihrer Ansprache erklärte die ra zusammen gestellten Delega- (ÖP/MHA, 29.7, ISKU) 


„Man sollte seinen Verstand zusammen nehmen.“ 

Die Nachrichtenagentur DIHA genheit war eigentlich auch keine 
sprach mit Hasim Akyürek nach persönliche, richtete sich nicht 
dessen Freilassung am Dienstag: gegen mich als Hasim Akyürek, 

sondern hing damit zusammen, 
Waren Sie sehr besorgt, als Sie ent- dass ich Bürgermeister der AKP 
fährt wurden? bin. In der Region herrscht ein 

Akyürek: Ich hatte keine Angst. So schmutziger Krieg. Sie sagten, 
mancher würde vielleicht einen dass sie diese Aktion gemacht hät- 
Schock bekommen, aber ich war ten, um eine Öffentlichkeit herzu¬ 
ganz normal. Wenn ich ganz offen stellen. 

sein soll, ich bin auf alles vorberei- Was denken Sie über die kurdische 
tet. Das muss ich auch aufgrund Frage? 

der Gegend, in der wir leben und Seit vielen Jahren herrscht Unruhe 
aufgrund meines Berufes sein. in der Region. Das spürt jeder. Ich 

Wie waren die sechs Tage, die Sie persönlich bin nicht für einen sol- 
bei der Guerilla verbrachten? chen Kampf, weil damit Kurden 

Sie waren sehr höflich zu mir und und Türken gegeneinander aufge- 
haben mir nichts getan. Wenn ich bracht werden sollen. Dabei leben 
ganz offen sein soll, sie haben sich diese beiden Völker, also die Völ- 
sehr menschlich verhalten. Man ker der Türkei, seit über tausend 
schläft dort auf dem Boden. Einer Jahren gemeinsam und haben 
der jungen Männer dort hat sogar untereinander geheiratet. Man soll- 
ohne Decke geschlafen, weil er te endlich seinen Verstand zusam- 
seine mir gegeben hat. Die Angele men nehmen. (ÖP, 4.8., ISKU) 


Meldungen 

EMRGH verurteilt Türkei 
wegen Silopi-Verschwundenen 

Der Europäische Menschen¬ 
rechtsgerichtshof hat die Türkei 
im Fall der 2001 in Silopi ver¬ 
schwundenen HADEP-Mitglieder 
Serdar Tanis und Ebubekir Deniz 
für schuldig befunden und zu einer 
Entschädigungszahlung von 
172.000 Euro verurteilt. Neben der 
Verletzung des Europäischen 
Menschenrechtsabkommens in 
fünf Punkten habe die Türkei 
gegen ihre Mitwirkungspflicht ver¬ 
stoßen, weil Augenzeugen nicht 
angehört werden konnten und 
Dokumente nicht vorgelegt wur¬ 
den. Tanis und Deniz waren am 25. 
Januar 2001 verschwunden, nach¬ 
dem sie zur Gendarmerie in Silopi 
gerufen worden waren. Ein 
Gerichtsverfahren in der Türkei 
war zunächst unter Geheimhal¬ 
tung gestellt und dann eingestellt 
worden. In der gesamten Türkei 
wurde monatelang bei öffentlichen 
Protestaktionen nach dem Ver¬ 
bleib der beiden HADEP-Mitglie¬ 
der gefragt. (ÖP, 3.8., ISKU) 

Polizist erschießt Dorfschützer 

Ein im Landratsamt des Kreises 
Kocaköy in Amed wachhabender 
Polizist hat drei Dorfschützer 
beschossen, weil er sie für Gueril¬ 
lakämpfer hielt. Einer der Dorf¬ 
schützer starb, ein weiterer wurde 
verletzt. Der Polizist war erst seit 
drei Tagen im Dienst. 

(ÖP, 1.8., ISKU) 

Verleger angeklagt 
Gegen Ragip Zarakolu vom Beige- 
Verlag in Istanbul ist ein Strafver¬ 
fahren eingeleitet worden, weil er 
das Buch "Die Erlebnisse eines 
armenischen Arztes - Das Izmir- 
Tagebuch von Garabet Haceryan" 
von Prof. Dr. Dora Sakayan auf tür¬ 
kisch verlegt hat. Die Autorin lehrt 
an der Mc-Gill-Universität in Kana¬ 
da. Der erste Prozesstag gegen 
Zarakolu ist für den 21. September 
anberaumt. Die Anklage lautet auf 
"Beleidigung der türkischen Streit¬ 
kräfte". Zarakolu kann mit bis zu 
fünf Jahren Haft bestraft werden. 

(ÖP, 3.8., ISKU) 

Ermordung in Dersim 

In Dersim wurde Hasan Sahin, 
Vater von Süleyman Sahin 
(Bawer), Mitglied Kommandan¬ 
tenrates der HPG, von Unbekann¬ 
ten ennordet. Hasan Sahin, der 
aus Deutschland in den Ort Mey- 
tan / Aktuluk in Dersim zu Besuch 
gekommen war, wurde mit sieben 
Schüssen, davon einen in den Kopf 
und sechs Schüssen in die Brust, 
aufgefunden. Laut dem Vorsitzen¬ 
den der DEHAP der Provinz Der¬ 
sim, sei der Mord das Werk von 
JITEM, dem militärischen Ge- 


Nüce 


_ tshu 

Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.nadir.org/isku 






Guerillaaktivitäten und Miltitäroperationen 


Eine Guerillaeinheit der HPG 
errichtete eine Straßensperre an 
der Straße zwischen Beytüssebap 
und Simak, um auf die verschärf¬ 
ten Militärkontrollen und die Isolie¬ 
rung Abdullah Öcalans hinzuwei¬ 
sen. Dabei wurden zwei Stunden 
lang Ausweise kontrolliert. 20-25 
Autos wurden angehalten, die In¬ 
sassen zum Aussteigen aufgefor¬ 
dert, ihre Ausweise kontrolliert 
und die Fahrzeuge durchsucht. In 
einem Auto befanden sich Dorf¬ 
schützer. 

Der Kommandant der Guerillaein- 
heit erklärte den Angehaltenen, 
das Ziel der Aktion sei es nicht, der 
Bevölkerung zu schaden. Er ver¬ 
wies auf die verschärften Militär¬ 
operationen der türkischen Armee 
und den Einsatz von Giftgas in Hak- 
kari, dem fünf Guerillakämpferin¬ 
nen zum Opfer gefallen sind. Die 
Bevölkerung sei aufgefordert, mit 
demokratischen Aktionen auf die 
Einstellung der Militäroperationen 
und die Aufhebung der Isolation 
Öcalans hinzuarbeiten. Die Anspra¬ 
che des Guerillakommandanten 
wurde von der Bevölkerung mit 
Beifall kommentiert 

Armee will Kirandi hinrichten 

Nach Angaben von Duran Kalkan 
will die türkische Armee den von 
der HPG-Guerilla gefangen genom¬ 
menen türkischen Soldaten 
Coskun Kirandi ermorden. Dies 
gehe aus einem abgehörten Funk¬ 
spruch der Armee hervor. Über 
Funk sei eindeutig der Befehl gege¬ 
ben worden, den gefangenen Sol¬ 
daten zu erschießen. Die aus Ver¬ 
tretern verschiedener zivilgesell¬ 
schaftlicher Organisationen zu¬ 
sammen gestellte Delegation, die 
sich bereit erklärte, sich für die 


Übergabe des Gefangenen einzu¬ 
setzen, gab unterdessen eine Pres¬ 
sekonferenz in Dersim. Im Namen 
der Delegation forderte der IHD- 
Vorsitzende Yusuf Alatas erneut die 
Freilassung Kirandis. "Die Entfüh¬ 
rer Kirandis haben erklärt, dass er 
frei gelassen werde, wenn Men¬ 
schenrechtsorganisationen in die 
Region kommen würden. Aus die¬ 
ser Verantwortung heraus sind wir 
hier. Aber es finden intensive Mili¬ 
täroperationen statt. In dieser 
Atmosphäre ist es für Zivilisten wie 
uns schwer, eine aktive Rolle zu 
spielen." Der Staat sei aufgefordert, 
eine sichere Atmosphäre zu schaf¬ 
fen. 

Hakkari militärisch abgeriegelt 

Nach dem tödlichen Bombenan¬ 
schlag auf zwei Offiziere der türki¬ 
schen Armee in Hakkari wird die 
Ein- und Ausfahrt in die Stadt kon¬ 
trolliert. Während alle Fahrzeuge 
durchsucht werden, fliegen Hub¬ 
schrauber im Tiefflug über die 
Stadt. 

Das Pressezentrum der Volksver¬ 
teidigungskräfte HPG erklärte, die 
Guerilla habe gegen die seit 16 
Tagen andauernde Militäropera¬ 
tion in der Region sieben Vergel¬ 
tungsaktionen durchgeführt. Allein 
in den letzten vier Tagen seien 
dabei 24 Soldaten ums Leben 
gekommen. 

Juli-Bilanz der HPG 

Die Volksverteidigungskräfte veröf¬ 
fentlichten eine Kriegsbilanz für 
den Monat Juli. Demnach haben 
die Angriffe der türkischen Armee 
an Heftigkeit zugenommen. Der 
türkische Staat versuche, den 
gegen die Existenz des kurdischen 
Volkes gerichteten Krieg als Bewe¬ 


gung der "inneren Sicherheit" oder 
"Kampf gegen den Terror" zu ver¬ 
kaufen, heißt es in der HPG-Erklä- 
rung. Entgegen staatlicher Verlaut¬ 
barungen, in denen von der Gueril¬ 
la verübten Sabotageaktionen als 
Anzeichen der Schwäche gedeutet 
werden, erklärten die HPG: "Die 
HPG sind nicht wie behauptet 
schwach, sondern führen im 
Gegenteil den Widerstand der 
Selbstverteidigung auf eine neue 
und gestärkte Weise durch. Dabei 
sehen sie sich gebunden an inter¬ 
nationales Recht und das Genfer 
Abkommen. Methoden, die nicht 
dem internationalen Recht und 
dem Genfer Abkommen entspre¬ 
chen, werden nicht angewendet 
Demgegenüber verstößt die gegen 
die Guerilla erfolglose türkische 
Armee gegen das Genfer Abkom¬ 
men und jede menschliche Ethik, 
indem sie wie in Hakkari im Gebiet 
Ciyaye Reske geschehen Giftgas 
einsetzt." 


Die Bilanz in Zahlen: 

Militäroperationen insgesamt: 43 
Türkische Armee: 42 

Iranische Armee: 1 

Feindkontakte: 64 

Mit bekanntem Ergebnis: 53 

Mit unbekanntem Ergebnis: 11 

Guerillaaktionen: 56 

Mit bekanntem Ergebnis: 47 

Mit unbekanntem Ergebnis: 9 

Verluste der türkischen und 
iranischen Armeen: 223 

Offiziere der türkischen Armee: 8 
Soldaten der 

türkischen Armee: 199 

Soldaten der iranischen Armee: 16 
Kriegsgefangene: 1 

Verluste der Guerilla: 13 


(ÖP, 31.7./1.8. MHA, 31.7, ISKU) 


heimdienst Der Staatsanwalt für 
die Untersuchungen habe den 
Mord als die Tat von "Profis" be¬ 
zeichnet Sie hätten keinerlei Spu¬ 
ren wie Patronenhülsen hinterlas¬ 
sen. (MHA, 3.8, ISKU) 

Frauenzentrum in 
Dersim eröffnet 

Im Rahmen des 6. Munzur-Kultur- 
und Naturfestivalprogramms ist in 
Dersim ein Frauenzentrum eröff¬ 
net worden. An der Eröffnungs¬ 
feier, auf der die Musikgruppen 
Grup Yorum und Grup Munzur 
spielten, beteiligten sich 3000 
Menschen. Während der musikali¬ 
schen Beiträge kreisten Militär¬ 
hubschrauber über den Köpfen 
der tanzenden Menschen. 

(ÖP, 31.7, ISKU) 

Anstieg von Selbstmord 
und Gewalt 

Das an die Stadtverwaltung Yeni- 
sehir in Diyarbakir gebundene 
Frauenzentrum für Fortbildung 
und psychologische Beratung EPI- 
DEM hat einen Halbjahresbericht 
veröffentlicht. Nach Angaben der 
Koordinatorin des Zentrums, Gül 
can Yalcin Tantekin, haben sich in 
den ersten sechs Monaten des Jah¬ 
res 2005 225 Frauen an die Bera¬ 
tungsstelle gewandt. Dabei sei ein 
Anstieg der Fälle von Selbstmord¬ 
gefahr und Gewalt zu beobachten. 
107 Frauen hätten psychologische 
Beratung in Anspruch genommen, 
acht Frauen seien in Frauenhäuser 
vermittelt worden, 30 Frauen seien 
rechtlich beraten worden und 75 
Frauen hätten um finanzielle Un¬ 
terstützung gebeten. Sieben der 
Frauen seien Opfer frauenfeind¬ 
licher Traditionen. 

(ÖP, 30.7, ISKU) 

Guerillaleichname konfisziert 

Die Leichname von fünf Guerilla¬ 
kämpferinnen, die am 14. Juli bei 
einem Giftgasangriff im Gebiet 
Ciya Reske in Hakkari getötet wur¬ 
den, werden ihren Angehörigen 
nicht ausgehändigt. Die zuständi¬ 
ge Staatsanwaltschaft erklärte 
gegenüber des Bruders einer der 
Gefallenen, die Familien würden 
über den Verbleib der Leichname 
informiert, sobald die Untersu¬ 
chungen zu dem Fall abgeschlos¬ 
sen seien. (MHA, 4.8., ISKU) 
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Blutvergießen im Iran 


Weiteres 

Nach den Auseinandersetzungen 
in Mahabad, wo am 9. Juli der 
kurdische Jugendliche Siwane 
Qadiri von iranischen Sicher¬ 
heitskräften getötet worden war, 
kam es jetzt auch zu Unruhen 
und Staatsterror in anderen kur¬ 
dischen Städten. 

Bei öffentlichen Protesten in den 
letzten Tagen in Mahabad, Zer- 
dest, Piransehir und Sine wurden 
zahlreiche Personen erschossen. 
Darunter befindet sich eine Frau, 
die von einer Polizeikugel getrof¬ 
fen wurde, als sie aus dem Fen¬ 
ster ihres Hauses schaute. 

Über die Anzahl der Festnahmen 
gibt es keine genauen Angaben. 
Die Festgenommenen sollen 
schwer gefoltert worden sein. 
Einer Person wurden nach ihrer 
Festnahme aufgrund des Tra¬ 
gens einer Kurdistan-Fahne vor 
den Augen der anderen Gefange¬ 
nen die Ohren abgeschnitten. 
Dutzende Menschen befinden 
sich mit Schussverletzungen in 
den Krankenhäusern. Besorgte 
Menschen, die in den Kranken¬ 
häusern nach ihren Angehörigen 
suchen, werden mit Drohungen 
von Militärs vertrieben. 

Die Menschenrechtsorganisation 
Ostkurdistan (RMMK) verurteil¬ 
te die Angriffe der iranischen 


Sicherheitskräfte auf die Bevölke¬ 
rung scharf und rief internatio¬ 
nale Institutionen zur Unterstüt¬ 
zung auf. 

Die PJAK-Guerilla griff unterdes¬ 
sen zur Unterstützung der Auf¬ 
stände mehrere Militärposten an. 
Dabei soll es zu mehreren Toten 
gekommen sein. 

11 Tote bei 
Polizeieinsatz in Sine 

In einem Park der Ortschaft Sine 
versammelten sich am 2.8. an die 
1000 Personen. Sicherheitskräfte 
griffen die Versammelten im Park 
und auf einer Strasse an. Beim 
anschließenden Schusswaffen¬ 
einsatz der Sicherheitskräfte wur¬ 
den mehrere Personen, darunter 
mindestens zwei Kinder, getötet. 
Knallgranaten wurden gegen die 
Demonstrierenden eingesetzt. Es 
gab zahlreiche Verletzte; über die 
Zahl der Festgenommenen gibt 
es keine Angaben. 

Die Demonstranten setzten sich 
mit Steinen und Stöcken zur 
Wehr. Aus Protest wurden auf 
den Strassen Gummireifen ver¬ 
brannt. Staatsgebäude wurden 
angegriffen, die Scheiben ört¬ 
licher Banken wurden zerstört. 
Vier Autos der amtlichen Nach¬ 
richtenagentur IRNA sollen nach 


deren Meldung in Brand gesteckt 
worden sein. 

Iranisch-türkische 
Zusammenarbeit gegen PKK 

Wie ein Sprecher des iranischen 
Außenministeriums erklärte, hat 
der Iran ein Abkommen gegen 
die PKK mit der Türkei geschlos¬ 
sen. In den vergangenen Wochen 
waren aufgrund der verschärften 
Militäroperationen der irani¬ 
schen Armee bei Gefechten mit 
der PJAK-Guerilla mehr als zwan¬ 
zig iranische Soldaten ums Leben 
gekommen. Auf einer Pressekon¬ 
ferenz antwortete der Außenmi¬ 
nisteriumssprecher Musewi Lari 
auf die Fragen von Journalisten: 
"Wir werden gegen die Aktionen 
der PJAK Vorgehen und dabei mit 
der Türkei zusammen arbeiten." 
Zu dem Mord durch Sicherheits¬ 
kräfte an dem kurdischen Oppo¬ 
sitionellen Siwane Qadiri am 9. 
Juli in Mahabad erklärte Lari, es 
gebe keine politischen Hinter¬ 
gründe, denn Qadiri sei ein 
Schmuggler gewesen. Auf die 
Frage eines Journalisten, ob ein 
Mensch getötet werden müsse, 
wenn er Schmuggler sei, gab Lari 
keine weitere Stellungnahme ab. 

(MHA, 31.7/3.8, 

ÖP, 29.7, ISKU) 
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222 'Lebende Schutzschilde' in Kandil 


222 Aktivistinnen der Initiative 
'Lebende Schutzschilde 1 sind aus 
der Türkei in die von der PKK kon¬ 
trollierten Kandil-Berge in Südkur¬ 
distan gelangt. Auf einer Presse¬ 
konferenz in den Kandil-Bergen 
erläuterte Senar Mete, langjähriger 
Aktivist im DEHAP-Jugendver- 
band, im Namen der 222 Aktivistin¬ 
nen unter einem Transparent mit 
der Aufschrift "Friedens- und Frei¬ 
heitsbrigaden" Motivation und 
Ziele der Gruppe: "Unter uns befin¬ 
den sich Arbeiterinnen, Studieren¬ 
de, Mitglieder politischer Parteien 
und zivilgesellschaftlicher Initiati¬ 
ven sowie vier Soldaten. Seit sechs 
Jahren arbeiten wir daran, das von 
Abdullah Öcalan entwickelte Frie¬ 
densprojekt umzusetzen. Wir 
haben unsere Aktionen stets im 
legalen und demokratischen Rah¬ 
men ausgeführt. Aber unsere Auf¬ 
rufe zum Frieden haben kein 
Gehör gefunden. Das wurde 
besonders deutlich, als in jüngerer 
Zeit wieder überall Gefechte statt¬ 
fanden und wir als lebende Schutz- 


"Der Mensch wird mit seinen 
Erlebnissen und Überzeugungen 
zum Menschen. Der Mensch ist in 
dem Ausmaß Mensch, in dem er 
seine Träume verwirklicht. Der 
Mensch ist Mensch, wenn er sein 
Leben bewusst dem widmet, an das 
er glaubt. Was wir versuchen, ist, 
unsere Aufgaben als Menschen 
und Jugendliche zu erfüllen und in 
Verbundenheit mit unseren Träu¬ 
men zu kämpfen. 

Was wir versuchen, ist dass in 
unserem schönen Land alle Men¬ 
schen, ob Türkin, Kurdin, Lasln, 
Tscherkessln, Armenierin oder 
Araberin, also alle Menschen des 
Mittleren Ostens, in Frieden und 
mit gleichen Rechten leben kön¬ 
nen. Aber unsere Aktionen dafür 
wurden ignoriert. Die antikurdi¬ 
sche Politik erfährt zur Zeit eine 
immense Steigerung. Kurz gesagt, 
haben wir die Enttäuschung erlebt, 
dass alle unsere Bemühungen für 
den Frieden in einer neu ins Rollen 
gekommenen nationalistischen 
Welle ertränkt worden sind. 
Vielleicht erinnern Sie sich: vor 
einem Jahr, am 1. September 2004 
haben wir als kurdische und türki¬ 
sche Jugendliche mit der Aktion 
der Lebenden Schutzschilde be¬ 
gonnen, um den Krieg in unserem 
Land zu verhindern. Mit diesen 
Aktionen haben wir mitgeteilt, wie 
sehr wir das Leben in Frieden lie¬ 
ben und dass wir unsere Körper als 
Schilde gegen den Krieg einsetzen. 
Aber niemand hat uns geglaubt. 
Denn als kurdische Jugendliche 
werden wir nach wie vor als poten¬ 
tielle Verbrecher betrachtet. Kurdi- 


schilde versucht haben, die Militär¬ 
operationen zu stoppen. Über 200 
unserer Aktivistinnen wurden ver¬ 
haftet, viele wurden gefoltert. Wir 
forderten Frieden, aber die Ant¬ 
wort des Staates darauf lautete: 
'Wieso, herrscht denn Krieg?' Auf 
vielen unseren Aktionen sind wir 
nieder geknüppelt worden. Ange¬ 
sichts dieser Situation haben wir 
die Geduld verloren und sind hier 
her gekommen." 

Hierbei handele es sich um einen 
Akt des zivilen Ungehorsams, 
erklärte Mete weiterhin. Die Grup¬ 
pe habe sich nach einer zweimona¬ 
tigen Vorbereitungsphase auf den 
Weg gemacht und dabei jede 
Gefahr in Kauf genommen. 
'Warum wir hier sind, sollte richtig 
verstanden werden. Unsere Kind¬ 
heit ist geprägt vom Krieg. Als wir 
heran gewachsen sind, mussten 
wir mit ansehen, wie unsere Würde 
mit Füßen getreten wird. Das Frie¬ 
densprojekt von Herrn Öcalan hat 
uns den Weg gewiesen. In diesem 
Sinne haben wir überall Aktionen 


sehe Kinder werden am Tag ihrer 
Geburt als Terroristen abgestem¬ 
pelt. Das letzte konkrete Beispiel 
war die Ennordung eines zwölfjäh¬ 
rigen Jungen mit 13 Kugeln. 
Diesen Brief schreiben wir nicht 
nur als 200 Jugendliche, sondern 
wir fügen die Gefühle aller Jugend¬ 
lichen hinzu. Wir schreiben nicht 
nur im Namen kurdischer Jugend¬ 
licher, sondern für alle Jugend¬ 
lichen, Kinder und Völker, die für 
Frieden und Freiheit kämpfen. 

Die Beendigung des seit ungefähr 
dreißig Jahren andauernden Krie¬ 
ges in unserem Land ist für uns 
wichtigster Punkt unseres Lebens¬ 
ideals. Wir wissen, dass im Schat¬ 
ten der Waffen kein Morgen 
erschaffen werden kann. Eine 
Zukunft kann es nur geben, wenn 
die Waffen schweigen und es eine 
Kultur des Dialogs und der Demo¬ 
kratie gibt Nur so kann es ein Ver¬ 
trauen in das Morgen geben. Des¬ 
halb haben wir uns als kurdische 
Jugendliche auf den Weg gemacht 
Wir befinden uns jetzt bei einer 
Bewegung, die in den Bergen 
einen legitimen Kampf führt. Und 
wir wissen, dass die ,Großen 1 , die 
die Jugend als die ,Hoffnung der 
Zukunft 1 betrachten, sich fragen 
werden, warum wir für Frieden in 
die Berge gegangen sind. 

Darauf haben wir eine Gegenfrage 
und erwarten vor allem, dass Sie 
ihr Gewissen dazu befragen: 
Warum sind Tausende von Men¬ 
schen zum kämpfen in die Berge 
gegangen? 

Wir sind Menschen, die als Stu¬ 
dierende, Arbeiterinnen oder in 


gemacht, sind in Ankara vor das 
Parlament gezogen. Aber alles, was 
wir machen wollten, ist behindert 
worden. Aller Repression zum 
Trotz haben wir in der Überzeu¬ 
gung, dass ein Zusammenleben 
möglich sein muss, gehandelt." 

Der Wunsch des kurdischen Vol¬ 
kes nach Frieden finde keine 
Beachtung, so Mete. Öcalan, der 
unentwegt Projekte für eine demo¬ 
kratische und friedliche Lösung 
entwerfe, werde zunehmend iso¬ 
liert. "Herr Öcalan repräsentiert 
die Würde des kurdischen Volkes. 
Beharrlich wird unsere Würde 
angegriffen. Probleme werden 
jedoch mit den jeweiligen An- 
sprechpartnem gelöst. Die Auslö¬ 
schung der Ansprechpartner führt 
in eine Sackgasse. Diese Haltung 
hat unsere Geduld strapaziert. Uns 
wird nahe gelegt, würdelos zu kapi¬ 
tulieren oder zu sterben. Wenn die 
Gefechte nicht zum Stillstand 
gebracht werden, droht der Türkei 
ein Bürgerkrieg." 

(MHA, 10.8., ISKU) 


verschiedenen Organisationen 
und Initiativen versucht haben, 
auf demokratische Weise Politik 
zu machen. Dass wir heute hier 
sind, liegt daran, dass wir keine 
Zukunft mehr in der bestehenden 
politischen Atmosphäre sehen 
konnten. Aber wir sind immer 
noch davon überzeugt, dass es 
Frieden im Mittleren Osten geben 
wird. Aus diesem Grund schrei¬ 
ben wir diesen Brief. Wie viel Blut 
wird noch vergossen werden, 
damit es endlich Frieden gibt? 
Wann werden Sie an unsere 
Zukunft denken und sich für den 
Frieden einsetzen? 

Wir sind für Frieden. Das erklären 
wir hiermit erneut. Wir werden 
immer an der Seite derer stehen, 
die sich für Frieden einsetzen. 
Und deshalb sind wir beim Kon- 
gra Gel, der ununterbrochen Frie¬ 
densaufrufe macht. Solange der 
Staat uns ignoriert und uns keine 
positive Antwort gibt, werden wir 
hier bleiben. Wir beharren auf 
unseren Forderungen nach einem 
Schweigen der Waffen und dem 
Beginn eines Dialogs zwischen 
den Ansprechpartnerinnen in der 
kurdischen Frage. 

Die Hoffnung, die dem Menschen 
die Begeisterung für das Leben 
gibt, ist wertvoller als alles ande¬ 
re. Keine Gesellschaft und vor 
allem nicht die Jugend kann zu 
Hoffnungslosigkeit und Zukunfts- 
losigkeit verurteilt werden. Insbe¬ 
sondere die Jugend wird immer 
irgendwo und irgendwie Hoff¬ 
nung erschaffen." 

(MHA, 10.8., ISKU) 


Meldungen 

Guerillakämpfer in 
Agri gefallen 

Wie das Pressezentrum der 
Volksverteidigungskräfte (HPG) 
mitgeteilt hat, ist am 4. August in 
der Provinz Agri in der Region 
Tendürek der Guerillakämpfer 
Ahmet Birgül (Codename Kawa) 
bei einem Gefecht mit der türki¬ 
schen Armee ums Leben gekom¬ 
men. Ahmet Birgül wurde 1978 in 
Agri-Diyadin geboren. Die Mili¬ 
täroperation in der Region dauert 
weiter an. (MHA, 5.8., ISKU) 

HPG dementiert Beteiligung 
an Istanbuler Explosion 

Das Hauptquartier der Volksver¬ 
teidigungskräfte (HPG) hat jegli¬ 
che Beteiligung an der Explosion 
im Istanbuler Vorort Pendik 
zurückgewiesen. In den türki¬ 
schen Medien waren Meldungen 
erschienen, dass die PKK hinter 
der Explosion stecke, bei der 
gestern eine Mutter mit ihrer 
Tochter ums Leben gekommen 
sei. In der HPG-Erklärung heißt 
es: "Wir haben nichts mit der 
Explosion zu tun, bei der zwei 
Zivilisten getötet wurden und gro¬ 
ßer Sachschaden entstanden ist. 
Das ist keine Aktion von uns. Die 
Meldungen in den Medien haben 
keinen Wahrheitsgehalt und sind 
verlogene Propaganda des türki¬ 
schen Staates, um die Guerilla in 
den Schmutz zu ziehen". 

(MHA, 5.8., ISKU) 

Unterstützung für PfDK 
in Kirkuk 

In Südkurdistan haben 10 Par¬ 
teien ihre Unterstützung für die 
Pf DK erklärt, die zunehmendem 
Druck des türkischen Staates 
und der Front der Turkmenen 
ausgesetzt ist. Die Türkei bemüht 
sich mit Hilfe der Front der Turk¬ 
menen die Pf DK aus Kirkuk zu 
vertreiben. Die Front der Turk¬ 
menen bemüht sich, die PfDK 
als terroristisch darzustellen und 
gleichzeitig die Zentren der 
PfDK in Kirkuk schließen zu las¬ 
sen. An der Versammlung nah¬ 
men etwa 10 Parteien, wie die 
Kommunistische Partei, die Par¬ 
tei der unabhängigen Arbeit, die 
Partei der Demokratischen Ar¬ 
beit, die Partei der Einheit der 
Sozialisten oder die sozialdemo¬ 
kratische Partei teil. Die Parteien 
erklärten, das niemand das Recht 
habe, die PfDK in Kirkuk zu 
behindern. Die PfDK sei eine 
Partei des irakischen Kurdistan, 
und sie wird vom irakischen Par¬ 
lament anerkannt. Gleichzeitig 
gab die PfDK eine Erklärung ab, 
in der sie Unterstützung des Vol¬ 
kes im Süden für den Aufstand 
des Volkes gegen die Repression 
im Osten einforderte. Die PfDK 
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Gefangener Soldat freigelassen 


Der von einer HPG-Einheit in Der- 
sim gefangen genommene türki¬ 
sche Soldat Coskun Kirandi ist am 
Donnerstag Abend freigelassen 
worden. Vor seiner Übergabe an 
eine zivile Abordnung sprach Kir¬ 
andi live über Telefon im Femseh- 
kanal Roj TV und erklärte, dass es 
ihm gesundheitlich sehr gut gehe 
und er gut behandelt worden sei. 
Dafür wolle er sich bei der HPG 
bedanken. Seine Freilassung hätte 
schon früher stattfinden können, 
wenn die Militäroperationen in der 
Region eingestellt worden wären, 
äußerte sich Kirandi kritisch zur 
Haltung der Regierung und der 
Armee. Weiterhin erklärte er, er 
habe vor allem seine Familie sehr 
vermisst. Die Übergabe des am 12. 
Juli im Rahmen einer von der HPG 
durchgeführten Straßenkontrolle 
gefangen genommenen Soldaten 
fand in der Nähe des Dorfes Gülec 
in der Region Kutu Deresi in Der- 
sim statt. 


Die in Trabzon lebenden Eltern 
Kirandis erfuhren aus den Nach¬ 
richten von der Freilassung ihres 
Sohnes. Sein Vater hatte in den ver¬ 
gangenen Wochen über Roj TV 
mehrmals an den türkischen Staat 
appelliert, das Leben Kirandis 
nicht zu gefährden. Nach Bekannt¬ 
werden der freudigen Botschaft 
strömten die Bewohner des 
gesamten Viertels zum Hause Kir¬ 
andis, um die Freilassung zu 
feiern. 

Die Mitglieder der zivilen Delega¬ 
tion, die den Gefangenen entgegen 
nahmen, sowie bei der Übergabe 
anwesende Journalisten sind 
unterdessen bereits auf dem Rück¬ 
weg nach Tunceli von Gendarme¬ 
rie Einheiten festgenommen wor¬ 
den. Dabei handelt es sich um den 
Vorsitzenden der IHD-Zweigstelle 
in Diyarbakir, Selahattin Demirtas, 
Mihdi Perincek vom IHD-Vor- 
stand, den Musiker Ferhat Tune, 
Özgür Söylemez vom Stadtrat Tun- 


celis, Umur Hozatli von der Zei¬ 
tung Gündem sowie Korrespon¬ 
denten der Nachrichtenagenturen 
DIHA DHA und AA 
Nach 2 Tagen in Haft wurden die 
Festgenommenen wieder freige¬ 
lassen und von einer großen Men¬ 
schenmenge begeistert vor dem 
Gerichtsgebäude empfangen. Dort 
gab Ferhat Tune eine Erklärung 
ab und sagte, dass ihnen die zwei 
Tage in Gewahrsam nicht schwer 
gefallen sei: „Uns reicht die Freude 
der Familie Kirandi. Die Erwar¬ 
tung der Öffentlichkeit in der Tür¬ 
kei war, Coskun Kirandi lebend sei¬ 
ner Familie zu übergeben. Das 
haben wir geschafft und deshalb 
sind wir sehr glücklich.“ 

Coskun Kirandi selbst wurde nach 
einem Verhör mit einem Militär¬ 
fahrzeug zu seiner Familie in Trab¬ 
zon gebracht, wo ihn eine große 
Menschenmenge in Empfang 
nahm. 

(MHA, 4.8., ÖP, 8.8., ISKU) 


Familienbesuch bei Öcalan 


Wie der Bruder Abdullah Öca- 
lans, Mehmet Öcalan, nach einem 
Besuch auf der Gefängnisinsel 
Imrali am Mittwoch mitteilte, wer¬ 
den die Besuchsbedingungen 
immer schlechter. Er verwies dar¬ 
auf, dass sein Bruder seit über 
zwei Monaten nicht mehr mit sei¬ 
nen Anwälten gesprochen habe. 
"Der uns als Familie einmal 
wöchentlich zustehende Besuch 
kann nach neuen Regelungen nur 
noch alle zwei Wochen stattfinden. 
Aber selbst diese Besuche werden 
immer wieder mit fadenscheini¬ 
gen Begründungen verhindert. 
Deshalb konnte ich meinen Bru¬ 
der einen Monat lang nicht 
sehen." 

Der Besuch am Mittwoch sei zehn 
Minuten vor Ablauf der offiziell 
genehmigten Stunde abgebro¬ 
chen worden. Dabei handele es 
sich um ein völlig willkürliches 
Yorgehen, kritisierte Mehmet 
Öcalan. Über das Gespräch mit 
seinem Bruder berichtete er: "Er 
erklärte, dass der Verlauf der Ent¬ 
wicklungen in der Türkei nicht 
gerade glänzend sei und machte 


Mit der Schließung aller acht kur¬ 
dische Sprachschulen in der Tür¬ 
kei scheiterte Anfang der Woche 
ein vielbeachtetes Experiment. 
Bürokratische Schikanen, finan¬ 
zielle Probleme und mangelndes 
Interesse hätten die Schließung 
erzwungen. „Wir haben uns so ent¬ 
schieden, weil wir statt dessen mut¬ 
tersprachlichen Unterricht an 
regulären Schulen fordern“, erklär¬ 
te Suleymann Yilmaz, der Direktor 
der Schule in Diyarbakir auf einer 
Pressekonferenz. 

Nachdem Gesetzesänderungen im 
Rahmen der EU-Anpassung Kur¬ 
dischkurse erlaubt hatten, feierten 
im April letzten Jahres noch 30.000 
Menschen in der Stadt Batman die 
Eröffnung der ersten privaten 
Schule zum Erlernen der Jahr¬ 
zehntelang verbotenen kurdischen 
Sprache. Bisher haben 2027 Men- 


darauf aufmerksam, dass er in 
naher Zukunft psychisch und phy¬ 
sisch ausgeschaltet werden 
könne. Politisch sei er ohnehin 
ausgeschaltet und zum Schweigen 
gebracht worden. Da ihm alle 
Rechte genommen worden seien, 
habe er nicht mehr die Möglich¬ 
keit, seine Gedanken zum Aus¬ 
druck zu bringen. Solange es kein 
gerechtes und unabhängiges 
Gericht gebe, werde er sich an 
keiner Gerichtsverhandlung betei¬ 
ligen. Er sagte, dass er am Imrali- 
Prozess teilgenommen habe, um 
zur Entwicklung von Frieden und 
Demokratie beizutragen, aber 
dass diese Bemühungen keine 
Resultate erzielt hätten." 
Weiterhin erklärte Mehmet Öca¬ 
lan, die gesundheitlichen Be¬ 
schwerden der Atemwege seines 
Bruders dauerten an. Dennoch 
sei er guter Laune gewesen. Er 
habe seine Besorgnis über die 
vom Krieg geprägten Entwicklun¬ 
gen in der Türkei ausgesprochen. 
Dabei habe er betont, dass das 
Volk die Entscheidung treffen 
müsse. 


sehen Kurdischkurse besucht und 
1056 einen Abschluß gemacht 
Doch für viele Menschen in den 
armen kurdischen Landesteilen 
sind die kostenpflichtigen Privat¬ 
kurse zu teuer. „Es ist eine Zumu¬ 
tung für Kurden, daß sie zum 
Erlernen ihrer Muttersprache 
Geld zahlen sollen“, kritisiert 
Nazmi Gur, der stellvertretende 
Vorsitzende der Demokratischen 
Volkspartei DEHAP. Die DEHAP 
habe die Eröffnung der Schulen 
ursprünglich begrüßt, „da sie ein 
Tabu in der Türkei gebrochen 
haben.“ Unterstützung durch das 
Kultusministerium gab es keine, 
dafür wurden die Lehrbücher zen¬ 
siert. So dürfen die Worte „Kurde“ 
und „kurdisch“ in den Sprachbü- 
chem nicht Vorkommen. 

Während für die Eröffnung einer 
normalen Privatschule die Geneh- 


Zur Ermordung des ehemaligen 
HADEP-Vorstandsmitglieds Hik- 
met Fidan in Diyarbakir erklärte 
Öcalan nach Angaben seines Bru¬ 
ders Mehmets, der Mord sei falsch 
und er sei generell gegen die 
Ermordung von Menschen, gleich¬ 
gültig aus welchem Grund. Die 
Kritik, die kurdische Bewegung 
habe sich zu wenig für den Getöte¬ 
ten eingesetzt, wies er jedoch als 
unrealistisch zurück, weil dies eine 
Frage der persönlichen Entschei¬ 
dung sei. 

Weiterhin habe sein Bruder die 
AKP-Regierung dafür kritisiert, 
dass sie versuche, den Generalstab 
und die PKK gegeneinander aufzu¬ 
bringen, aus dem Krieg Profit zu 
schlagen und so an der Regie¬ 
rungsmacht zu bleiben, teilte Meh¬ 
met Öcalan mit. Die AKP führe die 
Türkei in eine düstere Zukunft. 
Mehmet Öcalan kündigte an, 
gegen die neuen Besuchsregelun¬ 
gen vor den Europäischen Men¬ 
schenrechtsgerichtshof zu ziehen. 
Es gehe nicht an, dass für einen 
Menschen Sondergesetze erlassen 
werden. (MHA, 4.8., ISKU) 


migungen in zwei bis drei Monaten 
erteilt würden, dauerte dies bei 
den Kurdischschulen 1 % Jahre. So 
wartet die Sprachschule in Agri bis 
heute auf eine Genehmigung. In 
Batman hatte sich die Eröffnung 
um Monate verzögert, da die 
Türen angeblich fünf Zentimeter 
zu eng waren. 

„Die Kurden wollen ihre Mutter¬ 
sprache nicht auf die Weise erler¬ 
nen, wie wir sie unterrichten, son¬ 
dern sie wollen regulären mutter¬ 
sprachlichen Schulunterricht“, 
erklärte Yilmaz. Im Namen aller 
Leiter der geschlossenen kurdi¬ 
schen Sprachinstitute kündigte er 
an, von nun an die von der DEHAP 
und anderen zivilgesellschaftlichen 
Institutionen inszenierte Kampag¬ 
ne „Ich möchte Ausbildung in mei¬ 
ner Muttersprache“ zu unterstüt¬ 
zen. (ki, 3.8., ISKU) 


erklärte: Wir sind entsprechend 
unserer Stärke und Kraft bereit, 
den Aufstand zu unterstützen und 
fordern die herrschenden Par¬ 
teien KDP und PUK auf, sich 
nicht dem Aufstand entgegenzu¬ 
stellen und die Protestaktionen 
nicht zu verhindern. 

(MHA, 11.8., ISKU) 

Türkei schuldet IWF und 
Weltbank 23,9 Mrd USD 

Die Türkei schuldet dem Interna¬ 
tionalen Währungsfonds (IWF) 
und der Weltbank insgesamt 
knapp 24 Mrd USD. Wie der tür¬ 
kische Wirtschaftsminister Ali 
Babacan am Donnerstag mitteil¬ 
te, würden 17,8 Mrd USD der 
Verbindlichkeiten auf den IWF 
entfallen sowie 6,1 Mrd USD auf 
dessen Schwesterorganisation 
Weltbank. Babacan verwies dar¬ 
auf, dass die Türkei nach Brasi¬ 
lien gegenwärtig der zweitgrößte 
Schuldner des IWF sei. Am 11. 
Mai hatte die Türkei mit dem 
Währungsfonds ein neues drei¬ 
jähriges Kreditpaket in Höhe von 
10 Mrd USD unterzeichnet. Es 
löst ein altes Arrangement über 
19 Mrd USD ab. (ft, 4.8., ISKU) 

Kurdische Menschenrechtier 
im Iran verhaftet 

Zwei Mitglieder der im Iran ansäs¬ 
sigen „Menschenrechtsorganisa¬ 
tion Kurdistan“ (RMMK) sind in 
Mahabad verhaftet worden. In der 
Nacht zum 9. August wurden die 
Wohnungen von Saman Resulpur 
und Zeyneb Bayezidi von irani¬ 
schen Soldaten durchsucht. 

Nach der Durchsuchung im Haus 
der Familie von Zeyneb Bayezidi 
wurden ihre kleine Schwester, ihr 
Bruder und ihr Vater verschleppt. 
Weitere Familienmitglieder wur¬ 
den während der Durchsuchung 
geschlagen und z.T. schwer ver¬ 
letzt. 

Weiterhin wurde bekannt, dass die 
iranische Justiz in Sine die Schlie- 
ßung der kurdischen Tageszei¬ 
tung Asiti und des Wochenmaga¬ 
zins Aso verfügt hat. 

(dm, 4./10.8., ISKU) 
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„Das Kurdenproblem geht uns alle an“ 

Erdogan: Selbstkritik in Amed 

"Das Kurdenproblem ist nicht Vergangenheit Fehler im Umgang der Initiative Erdogans ihre Gewalt¬ 
etwas, das nur einen Teil der mit den Kurden gemacht. "Ein gro- aktionen wieder einzustellen. Eine 

Nation betrifft", sagte Erdogan bei ßes Land und eine starke Nation türkische Zeitung kommentierte, 

einem Besuch in Diyarbakir, "es können sich aber mit ihren Fehlem Erdogan sei in der Beschreibung 

geht uns alle an - es ist auch mein auseinander setzen und so gestärkt des Kurdenproblems zwar weiter 

Problem, weil ich der Ministerprä- in die Zukunft gehen." gegangen als andere Politiker, 

sident dieses Landes bin." Erdogan Die Opposition hielt Erdogan vor, doch komme es nun auf die Umset- 

versprach: "Wir werden die beste- er gefährde die Einheit der Nation, zung an. Schon eine Woche zuvor 

henden Probleme mit mehr Demo- wenn er von einem Kurdenproblem hatte es ein Treffen Erdogans mit 

kratie, mehr Bürgerrechten und spreche. Führende Kurdenpoliti- einer Gruppe kurdischer Intellek- 

rnehr Wohlstand lösen." Der ker begrüßten Erdogans Vorstoß tueller gegeben. Dieses Treffen 

Demokratisierungsprozess werde dagegen. Er hoffe, dass nun ein bewertete die DEHAP postiv. Die 

fortgesetzt, "bis alle Bürger sich neues Kapitel beginne, sagte der DEHAP erklärte: "Vorrangig zu 

wirklich frei fühlen". Es gebe viele Bürgermeister von Diyarbakir, lösen sind die Probleme Flucht und 

ethnische Gruppen in der Türkei, Osman Baydemir. Der Lokalpoliti- Migration, Umweltzerstörung, 

aber das seien "Sub-Identitäten", ker übergab dem Regierungschef Armut, Arbeitslosigkeit, Gesund¬ 
sagte der Premier und betonte: einen Bericht über die Probleme heit und Unterkunft. Wir sind 

'Wir alle sind vereint durch die tür- seiner Stadt: Die Arbeitslosenquote davon überzeugt, dass für eine Auf- 

kische Staatsbürgerschaft." liegt bei 55 Prozent, fast zwei Drit- hebung des Entwicklungsunter- 

Während seiner einstündigen Rede tel aller Mädchen gehen nicht zur schiedes zwischen den Regionen 

vor mehr als tausend Zuhörern Schule. Der politische Ami der eine Bevorzugung bei der wirt¬ 
wurde der Premier immer wieder PKK sprach ebenfalls von einer schaftlichen Unterstützung der 

von Beifall unterbrochen. "Diyarba- "bedeutenden" Initiative Erdogans. armen Regionen stattfinden muss." 

kir ist für uns so wichtig wie Anka- Nun müssten aber konkrete Maß- Der Kongra-Gel wird sich am Frei- 

ra, Erzurum, Konya und Istanbul", nahmen folgen. Der prominente tag auf einer Pressekonferenz in 

rief Erdogan den Menschen zu. Er kurdische Ex-Abgeordnete Orhan Brüssel zum Besuch Erdogans 

räumte ein, der Staat habe in der Dogan forderte die PKK auf, nach äußern. (KSA/BN, 15.8., ISKU) 

• • 

Haftbedingungen Ocalans weiter verschärft 

Seit 11 Wochen hatte Abdullah Öca- die kurdischen Gefangenen in der einem fairen und unabhängigen 

lankeinen Besuch mehr von seinen Türkei seit längeren Aktionen Gericht gefordert. Die Gefangenen 

Anwälten. In dieser Woche wurde durch - bis hin zum Hungerstreik, weisen in dem Schreiben auch dar¬ 
auch der vierzehntägig stattgeg- Während der Hungerstreik fort- auf hin, dass die andauernden 

ebene Familienbesuch, abgesagt, setzt wird, wird erwartet, dass er bewaffneten Operationen in den 

Sein Bmder Mehmet Öcalan, der sich auch noch auf weitere Gefäng- kurdischen Gebieten die Situation 

zum Besuch angereist war, wurde nisse ausweiten wird. Zur Zeit pla- weiter verschärfen. Weiter heißt es 

mit der Begründung abgewiesen, nen die Gefangenen, ihren Streik in dem Brief: „ Die ersten Schritte 

dass das Schiff zur Überfahrt zur bis zum 30. September fortzuset- in diesem Prozess ist die Beendi- 

Zeit nicht intakt sei. Mit derselben zen. gung der Isolationspolitik gegen 

Begründung wurde auch die Abdullah Öcalan, den wir als Ver- 

Weiterleitung der mitgebrachten Offener Brief aus dem E-Typ treter unserer nationalen Interes- 

Bücher und Zeitungen verweigert. Die Gefangenen des E-Typ-Gefäng- sen anerkennen, und die Zusiche- 

Aus Protest gegen die Isolation in nisses in Mardin haben sich in mng eines fairen Prozesses. Wir - 

den türkischen Gefängnissen und einem offenen Brief an das Europa- Menschen, die seit Jahren auf 

mit der Forderung, die Bedingun- pariament, den Europäischen Grund der ungelösten Probleme 

gen für die erneute Verhandlung Gerichtshof für Menschenrechte, dieses Landes in Gefängnissen 

des Prozesses von Abdullah Öcalan die Vereinten Nationen und an das leben müssen - erwarten eine 

zu schaffen, die durch das Urteil Haager Kriegsverbrechertribunal Intervention internationaler Institu- 

des Europäischen Menschenge- gewandt und einen internationalen tionen in dieser Frage.“ 

richtshofes möglich wurde, führen Prozess für Abdullah Öcalan vor (DIHA, 17.8., OP, 18.8., ISKU) 


In einem Bericht zu Prozessen nelle Folterpraxis von der Tages- die Zuständigkeit verweigert, 

und Ermittlungen zum Thema Ordnung gestrichen sei. "Es hat Diese Daten verweisen darauf, 

Folter hat der Menschenrechts- sich nichts daran geändert, dass dass die Ankündigung, Folter 

verein der Türkei (IHD) belegt, Folter als Mittel der Einschüchte- nicht zu tolerieren, nicht mit der 

dass Folter nach wie vor weitge- rung, Bedrohung und Bestrafung Praxis übereinstimmt und System 

hend unbestraft bleibt. Am 11.08. systematisch in Bezug auf Ver- und Justiz weiter auf einer Straflo- 

wurde der Bericht des IHD-Vorsit- breitung, Kontinuität und Absicht- sigkeit bestehen." 

zenden Yusuf Alatas auf einer lichkeit eingesetzt wird." Die sofortige und wirksame 

Pressekonferenz in Ankara vorge- Seit 2005 seien 53 Prozesse und 59 Abschaffung der Folter liege in 

stellt. Der Menschenrechtler Ermittlungsverfahren vom IHD der Verantwortung des politi- 

erklärte, in der Türkei gebe es verfolgt worden, so Alatas. "In vor sehen Willens, erklärte Alatas. 

immer noch keine Politik und kein dem Revisionsgerichthof laufen- "Es ist furchteinflößend, dass ver- 

Programm gegen Folter. Um die den Fällen gab es bei 69 Prozent sucht wird, das Antiterrorgesetz 

Folter zu beseitigen, müssten einen Freispruch, in 15 Fällen zu erweitern, das Folterer schützt 

gesetzliche Maßnahmen Anwen- wurde der Prozess vertagt. Von 59 und günstige Bedingungen für die 

düng finden. Die Türkei sei noch Ermittlungsverfahren wurden 31 Anwendung von Folter schafft." 

kein Land, in dem die institutio- eingestellt, bei drei Fällen wurde (MHA, 12.8., ISKU) 


IHD: Folter bleibt unbestraft 


Meldungen 

Frauenverein in 
Yüksekova eröffnet 
In Hakkari-Yüksekova ist ein 
"Sozial-kultureller Hilfs- und Soli¬ 
daritäts-Frauenverein" eröffnet 
worden. Er ist der erste Frauen¬ 
verein in der Provinz Hakkari, in 
der feudale Strukturen nach wie 
vor die Gesellschaft beherrschen. 
Der Verein hat sich zur Aufgabe 
gesetzt, über Umfragen die Pro¬ 
bleme von Frauen in der Region 
festzustellen und entsprechende 
Lösungskonzepte zu erarbeiten. 
Im Vordergrund steht dabei nach 
Angaben der Vereinsvorsitzen¬ 
den Hülya Marfe Anuk, die 
gleichzeitig Mitglied im Stadtrat 
ist, die Bewusstseinsbildung von 
Frauen. "Das größte Hindernis in 
der Frauenbefreiung ist das feu¬ 
dale Denken in der Region. Um 
dieses Hindernis zu beseitigen, 
haben wir es uns zum Ziel 
gesetzt, das Bewusstsein über 
Frauenrechte zu stärken", erklär¬ 
te Anuk. (ÖP, 11.8, ISKU) 

Vier Jahre Haftstrafe für 
Kriegsdienstverweigerer 

Der Kriegsdienstverweigerer 
Mehmet Tarhan ist aufgrund von 
"fortgesetzter Befehlsverweige¬ 
rung" zu vier Jahren Haftstrafe 
verurteilt worden. Wie seine 
Anwältin erklärte, sei ihr Man¬ 
dant seit seiner Verhaftung durch 
die Militärpolizei wegen seiner 
Kriegsdienstverweigerung und 
seiner sexuellen Orientierung 
psychischer und physischer Fol¬ 
ter ausgesetzt. "Bei dieser Strafe 
handelt es sich um ein Bedro¬ 
hung aller Gewissensverweigerer 
und Homosexueller", kommen¬ 
tierte sie. (MHA, 13.8, ISKU) 

Delegationsbericht aus Wan 

Im Auftrag des Europa-Parlamen¬ 
tariers Tobias Pflüger befindet 
sich eine dreiköpfige Delegation 
in Van und Hakkari. Die Delega¬ 
tion, an der die Rechtsanwältin 
Britta Eder als Vertreterin des 
Republikanischen Anwaltsver¬ 
eins, der Soziologe Martin Dolzer 
und Christoph Kolaczkwoski teil- 
nahmen, befand sich fünf Tage in 
der Region, wo sie Gespräche 
führte. Auf einer Versammlung in 
Wan, an der unter anderem auch 
Vertreterinnen von DEHAP, der 
Initiative der Mütter für den Frie¬ 
den, von TUYAD-DER, des IHD 
teilnahmen, legten sie ihren 
Bericht der Öffentlichkeit vor. 
Anschließend wird der Bericht 
ebenfalls an Institutionen in Euro¬ 
pa weiter geleitet. Zum Abschluss 
erklärte der Soziologe Martin 
Dolzer, dass sie gegen jegliche 
Kriminalisierung derer aufträten, 
die für Frieden und Demokratie 
einträten. Des Weiteren stehe 
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DEHAP will sich DTH anschließen 


In einer Erklärung bezeichnete 
der Vorsitzende der DEHAP, Tun¬ 
cer Bakirhan, die Mission seiner 
Partei als erfüllt und erklärte, 
dass nun die Aktivitäten um die 
‘Bewegung für eine Demokrati¬ 
sche Gesellschaft’ (DTH) im 
Mittelpunkt der Arbeit stünden. 
Am Dienstag waren in der Partei¬ 
zentrale die Kreisvorsitzenden 
und der Parteivorstand der 
DEHAP zusammengetreten, um 
über die Zukunft der Partei zu 
beraten. Bei der Auswertung der 
aktuellen politischen Entwicklung 
wurde vor allem hervorgehoben, 
dass die veränderte Haltung von 
Regierung und Armeeführung 
den Beginn einer neuen Ära mög¬ 
lich mache. Es habe sich letztend¬ 
lich gezeigt, dass sich mit Ver¬ 
leugnung und Vernichtung kein 
Problem lösen lasse und eine 
Lösung nur mit der zur Anerken¬ 
nung der Ansprechpartner mög¬ 
lich sei. Diese Änderung in der 
Haltung der Regierung würde als 
wichtig empfunden, wäre aller¬ 
dings nicht ausreichend, so Bakir¬ 
han. Man würde nun den Worten 
entsprechende konkrete Schritte 
der Regierung erwarten. Meßlat¬ 
te wären dabei der Stopp der mili- 


Der iranische Staat bemüht sich, 
verstärkt kurdische Soldaten bei 
Militäroperationen gegen die 
PJAK einzusetzen. Insbesondere 
Gebiete wie Bane, Mahabad, 
Sine, Selmas, Urmiye und Meri- 
wan, in denen es Guerillas der 
PJAK gibt, bemühen sich um die¬ 
sen Plan. 

Es fällt jedoch auf, dass insbe¬ 
sondere kurdische Soldaten sich 
nicht an Operationen gegen die 
PJAK beteiligen wollen und wäh¬ 
rend der Gefechte nicht eine 
Kugel abschießen. Darüber ist 
der Staat besonders wütend. 
Daher bemüht sich der iranische 
Staat jetzt, Kurden, die an 
Gefechten teilnehmen, oder auch 
solche, die an Orten sind, wo 
kein Krieg ist, zu töten und ihren 
Familien mitzuteilen, die PJAK 
sei eine kriegstreibende Kraft 


In der Region Wan/Van Qerqeli im 
Dorf Tulgali Jor wurde der 17-jäh- 
rige Ersin Karabulut am Abend 
des 15. August gegen von Soldaten 
der Kaserne des Grenzbataillons 
erschossen. 

Karabulut war nach draußen 
gegangen, um ein verlorengegan¬ 
genes Schaf zu suchen. Dort 
wurde er von einer Kugel getrof¬ 
fen und schwer verletzt. Dorfbe¬ 
wohner wollten ihn ins Kranken¬ 
haus bringen, er verstarb jedoch 
auf dem Weg. Im Staatskranken¬ 
haus von Qerqeli wurde eine 
Autopsie vorgenommen, dann 
wurde er beerdigt. 

Armeesprecher behaupteten, dass 
Ersin Karabulut beschossen wor¬ 
den sei, da er nicht auf den Befehl- 


tärischen Operationen und eine 
Verbesserung der Haftbedingun¬ 
gen von Abdullah Öcalan. Des 
Weiteren hob Bakirhan hervor, 
dass sie dabei jedwede mögliche 
Unterstützung zu geben bereit 
seien. 

Tuncer Bakirhan wies auf das 
geringe Interesse der Bevölke¬ 
rung auf den Besuch Erdogans in 
Diyarbakir hin. Bei der letzten 
Wahl hatte die AKP in Diyarbakir 
immerhin 34% der Stimmen erhal¬ 
ten können. Die Enttäuschung 
über die Politik der Regierung in 
den letzten drei Jahren ließe sich 
deutlich an der geringen Teilnah¬ 
me ablesen. „Wir haben zwar 
unsere eigene Basis dazu aufgeru¬ 
fen, an der Kundgebung Erdogans 
nicht teilzunehmen, aber es war ja 
nicht nur unsere Basis, die nicht 
teilnahm sondern auch die der 
AKP.“ 

Laut Bakirhan wären die Bemü¬ 
hungen türkischer Intellektueller 
bemerkenswert. Sie reichten 
jedoch nicht aus, um das Problem 
letztendlich zu lösen. Zur Lösung 
des Problems müsse sich bemüht 
werden, das Gespräch mit und 
zwischen den tatsächlichen 
Ansprechpartnern in Gange zu 


und ermorde ihre Kinder. Bis 
jetzt kamen allein in der Gegend 
von Piransehre mehr als sieben 
Personen, zumeist kurdische Sol¬ 
daten, auf diese Weise ums 
Leben. Nur ein einziger wurde 
im Krieg mit der PJAK getötet, 
die anderen wurden gezielt getö¬ 
tet. 

Ein Soldat erklärte gegenüber 
MHA, dass er Zeuge war, als in 
seiner Kaserne ein Kommandant 
einen kurdischen Soldaten aus 
Mahabat mit einer Pistole tötete 
und später seiner Familie, der 
die Leiche übergeben wurde, 
mitteilte, ihr Sohn wäre als Held 
im Kampf gegen die PJAK gefal¬ 
len. 

Der iranische Soldat fuhr fort: 
"Mein Gewissen konnte das 
nicht akzeptieren und ich habe 
der Familie die Wahrheit gesagt. 


gehört habe, an der Grenze stehen 
zu bleiben. Cengiz Karabulut 
jedoch, der mit ihm unterwegs 
war um die Schafe zu hüten und 
Augenzeuge ist, widersprach die¬ 
sen Aussagen. 

Cengiz Karabulut beschreibt die 
Ereignisse folgendermaßen: „Weil 
ich den Knall eines Gewehres 
hörte, ging ich zum Ort des 
Geschehens. Die Soldaten sagten 
zu mir: *Wir haben einen Warn¬ 
schuss abgegeben, weil jemand 
vom Dorf weglief Ein Soldat 
jedoch sagte mir ‘Der Komman¬ 
dant hat Ersin erschossen und in 
das Tal geworfen’. Ersin war fünf 
Meter über den Boden geschleift 
und und in das Tal geworfen wor¬ 
den. Er lebte noch.“ 


bringen. Und dies wäre ganz kon¬ 
kret die Demokratische Kurdi¬ 
sche Bewegung. Aufgabe der tür¬ 
kischen Intellektuellen sei es 
nicht, die Stelle des Ansprechpart¬ 
ners einzunehmen, sondern vor 
allem auf die wirklichen An¬ 
sprechpartner des Konflikts hin 
zu weisen. Den Grund für die Zer¬ 
splitterung auf dem Gebiet der 
kurdischen Politik sieht Bakirhan 
vor allem in der Haltung in Bezug 
auf die Frage des Ansprechpart¬ 
ners. Deshalb wäre eine Zentrali¬ 
sierung in der Kurdischen-Frage 
zwingend notwendig. Die politi¬ 
sche Mission der DEHAP sei 
erfüllt. Ziel sei nun die Parteiwer- 
dung der DTH. Diesem Ziel sei 
man schon sehr nahe und von nun 
an würde auch die DEHAP als 
Ganzes daran teilnehmen. 

Auf einer Sitzung am 9. und 10. 
August hatte das Koordinierung- 
komittee der DTH beschlossen, 
den Parteigründungsprozess ein¬ 
zuleiten. Vorgesehen ist, auf einer 
Generalversammlung am 9. und 
10. September das endgültige Par¬ 
teiprogramm zu verabschieden 
und den Namen und den Vorstand 
der neuen Partei zu bestimmen. 

(ÖP, 17.8., ISKU) 


Ein Arzt bestätigte, dass der Sol¬ 
dat aus nächster Nähe mit einer 
Pistole erschossen worden war.“ 
Die Familie des getöteten Solda¬ 
ten erklärte. "Wir wissen, dass 
die PJAK keine Pistolen bei den 
Gefechten verwendet, sondern 
meist Handgranaten und Geweh¬ 
re einsetzt, aber unser Sohn 
wurde aus nächster Nähe mit 
einer Pistole erschossen.". 

Die Guerilla PJAK ließen zur sel¬ 
ben Zeit fünf Soldaten frei, die in 
der Nähe von Urmiye festgenom¬ 
men worden waren. Dies soll als 
Beweis dafür gelten, dass das 
kurdische Volk Frieden will und 
die PJAK nur die legitime Selbst¬ 
verteidigung des kurdischen Vol¬ 
kes zur Anwendung bringt und 
nicht will, dass Soldaten getötet 
werden. 

(MHA, 17.8, ISKU) 


Von den Einwohnern des Dorfes 
erklärte Seyidxan Aygul er sei ein¬ 
hundert Meter vom Ort des Ereig¬ 
nisses entfernt gewesen: 'Wegen 
der Warnung eines Soldaten liefen 
wir dorthin. Gleichzeitig liefen alle 
Soldaten in Richtung der Kaserne. 
Statt den Verwundeten in ein 
Krankenhaus zu bringen, ver¬ 
schwanden sie.“ Der Dorfvorste¬ 
her von Turgali Jor, Abdullah 
Akgu, erklärte, die Armee dieser 
Kaserne hätten innerhalb der letz¬ 
ten zwei Jahre sechs Dorfbewoh¬ 
ner getötet. Eine Delegation des 
Menschenrechtsvereins Wan stell¬ 
te Untersuchungen vor Ort an und 
erklärte man werde die Vorkomm¬ 
nisse in wenigen Tagen aufklären. 

(RTV, 17.8, ISKU) 


noch ein Gespräch mit Vertretern 
der 'Lebenden Schutzschilde' auf 
ihrem Besuchsplan, um sich über 
deren aktuelle Situation zu infor¬ 
mieren. (MHA, 17.8, ISKU) 

50 Festnahmen in Syrien 
bei Feiern zum 15. August 

In Kobani in Syrien sind die 
Feiern zum 21. Jahrestag der 
Offensive des 15. August in Stra¬ 
ßenschlachten geendet. Die syri¬ 
sche Armee hatte die Feierlich¬ 
keiten mit Tränengasgranaten 
und Schlagstöcken angegriffen, 
worauf die Feiernden mit Stein¬ 
würfen antworteten. Während 
der Auseinandersetzungen wur¬ 
den 50 Kurdinnen verhaftet. 

(Do, 16.8, ISKU) 

5.000 demonstrieren gegen 
das Regime im Iran 

Im Nordirak sind mehr als 5.000 
Menschen einem Aufruf der 
PCDK gefolgt, gegen die andau¬ 
ernde Unterdrückungspolitik des 
iranischen Regimes zu protestie¬ 
ren. Während der Demonstration 
in Lewce sprach auch Präsident 
der PCDK Dr. Faik Gulpi: „Die 
Kurdinnen im Osten werden 
unterdrückt, weil sie Freiheit for¬ 
dern. Alle Kurdinnen in allen Tei¬ 
len des Landes wollen Freiheit. 
Das iranische Regime hat Angst 
vor dieser Bewegung und deshalb 
die Unterdrückung verschärft.“ 


(Do, 14.8, ISKU) 
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Termine 


13. INTERNATIONALES 
KURDISCHES KULTUR 
FESTIVAL 

Am 3. September wird im Rhein- 
Energie-Stadion in Köln das 13. 
internationale kurdische Kultur¬ 
festival unter dem Motto: "EU - 
Türkei: Auch wir sind Verhand¬ 
lungspartei - Lösung der kurdi¬ 
schen Frage - Freiheit für Abdul¬ 
lah Öcalan" stattfmden. Beginn 
ist um 12.00 Uhr. Aus allen grö¬ 
ßeren Städten werden Busse 
nach Köln fahren. 

N Ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
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17-jähriger Hirte von Soldaten erschossen 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 

"Bedingungen für eine gewaltlose 
Atmosphäre schaffen" 

Auszug aus einem Interview mit Aus vielen Kreisen kamen scharfe immer wieder, die Menschen den- 

dem Vorsitzenden des Exekutivra- Reaktionen auf die Erklärungen ken, dass wir nur große Worte 

tes der Gemeinschaft der Konnnu- Erdogans in Diyarbakir. Der CHP- machen, weil sie unsere Situation 

nen Kurdistans (Koma Komelen Vorsitzende Baykal hat Erdogan nicht richtig begriffen haben. Man 

Kurdistane, KKK) Murat Karayilan sogar für seine vermeintliche PKK- muss sich vorstellen, dass die 

zum einmonatigen Waffenstillstand Nähe kritisiert. Wie bewerten Sie Gegenseite versucht, uns zu ver¬ 
wiese Diskussionen? nichten. Sie haben Panzer, Raketen, 

Nach dem Gespräch von Premiermi- Deniz Baykal und weitere Kreise Flugzeuge, Hubschrauber, eine rie- 

nister Erdogan mit einigen Intellek- spielen mit ihrer antikurdischen sige Armee. Sie setzen jedes Tal 

tuellen und den Erklärungen, die er Politik ein gefährliches Spiel, das und jeden Berg unter Beschuss, 

anlässlich seines Besuches in Diyar- sogar zur Spaltung der Türkei füh- um uns zu vernichten. Wenn die 

bakir abgegeben hat, haben Sie einen ren kann. Als Kongra-Gel wollen Operationen nicht eingestellt wer- 

einmonatigen Waffenstillstand aus- wir, entsprechend der von Öcalan den, ist die Guerilla gezwungen, 

gerufen. Welche Entwicklungen aufgezeigten Perspektiven, dass Waffen einzusetzen, um zu überle- 

erwarten Sie innerhalb dieses einen die Bevölkerung der Region ihre ben. Trotzdem wird die Guerilla 

Monats? Probleme selbst löst. Wenn die Tür- einen Monat lang außer in unbe- 

Wir denken, dass eine neue Phase kei das Problem nicht löst, kann es dingt notwendigen Situationen 

in der kurdischen Frage beginnen sein, dass die Kurden mit anderen keine Waffen benutzen. Der Über¬ 
kann. Die Erklärungen des Pre- Kräften zusammen arbeiten wer- gang zur passiven Verteidigung 

mierministers bewerten wir als den, um eine Lösung zu entwick- stellt eine große Selbstlosigkeit dar, 

eine Haltung, mit der erstmalig die ein. Die föderative Struktur in Süd- weil damit die eigene Sicherheit 

alte Art und Weise überwunden kurdistan hat den türkischen Staat gefährdet wird, 

wird, weil sich der kurdischen in Panik versetzt. Iran und Syrien 

Frage angenommen und der Mut haben ein antikurdisches Bündnis Es besteht die Forderung nach einem 

gezeigt wird, sich mit der eigenen gebildet. Aber es wäre konstrukti- bedingungslosen und zeitlich unbe- 

Vergangenheit zu konfrontieren, ver, nicht auf Unterdrückung, son- grenzten Waffenstillstand. Ein 

Wir haben die Volksverteidigungs- dem auf Verbessemng zu setzen. Monat wird als eine zu kurze Zeit- 

kräfte HPG dazu aufgerufen, für Verleugnung und Vernichtung sind spanne betrachtet... 

zunächst einen Monat von der akti- Kennzeichen der alten Denkweise, Aber das hängt nicht von uns ab. 

ven Verteidigung zur passiven Ver- auf die der türkische Staat immer Zunächst müssen die Bedingungen 

teidigung zu wechseln, um eine noch baut. Dafür spricht sich Deniz dafür geschaffen werden. Wir 

Steigemng der Gewalt in der Tür- Baykal aus, dies kennzeichnet die leben ja nicht einfach irgendwo vor 

kei zu verhindern, sie möglichst Haltung des Generalstabes. Ihre uns hin. Uns gegenüber steht eine 

ganz zu stoppen und die kurdische Maxime lautet Entweder Ihr beugt Armee, und in dem Kampf mit die- 

Frage mit zeitgemäßen, demokrati- Euch oder wir vernichten Euch, ser Armee müssen wir uns schüt- 

schen Methoden zu lösen. Die Wir dagegen sagen, dass mit dieser zen. Wenn die Armee ständig 

HPG hatten zuvor signalisiert, dar- Politik keine Resultate zu verzeich- angreift, müssen wir uns dement- 

auf einzugehen. nen sind. Unsere Gesellschaft ver- sprechend verhalten. Wenn die 

Unser Aufruf ist an diejenigen fügt über ein hohes Bewusstsein, Armee still hält, können wir uns 

gerichtet, die auf eine Lösung in unser Volk ist ein kämpferisches ebenso verhalten. Kurz gesagt, wir 

der kurdischen Frage hinarbeiten. Volk, es lässt sich nicht beugen, achten die Aufrufe der Intellektuel- 

Es handelt sich um einen Schritt Der Willen dieser Menschen muss len und verschiedener demokrati- 

mit positiven Absichten. Als Bewe- Anerkennung finden. Wer wirklich scher Einrichtungen nach einem 

gung haben wir ohnehin immer an die Einheit und Gesamtheit der unbefristeten, bedingungslosen 

wieder erklärt, die Probleme nicht Türkei denkt, muss eine dements- Waffenstillstand, aber das ist 

mit Gewalt, sondern mit friedlichen prechende Politik machen. Wir unmöglich. Denn das bedeutet, uns 

Methoden über einen Dialog lösen können jetzt die Grundlage dafür freiwillig vernichten zu lassen, 

zu wollen. schaffen, dass das kurdische und Wir wollen wirklich den Einsatz 

Heute spricht auch der Premiermi- türkische Volk eine gleichberech- von Waffen einstellen. In der Tür- 

nister der Türkei davon, dass seit tigte und freie Einheit bildet. kei wird eine Gewaltpolitik geführt, 

dem 19. Jahrhundert keine auf eine als ob wir auf dem bewaffneten 

Lösung ausgerichtete Entwicklung Wie ist die Lage an der militärischen Kampf bestehen würden. Aber 

zu verzeichnen ist. Gegen die Kur- Front? Es heißt, dass in einigen dabei handelt es sich um eine 

den wurde ständig Gewalt ange- Gebieten die Militäroperationen fort- Umkehrung der Tatsachen. Nicht 

wendet. Und die Kurden haben bei gesetzt werden? wir beharren auf der Gewalt, son- 

jeder Gelegenheit mit Aufständen Das stimmt. Auch drei Tage nach dem die türkische Armee, 

darauf reagiert. Der Aufstand dau- unserer Ankündigung hat die türki- 

ert bis heute an. Es ist klar gewor- sehe Armee Operationen durchge- Besteht die Möglichkeit, dass ein blei¬ 
ben, dass es mit dieser Methode für führt. In Dersim sind zwei unserer bender Waffenstillstand entsteht? 

beide Seiten zu keiner Lösung Freunde gefallen, in Trabzon ist ein Wir sehen es als wichtig an, eine 

kommen kann. Weshalb sollten wir Freund gefallen und ein weiterer passive Verteidigungshaltung ein¬ 
deshalb nicht an eine Lösung den- verletzt festgenommen worden, zunehmen und falls die türkische 

ken, die dem Zeitalter entspricht, in Aber die HPG hat seitdem keine Armee nicht angreift, eine gewalt- 

dem wir leben. Warum sollten wir Aktionen mehr durchgeführt. lose Atmosphäre zu schaffen, um 

nicht den logischsten Lösungsweg eine demokratische Lösung zu 

suchen? Warum sollten wir auf der Was passiert, wenn die Militäropera- ermöglichen. Für einen dauerhaf- 

alten Mentalität beharren, die von tionen fortgesetzt werden? ten Waffenstillstand muss es eine 

der Illusion beherrscht ist, unbe- Wenn die Militäroperationen nicht gegenseitige Nichtangriffserklä- 

dingt mit Gewalt zu vernichten? eingestellt werden, gehen damit die mng geben. Es liegt nicht nur 

Das Problem lässt sich auf diese Bedingungen für eine gewaltlose an... 

Weise nicht lösen. Atmosphäre verloren. Ich sage Fortsetzung auf Seite 2 


Meldungen 

Delegation verlässt Kandil 

Die dreiköpfige Delegation, die 
nach einem kurzen Aufenthalt in 
Nordkurdistan zur Unterstüt¬ 
zung der Lebenden Schutzschil¬ 
de nach Südkurdistan in die Kan- 
dil-Berge gefahren ist, hat sich 
auf den Rückweg gemacht. Bei 
ihrer Verabschiedung hielt die 
Rechtsanwältin Britta Eder eine 
Ansprache, in der sie im Namen 
der Delegation erklärte: "Ich bin 
das erste Mal in euer Land 
gekommen und habe die Situa¬ 
tion vor Ort gesehen. Ich habe 
angefangen zu begreifen, was ihr 
erlebt habt. Euer Beharren auf 
Frieden resultiert aus euren 
schmerzvollen Erfahrungen. 
Wir teilen euren Schmerz und 
stehen auf eurer Seite." 

Eder kündigte weiterhin an, ihre 
Eindrücke und Untersuchungs¬ 
ergebnisse dem Europaparla¬ 
ment vorzulegen. Eine Spreche¬ 
rin der Initiative "Lebende 
Schutzschilde" erklärte im 
Anschluss an die Rede Eders, 
den Kampf für Frieden fortzuset¬ 
zen. Den Besuch der Delegation 
aus Deutschland bezeichnete sie 
als "anregend und unterstüt¬ 
zend". (ÖP, 25.8., ISKU) 

"Mütter für den Frieden" 
in Ankara 

Hunderte Mitglieder der Initiati¬ 
ve "Mütter für den Frieden" wer¬ 
den heute in Ankara eintreffen, 
um mit Premierminister Erdo¬ 
gan und Generalstabschef 
Ozkök zu sprechen. In Bussen 
haben sich die Frauen gestern 
aus Amed, Mardin, Siirt, Bat- 
man, Urfa, Van, Hakkari, Mazi- 
dagi, Kiziltepe, Dogubayazit, 
Nusaybin und Istanbul auf den 
Weg gemacht, um in Ankara 
Gespräche über eine Lösung der 
kurdischen Frage zu führen. Ziel 
dieser Gespräche ist es, den vom 
Kongra-Gel ausgerufenen ein¬ 
monatigen Waffenstillstand in 
einen zweiseitigen und dauerhaf¬ 
ten Waffenstillstand zu verwan¬ 
deln. 

Bereits im Jahr 2004 waren die 
"Mütter für den Frieden" nach 
Ankara gereist, um mit dem 
Generalstab zu sprechen, der 
jedoch jeden Kontakt mit der 
Initiative ablehnte. 

(ÖP, 25.8., ISKU) 

Ausreiseverbot für 
DEHAP-Vorstand 

Aufgrund einer Erklärung sind 
gegen den DEHAP-Vorsitzenden 
Tuncer Bakirhan und sieben wei¬ 
tere Vorstandsmitglieder Ausrei¬ 
severbote ausgesprochen wor¬ 
den. Die Staatsanwaltschaft hatte 
einen Haftbefehl gefordert. Wie 
Bakirhan beim Verlassen des 
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Tagung der Sicherheitskommission 


Die Nationale Sicherheitskommis¬ 
sion (MGK) trat am Montag in 
Ankara zusammen. Der Vorsitzen¬ 
de der türkischen Armeeführung 
Admiral Hilmi Özkök beklagte 
sich letztlich über die Begrenzung 
der Befugnisse bei der Bekämp¬ 
fung des "Terrorismus". Der tür¬ 
kische Ministerpräsident Tayyip 
Erdogan hingegen sprach bei sei¬ 
nem Diyarbakir-Besuch von der 
"Kurdischen-Frage". Wenn auch 
nicht offizielles Programm, so 
wird doch erwartet das beide Her¬ 
angehensweisen wichtige Schlag¬ 
lichter auf die Tagung des MGK 
werfen werden. Diese Erwartung 


wird dadurch bestärkt, dass das 
Generalsekretariat einige Tage 
zuvor einen Bericht an seine Mit¬ 
glieder verschickt hatte. In die¬ 
sem Bericht wird daraufhingewie¬ 
sen, dass es um die kurdische 
Freiheitsbewegung seit 1999 rela¬ 
tiv Leise geworden war, diese 
allerdings ab Mai 2005 wieder an 
Wirkung gewann. Im Folgenden 
befasste er sich mit der Untersu¬ 
chung der Gründe hierfür und mit 
den eventuell zu treffenden Maß¬ 
nahmen. Diese Maßnahmen bezo¬ 
gen sich vor allem auf die Forde¬ 
rung nach der Verabschiedung 
weiterer Gesetze, allerdings mit 


dem Hinweis, dass diese die Mit¬ 
gliedschaft in der EU nicht 
erschweren dürften Obwohl die 
erneute Ausrufung des Außeror¬ 
dentlichen Zustands (OHAL) in 
einigen Kreisen diskutiert wird, 
fand diese Frage in dem Bericht 
keinen Widerhall. Im Allgemeinen 
wird die Ansicht vertreten das 
dem "Terror" langfristig gesehen 
durch Soziale und Ökonomische 
Schritte beizukommen wäre. Des 
Weiteren wird erwartet, dass die 
Regierung während der Tagung 
auch die Vorschläge der anstehen¬ 
den Gesetzesänderungen vorle¬ 
gen wird. (ÖP, 22.8., ISKU) 


Nein zur Isolationshaft 


Mit einer Presseerklärung hat der 
Menschenrechtsverein IHD in acht 
verschiedenen Städten der Türkei 
auf die angestiegene Repression in 
den Gefängnissen seit Inkrafttreten 
des neuen Strafvollzugsgesetzes 
am 1. Juni aufmerksam gemacht. In 
der Erklärung werden die "F-Typ" 
genannten Isolationsgefängnisse 
als Verletzung der Menschenwürde 
und der psychischen und sozialen 


Das ehemals aus 160 Häusern 
bestehende Dorf Dönertas in Bit- 
lis-Tatvan wurde 1994 entvölkert. 
50 Familien sind bisher zurück 
gekehrt, aber wie jetzt bekannt 
wurde, werden sie von der Jandar- 
ma-Kommandantur in Tatvan dazu 
gezwungen, Dorfschützer zu wer¬ 
den. Cevat Tasdemir ist einer von 
denjenigen, die sich geweigert 
haben, als Dorfschützer tätig zu 
werden. Er musste das Dorf 
erneut verlassen. Jetzt hat er sich 
mit der Bitte um Unterstützung an 
den Verein Göc-Der in Van gewen¬ 
det. Wie Tasdemir aussagt, habe 


Fortsetzung von Seite 1 
...uns, den Zeitraum von einem 
Monat zu verlängern. 

Aber Sie warten nicht nur ab, was 
passieren wird... 

Nein, das würde ja keinen Sinn 
machen. Alle müssen etwas tun. 
Insbesondere sind wir davon über¬ 


Bedürfnisse von Individuen be¬ 
zeichnet. Die Rechte politischer 
Gefangener werden kontinuierlich 
weiter beschnitten, so die Erklä¬ 
rung. "Die im Gesetz festgelegte 
Ansicht von Strafvollzug ist Pro¬ 
dukt einer Logik von Rache, Re¬ 
pression, Ungleichheit und sekun¬ 
därer Bestrafung." 

Der Verein fordert die Beendigung 
der Repression gegen die Gefange- 


er im Vertrauen in die staatlichen 
Versprechungen zum Thema in 
sein Dorf zurückkehren wollen. 
Seine Erwartungen seien jedoch 
enttäuscht worden. "Wir und eine 
weitere Familie haben uns gewei¬ 
gert, Waffen anzunehmen. Dar¬ 
aufhin haben uns die Soldaten 
erklärt, dass wir nicht im Dorf 
bleiben könnten, wenn wir keine 
Dorfschützer werden. Wir sind 
sieben Personen in unserer Fami¬ 
lie und nur einer von uns hat 
Arbeit. Wenn er einen Tag lang 
nicht arbeitet, haben wir nichts zu 
essen. Wir haben den Erklärun- 


zeugt, dass die Antikriegsinitiati¬ 
ven in der Türkei eine wichtige 
Rolle spielen. Für eine gewisse 
Normalisierung der Bedingungen 
auf Imrali - bekannterweise ein 
sehr sensibles Thema für die Kur¬ 
den - können Initiativen gestartet 
werden. Wenn die Operationen 
fortgesetzt werden, können die 


nen. In einem Aufruf an die politi¬ 
sche Macht und die Öffentlichkeit 
wird außerdem gefordert, den Aus¬ 
bau der Gefängnisse zwecks ver¬ 
stärkter Isolation zu stoppen und 
die Isolation in allen Gefängnissen 
einschließlich des Ein-Personen- 
Gefängnisses Imrali aufzuheben. 
Dafür sei es notwendig, in allen 
Gefängnissen Gemeinschaftsräu¬ 
me zu errichten. (ÖP, 20.8., ISKU) 


gen des Staates geglaubt und sind 
aus Istanbul hierher zurückge¬ 
kehrt. Jetzt wollen sie uns zwin¬ 
gen, als Dorfschützer tätig zu wer¬ 
den. Wenn die Militäroperationen 
und der Zwang, Dorfschützer zu 
werden, nicht aufhören, werden 
auch die anderen Dorfbewohner 
das Dorf wieder verlassen", 
erklärte Tasdemir. 

Ein Göc-Der-Sprecher bestätigte 
die Aussagen Tasdemirs und 
bezeichnete die Vorgehensweise 
der Regierung zum Thema Dorf¬ 
rückkehr als "heuchlerisch". 

(ÖP, 23.8., ISKU) 


Menschen zu Tausenden als leben¬ 
de Schutzschilde auf die Straße 
gehen. Am 1. September, dem 
internationalen Friedenstag, kön¬ 
nen die verschiedensten Gruppie¬ 
rungen gemeinsam die Initiative 
ergreifen, um eine Öffentlichkeit 
herzustellen. 

(MHA, 24.8., ISKU) 


Gerichtsgebäudes gegenüber 
Journalisten erklärte, seien in 
der am 16. August veröffentlich¬ 
ten Erklärung zur Beteiligung 
der DEHAP an der Bewegung 
für eine demokratische Gesell¬ 
schaft (DTH) die Formulierun¬ 
gen "Herr Öcalan" sowie 
"Ansprechpartner in der kurdi¬ 
schen Frage ist Öcalan" bean¬ 
standet worden. Bakirhan fügte 
hinzu, dass es sich bei der PKK 
und der kurdischen Frage um 
eine Realität in der Türkei han¬ 
dele und die kurdische Frage 
nicht durch Verleugnung, Ver¬ 
nichtung oder mit Gewalt zu 
lösen sei. 

Während der Dauer des Verfah¬ 
rens wegen angeblicher "Propa¬ 
ganda" und "Mitgliedschaft" 
gegen den DEHAP-Vorstand dür¬ 
fen die Angeklagten das Land 
nicht verlassen und müssen sich 
einmal wöchentlich bei der Poli¬ 
zei melden. (ÖP, 25.8., ISKU) 

Internationales Rotes Kreuz 
bei kurdischer Guerilla 

Das Internationale Rote Kreuz 
hat in den unter HPG-Kontrolle 
stehenden Medya-Verteidi- 
gungsgebieten eine Seminarrei¬ 
he durchgeführt. Der Irak-Ver¬ 
antwortliche der internationalen 
Organisation, Peter Hershel, ver¬ 
brachte eine Woche bei der Gue¬ 
rilla und kündigte an, mit der 
HPG zusammen arbeiten zu wol¬ 
len. In Seminaren beantwortete 
er Fragen der Guerillakämpfe¬ 
rinnen. Wie Hershel erklärte, 
warte er auf eine offizielle 
Genehmigung der Türkei, um 
auch Abdullah Öcalan im 
Gefängnis besuchen zu können. 
Der Aufenthalt des Schweden 
Peter Hershel in den kurdischen 
Bergen fand im Rahmen einer 
Seminarreihe zur Unterstützung 
von Kriegsopfern in mehreren 
Dörfern in Südkurdistan in der 
vergangenen Woche statt. Das 
Internationale Rote Kreuz unter¬ 
hält Büros in Bagdad, Basra, 
Hewler, Suleymanya und Dohuk. 

(MHA, 23.8., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Infonnationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


Rückkehrer sollen Dorfschützer werden 


Hinrichtung in Macka 


Wie das Pressezentrum der Volks¬ 
verteidigungskräfte (HPG) mitge¬ 
teilt hat, ist am 21. August in Trab- 
zon-Macka ein unbewaffneter 
Guerillakämpfer von Armee- und 
Polizeikräften hingerichtet wor¬ 
den. Die Guerillakämpfer seien 
unbewaffnet in die Kreisstadt 
gekommen, um einzukaufen. 
Dabei sei ohne jegliche Vorwar¬ 
nung das Feuer auf sie eröffnet 
worden. Ein Guerillakämpfer 
wurde getötet, ein weiterer gefan¬ 
gen genommen. In der HPG- 
Erklärung heißt es: "Nach der 
Verkündung der einmonatigen 
Aktionspause durch die HPG ging 
an unsere an der Schwarzmeerkü¬ 
ste stationierten Einheiten der 
Befehl, sich in die Medya-Verteidi- 

"Bedingungen f 


gungsgebiete in Südkurdistan 
zurückzuziehen. In Macka wollten 
unsere Kräfte für den Weg not¬ 
wendige Dinge einkaufen. Sie lie¬ 
ßen ihre Waffen an einer passen¬ 
den Stelle zurück. Ohne jede Vor¬ 
warnung wurde auf sie geschos¬ 
sen. Während die Möglichkeit 
bestand, sie festzunehmen, wurde 
geschossen und hinterher so 
getan, als sei es zu einer gegensei¬ 
tigen Schießerei gekommen. Bei 
dem Vorfall wurden zwei Polizi¬ 
sten verletzt, unser Freund Ferhat 
Haso wurde hinterrücks hinge¬ 
richtet und ein weiterer Guerilla¬ 
kämpfer gefangen genommen." 
Das HPG-Hauptquartier verurteil¬ 
te in einer weiteren Erklärung die 
Lynchversuche an dem gefangen 

ir eine gewaltlose 


genommenen HPG-Mitglied. 
Dabei handele es sich um die 
"Widerspiegelung einer rassisti¬ 
schen, chauvinistischen und auf 
Krieg bestehenden Denkweise". 

Zwei Gefallene in Dersim 

Wie das Pressezentrum der Volks- 
verteigungskräfte (HPG) bekannt 
gegeben hat, sind am 20. August 
zwei Guerillakämpfer in Dersim 
bei einem Gefecht im Rahmen 
einer Militäroperation gefallen. 
Auch auf Seiten der türkischen 
Armee habe es Tote und Verletzte 
gegeben. Bei den gefallenen Gue¬ 
rillakämpfern handelt es sich um 
Zeynel (Mehmet Emin Barcadur- 
mus) und Mazlum (Süleyman 
Tekin). (MHA, 23.8., ISKU) 

Atmosphäre...“ 
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Presseerklärung der Friedens - und Freiheitsbrigaden 

"Wir haben immer an die 
Geschwisterlichkeit der Völker geglaubt" 

Wir, 200 kurdische Jugendliche, euch denken sicherlich, all das kes zu spalten? Welche Demokratie 

haben die Meder-Verteidigungsge- geschehe für das Vaterland. Aber und welche Freiheit verteidigt ihr? 

biete erreicht. Wir sind der Ober- hier ist ein kurdisches Volk, das seit Hat das kurdische Volk nicht das 

zeugung, dass es von großer Tausenden von Jahren sein Brot Recht, seine Führung, seinen politi- 

Bedeutung ist, sowohl für die Tür- mit euch geteilt hat, und ihr habt sehen Vertreter selbst zu bestim- 

kei als auch für das kurdische Volk, euch gegenseitig "Geschwister" men? Wir laden euch dazu ein, im 

dass wir unser Hiersein mit euch genannt. Unsere Großväter haben Rahmen demokratischer, freiheit¬ 
teilen. in Canakkale gemeinsam für dieses licher und gerechter Werte eine 

Unsere Kindheit ließen wir in aku- Land gekämpft. Ihre Gräber liegen aufrichtige Position bei der Lösung 

ter Kriegsatmosphäre hinter uns. jetzt nebeneinander. Was würden des Problems einzunehmen. Wei- 

Kaum in unseren Jugendjahren, sie jetzt wohl dazu sagen, dass ter fordern wir von der UNO, den 

wurde unser Anführer Öcalan ver- unsere Existenz verleugnet wird? Kampf des kurdischen Volkes zu 

haftet und in die Türkei gebracht. Ihr lest und lebt in eurer Sprache, sehen und bei der Lösung mitzu- 

Wir begannen mit den Erklärun- Haben wir kein Recht darauf? Wel- wirken, 

gen von Herrn Öcalan zu verste- chen Nutzen könnt ihr davon 

hen, dass die Bevölkerung in der haben, dass die kurdische Identität Fazit: 

Türkei in einen Bürgerkrieg getrie- verboten ist? Während das kurdi- Wir sehen, dass weltweit ähnliche 

ben werden sollte. Wir fanden uns sehe Volk Widerstand leistet gegen Konflikte, die den Völkern Leid 

plötzlich in einer äußerst gespann- den Angriff auf sein natürliches zufügen wie im Falle Nordirlands, 

ten Atmosphäre wieder. Wir spür- Existenzrecht, entsteht ein Krieg, einer nach dem anderen in eine 

ten, dass unsere Würde und unsere den ihr vielleicht gar nicht deuten Lösungsphase treten. Wir fordern 

Ehre mit Füßen getreten wurden, könnt. Unsere Forderung nach bezüglich der Lösung der kurdi- 

Aber die beharrlichen Friedensap- unserer Sprache wird als Separa- sehen Frage, dass für die Aufnah¬ 
pelle und die gedanklichen Ausfüh- tismus gesehen. Warum schließt me eines Dialogs die Militäropera¬ 
rungen von Herrn Öcalan veran- ihr sofort eure Augen und vergesst tionen unverzüglich eingestellt wer- 

lassten uns, aufmerksam zu sein die Vergangenheit, wenn einige den und beide Konfliktparteien die 

und rationell zu handeln. Wir fan- eure nationalen Gefühle aufheizen? Waffen ruhen lassen. Des Weiteren 

den uns wieder im Kampf für den Vielleicht ist sich ein Großteil von muss die Isolation unseres Vorsit- 

Frieden. Wir sind mit dem Traum euch der Ereignisse bewusst. Aber zenden aufgehoben werden und er 

groß geworden, eine friedliche und wenn dem so ist warum erhebt ihr sollte als Gesprächspartner in die 

freie Zukunft zu schaffen. [...] nicht eure Stimme? [...] Wir haben Lösung einbezogen werden. 

kein Problem mit euch, unser Pro- Anschließend sollte in Beachtung 

Wir appellieren auch an die blem besteht mit diesem System, der Erfahrungen aus anderen Kon- 

kurdischen Jugendlichen. das uns unsere Freiheit abspricht, flikten auf der Welt eine friedliche 

Wir werden in der Türkei noch Daher rufen wir die türkischen Lösung angestrebt werden. Parallel 

immer als "so genannte Staatsbür- Jugendlichen dazu auf, unseren dazu sollte eine 'Wahrheits- und 

ger" gesehen. Das entwürdigende gerechten Kampf zu sehen und Gerechtigkeitskommission" aufge- 

Vorgehen gegenüber unserem Vor- sich mit uns zu solidarisieren. baut werden, um wie im Falle Süd¬ 
sitzenden und gegenüber unserem afrikas Kriegsverbrechen zu 

Volk strapaziert unseren Gedulds- An die Intellektuellen, die einen recherchieren und zur gesellschaft¬ 
faden. Unsere Würde wird massiv Aufruf veröffentlicht haben: liehen Übereinkunft beizutragen, 

verletzt, wir müssen sie verteidi- Frieden kann nicht dadurch reali- Die politische Aktion von uns 200 

gen. Aus diesem Grunde haben wir siert werden, dass die Kapitulation kurdischen Jugendlichen ist eine 

uns in die Meder-Verteidigungsge- einer Konfliktpartei gefordert wird. Reaktion auf die Verweigerung 

biete begeben. Wir werden hier Das wird zu größter Ungerechtig- einer Lösung und auf die Anwen- 

unseren Kampf der Freiheitsbriga- keit führen. Gerechtigkeit kann auf düng von Gewalt. Wir haben heute 

den aufbauen und versuchen, unse- der Grundlage gegenseitiger Über- unseren Blick den Bergen zuge- 

rer Stimme auf diese Weise Gehör einkunft geschaffen werden. Wir wandt mit derselben Absicht, mit 

zu verschaffen. Auf dieser Grundla- denken, dass es die Aufgabe von der damals vor sechs Jahren schon 

ge rufen wir euch auch zum aktiven Intellektuellen ist, sich für diese eine Friedensgruppe aus den Ber- 

Kampf auf. Grundlage einzusetzen und bereit gen und eine andere Friedensgrup- 

zu sein, notfalls den Preis zu zah- pe aus Europa in die Türkei kamen. 

Verehrtes türkisches Volk und len. Wir rufen alle gewissenhaften Das sollte von unserem Volk und 

seine Intellektuellen! Intellektuellen und Institutionen dem Staat richtig verstanden wer- 

Was würdet ihr machen, wenn eure dazu auf, ihren Beitrag zur Ent- den. Wir erklären hiermit, dass wir 

grundlegenden Werte wie Identität Wicklung einer gerechten Lösung bereit sind, für Frieden und Frei¬ 
oder Sprache, die euch ausmachen, zu leisten, bevor es zu spät ist. heit alles zu ertragen. Wir erwar- 

verleugnet würden? In der Türkei [...] ten, dass diejenigen im Kampf für 

gibt es Kreise, die sich bei einem Frieden und Freiheit sich mit uns 

Angriff irgendwo auf der Welt auf An die Weltöffentlichkeit: solidarisieren. Es ist notwendig, 

einen Angehörigen eurer Nation Der Westen ist mitverantwortlich dass alle Position beziehen in der 

oder seine Werte sofort erheben, für den im Mittleren Osten errich- Frage von Krieg oder Frieden. Frie- 

Dabei hat die 30-jährige Phase der teten Status quo. Ihr politischen den, Demokratie und Freiheit sind 

Konfrontation auch eurem Leben Verantwortlichen der USA und im Sinne aller. Wir brauchen Frie- 

Leid zugefügt. Dieser Krieg nimmt Europas, die ihr eine wichtige Rolle den und Freiheit mehr als unser 

uns das Brot aus unserem Mund bei der Lösung spielen könntet, tägliches Brot. Denn nur so kann 

und treibt uns in die Armut. Außer sagt, wir sollen von Abdullah Öca- das Brot für uns schmackhaft wer¬ 
den Leichnamen der Guerillas keh- lan und seiner Bewegung Abstand den. Deshalb rufen wir alle auf- 

ren auch die Soldatenleichen heim, nehmen. Warum versucht ihr den merksamen Kreise dazu auf, mit 

Unsere Mütter weinen. Einige von Freiheitskampf des kurdischen Vol- uns Fortsetzung auf Seite 2 


Meldungen 

Besuch nach einem Monat 

Mehmet Öcalan, der Bruder von 
Abdullah Öcalan, konnte am 
31.08. seinen Bruder besuchen. 
Das normalerweise 14-tägige Tref¬ 
fen fand mit vierzehntägiger Ver¬ 
spätung statt. (MHA, 1.9., ISKU) 

Zehntausende bei Guerilla- 
Beerdigungen 

Der bei einem Gefecht im Rahmen 
einer Militäroperation in Dersim 
am 20. August gefallene Guerilla¬ 
kämpfer Süleyman Tekin (Maz- 
lum) wurde in Kiziltepe von 10.000 
Menschen beerdigt. Der Leich¬ 
nam Tekins wurde von Hunderten 
von Fahrzeugen nach Kiziltepe 
gebracht, wo ihn bereits Tausende 
erwarteten. Nach der traditionel¬ 
len Waschung wurde der Sarg in 
eine PKK-Fahne gehüllt zum 
Friedhof gebracht. Dabei trugen 
die Teilnehmerinnen Bilder des 
Gefallenen und Abdullah Öcalans 
sowie PKK-Fahnen. Die anwesen¬ 
den Sicherheitskräfte ließen über 
Lautsprecher wissen, dass die lau¬ 
fende Demonstration illegal sei. 
Es kam zu Spannungen, als die 
Sondereinsatzkräfte versuchten 
mit Panzern die Menschenmas¬ 
sen zu durchqueren. Die Panzer 
wurden mit Steinen beworfen. 

Der Leichnam des in Trabzon- 
Macka erschossenen Guerilla¬ 
kämpfers Mesut Isa (Ferhat) 
wurde von seinen Angehörigen 
aus Trabzon abgeholt und über 
Nusaybin nach Qamislo in Süd¬ 
westkurdistan gebracht. In Nusay¬ 
bin versammelten sich über 
10.000 Menschen mit PKK-Fah- 
nen, um Isa die letzte Ehre zu 
erweisen. Das erste Mal wurde 
die Genehmigung dafür erteilt, 
dass der Leichnam eines HPG- 
Kämpfers nach Syrien überführt 
wird. (ÖP, 27./29.8., ISKU) 

Lynchversuch gegen Kurden 

Auf der Insel Cunda im Westen 
der Türkei griff eine Gruppe von 
500 Menschen ein kurdisches 
Fischrestaurant an und hisste 
nach der Zerstörung die türkische 
Fahne. Dabei riefen sie "Ihr seid 
PKKler, verlasst unsere Insel". 
Gendarmerie- und Polizeieinhei¬ 
ten griffen ein und verfrachteten 
die kurdischen Angestellten in 
Stadtautobusse. Die Angreifer zer¬ 
schlugen die Scheiben der Busse. 
Die auf der Insel anwesenden Kur¬ 
den wurden auf das Festland nach 
Ayvalik gebracht. Der dortige 
DEHAP-Verband forderte die Kur¬ 
den auf, nicht auf die Insel zu fah¬ 
ren, weil dort Lebensgefahr für sie 
bestehe. Mehrere Personen wur¬ 
den bei dem Vorfall verletzt 

(ÖP, 27.08, ISKU) 
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Keine Veränderung 


Eine Woche nach der Verkündung 
einer einmonatigen Aktionspause 
des Kongra-Gel gibt es keine Ver¬ 
änderung. Weder die Militäropera¬ 
tionen sind eingestellt worden, 
noch hat die Repression gegen die 
kurdische Bevölkerung und kurdi¬ 
sche Institutionen aufgehört. Der 
militärische Flügel im türkischen 
Staat beharrt auf Gewalt und aus 
dem zivilen Bereich ist keinerlei 
Initiative zu erkennen. 

Am ersten Tag der Verkündung 
der einmonatigen Aktionspause, 
dem 20. August, begann in Besta 
und am Herekol eine Militäropera¬ 
tion unter Beteiligung tausender 
Soldaten und Dorfschützer. In 
Gabar brach aufgrund von Bom¬ 
bardierungen ein Waldbrand aus. 
In Dersim-Pülümür sind zwei HPG- 
Kämpfer bei einem Gefecht im 
Rahmen einer Militäroperation 
gefallen. Auch bei der türkischen 
Armee gibt es laut HPG-Angaben 
Verluste. In Bingöl-Genc findet 
ebenfalls eine Militäroperation 
statt. 

Am 2. Tag nach der Kongra-Gel- 
Erklärung kam von Justizminister 
Cemil Cicek eine negative Verlaut¬ 
barung. Cicek erklärte, den Kon- 
gra-Gel-Beschluss nicht ernst zu 
nehmen, da es sich bei der PKK 
um eine terroristische Organisa¬ 
tion handele. Ein Staat könne nicht 
auf eine Erklärung einer solchen 
Organisation reagieren, teilte 
Cicek mit. 

In Trabzon-Macka fielen HPG- 
Kämpfer. Sie erledigten Einkäufe 
im Rahmen der Vorbereitungen auf 
einen Rückzug aus der Region auf¬ 
grund der Kongra-Gel-Entschei- 
dung und wurden aufgrund einer 
Denunziation angegriffen. Dabei 
wurde Ferhat Haso aus Südwest¬ 
kurdistan hingerichtet und Sinan 
Gencer verletzt festgenommen. Ein 
weiterer Guerillakämpfer konnte 
entkommen. Als Gencer zum Ort 
des Geschehens gebracht wurde, 
wurde versucht, ihn zu lynchen. 
Am 22. August fand eine Razzia im 
DEHAP-Gebäude in Elbistan statt. 
Dabei wurden vier Personen fest¬ 
genommen. Am selben Tag bom¬ 
bardierten Hubschrauber der tür¬ 


kischen Armee willkürlich das 
Gebiet Deriye Cirkcirok. 

Am 23. August war der wichtigste 
Punkt der Agenda die Versamm¬ 
lung des Nationalen Sicherheitsra¬ 
tes (MGK). Dabei erklärte das 
Militär die kurdische Frage erneut 
zu einem 'Terrorproblem" und ver¬ 
warnte die Regierung. 

Am selben Tag erschien die Mel¬ 
dung, dass die Bewohner des 1994 
entvölkerten Dorfes Dönertas bei 
dem Versuch der Rückkehr dazu 
gezwungen wurden, als Dorfschüt¬ 
zer tätig zu werden. Wer sich wei¬ 
gerte, musste das Dorf erneut ver¬ 
lassen. 

Gleichzeitig wurden Fabriken in 
Silopi nahe der Grenze nach Süd¬ 
kurdistan von der türkischen 
Armee beschossen, die ständig 
Grenzverletzungen verübt und 
grenzüberschreitende Operationen 
androht. Die Bevölkerung von Silo¬ 
pi befindet sich deshalb in Lebens¬ 
gefahr. 

Laut einer HPG-Erklämng wurde 
eine Schafherde durch von der tür¬ 
kischen Armee gelegte Minen am 
23. August in Hakkari vernichtet. 
Am selben Tag wurde im Zap- 
Gebiet eine Operation eingeleitet. 
Durch einen zuvor gelegten Hinter¬ 
halt starben bei einer Explosion 
zwei Soldaten der türkischen 
Armee, drei weitere wurden ver¬ 
letzt Nach dem Vorfall bombar¬ 
dierten Hubschrauber willkürlich 
das Gebiet Dabei brach in Ertus 
ein Waldbrand aus. 

Am 24. August wurden der 
DEHAP-Vorsitzende Tuncer Bakir- 
han und weitere Vorstandsmitglie¬ 
der vor den Haftrichter geschickt. 
Anlass auf den staatsanwaltschaft- 
lichen Antrag auf Haftbefehl war 
eine Abschlusserklärung einer 
DEHAP- Versammlung. Der Haft¬ 
befehl wurde vom zuständigen 
Richter abgelehnt, allerdings 
wurde zur Auflage gemacht, dass 
die Beschuldigten das Land nicht 
verlassen dürfen und sich einmal 
wöchentlich bei der Polizei in 
Ankara melden müssen. 

In Malatya überfiel am gleichen 
Tag die Gendarmerie eine Hoch¬ 
zeit, weil angeblich eine PKK- 


Fahne bei der Feier aufgehängt 
worden sei. Der leitende Offizier 
gab den Befehl, jeden zu erschie¬ 
ßen, der sich rührt, da für ihn kein 
Unterschied bestehe zwischen den 
Hochzeitsgästen und "denen in den 
Bergen". In Izmir fand ein Lynch¬ 
versuch an fünf vermeintlichen 
PKK-Anhängem statt. In Batman 
wurde eine Militäroperation einge¬ 
leitet. 

Am 25. August begaben sich kurdi¬ 
sche Frauen als Mitglieder der 
Initiative "Mütter für den Frieden" 
nach Ankara. Die Mütter wollten in 
Ankara mit Premierminister Erdo- 
gan und dem Generalstabschef 
Ozkök zusammen treffen, um ihre 
Forderung nach einem zweiseiti¬ 
gen Waffenstillstand zum Aus¬ 
druck zu bringen. Aber entgegen 
seiner zuvor in Diyarbakir gemach¬ 
ten Ankündigung, "jeden anzuhö¬ 
ren, der etwas zu sagen hat", ver¬ 
weigerte Erdogan sich einem Tref¬ 
fen. Am gleichen Tag genehmigte 
das Innenministerium ein Ermitt¬ 
lungsverfahren gegen den Bürger¬ 
meister von Diyarbakir, Osman 
Baydemir, und weitere sechs Stad¬ 
tratsmitglieder, weil diese eine 
Ambulanz für eine Guerilla-Beerdi¬ 
gung gestellt hätten. 

Auch in was die Situation Abdullah 
Öcalans, dem eigentlichen 
Ansprechpartner in einem Dialog 
für eine Lösung der kurdischen 
Frage, betrifft, hat sich nichts geän¬ 
dert. Zwischen Öcalan und seiner 
Verteidigung fand seit zwölf 
Wochen kein Kontakt statt. 

Auch der Vorsitzende des Men¬ 
schenrechtsvereins (IHD), Yusuf 
Alatas, stellte fest, dass innerhalb 
dieser einen Woche der Nationa¬ 
lismus und die Gewalt angestiegen 
seien. Der stellvertretende ÖDP- 
Vorsitzende Hakan Taymaz, der zu 
der Gruppe von Intellektuellen 
gehört, die mit Premierminister 
Erdogan vor dessen Diyarbakir- 
Besuch zusammen getroffen 
waren, bezeichnete die Entwi¬ 
cklungen als "besorgniserregend". 
Der Kongra-Gel-Beschluss sei 
bedeutungsvoll, aber der Staat 
wisse dieses nicht zu nutzen, 
erklärte er. (ÖP, 27.8., ISKU) 


Iran mordet weiter 


In Ostkurdistan sind zwei weitere 
Menschen durch Folter ermordet 
worden. Damit hat sich die Anzahl 
der innerhalb der letzten zwei 
Monate im Iran ermordeten Kur¬ 
dinnen auf 30 erhöht. Wie die Men- 
schenrechtsorganisation Ostkurdi¬ 
stan (RMMK) mitteilt, wurden im 
gleichen Zeitraum 500 Menschen 
festgenommen, von denen 150 Per¬ 
sonen nach wie vor in Haft sind. Bei 
vielen Festgenommenen gibt es 
keine Informationen über ihren 


Verbleib. 

Bei den neusten Opfern handelt es 
sich um einen kurdischen Jugend¬ 
lichen namens Sefie Soheyli, der 
vergangene Woche bei einer 
Demonstration in Bane festgenom¬ 
men wurde. Wie bekannt wurde, 
wurde Soheyli vom Gefängnis in 
Bane zunächst nach Sine und 
schließlich in das berüchtigte Tehe- 
raner Evin-Gefängnis überführt, 
wo er zu Tode gefoltert wurde. Zu 
seiner Beerdigung wurden ledig¬ 


lich seine Angehörigen zugelassen. 
Das weitere Opfer ist Hiwa Fethi, 
der ebenfalls bei einer Demonstra¬ 
tion in Seqiz festgenommen und zu 
Tode gefoltert wurde. Sein Leich¬ 
nam wurde heimlich beigesetzt. 
Der Iran hat drei Personen als mut¬ 
maßliche HPG-Kämpfer an die Tür¬ 
kei ausgeliefert. Gegen die drei 
Personen wurde Haftbefehl erlas¬ 
sen. Sie befinden sich jetzt im 
Gefängnis Hakkari. 

(ÖP, 29./27.8., ISKU) 


Presseerklärung der Friedens- und Freiheitsbrigaden 


Fortsetzung von Seite 1 
gemeinsam die Last auf sich zu 
nehmen und zur Problemlösung 
beizutragen. Deshalb sagen wir, es 
ist eine Notwendigkeit für uns alle, 
für den FRIEDEN zu denken, für 
den FRIEDEN zu schreiben, für 


den FRIEDEN zu zeichnen, für den 
FRIEDEN zu sprechen, für den 
FRIEDEN zu laufen und für den 
FRIEDEN zu kämpfen. 

Wir entbieten unserem Volk, unse¬ 
ren Freundinnen und unseren Mit- 
streiterlnnen unsere Grüße. 


10. August 2005 

Friedens- und Freiheitsbrigaden 
Medya-Verteidigungsgebiete 

Die vollständige Erklärung ist auf 
unserer Intemetseite zu finden 


Explosion am Friedenszelt, 
sechs Verletzte 

In Semzinan Culemerg kam es am 
Friedenszelt, das zum 1. Septem¬ 
ber unter dem Slogan "Semzinan 
soll die Hauptstadt des Friedens 
sein" eröffnet werden sollte, zu 
einer Explosion. Dabei wurden 
sechs Personen verletzt und ins 
Krankenhaus gebracht. Bei der 
Explosion wurde ein Teil des Zel¬ 
tes verbrannt. Sicherheitskräfte 
begannen mit Untersuchungen. Es 
wird vermutet, dass eine Handgra¬ 
nate der Grund für die Explosion 
sei. Nach Informationen von 
Augenzeugen waren am Tag zuvor 
einige Personen in Zivilkleidung in 
der Nähe des Zeltes gesehen wor¬ 
den, die ihre Aufmerksamkeit 
erregt hätte. Diese seien später 
nicht mehr zu sehen gewesen. 

(MHA, 1.9., ISKU) 

Lebende Schutzschilde zu 
Gesprächen in Hewler 

Eine Abordnung der Initiative 
"Lebende Schutzschilde" „Frie¬ 
dens- und Freiheitsbrigaden“, 
deren Mitglieder sich seit einiger 
Zeit in den Kandil-Bergen im Irak 
befinden, hat in Hewler in Süd¬ 
kurdistan Gespräche mit ver¬ 
schiedenen Parteien und zivilge¬ 
sellschaftlichen Organisationen 
geführt. Besucht wurde die Kom¬ 
munistische Partei Kurdistan, die 
Demokratische Bewegung Kurdi¬ 
stans und die Demokratische 
Arbeiterpartei Kurdistans. Inhalt 
der Gespräche waren mögliche 
Lösungswege in der kurdischen 
Frage. 

Eine weitere Gruppe der Initiati¬ 
ve hat verschiedene HPG-Einhei- 
ten aufgesucht, um über Ziele 
und Hintergründe ihrer Aktion zu 
informieren und aktuelle Fragen 
zu diskutieren. 

Drei in Wan lebende Mütter von 
Mitgliedern der Initiative, kün¬ 
digten an, ebenfalls nach Kandil 
zu fahren, um ihre Kinder zu 
unterstützen. "Unsere Kinder 
sind nicht in die Berge gegangen, 
um Krieg zu führen, sondern für 
den Frieden. Das unterstützen 
wir". 

(MHA, 29.8., ÖP, 28.8, ISKU) 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Nach 10 Jahren: Verbot der Özgur Politika 

Schily gegen die Pressefreiheit 


Am Morgen des 5. September 2005 
wurden auf Weisung des Bundes¬ 
innenministers Otto Schily die kur¬ 
dische Tageszeitung Özgür Politi¬ 
ka, die MHA (Mezopotamische 
Nachrichtenagentur), der Online¬ 
dienst Roj in Frankfurt am Main, 
der Musikverlag MIR in Düssel¬ 
dorf und der Mezopotamia Verlag 
in Köln von der Polizei gestürmt 
und durchsucht. Die Tageszeitung 
Özgür Politika (deutsch: Freie Poli¬ 
tik) wurde wegen angeblicher Ein¬ 
bindung in die Organisationsstruk¬ 
turen der PKK verboten, gegen die 
Verlage laufen Ermittlungsverfah- 
ren. 

MHA und Özgur Politika sind jah¬ 
relang auf Grundlage des deut¬ 
schen Presserechts ihrer journali¬ 
stischen Arbeit nachgegangen. Die 
Özgür Politika ist dafür bekannt, 
kritisch anhand von Fakten über 
die Ereignisse und politische Situa¬ 
tion in der Türkei sowie dem Mitt¬ 
leren Osten zu berichten. In den 
Musik- und Buchverlagen wurden 
Bücher und Musik vor allem kur¬ 
discher Schriftstellerinnen und 
Künstlerinnen veröffentlicht. Ge¬ 
meinsam gaben sie der kurdischen 
Bevölkerung eine Stimme. 

Presseerklärung der Mitarbei¬ 
terinnen von Özgür Politika: 

Die kurdische Tageszeitung Özgür 
Politika wurde am Morgen des 5.9. 
durch einen Erlass des Bundesin¬ 
nenministerium verboten. Das 
gesamte Inventar und Vermögen 
wurde eingezogen. Im Verfügungs¬ 
punkt Nr. 1 heißt es: „Die Tätigkeit 
der E. Xani Presse- und Verlags 
GmbH läuft Strafgesetzen zuwider, 
die aus Gründen des Staatsschut¬ 
zes erlassen wurden.“ 

In der Verbotsbegründung Nr. 1 
wird die E. Xani Presse- und Ver¬ 
lags GmbH als ein „Verein“ 
bezeichnet und entsprechend dem 
Vereinsgesetz behandelt. Dies 
stellt die „formellen Vorraussetzun¬ 
gen“ dar. 

In den materiellen Verbotsgründen 
heißt es, die Tageszeitung Özgür 
Politika werde nach den Vorgaben 
des Kongra Gel hergestellt. Die 
Özgür Politika sei „nachweislich in 
die Organisationsstruktur des 


Kongra Gel eingebunden“. Dies 
wird als Staatsschutzdelikt 
bezeichnet. In der Begründung 
werden mehrmals die Begriff 
„innere Sicherheit“, „Staatsschutz“ 
benutzt. 

Das Verbot sei notwendig, „da kein 
gleich geeignetes, milderes Mittel 
zur Verfügung steht“, um das von 
der Verbotsbehörde verfolgte Ziel 
zu erreichen. Weiter heißt es: 
„Auch strafrechtliche Sanktionen 
gegen die Leitung und/oder die 
Mitarbeiter des Vereins scheiden 
als milderes Mittel aus, da diese 
nur punktuelle Wirkung entfalten 
und nicht dem Verlag als Ganzes 
treffen werden.“ 

Das Ministerium gibt zu, dass das 
Verbot der E. Xani Presse- und 
Verlags GmbH einen „Eingriff in 
das Grundrecht auf Pressefrei¬ 
heit“ darstellt. Doch sei der Ein¬ 
griff verfassungsrechtlich begrün¬ 
det. 

Zum Schluss heißt es dann: „Ein 
Verbot der des Kongra Gel-Presse¬ 
organs zum jetzigen Zeitpunkt aus¬ 
zusprechen ergibt sich aus der in 
den letzten Wochen und Monaten 
eskalierenden Sicherheitslage in 
der Türkei.“ 

Wir stellen eines klar: Weder die 
Tageszeitung Özgür Politika, noch 
der herausgebende Verlag stellten 
zu keiner Zeit einen Risikofaktor 
für die innere Sicherheit der 
Bundesrepublik dar. Das geht aus 
der 10jährigen (Gründung am 
28.08.1995) erfolgreichen Arbeit 
hervor. In keinem der in der Zei¬ 
tung veröffentlichten Artikel wird 
man zu einem anderen Schluss 
kommen. Zu diesem Schluss ist 
auch das Innenministerium nicht 
gekommen. 

Für das Verbot gibt es auch keinen 
aktuellen Anlass, wie behauptet 
wird. Wir vermuten vielmehr sach- 
fremde Gründe, die mit der kom¬ 
menden Bundestagswahl in Ver¬ 
bindung stehen. Anscheinend will 
der Minister mit dem Verbot in 
letzter Minute die Gunst einer 
Wählerklientel gewinnen. 

Das Verbot ist im Kern politisch 
motiviert. Denn tatsächlich gibt es 
keinerlei materielle Verbotsgrün¬ 
de, die die einzige in Europa 


erscheinende kurdische Tageszei¬ 
tung zum Schweigen bringen soll¬ 
ten. Die Verbotsgründe werden 
vielmehr aus dem Archiv der des 
Generalbundesanwaltes zusam- 
mengeschustert. 

Die Tätigkeit der E. Xani Presse- 
und Verlags GmbH läuft keinen 
Strafgesetzen zuwider, denn bis¬ 
her hat es kein einziges Strafver¬ 
fahren gegen den Verlag, deren 
Geschäftsleitung oder die Redak¬ 
tion gegeben. Wenn diese den 
Strafgesetzen zuwider gehandelt 
hätten, wie es vom Ministerium 
behauptet wird, hätten die Staats¬ 
anwälte und Richter sich mit gro¬ 
ßer Sicherheit damit auseinander¬ 
gesetzt. Presse- und Strafgesetze 
hätten problemlos angewendet 
werden können. Jedoch ist noch 
nicht einmal der Versuch unter¬ 
nommen worden. In diesem Punkt 
kommen wir zu der Schlussfolge¬ 
rung, dass der Bundesinnenmi¬ 
nister den deutschen Staatsanwäl¬ 
ten und Richtern gegenüber mis¬ 
strauisch eingestellt ist. 

Unserer Meinung nach kann und 
darf ein demokratisch gewählter 
Minister in einem Rechtsstaat 
diese Einstellung nicht haben. 
Denn er hat mit seiner gegen den 
Willen der kurdischen Bevölke¬ 
rung gerichteten willkürlichen 
Verfügung innenpolitisch agiert, 
konspirativ destruktiv gehandelt. 
Die Ernte besteht aus einer 
Mischung neuer Probleme, Mis¬ 
strauen, mehr Arbeitslosigkeit, 
finanzielle Schädigung von Mitar¬ 
beitern und Geschäftspartnern 
des Verlages. Die schadet sehr 
wohl auch der deutschen Wirt¬ 
schaft. Der politische Schaden für 
Deutschland ist jedoch sehr viel 
größer. Die BRD steht nun inter¬ 
national als Verbieter einer Tages¬ 
zeitung als intolerantes Land da, 
welches die Presse- und Mei¬ 
nungsfreiheit hinter politische 
Interessen rückt und somit demo¬ 
kratische Rechte kategorisch 
abbaut. All das wird sich auch in 
der kommenden Bundestagswahl 
niederschreiben. 

Mit dem Verbot ist nicht nur die 
Zeitung, sondern vor allem das 
Recht der Kurden auf Presse-, 
Informations- und Meinungsfrei¬ 
heit unterbunden worden. Für 
Millionen von in Europa lebenden 
Kurden gibt es nun kein nachhalti¬ 
ges Ausdrucksmittel mehr. 

Wir werden gegen dieses Verbot 
juristisch alle Wege ausschöpfen. 
Wenn dies uns nicht weiterbringen 
sollte, werden wir von unserem 
individuellen Recht auf Europa¬ 
ebene vorzugehen, Gebrauch 
machen. Frankfurt, 7.9. 


Meldungen 


Verschärfte Haftbedingungen 
gegen Abdullah Öcalan 

Das Komitee "Freiheit für Öcalan" 
im Koma Komelen Kurdistane 
KKK hat in einer chronologischen 
Zusammenfassung der Haftbedin¬ 
gungen Öcalans folgende Verände¬ 
rungen seit dem 1. Juni festgehal¬ 
ten: 

Der Verteidigung wurde zwangs¬ 
weise ihr Mandat entzogen. 

Den Verteidigerinnen wurde ver¬ 
boten, das Land zu verlassen. 

Seit dem 1. Juni konnten Familien¬ 
angehörige viermal zu Besuchen 
nach Imrali fahren. 

Bei den Besuchen werden ernie¬ 
drigende Maßnahmen angewen¬ 
det 

Zeitungen werden nur noch ein¬ 
mal im Monat an Öcalan weiterge¬ 
geben. 

Der Hofgang wurde von zwei Stun¬ 
den auf eine Stunde täglich redu¬ 
ziert. 

Die verstärkten gesundheitlichen 
Probleme Öcalans werden nicht 
medizinisch behandelt. 

Das Gefängnispersonal wendet 
erniedrigende Maßnahmen an 
und versucht zu provozieren. 

(ÖP, 3.9., ISKU) 

Neues Konzept mit internatio¬ 
naler Dimension 

Der Koma Komelen Kurdistane- 
Exekutivrat hat eine Erklärung 
abgegeben, in der auf ein "neues 
Konzept gegen unsere Bewegung 
mit dem Schwerpunkt Türkei und 
internationaler Dimension" auf¬ 
merksam gemacht wird. Der türki¬ 
sche Staat und die AKP-Regierung 
hätten begriffen, dass es nicht 
mehr möglich sei, die kurdische 
Existenz zu verleugnen. Deshalb 
werde ein "Ja zur kurdischen 
Frage, Nein zu Apo und der PKK" 
signalisiert. Diese Herangehens¬ 
weise sei neuer Ausdruck für die 
nicht gelöste kurdische Frage 
sowie weiterer Provokationen. 
Kein Problem könne durch Igno¬ 
ranz der Betroffenen gelöst wer¬ 
den, so heißt es weiter in der 
Erklärung. Ansprechpartner in 
der kurdischen Frage sei Abdullah 
Öcalan. (MHA, 6.9., ISKU) 

"Ehrenmord" verhindert 

Nach wie vor sehen "Familienräte" 
in Kurdistan bei sich das Recht, 
Frauen aufgrund vermeintlicher 
Verletzung der "Familienehre" zu 
töten. Zeynep Yalcin (21) wurde im 
letzten Moment vom Bürgermei¬ 
ster des Kreises Diele in Amed 
gerettet, nachdem der "Familien¬ 
rat" ihren Tod beschlossen hatte. 
Zeynep Yalcin sollte gegen ihren 
Willen mit ihrem Cousin verheira¬ 
tet werden. Die junge Frau flüchte¬ 
te zu der Familie ihres Freundes, 


Ankara ist mit Schily zufrieden 


Das Verbotsverfahren gegen 
Özgür Politika begann am 2. Juni 
mit einem Brief des Außenmini¬ 
sters Gül an seinen deutschen 
Amtskollegen Fischer. Gül forder¬ 
te ein Verbot der "für die PKK 
arbeitenden Einrichtungen". 
Fischer leitete die Forderung 
umgehend an Innenminister Schi¬ 
ly weiter der das Verbot umsetzte. 


Nach dem Verbot gab das türki¬ 
sche Außenministerium eine 
Erklärung ab, in der es seine 
Zufriedenheit zum Ausdruck 
brachte. Von türkischer Seite wird 
jetzt ein ähnliches Vorgehen 
gegen "weitere PKK-Einrichtun- 
gen in Deutschland" gefordert. 

(Hürriyet, 7.9., ISKU) 






Marsch auf Gemlik verboten 


Der am 04.09. geplante "Marsch 
auf Gemlik" aus den kurdischen 
Provinzen und den Metropolen der 
Türkei wurde von der Polizei 
gestoppt. In Gemlik, wo sich der 
Anleger für den Schiffsverkehr zur 
Gefängnisinsel Imrali befindet soll¬ 
te eine Großdemonstration stattfin¬ 
den. Die dafür angemieteten Busse 
wurden an verschiedenen Punkten 
gestoppt und an der Weiterfahrt 
gehindert In Bursa-Inegöl veran¬ 
stalteten 5000 Menschen einen Sitz¬ 
streik. Der DEHAP-Vorsitzende 
aus Bursa, Murat Avci, kritisierte 
das polizeiliche Vorgehen als unde¬ 
mokratisch: "Die Menschen sind 
aus allen Ecken der Türkei hierher 
gereist. Unser Ziel es, dem Frieden 
eine Stimme zu geben. Wir sind 
hier, weil wir einen demokratischen 
Kampf führen wollen. Das ist unser 
Recht." Ein Polizeisprecher be¬ 
gründete das Demonstrationsver¬ 
bot mit möglichen "Provokationen" 
und damit einer Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit. 

Als Ergebnis von Verhandlungen 
wurde die Genehmigung erteilt, 
sich in Inegöl an der Polizeisperre 
zu versammeln. Bereits auf dem 
Weg dorthin wurde ein Buskonvoi 
aus Mardin in Eskisehir von einer 
Gruppe mit Steinen angegriffen. 

In Istanbul führten 2000 Menschen 
eine Spontandemonstration durch, 
als ihre Autobusse am Losfahren 
gehindert wurden. In mehreren 
Stadtteilen kam es zu gewalttätigen 
Auseinandersetzungen mit der 
Polizei. 

Murat Karayilan vom Kongra-Gel 
kritisierte unterdessen das Vorge¬ 
hen der Sicherheitskräfte scharf. 
Er rief die Bevölkerung dazu auf, 
sich an allen Orten "in Aktion" zu 
setzen und verwies auf die in den 
letzten Monaten verschärften 
"Unrechtmäßigkeiten auf jedem 
Gebiet gegen die kurdische Bevöl¬ 
kerung". In mehreren Städten sei 
im Vorfeld versucht worden, Bus¬ 
firmen einzuschüchtem, um die 
Demonstration zu verhindern. 
"Wenn der Staat sich wie eine 
Mafiabande verhält und mit Dro¬ 
hungen versucht, eine demokrati¬ 
sche Willensbekundung zu verhin¬ 
dern, dann kann von einem Rechts¬ 
staat keine Rede mehr sein", erklär¬ 
te er. Ebenso seien die Haftbedin¬ 
gungen Abdullah Öcalans jenseits 
jedes "nationalen und internationa¬ 
len Rechts". Öcalan werde psycho¬ 
logisch gefoltert und seine Krank¬ 
heiten medinizisch nicht behandelt. 
Ziel dabei sei, ihn in langsamen 
Schritten zu töten. 

"Eine Schande für die Türkei" 

Auf dem Rückweg von Gemlik wur¬ 
den die Busse mit den Demonstra¬ 
tionsteilnehmerinnen in der Kreis¬ 
stadt Bozüyük von einer großen 
Menschenmenge angehalten. Die 
Scheiben der Busse wurden mit 
Steinen eingeworfen, die Men¬ 
schen aus den Bussen geholt und 
verprügelt, die Busse wurden teil¬ 
weise in Brand gesetzt, während 
sich noch Menschen darin befan¬ 
den. Eine Feier aus Anlass des 
Nationalfeiertages im Stadion der 
Kleinstadt wurde abgesagt und die 
Menschenmassen zu der Straße 


geleitet, auf der die Busse die Klein¬ 
stadt auf dem Weg in den Osten 
durchqueren mussten. Nach die¬ 
sen Angriffen waren die Gemlik- 
Demonstrantlnnen auch noch den 
Übergriffen von Polizei und Gen¬ 
darmerie ausgesetzt. Insgesamt 
wurden 144 Menschen verletzt. 

Yor fünfzig Jahren geschah etwas 
Ähnliches in Istanbul. Durch die 
Medien aufgehetzte Nationalisten 
griffen am 6. und 7. September 
1955 Häuser, Geschäfte und Kir¬ 
chen von Minderheiten an. Über 
zehn Menschen wurden dabei 
getötet, Eigentum geplündert und 
Hunderttausende von Menschen 
zur Flucht gezwungen. Erst vor 
kurzem tauchten neue Beweise auf, 
die belegen, dass die Angriffe von 
staatlichen Kräften organisiert 
waren. 

Lynchversuch in Bozüyük war 
geplant 

Am 7.9. sind neue Einzelheiten 
über den Lynchversuch in Bozüy¬ 
ük bekannt geworden. Wie die 
Anwältin Hanife Eren erklärte, hät¬ 
ten die Angreifer ausgesagt, sie hät¬ 
ten die aus Gemlik zurückkehren¬ 
de Busse mit kurdischen Demon- 
stranünnen gestoppt, nachdem sie 
von der Polizei die Information 
bekommen hätten, 500 PKK- 
Anhänger hätten die Kreisstadt 
besetzt und 80 Personen getötet. 
Weiterhin erklärte Eren, nur die 
Busse mit den Demonstranten 
seien nach Bozüyük durchgelassen 
worden. Alle anderen Reisebusse 
seien umgeleitet worden. Augen¬ 
zeugen berichteten außerdem, 
dass sich der Polizeichef nach den 
Angriffen von einem Panzerfahr¬ 
zeug aus über Megaphon bei den 
Angreifern bedankt habe. 

Der CHP-Abgeordnete aus Diyar- 
bakir, Mesut Deger, beschuldigte 
unterdessen die Sicherheitskräfte 
vor Ort, nichts unternommen zu 
haben, um die Angriffe zu verhin¬ 
dern. Deger hatte sich nach einem 
telefonischen Hilferuf aus einem 
der angegriffenen Busse auf den 
Weg in die Kreisstadt gemacht, war 
jedoch vom zuständigen Gouver¬ 
neur aufgehalten worden, da seine 
kurdische Herkunft die Bevölke¬ 
rung provozieren könne. "Bozüyük 
ist ein schöner Ort", erklärte 
Deger, "und die Menschen dort 
sind gute Menschen. Aber sie wur¬ 
den aufgestachelt. Auf Initiative von 
Provokateuren wurden die Busse 
mit Steinen beworfen. Als ich um 
23.30 Uhr ankam, war es den 
Sicherheitskräften immer noch 
nicht gelungen, die Bevölkerung 
zu beruhigen. Erst nach meiner 
Ankunft setzten sich die Sicher¬ 
heitskräfte in Bewegung und 
sicherten die Busse." 

Tuncer Bakirhan der Vorsitzende 
der DEHAP erklärte, die fried¬ 
lichen demokratischen Forderun¬ 
gen der kurdischen Seite könne 
niemand durch Aufstacheln der 
Zivilbevölkerung zum Schweigen 
bringen. Er kritisierte das Verhal¬ 
ten der Sicherheitskräfte, die nichts 
getan hätten, um die Angriffe zu 
verhindern. "Gewisse Kreise versu¬ 
chen, die Völker gegeneinander 
aufzuwiegeln und insbesondere 


gegen die Kurden einen chauvini¬ 
stischen und nationalistischen 
Druck auszuüben. Aber die kurdi¬ 
sche Bevölkerung wird sich davon 
nicht von ihrem Kampf für Frieden 
abhalten lassen." 

An die Opfer der Angriffe gerichtet 
erklärte Bakirhan: "Ich sehe Eure 
Verletzungen. Es sind Wunden, die 
aus der Sehnsucht nach Frieden 
entstanden sind. Es sind Wunden, 
die für dieses Land entstanden 
sind. Und ich sehe auch, dass Ihr 
trotz Eurer Verletzungen nicht trau¬ 
rig seid. Trotz allem müssen wir in 
Würde und mit aufrechtem Gang 
weiter machen. Wegen ein paar 
Steinwürfen können wir unseren 
Kampf für Demokratie und Frieden 
nicht aufgeben. Auf dem Weg zur 
Demokratisierung dieses Landes 
werden wir uns noch zu viel größe¬ 
ren Demonstrationen treffen." 

Beerdigungen in drei Städten 

Auf drei Beerdigungen in verschie¬ 
denen Städten wurde am 6. Sep¬ 
tember gegen den angeheizten 
Nationalismus protestiert. In Adana 
wurde der in Düzce von Nationali¬ 
sten ermordete Saisonarbeiter 
Abdulrezzak Özdemir beerdigt, in 
Siirt Abdullah Aydan, der bei einer 
Demonstration von Sicherheits¬ 
kräften erschossen wurde, und in 
Ankara der in Van getötete HPG- 
Kämpfer Salih Dogan Yildirim. 
Tausende von Menschen beteilig¬ 
ten sich an den Zeremonien und 
brachten ihre Wut über die nationa¬ 
listischen Angriffe zum Ausdruck. 
Ein junger Mann, der in Van bei 
Protesten von Polizeikugeln am 
Kopf getroffen wurde, liegt immer 
noch im Koma. 

Wie bekannt wurde, wurde eine 75- 
jährige Frau, die bei den nationali¬ 
stischen Angriffen auf die Busse 
schwer verletzt wurde, zunächst 
fürtot erklärt. "Als ich aus der Ohn¬ 
macht erwachte, war ich in der Lei¬ 
chenhalle", erklärt Adile Ortac. Von 
den Angriffen berichtet sie: "Über 
fünf Stunden hinweg wurde unser 
Bus mit Steinen beworfen. Irgend¬ 
wann hielt ich es nicht mehr aus 
und stieg aus dem Bus. Daraufhin 
wurde ich von Faschisten angegrif¬ 
fen. Sie schlugen auf meinen Kopf 
und auf meinen Bauch und 
beschimpften mich. Dann kam ein 
Polizist und sagte: ,Das reicht, sie 
ist tot 1 . Daraufhin ließen sie mich 
zufrieden. Ich wurde ohnmächtig. 
Als ich wieder aufwachte, war ich in 
einer Leichenhalle. Sie hatten mir 
die Kleider ausgezogen und meine 
Zahnprothese rausgenommen." 
Die Bewegung für eine demokrati¬ 
sche Gesellschaft (DTH) gab unter¬ 
dessen eine Erklärung heraus, in 
der auf die angestiegenen Angriffe 
auf die Zivilbevölkerung verwiesen 
und dazu aufgerufen wurde, von 
allen Verlautbarungen und Hand¬ 
lungen abzusehen, die darauf ange¬ 
legt seien, die bestehende Anspan¬ 
nung zu steigern. In den letzten 
Tagen sei Gewalt gegen Menschen 
angewendet worden, die lediglich 
von ihren demokratischen Rechten 
Gebrauch gemacht hätten. Bei den 
Angriffen handele es sich um orga¬ 
nisierte Provokationen. 

(ÖG, DIHA, MHA, 4-8.9., ISKU) 


die im gleichen Haus wohnt. Dar¬ 
aufhin versammelte sich der 
"Familienrat" der Familie Yalcin 
und beschloss ihren Tod. Als die 
Familie Zeynep aus der Nachbar¬ 
wohnung holen wollte, stellte sich 
der Vater ihres Freundes dem ent¬ 
gegen, wobei es zu ersten Hand¬ 
greiflichkeiten kam. Daraufhin traf 
die Polizei ein, die durch Warn¬ 
schüsse in die Luft versuchte, die 
Situation unter Kontrolle zu brin¬ 
gen. 

Währenddessen forderte Zeynep 
Yalcin telefonisch die Hilfe des 
Bürgermeisters von Diele, Abdul 
Iah Akengin an, der sie persönlich 
aus der Wohnung holte und an 
einen sicheren Ort brachte. Auf 
eigenen Wunsch wurde sie vor¬ 
übergehend im Haus der Bürger¬ 
meisterfamilie untergebracht. 
Akengin kündigte an, die Rück¬ 
kehr der jungen Frau in keine der 
beiden Familien zuzulassen, solan¬ 
ge nicht klargestellt sei, dass ihr 
keine Gefahr drohe. 

(ÖI\ 3.9., ISKU) 

Zwei HPG-Kämpfer in Dersim 
gefallen 

Nach Angaben des IIPG-Presse¬ 
zentrums sind in Dersim-Mazgirt 
im Rahmen einer Militäroperation 
zwei Guerillakämpfer ums Leben 
gekommen. In Simak-Besta wurde 
eine neue Militäroperation einge¬ 
leitet. Die iranische Armee führt 
Militäroperationen in der Nahe der 
Grenze zu Südkurdistan durch. 

Bei den Getöteten handelt es sich 
um Kurtulus (Ayhan Seven, gebo¬ 
ren 1984 in Yüksekova) und Zinar 
(Ziver Demirbag, geboren 1982 in 
Nusaybin). (MHA, 6.9., ISKU) 

100.000 Menschen beim Kur¬ 
dischen Kulturfestival in Köln 

Unter Beteiligung von 100.000 
Menschen aus ganz Europa hat 
am Samstag das 13. Internationale 
Kurdische Kulturfestival im Rhein- 
Energie-Stadium in Köln stattge- 
funden. Die politischen Hauptfor¬ 
derungen dabei waren die Aufhe- 
bung der Isolation Abdullah Öca¬ 
lans sowie die Anerkennung der 
kurdischen Seite als Verhand¬ 
lungspartei im EU-Beitrittsprozess 
der Türkei. (MHA, 3.9 ., ISKU) 
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Bericht des IHD Diyarbakir der letzten drei Monate 

959 Menschenrechtsverletzungen 


Nach dem Bericht des Men¬ 
schenrechtsvereins (IHD) in Diy¬ 
arbakir sind innerhalb der letzten 
drei Monate bei Gefechten in den 
kurdischen Provinzen 123 Perso¬ 
nen getötet worden. 118 Perso¬ 
nen wurden verletzt. Insgesamt 
spricht der IHD von 959 Men¬ 
schenrechtsverletzungen. 

Im Vereinsgebäude in Diyarbakir 
gaben der Zweigstellenvorsitzen¬ 
de Demirtas sowie der Vertreter 
der Region, Mihdi Perincek, eine 
Erklärung zu den Menschen¬ 
rechtsverletzungen innerhalb der 
letzten drei Monate in den kurdi¬ 
schen Provinzen ab. Demirtas 
machte darauf aufmerksam, dass 
aufgrund der intensivierten 
Kampfhandlungen ein ernsthaf¬ 
ter Anstieg der Menschenrechts¬ 
verletzungen zu verzeichnen sei. 
Einhergehend mit der Intensivie¬ 
rung der Militäroperationen 
seien auch die staatlichen Eingrif¬ 
fe gegen das Versammlungs-, 
Meinungs- und Organisierungs¬ 
recht angestiegen, so Demirtas. 
"Damit zusammenhängend gibt 
es auch einen Anstieg der Folter¬ 
fälle. Durch die Kämpfe ist die 
Rückkehr in die Dörfer einge¬ 
stellt worden. Auch das Wirt¬ 
schaftsleben wird direkt negativ 
beeinflusst." 

Demirtas forderte die Einstel¬ 
lung des Ermittlungsverfahrens 
gegen den Bürgermeister von 
Diyarbakir, Osman Baydemir. 
Gegen Baydemir wird aufgrund 
einer Ansprache und eines 
Berichtes im Europaparlament 
ermittelt. "Wir bewerten es als 
großen Widerspruch, wenn die 
Regierung einerseits die Existenz 
der kurdischen Frage anerkennt, 
ankündigt, sie mit demokrati¬ 
schen Methoden zu lösen und 
jeden anzuhören, der zu dem 
Thema etwas zu sagen hat, und 
andererseits eine Repressionspo¬ 
litik gegen Vertreter des Volkes 
durchführt. Die Regierung muss 


In den letzten Monaten sind 
Todesfälle aufgrund von Kämpfen, 
Schusswaffeneinsatz gegen 
Demonstrationen und der ange¬ 
stiegenen gesellschaftlichen 
Anspannung gehäuft aufgetreten. 
Servet Özen, Koordinator der 
Arbeitsgruppe "Extralegale Hin¬ 
richtungen und Verschwundene" 
bei der Anwaltskammer Diyarba 
kir, bewertet die Todesschüsse auf 
zwei Demonstranten in Batman 
und Siirt sowie den Lynchversuch 
in Bozüyük und die Ermordung 
eines Saisanarbeiters in Düzce als 


von dieser unverständlichen Hal¬ 
tung unverzüglich Abstand 
gewinnen und die gewählten und 
legitimen Volksvertreter anhö¬ 
ren". 

Falls nicht unverzüglich alles 
getan werden, um das dringende 
Bedürfnis der Türkei nach gesell¬ 
schaftlichem Frieden und Demo¬ 
kratie zu erfüllen, sei das Risiko 
eines zunehmenden Chaos sehr 
hoch, warnte Demirtas. "Die 
Demokratisierungsgesetze, die 
im Zuge der EU-Beitrittsverhand- 
lungen erlassen wurden, sind bis¬ 
her noch nicht einmal ganz zur 
Anwendung gekommen. Mit dem 
geplanten Antiterrorgesetz sollen 
diese bisher nur auf dem Papier 
gültigen Rechte wieder zurück 
genommen werden. Es kann 
keine Lösung sein, im Namen der 
Sicherheit Freiheiten zu 
beschneiden. Wir möchten aus¬ 
drücklich betonen, dass wir im 
Falle eines Beharrens auf dem 
Entwurf des Antiterrorgesetzes 
nicht tatenlos zuschauen werden 
und unsere Ablehnung auf demo¬ 
kratische Weise zur Sprache brin¬ 
gen werden". 

Nach Demirtas übernahm Perin¬ 
cek das Wort und erläuterte den 
neuen Menschenrechtsbericht, 
der sich aus Daten zusammen¬ 
setzt, die sich aus Anträgen an 
den Menschenrechtsverein und 
Meldungen aus Tageszeitungen 
ergeben haben. 

Die Bilanz der Menschenrechts¬ 
verletzungen in "Ost- und Südost¬ 
anatolien" der Monate Juni, Juli, 
August 2005 lautet folgenderma¬ 
ßen: 

VERLETZUNGEN DES RECH¬ 
TESAUFLEBEN 
Tote bei Gefechten: 123 
Verletzte bei Gefechten: 118 
Morde und Angriffe unbekannter 
Täter / Extralegale Hinrichtun- 


"bewusst und systematisch" her¬ 
bei geführte Vorfälle. An die Stelle 
der Zeit der "Morde unbekannter 
Täter" sei die Zeit der "offenen 
Hinrichtungen" getreten, so Özen. 
Die Öffentlichkeit ist besorgt 
angesichts dieser Entwicklungen. 
Die Tatsache, dass die Täter nicht 
vor Gericht gestellt werden, 
hinterlässt in der Öffentlichkeit 
den Eindruck, dass diese Perso¬ 
nen geschützt werden. Gemäß den 
Berichten des Menschenrechts¬ 
vereins (IHD) haben innerhalb 
des letzten Jahres 37 Menschen 


gen: 12 Tote, 1 Verletzter 
Tote durch Minen und andere 
Explosionen: 13 

Verletzte durch Minen und ande¬ 
re Explosionen: 40 

VERLETZUNGEN DER PER¬ 
SÖNLICHEN SICHERHEIT 
Festnahmen: 165 
Interventionen gegen gesell¬ 
schaftliche Vorfälle 

a) Anzahl der Vorfälle: 3 

b) Festnahmen: 9 

c) Verletzte: 13 

d) Tote: 1 

Aussagen zu Folter und Miss¬ 
handlung: 34 

a) durch Jandarma: 4 

b) durch Polizei: 19 

c) Dorfschützer: 11 
Verschwundene: 1 
Verhaftungen: 32 

VERLETZUNG DES RECHTES 
AUF EIGENTUM 

a) Gelegte Wald- und Buschbrän¬ 
de: 3 

b) Andere: 3 

RECHTSVERLETZUNGEN IM 
ARBEITSLEBEN 
Zwangsversetzung: 2 
Entlassung: 27 

Administrative Ermittlungsver¬ 
fahren und Strafen: 8 
Andere: 17 

VERLETZUNGEN DER MEI¬ 
NUNGS- UND AUSDRUCKS¬ 
FREIHEIT 

Ermittlungsverfahren und Stra¬ 
fen: 71 

Verbotene NGO: 1 
Verbotene Veranstaltungen (The¬ 
ater, Kino usw): 3 

Gewalt gegen Frauen: 9 
Innerfamiliäre Gewalt: 1 
"Ehrenmorde": 2 
Selbstmorde: 14 
Selbstmordversuche: 9 

(MHA, 14.9., ISKU) 


bei sogenannten "Morden unbe¬ 
kannter Täter", Angriffen und 
extralegalen Hinrichtungen ihr 
Leben verloren. Rechtsanwalt 
Özen erklärt dazu: "Das System 
versucht, diese Situation zu legiti¬ 
mieren und auf eine legale Basis 
zu bringen." Laut Özen ist die 
Öffentlichkeit verunsichert, weil 
die Täter nicht vor Gericht gestellt 
werden. Er fordert ein klares Ver¬ 
bot des Schusswaffengebrauchs 
von Sicherheitskräften außer in 
Notwehrsituationen. 

(ÖG, 14.9., ISKU) 


Meldungen 

120 europäische Intellektuelle 
rufen zum Dialog auf 

Aus Frankreich, Deutschland, 
Norwegen, der Schweiz, Däne¬ 
mark, Finnland, Italien, England 
und Belgien haben etwa 120 Intel¬ 
lektuelle, Künstlerinnen, Kirchen¬ 
vertreterinnen und Europaparla¬ 
mentarierinnen einen gemeinsa¬ 
men Aufruf zum Frieden und zur 
Lösung der kurdischen Frage 
gestartet. 

An dem Aufruf beteiligten sich 
u. a. Danielle Mitterand, Jose 
Bove, Dominik Sopo, Massimo 
D'Alema, Louisa Morgantini, Vit- 
torio Agnoletto, Francis Wurtz, 
Jean Lambert, Jean-Luc Dehaene, 
Beat Jans, Annette Wettstein, 
Ramon Montovani und Mahfoudh 
Romdhani. 

Der Aufiuf zu Frieden und Dialog 
wurde am 14. September in Le 
Monde als Anzeige veröffentlicht. 
Die 120 Unterzeichnerinnen be¬ 
werteten die Fortschritte in der 
Türkei als hoffnungsvoll, und for¬ 
derten die türkische Regierung 
auf, sich an einem bleibenden 
Frieden zu beteiligen. 

Die Unterzeichnerinnen bezeich- 
neten die Entscheidung des KON- 
GRA GEL, der passiven Verteidi¬ 
gung für einen Monat als einen 
Dienst am Frieden und riefen die 
türkische Führung zu einem Dia¬ 
log auf. (DM, 14.9., ISKU) 

Türkei reagiert mit 
Kriegshandlungen 

Der Vorsitzende des Rates der 
Gemeinschaft der Kommunen 
Kurdistans Murat Karayilan 
erklärte, der türkische Staat habe 
mit sehr bedrohlichen Kriegs¬ 
handlungen auf den Waffenstill¬ 
stand der kurdischen Seite rea¬ 
giert. Die türkische Armee habe 
in allen Regionen Kurdistans breit 
angelegte Operationen gegen die 
Volksverteidigungskräfte HPG 
begonnen. 

Murat Karayilan erinnerte an die 
Entscheidung der passiven legiti¬ 
men Verteidigung für einen 
Monat: "Wir haben einen Waffen¬ 
stillstand für einen Monat erklärt, 
aber der Staat reagiert darauf mit 
einem Vernichtungskrieg." 
Karayilan wies auf die Isolation 
Abdullah Öcalan, die Operationen 
und Angriffe gegen die kurdische 
Bevölkerung hin: "Eigentlich hät¬ 
ten nach der Entscheidung des 
Waffenstillstandes die Bedingun¬ 
gen für die Besuche bei dem Vor¬ 
sitzenden Abdullah Öcalan ver¬ 
bessert und die Isolation aufgeho¬ 
ben werden müssen. Aber die Iso¬ 
lation wurde verschärft - es gibt 
keine Erlaubnis für Besuche, die 
Isolation erreicht den Grad der 
Folter. Die Operationen und 
Angriffe gegen die Bevölkerung 


Offene Hinrichtung als Methode 





US-Drohung gegen Kurden 


Eine Abordnung des US-Konsu- 
lats in Adana hat bei einer Rund¬ 
reise durch die kurdischen Gebie¬ 
te in der Türkei den Zweck ihres 
Besuches deutlich gemacht: die 
kurdische Bevölkerung soll von 
Öcalan und der PKK fern gehalten 
werden. 

In Batman traf die US-Abordnung 
unter Leitung von Walter Scott 
Read mit Vertretern der Bewe¬ 
gung für eine demokratische 
Gesellschaft (DTH) zusammen. 
Den DTH-Vertretern wurde bei 
diesem Gespräch deutlich signali¬ 
siert, dass sich eine Marginalisie- 


Die 16-köpfige Delegation beste¬ 
hend aus Familienangehörigen der 
"Lebenden Schutzschilde" sowie 
Vertreterinnen von DEHAP, Göc- 
Der, Initiative "Mütter für den Frie¬ 
den", Einheit Werktätiger Frauen 
(EKB), YAKAY-DER, TUHAD-DER 
und ESP (Sozialistische Plattform 
der Unterdrückten) hat die als 
"Friedens- und Freiheitsbrigaden" 
in den Kandil-Bergen in Südkurdi¬ 
stan verweilenden 222 Mitglieder 
der Initiative "Lebende Schutzschil¬ 
de" erreicht. 

Als Angehörige erklärten Emine 


Trotz allem geht das Leben weiter. 
Hochzeiten, Picknicks, Gespräche, 
Essen... Manchmal fängt der 
Mensch beim Musikhören zu träu¬ 
men an, verliert sich im Meer, in 
den Träumen. 

In solchen Zeiten kann die Zeitung 
Özgür Gündem ("Freie Agenda") 
einem Menschen die Laune ver¬ 
derben. Die Lebenslust geht verlo¬ 
ren! Manchmal möchte der 
Mensch vor dieser Zeitung nur 
weglaufen... 

Ich weiß, dass unsere Leserinnen 
manchmal ein solches Gefühl 
überkommt. Und wirklich, schließ¬ 
lich werden wir nur einmal gebo¬ 
ren, und da wollen wir entspannt 
sein, wir wollen in lautes Lachen 
ausbrechen und Spass haben... 

Ich weiß. Aber wenn wir beim 
Betrachten unseres Landes und 
der Welt aus der Vogelperspektive 
ignorieren, was wir sehen, wenn 
wir den Menschen, die leiden, 
Gewalt erfahren müssen, Unge¬ 
rechtigkeit erfahren, den Rücken 


rung der Bewegung nur durch 
eine Distanzierung von Öcalan 
und der PKK verhindern lasse. 

In Ankara erklärte gestern Nancy 
Mc Eldowney als Repräsentantin 
der US-Botschaft bei einer 
Gedenkveranstaltung zum 11. 
September, zwischen El Kaida 
und der PKK oder Öcalan und Bin 
Laden bestehe kein Unterschied. 
"Der gemeinsame Kampf der USA 
und des türkischen Volkes geht 
weiter. Es gibt kein sicheres Rück¬ 
zugsgebiet, das die Türkei und die 
USA nicht erreichen könnten. 
Gemeinsam werden wir die Terro- 


Özbek, Mahmut Mete und Perihan 
Akbulut, sie seien in die Kandil- 
Berge gefahren, um zu zeigen, dass 
sie das gleiche Ziel verfolgen wie 
ihre Kinder und sie im Kampf für 
Frieden unterstützen. 

Im Namen der ESP teilte E. Gün- 
gör mit, sie habe "die Herzen der 
Sozialisten und Demokraten in 
der Türkei, die für Frieden schla¬ 
gen", mitgebracht. Als Mensch 
mit türkischen Wurzeln sei es ihr 
wichtig, in einer Zeit des sich 
überschlagenen Nationalismus an 
der Seite der Friedensaktivisten in 


zu wenden, können wir dann das 
Leben genießen? 

Wenn wir eine Zeitung wären, die 
1940 im Untergrund in Deutsch¬ 
land erscheint, was wäre wohl 
unsere Agenda? 

Wir wollen glücklich sein in die¬ 
sem einen kurzen Leben. Wir wol¬ 
len lachen, Spass haben, wir wollen 
spüren, dass wir leben, wir wollen 
Ruhe und Entspannung. 

Aber wir wissen, dass das nicht 
geht, indem wir unsere Augen und 
Ohren verschließen. Der Weg zum 
Glück kann nicht die Flucht sein. 
Wir gehen gegen den Schmerz, die 
Ungerechtigkeit an, weil wir uns 
nach dem Glück sehnen. 

Auf unserer Agenda steht Frieden. 
Deshalb mühen wir uns mit dem 
Krieg ab. Wir versuchen, das Meer 
zu säubern, in dem wir das Glück 
vermuten. 

Das Leben geht trotz allem weiter. 
Und die Gündem bewegt sich in 
der Mitte dieses Lebens wie ein 
Schiff der Freiheit vorwärts. Sie 


risten jagen und vernichten", 
sagte sie in einer Ansprache. 
Zeitgleich zu der PKK-Hetze von 
US-Vertretern in der Türkei wird 
Außenminister Gül in New York 
mit seiner Amtskollegin Rice in 
New York zusammen treffen, um 
über die Bekämpfung der PKK zu 
sprechen. Auch Ministerpräsident 
Erdogan wird sich morgen in den 
USA zum UN-Gipfel einfinden. Im 
Vorfeld kündigte er an, den Kampf 
gegen die PKK im Gespräch mit 
Bush und dem irakischen Präsi¬ 
denten Talabani zu thematisieren. 

(ÖG, 12.9., ISKU) 


Kandil zu stehen. 

Ö. Kelekci von der EKB wies dar¬ 
aufhin, dass es die werktätigen kur¬ 
dischen und türkischen Frauen 
seien, die am meisten unter dem 
Kriegen leiden. Sie sei nach Kandil 
gekommen, um diesen sich nach 
Frieden sehnenden Frauen eine 
Stimme zu verleihen. 

G. Gültepe von Göc-Der erklärte: 
"Das vom Krieg verursachte Leid 
kennen die Kurden am besten. Wir 
sind gekommen, um deutlich zu 
machen, dass wir keinen Krieg 
mehr wollen." (MHA, 14.9., ISKU) 


bewegt sich vorwärts in dem Wis¬ 
sen, dass es kein Glück ohne Frei¬ 
heit gibt und dass die Wahrheit der 
Freiheit den Weg bereitet. 

Wie in einem sauberen Meer, allen 
denen zum Trotz, die nicht sehen 
wollen, im Wissen um allen 
Dreck... 

Hinter uns hören wir eine Melodie: 

"Ach du kleines Schiff 

hast dich ins Wasser fallen lassen 

Du bist verrückt 

Sie werden dich verbrennen 

Du wirst nicht zurück kehren 

Du bist verrückt" 

Und uns kommt ein anderes Lied 
über die Lippen: 

"Die Freiheit kennt keine Rück¬ 
kehr..." 

Das Meer ist bewegt. Um uns 
herum ein Heulen. Ein schreck¬ 
licher Sturm hat eingesetzt... 

Ob wir unsere Augen verschließen 
sollten? Oder ertrinken? 

Nein, denn wir sind verrückt. 
Kommentar von Pinar Selek 

(ÖG, 9.9., ISKU) 


nehmen zu, bis dahin, dass faschi¬ 
stische Gruppen auf das kurdi¬ 
sche Volk gehetzt werden. Unter 
solchen Bedingungen werde das 
kurdische Volk sich nicht ergeben 
und gegenüber den Ereignissen 
nicht schweigen. 

(DM, 14.9., ISKU) 

80.000 Menschen bei Beerdi¬ 
gung eines Guerillakämpfers 

Ungefähr 80.000 Menschen 
haben sich in Hakkari-Yüksekova 
an der Beerdigung des in Dersim 
gefallenen Guerillakämpfers 
Ayhan Seven beteiligt. Auf der 
Beerdigung hielt der DEHAP-Vor- 
sitzende von Hakkari, Sabahattin 
Suvagei, eine Ansprache, in der er 
darauf aufmerksam machte, dass 
nach der Ansprache von Minister¬ 
präsident Erdogan die gesteuer¬ 
ten nationalistischen Angriffe 
begonnen hätten. "Diese Angriffe 
an verschiedenen Orten in der 
Türkei können niemals eine 
Lösung darstellen. Der einzige 
Weg, um ein weiteres Sterben von 
Guerillakämpfern und Soldaten 
zu verhindern, verläuft über einen 
Dialog zwischen denjenigen, die 
Ansprechpartner in dieser Frage 
sind. Trotz allem unterstützen wir 
die Rede, die Erdogan in Diyarba- 
kir gehalten hat. Wichtig ist, diese 
Worte mit Inhalt zu füllen. Das 
Zusammenkommen von so vielen 
Menschen hier ist zugleich unse¬ 
re Antwort auf die Angriffe in 
Bozüyük und anderswo. Wir erhe¬ 
ben unsere Stimmen an diejeni¬ 
gen, die dieses Land regieren: 
Wir erwarten ein vernünftiges 
Verhalten und eine Entscheidung 
zum Nutzen dieses Landes", 
erklärte er. (I)IIIA, 9.9., ISKU) 

"Mein Kampf wird in der Tür¬ 
kei nicht mehr verlegt 

Hitlers Buch "Mein Kampf' wird 
in der Türkei künftig nicht mehr 
verlegt Die dem Kulturministe- 
rium in Ankara unterstehende 
Copyright-Behörde vergebe für 
Neuauflagen keine Genehmigung 
mehr, berichtete die liberale Zei¬ 
tung "Radikal" gestern unter 
Berufung auf türkische Verlage. 



(dpa, 14.9., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Infonnationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


Delegation bei "Lebenden Schutzschilde" 


12. -September-Intervention 


Nach dem Verbot einer für den 
11.9. in Istanbul aus Anlass des 
Jahrestages des Militärputsches 
vom 12. September 1980 geplan¬ 
ten Demonstration unter dem 
Motto "Putschisten vor Gericht" 
fand gestern eine Kundgebung 
aus Protest gegen das Verbot in 
Istanbul-Kadiköy statt. Das Verbot 
war vom Istanbuler Gouverneur 
aufgrund "möglicher Provokatio¬ 
nen" ausgesprochen worden. 
Direkt nach der Verlesung der 
Presseerklärung griff die Polizei 
die ca. 250 Protestierenden an. 53 
Personen wurden festgenommen. 
Es kam zu mehreren Verletzten 
durch polizeilichen Schlagstock- 


und Tränengaseinsatz. Zwei Per¬ 
sonen erlitten Armbrüche. 

In Ankara fand eine genehmigte 
Kundgebung statt. In Redebeiträ¬ 
gen wurde neben der Forderung 
nach einer Verurteilung der 
Putsch-Generäle von 1980 eine 
friedliche und demokratische 
Lösung der kurdischen Frage 
gefordert und die geplanten Ände¬ 
rungen im neuen Antiterrorgesetz 
kritisiert. Das Militär wurde vor 
Angriffen auf "die Demokratie- 
Kräfte" gewarnt. "Die zivile faschi¬ 
stische Bewegung, die über Auf¬ 
rufe aus dem ‘Staat im Staat’ zu 
Angriffen auf die demokratischen 
Kräfte angehalten wird, sollte wis¬ 


sen, dass die revolutionären und 
demokratischen Kräfte über das 
Recht auf Selbstverteidigung ver¬ 
fügen", hieß es weiterhin. 

Im Anschluss an die Redebeitrag 
gab der Musiker Ferhat Tune ein 
Konzert, bei dem er erklärte: 
"Wenn die Putschisten verurteilt 
worden wären, wäre die kurdisch¬ 
türkische Geschwisterlichkeit 
nicht in eine solche Situation gera¬ 
ten, wie wir sie heute vorfmden". 
Weitere von verschiedenen zivil¬ 
gesellschaftlichen Gruppen und 
Parteien organisierte Demonstra¬ 
tionen fanden in Izmir, Mersin 
und Malatya statt. 

(ÖG, 12.9., ISKU) 


Wir sind verrückt 
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Alternativen zu Ocalan 

Kommentar von Reimar Heider 


Spätestens seit den „Serhildan“ 
genannten Volksaufständen zu 
Beginn der 1990-er Jahre gelten 
Abdullah Öcalan und die von ihm 
geführte Bewegung als die trei¬ 
bende Kraft des politischen Kamp¬ 
fes der Kurden in der Türkei. Seit¬ 
her gibt es immer wieder Versu¬ 
che, Alternativen aufzubauen, die 
bisher jedoch wenig erfolgreich 
waren. Die Liste der Namen ist 
lang - sie enthält staatstreue Poli¬ 
tiker und kurdische Nationalisten 
(Kemal Burkay, Serafettin Elfi, 
Abdülmelik Firat) ebenso wie 
abtrünnige PKK-Mitglieder (Sela- 
hattin f elik, Kani Yilmaz, Semdin 
Sakik), um nur einige derer zu 
nennen, auf die man bei diesen 
Bemühungen setzt oder zeitweise 
gesetzt hat. 2004 schien ein 
Durchbruch erreicht, verließen 
doch erstmals einige Hundert 
Kämpferinnen und Kämpfer die 
Volksverteidigungskräfte. Nur 
wenige von ihnen schlossen sich 
allerdings der Gruppe um Niza- 
mettin Tas und Osman Öcalan an, 
die die Spaltung initiiert hatte, so 
dass auch dies nicht zur Schaf¬ 
fung einer ernsthaften Gegenkraft 
führte. Auf der anderen Seite sind 
die „Freiheitsfalken Kurdistans“ 
entstanden, die durch teils rük- 
ksichtslose Terroranschläge auf 
sich aufmerksam machen und 
denen nach eigenem Bekunden 
die Haltung von Kongra-Gel und 
HPG zu zimperlich ist. 

Parallel zu diesen Entwicklungen 
mehrten sich die Behauptungen, 
die Unterstützung für die PKK 
habe abgenommen, sie besitze 
keinen Einfluss mehr, sei gespal¬ 
ten und marginalisiert. Nicht nur 


Die bis zum 20.9. befristete passive 
Verteidigung wird bis zum Beginn 
der EU-Beitrittsverhandlungen mit 
der Türkei am 3. Oktober verlän¬ 
gert. 

Die Bilanz des vergangen Monats 
der vom türkischen Militär igno¬ 
rierten Waffenruhe ist blutig. Wäh¬ 
rend dieser Zeit wurden nach Mel¬ 
dungen der kurdischen Nachrich¬ 
tenagentur DIHA 33 Militäropera¬ 
tionen in den kurdischen Gebieten 
durchgeführt. 20 Guerillakämpfer 
sowie 51 Soldaten und Polizisten 
kamen dabei ums Leben. Bei 
Demonstrationen in mehreren kur¬ 
dischen Städten und der Westtür¬ 
kei erschossen Sicherheitskräfte 
drei Zivilisten und nahmen Hun¬ 
derte fest. Ein Aktivist wurde 
durch unbekannte Täter ermordet 
Bei Pogromen und Lynchversu¬ 
chen in der Westtürkei verletzten 


die offensichtliche Handlungsfä¬ 
higkeit der Guerilla straft diese 
Einschätzung Lügen. Führende 
Militärs und Politiker in der Tür¬ 
kei werden nicht müde zu beto¬ 
nen, die PKK sei militärisch „so 
stark wie 1999“ und „politisch stär¬ 
ker als je zuvor.“ Diese dürfte 
wohl auch der Grund sein, warum 
es europäische und US-amerikani¬ 
sche Diplomaten für nötig halten, 
nicht nur kurdische Politiker, son¬ 
dern gar die kurdische Bevölke¬ 
rung aufzurufen, sich von Öcalan 
und dem Kongra-Gel zu distanzie¬ 
ren - so europäische Botschafts¬ 
vertreter bei einer Kurdistan- 
Rundreise und zuletzt Jost Lan- 
gendijk, MdEP, vor türkischen 
Journalisten. 

Doch was ist davon zu halten? Die 
Bücher Öcalans verkaufen sich in 
sechsstelliger Auflage, in Kurdi¬ 
stan finden beinahe täglich 
Demonstrationen für seine Frei¬ 
heit statt, und in einer Unter¬ 
schriftenkampagne fordern Hun¬ 
derttausende, Öcalan solle poli¬ 
tisch eine Rolle spielen. Doch 
Europa, die USA und die Türkei 
suchen weiter nach Alternativen. 
Wenn man die wegen mangelnder 
Unterstützung der kurdischen 
Bevölkerung völlig unrealisti¬ 
schen, potentiellen Alternativen 
einmal beiseite lässt, gelangt man 
zu den einigermaßen realisti¬ 
schen. Große Hoffnungen hatten 
alle Seiten in die ehemalige DEP- 
Abgeordnete Leyla Zana gesetzt. 
Europa sorgte für ihre Freilas¬ 
sung und lancierte sie ganz offen 
als „kurdische Führerin“ und 
Alternative zu Öcalan. Genau dies 
ist aber ihrem Renommee in der 


türkische Faschisten eine Vielzahl 
von Kurden. 

Der Waffenstillstand wurde durch 
den Kongra-Gel verkündet, nach¬ 
dem der türkische Premiermini¬ 
ster Tayyip Erdogan anläßlich 
eines Besuchs in der kurdischen 
Stadt Diyarbakir erstmals eine 
demokratische Lösung der kurdi¬ 
schen Frage anmahnte. Doch 
Erdogans vorsichtige Äußerungen 
wurden von der kemalistischen 
Opposition und der Militärführung 
umgehend verurteilt. Ein türki¬ 
scher Faschist versuchte vergan¬ 
gene Woche sogar, den Premiermi¬ 
nister wegen dessen Äußerungen 
zu ermorden. 

Mittlerweile ist auch Erdogan wie¬ 
der von seinem Kurs einer demo¬ 
kratischen Lösung abgerückt. Am 
Rande des UN-Gipfels in New York 
Ende vergangener Woche forderte 


kurdischen Gesellschaft nicht gut 
bekommen. Ihre „Bewegung für 
eine demokratische Gesellschaft“ 
- übrigens selbst ein Projekt Öca¬ 
lans - kommt nicht vom Fleck. 
Der gewählte Bürgermeister von 
Diyarbakir, Osman Baydemir, der 
viel zwischen seiner Heimatstadt 
und Brüssel pendelt, erscheint zur 
Zeit vielen als vielversprechend¬ 
ster Kandidat für eine indirekte 
Vermittlung - er leitet die Forde¬ 
rungen der Kurden nach Brüssel 
weiter, Brüssel verhandelt mit der 
Türkei. Ob ein derartiges Modell, 
wie es politische Kommentatoren 
ins Spiel bringen, tragfähig sein 
kann, muss sich erst noch erwei¬ 
sen. 

Der in der Türkei bekannte Polit- 
kolumnist Fikret Bila antwortete 
Jost Langendijk am nächsten Tag 
auf dessen Initiative, indem er auf 
die bisherige völlige Erfolglosig¬ 
keit aller Versuche hinwies, Alter¬ 
nativen zu Öcalan zu schaffen. 
Kein kurdischer Politiker könne 
ernsthaft darauf hoffen, erfolg¬ 
reich gegen Öcalan zu agieren. 
Frederick de Klerk, der letzte 
weiße südafrikanische Präsident, 
welcher Nelson Mandela nach 27 
Jahren aus dem Gefängnis holte 
und so mithalf, die Apartheid zu 
beenden, hat bereits vor einigen 
Jahren in Istanbul den türkischen 
Verantwortlichen folgenden Rat 
mit auf den Weg gegeben: „Wenn 
ihr verhandelt, verhandelt nicht 
mit zweitklassigen Politikern. Sie 
haben keinen Rückhalt und kön¬ 
nen keinen Frieden garantieren. 
Man muss mit den wirklichen 
Führern verhandeln.“ 

(ISKU, 19.9.) 


er grünes Licht für ein militäri¬ 
sches Vorgehen gegen die PKK- 
Lager im Nordirak. Während US- 
Vertreter verlauten ließen, die Tür¬ 
kei müsse sich zuvor mit dem Irak 
einigen, kann Erdogan inzwischen 
auch auf die Unterstützung der ira¬ 
kischen »Regierung« zählen. »Wir 
verurteilen die PKK als terroristi¬ 
sche Gruppe. Jeder Krieg gegen 
die Türkei bedeutet zunächst Ver¬ 
rat an den nationalen Interessen 
der Kurden«, erklärte der iraki¬ 
sche Staatspräsident und Vorsit¬ 
zende der Patriotischen Union 
Kurdistans, Dschalal Talabani, laut 
einer Meldung der Agentur 
CIHAN gegenüber Erdogan. Der 
Irak sei bereit, mit »den Brüdern in 
der Türkei« die PKK-Frage zu 
lösen. Siehe auch nächste Seite: 
Kongra Gel antwortet auf Talabani. 

(MHA, jW, 22.9., ISKU) 


Meldungen 

Anwaltsbesuch verhindert 

Das Boot mit den Verteidigerin¬ 
nen Abdullah Öcalans war schon 
mitten auf dem Meer auf dem 
Weg zur Gefängnisinsel Imrali, 
als es plötzlich umkehren muss¬ 
te. Als Begründung wurde ange¬ 
geben, das Boot sei defekt. Wie 
Rechtsanwältin Asya Ülker mit¬ 
teilte, sei das Verhalten der Crew 
auf dem Boot den Anwältlnnen 
gegenüber unmenschlich, re¬ 
spektlos und erniedrigend gewe¬ 
sen. Sie kündigte an, Anzeige zu 
stellen. (DIHA, 21.9., ISKU) 

Zehntausende bei 
Guerillabeerdigungen 

Knapp 40.000 Menschen nahmen 
an zwei Beerdigungen von bei 
Gefechten in Dersim getöteten 
Guerillakämpfern teil. 

In Dogubeyazit wurde der HPG- 
Kämpfer Osman Cengiz von 
30.000 Menschen unter Parolen¬ 
rufen beerdigt. Aus Solidarität 
schlossen viele Geschäftsinhaber 
ihre Läden. Nach der Beerdigung 
wurden aus einer Demonstration 
heraus Militäranlagen und eine 
Polizeistation mit Steinen bewor¬ 
fen. Die Anspannungen hielten 
bis in die Nacht hinein an. 
Ungefähr 7.000 Menschen nah¬ 
men an der Beerdigung von Mah- 
mut Demir in Van teil. 

(ÖG, 16.9., ISKU) 

Abermals Verurteilung wegen 
Polizei-Misshandlungen 

Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat die Türkei 
abermals wegen Misshandlung in 
Polizeigewahrsam verurteilt. Die 
Straßburger Richter gaben am 
Dienstag zwei Klägern Recht, die 
wegen mutmaßlicher Kontakte zu 
Kurdenorganisationen festge¬ 
nommen und von Polizisten 
schwer misshandelt worden 
waren. Die Regierung in Ankara 
wurde angewiesen, jedem der 
Männer 15.000 Euro Schmer¬ 
zensgeld zu zahlen. 

(Standard, 20.9., ISKU) 

Türkei will selbst moderne 
Kampfpanzer bauen 

Die Türkei will einem Zeitungs¬ 
bericht zufolge auf das umstritte¬ 
ne Vorhaben zum Kauf neuer 
deutscher Kampfpanzer vom Typ 
Leopard 2 verzichten. Die 
Rüstungsbeschaffungsbehörden 
hätten empfohlen, die für die 
Armee benötigten modernen 
Kampfpanzer von türkischen 
Unternehmen entwickeln und 
bauen zu lassen, berichtete die 
"Turkish Daily News" am 
Dienstag. Demnach soll es nur 
noch Zulieferungen aus dem Aus¬ 
land geben. Drei türkische 
Rüstungsunternehmen erklärten 


Blutige Bilanz einer Waffenruhe 





Für einen beidseitigen Waffenstillstand 


Auf der zum Thema „EU, Türkei 
und Kurden“ in Brüssel stattfin¬ 
denden Konferenz hat der ehema¬ 
lige DEP-Abgeordnete Hatip Diele 
und heutiges Mitglied der „Bewe¬ 
gung für eine demokratische 
Gesellschaft“ (DTH), einen beid¬ 
seitigen Waffenstillstand gefor¬ 
dert. Der Kongra-Gel solle seine 
einmonatige Aktionspause, die am 
20.9. zu Ende geht, auf unbe¬ 
grenzte Zeit fortsetzen. Im Gegen¬ 
zug müsse die türkische Armee 
ihre Militäroperationen einstellen, 
so Diele. 

In seiner Ansprache erinnerte 
Diele an die schmerzvolle Zeit des 
15 Jahre währenden Krieges. 
Diese lange und umfassende 
Kampfphase könne nicht als ein 
„Terrorproblem“ abgetan werden. 
Wie in anderen Ländern auch 
müsse das Problem über den 
Erlass eines Gesetzes „für gesell¬ 
schaftlichen Frieden und demo¬ 
kratische Partizipation“ gelöst 
werden, das eine demokratische 
Beteiligung am politischen Pro- 


Eine Fraueninitiative hat auf 
einer Pressekonferenz im Men¬ 
schenrechtsverein (IHD) in 
Istanbul den Beginn einer Kam¬ 
pagne für die „Geschwisterlich- 
keit der Völker“ angekündigt. 
Beteiligt an der Initiative sind die 
Istanbuler Frauen des Weltfrau¬ 
enmarsches, die Demokratische 
Frauenbefreiungsbewegung, die 
Frauenkooperative Amargi, der 
Frauenverein Gökküsagi, die 
Initiative Mütter für den Frieden, 
die Einheit werktätiger Frauen, 
die Homosexuelle Zivilgesell¬ 
schaftliche Initiative Lambda, der 
Feministische Frauenkreis, 
sowie Frauen von DEHAP, Volks¬ 
häuser, Göc-Der, EMEP, SDP, 
EHP, IHD, MKM und Egitim-Sen. 
Im Namen der Initiative erklärte 
Ilknur Birol, sie fühlten sich 
gestört von den zunehmenden 
Lynchversuchen, der Repression 


zess aller - einschließlich der in 
den Bergen Kurdistans befind¬ 
lichen Guerillakräfte, der Gefan¬ 
genen und der im Ausland leben¬ 
den Flüchtlinge - ermögliche. 
Stattdessen sei jedoch seit Früh¬ 
jahr 2004 mit Militäroperationen 
gegen die Guerilla auf Tod, Gewalt 
und soziale Spannung gesetzt wor¬ 
den. „Die Isolation und Repres¬ 
sion, die gegen Herrn Öcalan auf 
der Gefängnisinsel Imrali betrie¬ 
ben werden, haben die Anspan¬ 
nung auf der kurdischen Seite 
weiter verstärkt. Mit Bedauern 
muss ich außerdem daran erin¬ 
nern, dass die Aufnahme des Kon¬ 
gra-Gel auf die EU- und US-„Ter- 
ror-Listen“ diejenigen Flügel 
innerhalb des Staates Türkei 
gestärkt haben, die auf Verleug¬ 
nung und Vernichtung setzen. Die 
Haltung der EU und der USA ist 
ein wichtiger Faktor in der Inten¬ 
sivierung der Militäroperationen“. 
Diele forderte weiterhin als erste 
Schritte in einer Lösung der kur¬ 
dischen Frage die Aufhebung des 


und den Militäroperationen. Die 
Lynchversuche und andere natio¬ 
nalistische Angriffe seien geplant 
provoziert worden, so Birol. Im 
Anschluss an die Ansprache 
wurde ein kurzer Film gezeigt 
und die Presseerklärung auf tür¬ 
kisch und kurdisch verlesen. 
Darin heißt es, die Fraueninitiati¬ 
ve habe sich gegen die Lynchkul¬ 
tur, die Militäroperationen, Hin¬ 
richtungen, den ansteigenden 
Rassismus, Chauvinismus und 
Sexismus gegründet. „Wir glau¬ 
ben nicht an eine ,nationale Sen¬ 
sibilität*. Wir rufen alle Frauen 
dazu auf, mit uns gemeinsam 
gegen alle gewalttätigen Versu¬ 
che vorzugehen, verschiedene 
Identitäten zu Feinden zu erklä¬ 
ren. Die Vorfälle, die in der Ver¬ 
gangenheit in Corum, Sivas, 
Maras und Dersim stattgefunden 
haben, sind nie verurteilt wor- 


Dorfschützersystems, die Erleich¬ 
terung der Dorfrückkehr sowie 
wirtschaftliche Maßnahmen in 
den vom Krieg betroffenen kurdi¬ 
schen Gebieten. Zu einer Lösung 
gehöre ebenfalls die Aufklärung 
der über 5000 „Morde unbekann¬ 
ter Täter“. 

Die kurdische Seite habe große 
Erwartungen an die EU, betonte 
Diele. „Die EU kann eine positive 
Rolle in der Lösung der kurdi¬ 
schen Frage spielen. In dieser 
Hoffnung wurden die EU-Beitritts- 
verhandlungen der Türkei von 
kurdischer Seite unterstützt. Wir 
erwarten, dass die EU den demo¬ 
kratischen Forderungen der Kur¬ 
den in den am 3. Oktober begin¬ 
nenden Beitrittsverhandlungen 
Beachtung schenkt. Wir sind 
davon überzeugt, dass eine Stär¬ 
kung der Beziehungen zwischen 
der Türkei und der EU der Ent¬ 
wicklung von Frieden und Demo¬ 
kratie im Mittleren Osten und auf 
der ganzen Welt dienen wird.“ 

(MHA, 19.9., ISKU) 


den. Die gleiche Art des Angriffs 
wird heute fortgesetzt. Während 
die Regierung den Lynchmob als 
,Volk* bezeichnet, werden gegen 
die Opfer Ermittlungsverfahren 
eingeleitet. Sie werden als Feind 
und Verräter dargestellt. Als 
Frauen werden wir dieses 
schmutzige Spiel nicht mitspie¬ 
len“. 

Ebenso werde die Initiative es 
nicht zulassen, dass die Unter¬ 
schiedlichkeiten von Frauen in 
ethnischer und religiöser Hin¬ 
sicht dazu genutzt werden, 
Feindschaft herzustellen. Alle 
Frauen seien dazu aufgerufen, 
gegen Krieg, Lynchjustiz, Hin¬ 
richtungen, Militarismus, 

Faschismus, Sexismus und 
künstlich herbei provozierte 
Feindschaft zwischen Türkinnen 
und Kurdinnen zu kämpfen. 

(D1HA, 19.9., ISKU) 


dem Zeitungsbericht zufolge in 
einem gemeinsamen Bericht, die 
inländische Industrie sei zum Bau 
eines eigenen türkischen Panzers 
in der Lage. In den kommenden 
Monaten solle die endgültige Ent¬ 
scheidung der Armeeführung 
über das Panzerprojekt fallen. 

(afp, 20.9., ISKU) 

Keine kurdischen Namen 
für Stadtpark 

Acht von zehn Namen für neuan¬ 
gelegte Stadtparks der Großstadt¬ 
verwaltung Diyarbakir wurden 
vom Provinzgourvemeur zurück¬ 
gewiesen. Die Gouverneursver¬ 
waltung lehnte folgende Namen 
ab: 33 Kursun Parki, Zembilfros 
Parki, Mem u Zin Parki, Jiyana 
Azad Parki, Asiti Parki, Zeynel 
Durmus Parki, Ciwan Parki und 
Yek Gülan Parki. In weiteren Mel¬ 
dungen heißt es, die Großstadt¬ 
verwaltung Diyabakir sähe von 
einer neuen Namensgebung ab, 
bis die Angelegenheit geklärt sei. 

(Zaman, 16.9., ISKU) 

Flüchtlingsboot beschossen 

Die türkische Küstenwache hat 
ein Boot mit etwa 30 Flüchtlingen 
auf dem Weg nach Griechenland 
beschossen. Dabei wurde ein 
Syrer getötet. Zwei weitere Men¬ 
schen, darunter ein griechisches 
Mitglied der Schiffsbesatzung, 
wurden verletzt. Den Angaben 
zufolge ereignete sich . der 
Zwischenfall vor Izmir im Ägäi- 
schen Meer. 

(Standard, 19.9., ISKU) 

Kaos von Verbot bedroht 

Der Gouverneur von Ankara hat 
eine gerichtliches Verbot einer 
neu gegründeten Homosexuellen- 
Gruppe gefordert, da diese gegen 
die Sittengesetze des Landes ver¬ 
stoße. Der Zweck der im Juli 
gegründeten Gruppe Kaos sei 
nicht in Einklang zu bringen mit 
dem türkischen Recht, begründe¬ 
te der Gouverneur seinen Vor¬ 
stoß. Homosexualität ist in der 
Türkei nicht verboten. Es gibt 
jedoch kein Gesetz, das Schwule 
und Lesben vor Diskriminierung 


schützt. 

(Standard, 19.9., ISKU) 
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Kongra-Gel-Antwort auf Talabani 


Mit einer scharfen Erklärung hat 
der Kongra-Gel Vorsitzende 
Zübeyir Aydar auf die Verlautba¬ 
rungen des Staatspräsidenten des 
Irak, Celal Talabani, zur PKK am 
Rande des UN-Gipfels in New York 
reagiert 'Wir wollen keine künst¬ 
lichen Konflikte zwischen Kurden. 
Wir werden unseren Kampf für 
Einheit und Dialog fortsetzen", 
kündigte Aydar an. Er reagierte 
damit auf Talabanis Bewertung 
des Kampfes der PKK gegen die 
türkische Regierung als "Verrat". 
Talabani habe damit das kurdische 
Volk und seinen Befreiungskampf 
beleidigt, so Aydar. 

Er erklärte weiterhin, dass die 
PKK-feindlichen Äußerungen Tal¬ 
abanis zu diesem Zeitpunkt inter¬ 
essant seien. "Die Bezeichnungen 
Verrat' und Terrorismus' im Kon¬ 
text mit unserem Befreiungs¬ 
kampf verweisen auf die Verleug¬ 


nung der eigenen Kampfvergan¬ 
genheit. Die kurdische Selbstver¬ 
teidigung gegen einen Staat, der in 
Kurdistan Militäroperationen 
durchführt, jeden Tag Kurden 
ermordet, lyncht, der die kurdi¬ 
sche Existenz nicht einmal aner¬ 
kennt, als Verrat zu bezeichnen, ist 
eine Beleidigung des kurdischen 
Volkes." 

Es wäre von Talabani zu erwarten 
gewesen, führte Aydar aus, sich 
anstelle dieser Stellungnahme 
aktiv für eine Lösung der kurdi¬ 
schen Frage in Nordkurdistan ein¬ 
zusetzen. "Wir haben erwartet, 
dass Talabani auf der UN-Sitzung 
die Probleme aller Kurden zur 
Sprache bringt. Wir haben erwar¬ 
tet, dass er Diplomatie und Lobby¬ 
arbeit für die Kurden betreibt." 
Mit diesen Bewertungen jedoch 
habe er sich das Missfallen der 
Kurden zugezogen. 


Aydar verwies darauf, dass keines 
der 22 arabischen Länder bis 
heute eine so negative Bewertung 
der PKK auf diesem Niveau ausge- 
sprochen.habe. "Es wäre hilfrei¬ 
cher gewesen, wenn Talabani als 
Präsident des Irak eine Vermittler¬ 
rolle zwischen uns und der Türkei 
eingenommen hätte." 

Weiterhin wies Aydar auf ein 
neues Konzept gegen die kurdi¬ 
sche Bewegung hin. "Die Haltung 
der türkischen Regierung, die 
Militäroperationen, die Erklärun¬ 
gen der USA und von Talabani, die 
Maßnahmen von KDP und PUK 
gegen uns in Südkurdistan, all das 
zeigt, dass ein neues Konzept läuft. 
Wir erwarten, dass es keine nega¬ 
tiven Initiativen gegen unsere 
Bewegung und ihre Leitung geben 
wird. Alle müssen aus der Vergan¬ 
genheit lernen". 

(MHA, 17.9., ISKU) 
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Die Verantwortung trägt die Türkei 

Interview mit Murat Karayilan Vorsitzender des Exekutivrates der 
Gemeinschaft der Kommunen Kurdistans 


Sind die Erklärungen, die Minister¬ 
präsident Erdogan in Diyarbakir 
abgegeben hat, in die Praxis umge¬ 
setzt worden? 

Nein. Er selbst hat keinen Einsatz 
dafür gezeigt, dass seinen Erklä¬ 
rungen eine dementsprechende 
Praxis folgt. 

Die ''Aktionspause 11 der HPG wurde 
vom 20. September bis zum 3. Okt¬ 
ober verlängert. Sind bis jetzt irgend¬ 
welche Entwicklungen zu verzeich¬ 
nen? 

Wir haben trotz allem die HPG 
dazu aufgerufen, die bestehenden 
Spannungen bis zum 3. Oktober 
nicht zu steigern. Dieser Aufruf 
wurde dahingehend interpretiert, 
dass wir die Aktionspause verlän¬ 
gert haben. Wir haben von der 
Bevölkerung und der Guerilla 
gefordert, bis zum 3. Oktober die 
Zähne zusammen zu beißen, Aus¬ 
dauer zu zeigen, die Selbstverteidi¬ 
gung auf geplante Weise aufrecht 
zu erhalten, nichts zu tun, was die 
Atmosphäre strapazieren könne. 
Seit dem 20. September ist eine 
Woche vergangen. Eine positive 
Tendenz in der Praxis oder in den 
Regierungserklärungen ist nicht zu 
verzeichnen. 

Es heißt, dass zwischen der Armee 
und der AKP-Regiemng Widersprü¬ 
che bestehen. Beispielsweise wird 
gesagt, dass die Regierung zu einigen 
Schritten bereit gewesen sei, aber die 
Armee das verhindert hat. Wie 
bewerten Sie das? 

Wir können bei der Regierung 
nichts sehen, was man als guten 
Willen interpretieren könnte. Die 
Polizei untersteht der Regierung, 
und es ist die Polizei, die die Bevöl¬ 
kerung angreift und ermordet. In 
gleicher Weise thematisieren 
Regierungsvertreter überall, im 
internationalen Rahmen und bei 
Verhandlungen mit den südkurdi¬ 
schen Kräften unsere Vernichtung. 
Das scheint zu einer Art chroni¬ 
scher Krankheit geworden zu sein. 
Während wir uns für einen Frieden 
einsetzen, sind ihre ständigen 
diplomatischen Bemühungen da¬ 
hingehend ausgerichtet, uns zu 
vernichten. Da ist keine gute 
Absicht zu erkennen. Wir wollen 
optimistisch sein. Wir suchen nach 
jedem Anzeichen, das Anlass für 
Optimismus geben könnte. 

Es mag sein, dass es Widersprüche 
zwischen Regierung und Armee 
gibt Es mag sogar Widersprüche 
innerhalb der Armee geben. Mei¬ 
ner Meinung nach gibt es Kreise, 
die für eine Lösung der kurdischen 
Frage sind. Aber momentan gibt es 
keinen Flügel oder keine Kraft 


innerhalb der Regierung, die eine 
Lösung will. Sie fahren eine rein 
repressive Politik. 

Wie wird Ihre Haltung nach dem 3. 
Oktober und in bezug auf eine EU- 
Mitgliedschaft der Türkei sein? 

Als kurdische Seite sind wir dafür, 
dass die Türkei der EU auf der 
Grundlage einer Lösung der kurdi¬ 
schen Frage beitritt. 

Ohnehin ist es Illusion, davon zu 
sprechen, dass sich die Türkei 
ohne eine Lösung der kurdischen 
Frage demokratisieren könne. Es 
ist im Interesse der Gesamtbevöl¬ 
kerung der Türkei, dass es zu einer 
Demokratisierung und Lösung 
kommt. Um zu zeigen, dass wir es 
ernst meinen, haben wir angekün¬ 
digt, dass wir bis zum 3. Oktober 
nichts tun werden, was die Span¬ 
nungen in der Türkei erhöhen 
könne. Wichtig ist, welche Haltung 
in den Beitrittsverhandlungen 
angenommen wird. 

Wenn nach dem 3. Oktober keine 
Entwicklung einsetzt, die auf eine 
Lösung ausgerichtet ist, wird die 
Türkei für alles weitere die Verant¬ 
wortung tragen. 

Es ist eindeutig, dass eine dringen¬ 
de Intervention in bezug auf die 
kurdische Frage vonnöten ist. Ins¬ 
besondere die EU muss in offener 
und eindeutiger Form Stellung zu 
ihrer Kurdenpolitik beziehen. Die 
Entscheidung des türkischen Staa¬ 
tes ist ohnehin jetzt schon zu erken¬ 
nen. Die kurdische Frage soll mit 
Gewalt und Vernichtung gelöst 
werden. Demgegenüber sind wir 
gezwungen, uns zu verteidigen. 

Es bestehen Initiativen, die kurdische 
Frage ohne Öcalan zu lösen. 

Es besteht ein Konflikt, der Teil der 
Realität in Kurdistan und der Tür¬ 
kei ist. Die Guerilla gibt es seit 21 
Jahren. Über die Anzahl der Gueril¬ 
lakräfte wird viel spekuliert. Ich 
kann es hier einmal klar sagen, wir 
haben eine Guerillaarmee von 7000 
Kämpferinnen. Ein Teil davon ist 
u. a. auch in der Türkei seit zwanzig 
Jahren stationiert. 

Die Kämpfe können nicht dadurch 
gestoppt werden, indem eine Seite 
auf Gewaltlosigkeit setzt. Eine sol¬ 
che Situation kann höchstens die 
Vernichtung einer der Seiten 
bedeuten. Da keine Seite die eige¬ 
ne Vernichtung akzeptieren kann, 
braucht es die Bemühungen beider 
Seiten, um die Kämpfe zu beenden. 
Die Guerilla ist Teil der Realität der 
Türkei. Es gibt die Guerilla, es gibt 
die kurdische Bevölkerung und es 
gibt Abdullah Öcalan. Es muss dar¬ 
über diskutiert werden, wie ange¬ 
sichts dessen das Problem gelöst 


werden kann. Es ist keine Lösung, 
Öcalan zu isolieren und die Gueril¬ 
la zu vernichten. Im Gegenteil zeigt 
diese Haltung die Unfähigkeit zur 
Lösung. 

In letzter Zeit wurde von verschiede¬ 
nen Seiten ein unbefristeter Waffen¬ 
stillstand oder die bedingungslose 
Niederlegung der Waffen gefordert. 
Verschiedene uns freundlich 
gesonnene Kreise, internationale 
Institutionen, Intellektuelle und 
Demokraten schlagen uns vor, 
einen bedingungslosen, unbefriste¬ 
ten Waffenstillstand auszurufen, 
um die vom türkischen Staat oder 
auch gewissen Kreisen innerhalb 
des türkischen Staates ausgehen¬ 
den Provokationen ins Leere zu 
führen. Auch offizielle Kreise inner¬ 
halb der Türkei haben verschiede¬ 
ne Erklärungen abgegeben, in 
denen die Meinung vertreten wird, 
dass man mit Waffen und Bomben 
nichts erreichen kann. Ich bin 
davon überzeugt, dass diese Freun¬ 
de oder Kreise entweder unsere 
Realität nicht kennen oder sie mis¬ 
sachten. Es werden Aufrufe 
gemacht ohne überhaupt zu gu¬ 
cken, unter welchen Bedingungen 
es zu Kampfhandlungen kommt. 
Stellen wir uns vor, die Guerilla 
befindet sich in einem Gebiet Die 
Armee verfolgt sie. Die Guerilla 
versucht, einem Gefecht auszuwei¬ 
chen und manövriert mal hierhin, 
mal dorthin. Schließlich gibt es 
keine Möglichkeit mehr auszuwei¬ 
chen. Sie kann dann nur kapitulie¬ 
ren und sich töten lassen, oder 
eben Widerstand leisten. 

Werden Sie einen neuen Aufruf an 
die HPG richten? 

Die Armee nutzt die Aktionspause 
der HPG, indem sie Erkundungen 
macht in Guerillagebiete eindringt 
und angreift. In einer solchen Situa¬ 
tion kann ich nicht erneut zu einem 
Waffenstillstand aufrufen. Wie 
könnte ich das? Wir haben dazu 
aufgefordert, eine passive Verteidi¬ 
gungshaltung einzunehmen und 
unsere Verluste haben sich um ein 
Vierfaches gesteigert. 

Ebenfalls gesteigert haben sich die 
Angriffe auf die Bevölkerung. Es ist 
ein demokratisches Recht auf die 
Straße zu gehen und seine Mei¬ 
nung zu sagen. Darauf wurde mit 
Gewalt geantwortet Viele aus der 
Bevölkerung haben dabei ihr 
Leben verloren. Es gibt über 200 
Verletzte und ebenso viele Verhaf¬ 
tungen. Viele Vertreter demokrati¬ 
scher Einrichtungen wurden ver¬ 
haftet. Auf diese Weise wird die 
Gewalt nur gesteigert. 

(OG. 29.9., ISKU) 


Meldungen 

Erneut Ocalan-Besuch 
verhindert 

Auch diese Woche wurde der 
Besuch seiner Verteidigung und 
seiner Schwester bei Abdullah 
Öcalan verhindert. Als Begrün¬ 
dung musste wieder ein Defekt 
am Boot herhalten. 

(DIHA, 28.9., ISKU) 

Militäroperation in Gabar 
und Simak 

Türkisches Militär führt seit drei 
Tagen auf dem Berg - Gabar in 
Sirnak eine Operation durch. 
Nach örtlichen Quellen, wurde 
das Operationsgebiet erst mit 
Hubschubern bombardiert und 
dann vom Militär durchkämmt. 
An die Operation haben auch ehe¬ 
malige PKKler teilgenommen. 
Ebenfalls wurden die Gebiete- 
Berkevir, Gurdila und Kumkati 
stark bombardiert. 

Die Operationen der türkischen 
Armee wird in der Umgebung 
der Dörfer Kocpinar und Gökce- 
bag in Siirt fortgesetzt und auf die 
Dörfer, Kezer und Kurtalan aus¬ 
geweitet. Mit den Operationen 
wurden gleichzeitig auch Angrif¬ 
fe auf Häuser durchgeführt. Zwei 
Bewohner wurden am 23. Sep¬ 
tember festgenommen und nach 
15 Stunden freigelassen. Am 24. 
September haben Militärs die 
Häuser von Abdullah Balta und 
Fikret Üzüm im Dorf Gökcebag 
um 01.30 gestürmt, die Wohnun¬ 
gen durchgesucht und Fikret 
Üzüm mitgenommen. 

(DIHA, 27.9., ISKU) 

HPG dementiert Bombenan¬ 
schlag 

Das Hauptquartier der Volksver¬ 
teidigungskräfte HPG hat Mel¬ 
dungen in den türkischen 
Medien dementiert, wonach die 
Guerilla einen Anschlag auf einen 
zivilen Zug zwischen Erzurum 
und Erzincan vorbereitet haben 
soll. In einer Presseerklärung 
wiesen die HPG darauf hin, sich 
an den Kongra-Gel-Beschluss zur 
Aktionspause bis zum Beginn der 
EU-Beitrittsverhandlungen der 
Türkei am 3. Oktober zu halten. 
Die türkische Armee dagegen 
habe ihre Angriffe gesteigert. 
Das Hauptquartier rief außerdem 
erneut Dorfschützer-Milizen 
dazu auf, die Teilnahme an Mili- 
täroperationen zu verweigern. 

(MHA, 27.9., ISKU) 

Demonstration in Amed und 
Brüssel 

Einen Tag vor Beginn der EU-Bei- 
trittsverhandlungen der Türkei 
wird in Diyarbakir eine Demon¬ 
stration unter dem Motto "Demo¬ 
kratische Lösung der kurdischen 
Frage, Ja zur Europäischen 





Der Imrali-Plan der Regierung 


Die jüngsten Erklärungen von 
Ministerpräsident Erdogan und 
Justizminister Cicek verweisen 
darauf, dass die Verantwortung für 
die verhinderten Besuche seiner 
Verteidigung und Faniilienangehö- 
rigen bei Abdullah Öcalan auf der 
Gefängnisinsel Imrali direkt bei 
der Regierung liegt. Rechtsanwalt 
Bekir Kaya verwies darauf, dass 
der Plan, Öcalan aus der aktuellen 
Politik heraus zu halten, von der 
Regierung umgesetzt wird. 

Nach dem am 12. Mai vom Euro¬ 
päischen Menschenrechtsge¬ 
richtshof verkündeten Urteil, dem¬ 
nach Öcalan keine faire Verhand¬ 
lung gehabt habe, trat in Ankara 
das Thema einer Neuverhandlung 
auf die politische Agenda. Aber mit 
der am 1. Juni in Kraft getretenen 
gesetzlichen Neuregelung im 
Strafvollzugsgesetz, die vom Parla¬ 
ment abgesegnet wurde, geschah 
das genaue Gegenteil. Das neue 
Gesetz sieht vor, dass bei Verteidi¬ 
gergesprächen mit Öcalan ein 
Beamter anwesend sein muss, die 
Gespräche auf Band aufgenom¬ 
men werden und die Mitschriften 
der Anwälte beschlagnahmt wer¬ 
den. Angestrebt wurde mit diesem 
Gesetz, die Verteidigergespräche 
zu unterbinden und Öcalan poli¬ 
tisch und juristisch zu isolieren. 
Daraufhin teilte Öcalan mit, unter 
diesen Bedingungen eine Neuver¬ 
handlung nicht zu akzeptieren. 
Seit dem 1. Juni haben keine Ver¬ 
teidigergespräche mehr stattge¬ 
funden. Das Recht auf einen ein¬ 
mal wöchentlich stattfindenden 
Besuch von Familienangehörigen 
wurde eingeschränkt. Familienbe¬ 
suche dürfen jetzt nur noch alle 
zwei Wochen stattfinden. Aber 
auch diese finden nicht regelmä¬ 
ßig statt. Mit der Begründung, das 


Sein Sohn sei aus Versehen 
erschossen worden, wurde Cev- 
her Tasar von der Polizei mitge¬ 
teilt. Er sei für einen Terroristen 
gehalten worden. Bei dem Toten 
handelt es sich um Üzeryir Tasar, 
der vor zwei Tagen in Van bei 
einer Autokontrolle erschossen 
worden ist. Der 55-Jährige war aus 
Istanbul nach Van gekommen, um 
eine Heirat zwischen seinem Sohn 
und einer Frau aus Van zu vermit¬ 
teln. Nach Augenzeugenberichten 
wurde er bei einer Polizeikontrol¬ 
le aus dem Taxi geholt und mit 
zwei Schüssen getötet. 

Als Cevher Tasar vor dem Kran¬ 
kenhaus auf die Aushändigung 
des Leichnams seines Sohnes aus 
der Leichenhalle wartete, kam ein 
Polizist in Zivil auf ihn zu, der ihm 
erklärte, bei Gesprächen mit dem 
Gouverneur und dem Polizeichef 
behilflich sein zu können. Es sei 
bereits eine Abordnung gebildet 
worden, die mit denselben gespro¬ 
chen habe. 

Gouverneur Niyazi Tanilir 
schließlich informierte Tasar dar¬ 
über, dass die Ermordung seines 
Sohnes in keinem Zusammen¬ 
hang mit der zweier weiterer Per¬ 
sonen in einer Wohnung in 
unmittelbarer Entfernung stehe. 


Boot, das als Verkehrsmittel zur 
Überfahrt nach Imrali genutzt 
wird, sei defekt, wurden mehrere 
Besuche verhindert. Die dennoch 
stattgefundenen Besuche finden in 
angespannter Atmosphäre statt. 
Bei früheren Verteidigergesprä¬ 
che hatte Öcalan mitgeteilt, die 
Verantwortung für Imrali liege 
beim Generalstab. Da der General¬ 
stab an das Ministerpräsidenten¬ 
amt gebunden ist, ist dort die poli¬ 
tische Verantwortung zu suchen. 
Wie für alle anderen Gefängnisse 
auch ist Justizminister Cicek für 
Imrali zuständig. Mit der gesetz¬ 
lichen Neuregelung vom 1. Juni 
wurden die Befugnisse des Justiz¬ 
ministeriums für Imrali ausgewei¬ 
tet. Zuvor waren bei Besuchen 
keine Beamten anwesend. Aller¬ 
dings wurden die Gespräche auf¬ 
genommen. Durch das neue 
Gesetz werden die Gespräche 
direkt von Mitarbeitern des Justiz¬ 
ministeriums verfolgt. Somit hat 
die Regierung ihren Platz inner¬ 
halb des Imrali-Systems einge¬ 
nommen. Im folgenden erklärte 
Justizminister Cicek, die Verteidi¬ 
gergespräche seien aus juristi¬ 
scher Sicht beendet. Als am 21. 
September eine Gruppe von 
Anwälten sich auf den Weg nach 
Imrali machte, um mit Öcalan zu 
sprechen, wurde das Boot erneut 
auf halbem Weg zurück geleitet, 
weil angeblich ein neuer Schaden 
aufgetaucht sei. Einen Tag später 
wurde die Situation Öcalans im 
Rahmen einer Talkshow, an der 
Ministerpräsident Erdogan teil¬ 
nahm, thematisiert. Als die 
Behauptung aufgestellt wurde, 
Öcalan habe im Gespäch mit sei¬ 
nen Anwälten politische Direkti¬ 
ven gegeben, mischte sich Justiz¬ 
minister Cicek telefonisch in die 


Tasar wurde aufgefordert, sich 
wegen notwendiger Hilfe an die 
Polizei zu wenden. Dort sei ihm 
im Gespräch gesagt worden, sein 
Sohn sei "durch einen Fehler" 
erschossen worden, was man sehr 
bedauere. Der Leichnam werde 
ausgehändigt, allerdings solle die 
Familie verhindern, dass die 
DEHAP etwas mit der Angelegen¬ 
heit zu tun bekomme. In diesem 
Falle würden auch die anderen 
festgenommenen Familienange¬ 
hörigen frei gelassen werden. 
Tasar willigte ein, den Leichnam 
in aller Stille zu beerdigen. Sein 
anderer Sohn und der Taxifahrer, 
ebenfalls ein Verwandter, blieben 
in Haft. "Wir gingen erneut zur 
Polizei und forderten sie auf, ihr 
Wort zu halten. Aber dort erzähl¬ 
ten sie uns, dass bei den Festge¬ 
nommenen Waffen und im Auto 
eine Bombe gefunden worden sei. 
Sie haben uns betrogen. Der Tod 
meines Sohnes war Unrecht. Und 
mein anderer Sohn wird festge¬ 
nommen", erzählt Tasar. 

Auch der Bruder des Taxifahrers, 
Abdullah Saydam, deutet die 
plötzliche Anklage als Vertu¬ 
schungsversuch. "Die Polizei 
hatte uns bereits bestätigt, dass 
sie schuldlos sind. Um die Hin- 


Diskussion und widersprach, die 
Verteidigung habe einen Besuch 
beantragt, der jedoch nicht geneh¬ 
migt worden sei. Während also 
den Anwälten gegenüber der 
Defekt des Wasserfahrzeuges als 
Begründung genannt wird, erklärt 
Cicek öffentlich, der Besuch sei 
nicht genehmigt worden. Auch 
Erdogan beeilte sich hinzuzufü¬ 
gen, Verteidigergespräche seien 
nicht möglich und Öcalan könne 
lediglich von seiner Familie 
besucht werden. Bei dem letzten 
Verteidigergespräch am 1. Juni 
hatte Öcalan mitgeteilt, jede Ent¬ 
wicklung werde von der Regie¬ 
rung selbst verhindert. 
Rechtsanwalt Bekir Kaya wider¬ 
sprach den Äußerungen Ciceks 
und erklärte: „Selbst wenn die Pro¬ 
zesse bereits abgeschlossen 
wären, könnten Verteidigergesprä¬ 
che juristisch nicht verhindert 
werden. Dabei laufen einige Ver¬ 
fahren noch. Die Gesetzgebung ist 
eindeutig. Ministerpräsident und 
Justizminister versuchen, die 
Öffentlichkeit zu täuschen. Es gibt 
keine offizielle Mitteilung darüber, 
dass Besuche nicht stattfinden 
können. Eine solche kann es aus 
juristischer Hinsicht ohnehin nicht 
geben. Aber mit willkürlichen 
Begründungen werden die Besu¬ 
che verhindert“. Aufgrund des 
Sonderstatus von Imrali seien ,alle 
Ebenen des Staates“ in der Lage, 
diesbezüglich die Initiative zu 
ergreifen, aber für die aktuelle Pra¬ 
xis sei direkt die Regierung ver¬ 
antwortlich, so Kaya. „Es handelt 
sich um die Umsetzung des Pla¬ 
nes, Herrn Öcalan aus der Politik 
heraus zu halten. Damit soll ver¬ 
hindert werden, dass Öcalan Teil 
des politischen Prozesses ist“ 

(ÖG, 25.9., ISKU) 


richtung zu vertuschen, machen 
sie plötzlich so etwas." 

Cemil Aslan hat den Mord durchs 
Fenster beobachtet. Nach Anga¬ 
ben des Augenzeugen wurde Üzey- 
ir Tasar aus nächster Nähe 
erschossen, weil er sich mit den 
Polizisten gestritten habe. 
Unterdessen halten die Haus¬ 
durchsuchungen in dem Stadtteil 
Hacibekir in Van, wo die drei 
Morde stattgefunden haben, wei¬ 
ter an. 

Zwei Menschen in Bismil 
ermordet 

Die türkische Armee hat in Bis¬ 
mil/Amed zwei Menschen er¬ 
schossen, da sie angeblich nicht 
auf das Kommando "anhalten" rea¬ 
giert hätten. 

Der Gouverneur von Amed erklär¬ 
te, in Bismil seien im Rahmen einer 
Auseinandersetzung zwischen der 
HPG und der Polizei zwei Guerillas 
erschossen worden. Es stellte sich 
jedoch heraus, dass es sich bei 
einem der Erschossenen um den 
Taxifahrer Edip Aydin Gül handelt. 
Die Leiche von Gül und einer wei¬ 
teren Person, dessen Identität 
noch ungeklärt ist, befinden sich 
im Leichenschauhaus von Amed. 

(ÖG, 25.9, DM28.9, ISKU) 


Union" stattfinden. Im Namen des 
Vorbereitungskomitees erklärte 
Rechtsanwältin Ayla Akat auf 
einer Pressekonferenz: "Gegen 
die in letzter Zeit bewusst herbei 
geführten ethnischen Konflikte, 
für eine friedliche Lösung der 
gesellschaftlichen Probleme 
laden wir alle Menschen, die sich 
für Menschenrechte und Freiheit 
einsetzen, Intellektuelle, Künstler 
und Demokraten zur Demonstra¬ 
tion in Diyarbakir ein". 

Die Konföderation der kurdi¬ 
schen Vereine in Europa KON- 
KURD ruft ebenfalls unter den 
Slogans zu einer Demonstration 
am 1. Oktober nach Brüssel um 
10 h zum Boulevard Albert II auf. 

(IJIIIA, 28.9, ISKU) 

15-jähriger von Soldaten 
getötet 

Am Montag schossen Soldaten 
der Zentralkaseme der Gendar¬ 
merie in Bostanici im Stadtteil 
Esenler mit Leuchtspurmunition. 
Eine der Kugeln traf den Kopf von 
Talat Isik, 15 Jahre, der mit seinen 
Freunden spielte. Er starb sofort. 
Die Mutter von Talat Isik, Sem- 
siye Isik erlitt einen Schock, als 
sie das zerschossene Gesicht 
ihres Sohnes sah. Sie forderte, 
dass die Soldaten bestraft werden. 
Nach der Autopsie wurde Talat 
Isik auf dem Friedhof von Esenler 
begraben. (I)M, 27.9, ISKU) 

Rüge wegen Verstoß gegen 
Pressefreiheit 

Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat die Türkei 
erneut wegen Verstoßes gegen 
die Pressefreiheit verurteilt. Die 
Straßburger Richter gaben am 
Dienstag einer Journalistin Recht, 
die im Dezember 1995 in Istanbul 
wegen eines kurdenfreundlichen 
Artikels zu 16 Monate Haft verur¬ 
teilt worden war. Die Chefredak¬ 
teurin der politischen Zeitschrift 
"Hedef" ("Zielscheibe") hatte in 
dem fraglichen Artikel unter 
anderem geschrieben, solange 
das "kurdische Volk sich nicht 
befreien kann, wird sich auch das 
türkische Volk nicht befreien kön- 


nen". 

(AFP, 27.9, ISKU) 
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Öcalan—Anwältlnnen wehren sich gegen Behinderung ihrer Arbeit 

Anzeige gegen Erdogan und Cicek 


Die Rechtsanwälte Abdullah Oca- 
lans stellten Anzeige gegen Mini¬ 
sterpräsident Erdogan und Justiz¬ 
minister Cicek wegen Amtsmiss¬ 
brauch und Verhinderung der 
Ausübung eines gesetzlich festge¬ 
schriebenen Rechtes. In der 
Begründung wird auf das Urteil 
des Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte vom 12. Mai hin¬ 
gewiesen. nach dem der Öcalan- 
Fall neu verhandelt werden sollte. 
Über dieses Urteil und weitere 
laufende Verfahren konnte nicht 
mit Öcalan gesprochen werden, 
da alle Besuche verhindert wur¬ 
den. 

Darüber hinaus erklärte Justizmi¬ 
nister Cicek kürzlich öffentlich, 
für Verteidigergespräche bestehe 
kein Anlass, da der Prozess Öca- 
lans abgeschlossen sei und damit 
auch die Beziehung zwischen Ver¬ 
teidigung und Mandant beendet. 
Ministerpräsident Erdogan bestä¬ 
tigte diese Verlautbarung seines 
Justizministers. Wie die Verteidi¬ 
gung jetzt mitteilte, sei die 


Begründung für die Verhinderung 
der Verteidigergespräche rechts¬ 
widrig. 

Gegen Öcalan läuft zur Zeit ein 
Verfahren in Ankara. Zwei weitere 
Verfahren sind vor dem Europäi¬ 
schen Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte anhängig. 

Europarat bewertet die Akte 
Öcalan 

Der Generalsekretär des Europa¬ 
rates, Terry Davis erklärte, dass 
man für die Entscheidung, die am 
10. Mai vom Europäischen Men¬ 
schenrechtsgerichtshof getroffen 
wurde, alle Möglichkeiten, die zur 
Verfügung stünden nutzen werde. 
Gegenüber MHA erklärte Davis 
"Wir werden verfolgen, wie die 
Fälle, die der Menschenrechtsge¬ 
richtshof entschieden hat und ins¬ 
besondere der Fall Öcalan umge¬ 
setzt werden. In diesem 
Zusammenhang kommen am 11. 
und 12. Oktober Delegierte, wie 
Vertreterinnen des Ministerkomi¬ 
tees des Europarates zusammen, 


um eine Bewertung der Entschei¬ 
dung des EuMRG vom 10. Mai in 
der die Haft Öcalans in Imrali zum 
Thema hat auf ihre Tagesordnung 
zu setzen. 

Besuchsantrag bei Öcalan 
erneut abgelehnt 

Ein Antrag der Verteidigung Öca¬ 
lans auf einen regulären Besuch 
bei ihrem Mandanten ist von der 
Staatsanwaltschaft Bursa mit der 
Begründung abgelehnt worden, 
dass die vier antragstellenden 
Rechtsanwältinnen von RA Aysel 
Tugluk und RA Hatice Korkut 
bevollmächtigt worden seien, wel¬ 
che mit einem Verteidigungsver¬ 
bot belegt worden sind. Das Ver¬ 
teidigungsbüro Öcalans kommen¬ 
tierte die Ablehnung als "Prakti- 
zierung der Erklärung des Justiz¬ 
ministeriums, Gespräche zwi¬ 
schen Abdullah Öcalan und seiner 
Verteidigung unter allen Umstän¬ 
den zu verhindern". 

(DIHA, 30.9./4.10., 

AW, 6.10. ISKU) 


Anzeichen für Militäroperation von KDP und PUK 

Spannungen im Süden nehmen zu 


Nach der Erklärung, Celal Talaba- 
nis, Chef der Patriotischen Union 
Kurdistans und irakischer Staats¬ 
präsident, in New York zur PKK, 
steigt die Anspannung in Südkur¬ 
distan. Eine Militäroperation 
gegen den KONGRA GEL scheint 
nicht mehr abwegig. Die HPG- 
Guerilla bereitet sich auf eine 
mögliche Operation vor. 

In den letzten Tagen wird das logi¬ 
stische Embargo gegen die HPG 
in schärferer Form durchgesetzt. 
Insbesondere die Wintervorberei¬ 
tungen der Guerilla sollen damit 
behindert werden. Zeitgleich ist 
die Repression gegen die politi- 


Nach eigenen Angaben wurde 
Meryem Özer von Zivilpolizisten 
entführt und gefoltert. Özer, die 
als Zeitungsverkäuferin für die 
Tageszeitung Özgür Gündem 
tätig ist, erstattete Anzeige. Sie 
sagte aus, sie sei am 25. Septem¬ 
ber auf dem Weg von Mardin nach 
Kiziltepe entführt worden. "Nach¬ 
dem sie mir meinen Ausweis 
abgenommen hatten, zwangen sie 
mich, in ein schwarzes Auto ein¬ 
zusteigen. Sie verbanden mir die 
Augen. Nach einer ca. 15-minüti- 
gen Fahrt brachten sie mich in ein 
mir nicht bekanntes Gebäude in 
einen Raum, in dem nur ein Stuhl 


sehe Tätigkeit des KONGRA GEL 
in Südkurdistan angestiegen. Mit¬ 
arbeiter des türkischen Geheim¬ 
dienstes MIT dringen in Guerilla¬ 
gebiete ein und fotografieren das 
Gelände. Außerdem finden 
Gespräche zwischen MIT und Ex¬ 
PKKlern sowie Funktionären der 
südkurdischen Parteien KDP und 
PUK statt. Tätigkeiten dieser Art 
haben sich nach dem New York- 
Besuch Talabanis auffällig ver¬ 
stärkt und deuten auf eine mögli¬ 
che Militäroperation unter Beteili¬ 
gung von KDP und PUK hin. Der 
türkische Premierminister Erdo¬ 
gan wies schon vor Monaten auf 


und ein Tisch standen. Sie fragten 
mich, ob ich Verwandte bei der 
Guerilla habe. Dann sagten sie: ,In 
Wan wurden drei Personen 
ermordet, möchtest du wie diese 
enden? 1 Ich antwortete ,Wenn ihr 
mich ermordet, werde ich zur 
Märtyrerin meines Volkes 1 . Einer 
von ihnen gab mir eine Ohrfeige, 
so dass ich zu Boden fiel. Die 
anderen fingen an, mich zu treten. 
Dann nahmen sie mir meinen 
Presseausweis weg und verbrann¬ 
ten ihn. Später brachten sie mich 
woanders hin. Mit einem scharfen 
Gegenstand zerschnitten sie mei¬ 
nen Arm und meine Stirn. Sie lie- 


diese Möglichkeit hin. Der KON¬ 
GRA GEL interpretiert die Situa¬ 
tion dahingehend, dass die diplo¬ 
matischen Aktivitäten Ankaras in 
den USA auf einem gewissen 
Niveau ein positives Echo gefun¬ 
den haben. Die aggressive Hal¬ 
tung der südkurdischen Kräfte 
gegen den KONGRA GEL verfolgt 
demnach die Absicht, interne 
Widersprüche innerhalb KDP und 
PUK zu unterdrücken, ökonomi¬ 
sche Vorteile zu erlangen, die 
Unterstützung des KONGRA GEL 
in der Bevölkerung zu vermin¬ 
dern und die eigene Autorität zu 
stärken. (ÖG, 30.9., ISKU) 


ßen mich ungefähr eine Stunde 
warten. Die ganze Zeit über 
beschimpften sie mich. Bevor sie 
mich gehen ließen, sagten sie: 
.Dieses Mal kannst du gehen, aber 
mit dir sind wir noch nicht fertig. 
Wir werden uns noch öfter sehen 1 . 
Dann verbanden sie mir erneut 
die Augen und brachten mich mit 
dem Auto bis zu meiner Woh¬ 
nung." 

Meryem Özer wandte sich 
zunächst an den Menschenrechts¬ 
verein (IHD) in Mardin und stellte 
danach Anzeige bei der Staatsan¬ 
waltschaft. 

(DIHA, 30.09., ISKU) 


Meldungen 


Polizei erschießt kurdischen 
Demonstranten in Istanbul 

Im Istanbuler Stadtteil Bagcilar 
hat die Polizei auf eine Gruppe 
Jugendlicher geschossen, die 
Parolen für Abdullah Öcalan 
gerufen hat. Dabei wurde eine 
Person getötet und eine weitere 
verletzt. (DIHA, 2.10., ISKU) 

50 Marathonläufer in Istanbul 
festgenommen 

Beim 27. Interkontinentalen 
Marathon in Istanbul sind 50 Per¬ 
sonen festgenommen worden, 
weil sie T-Shirts mit der Auf¬ 
schrift "Für eine demokratische 
Lösung der kurdischen Frage - 
Jugend für Frieden" trugen. Der 
Marathon findet unter dem Motto 
"Für Frieden auf der Welt" statt. 

(DIHA, 2.10., ISKU) 

HPG-Bilanz seit dem 
20. August 

Nach Angaben des HPG-Haupt- 
quartiers haben seit dem 
Beschluss einer "Aktionspause" 
der kurdischen Guerilla am 20. 
August 79 Militäroperationen der 
türkischen Armee, vier der irani¬ 
schen Armee und eine gemeinsa¬ 
me türkisch-iranische stattgefun¬ 
den. Dabei haben 75 "Feindkon¬ 
takte" stattgefunden, die zu dem 
Tod von 129 türkischen Soldaten, 
sechs Offizieren, fünf Polizisten, 
zwei Dorfschützern und sieben 
iranischen Soldaten geführt 
haben. 42 HPG-Kämpferlnnen 
verloren ihr Leben. 

Das HPG-Pressebüro erklärte 
unterdessen, eine HPG-Stadtein- 
heit habe im Gedenken an Atilla 
Gecmis, der in Istanbul von Poli¬ 
zisten erschossen wurde, eine 
Vergeltungsaktion in Yüksekova 
durchgeführt. Dabei sei ein Poli¬ 
zist ums Leben gekommen und 
ein weiterer verletzt worden. 

Bei Gefechten in Kulp, Sirnak, 
Mardin und Van am 2. und 3. Okt¬ 
ober habe die türkische Armee 
weitere Verluste erlitten. 

(MHA, 4.10., ISKU) 

Ein Toter bei militärischem 
Dorfüberfall 

Bei einem Überfall des türki¬ 
schen Militärs am Dienstagabend 
auf ein Dorf im Rahmen einer 
Militäroperation in Yüksekova 
wurde ein Dorfbewohner 
erschossen. Ein weiterer wurde 
schwer verletzt. 

(DIHA, 5.10., ISKU) 

Demonstration in 
Amed verboten 

Die in Diyarbakir für den 2. Okt¬ 
ober geplante Demonstration 
unter dem Motto "Demokrati¬ 
sche Lösung der kurdischen 


Zeitungsverkäuferin entführt und gefoltert 





Situation im Gefängnis in Kürkcüler 


Nach seiner Freilassung hat Hüsey- 
in Tiryaki, der im F-Typ Gefängnis 
Kürkcüler in Adana des Vergehens 
beschuldigt wurde, Kantinen- 
Kekse zweckentfremdet zu haben, 
sich erstmalig gegenüber der 
Nachrichtenagentur DIHA zu den 
unmenschlichen Verfahrensweisen 
gegen Gefangene geäußert. 

Tiryaki war in Adana aufgrund sei¬ 
ner Teilnahme an einer Kundge¬ 
bung am 26. Juni gegen die blutige 
Mercan-Operation in Tunceli 
wegen "Mitgliedschaft und Wer¬ 
bung für die illegale Terrororgani¬ 
sation MKP/HKÖ" verhaftet wor¬ 
den. Bei seiner ersten Hauptver¬ 
handlung wurde er gestern 
gemeinsam mit acht Mitangeklag¬ 
ten freigelassen. 

Was geht vor im F-Typ-Gefängnis 
Kürkcüler? 

Das ganze Gefängnis mit seinen 
Zellen und Korridoren erinnert an 
einen Sarg. Im Gegensatz zu ande¬ 
ren Gefängnissen findet hier nicht 
nur morgens und abends, sondern 
täglich fünf Mal ein Appell statt. 
Fünf Mal täglich werden die Gefan¬ 
genen auf den Befehl "Stillgestan¬ 
den!" gezählt. Die PKK-Gefange¬ 
nen sind in Isolationszellen 
gesteckt worden, weil sie kurdi¬ 
sche Lieder gesungen haben. Als 
ich ins Gefängnis gekommen bin, 
wurde Gewalt gegen mich ange¬ 
wendet, weil ich mich dagegen 
gewehrt habe, mich nackt auszu¬ 
ziehen. Meine Operationswunde 
hat deswegen geblutet. Hier drin¬ 
nen weiß man nicht, wo im Gefäng¬ 
nis man sich eigentlich befindet, in 
welcher Zelle, auf welcher Seite. 
Man kann nicht nachvollziehen, 


Der HPG-Kämpfer Serif Kaya 
(Zinar) verlor sein Leben, als ver¬ 
gangene Woche aufgrund einer 
Denunziation ein Haus in Wan- 
Gürpinar von Soldaten gestürmt 
wurde. Die Militärs stachen ihm 
die Augen aus, schnitten seine 
Ohren ab, schnitten seine Kehle 
durch und zertrümmerten sein 
Kinn. Wie es heißt, wurde er zu 
Tode gefoltert, nachdem er lebend 
gefasst wurde. Sein Leichnam 
wurde unverzüglich von der Kreis¬ 
verwaltung in Gürpinar begraben. 
Auf Antrag seiner aus Syrien kom¬ 
menden Familie wurde der Leich¬ 
nam exhuminiert und unter Betei¬ 
ligung von tausenden Menschen 
in Kiziltepe neben dem Grab sei¬ 
nes Bruder Ahmet Kaya beige¬ 
setzt. Ahmet Kaya (Zinar) verlor 
sein Leben bei einem Gefecht im 
Jahr 1993. 

Die Identifizierung des Verstorbe¬ 
nen durch seine Angehörigen 
erwies sich nach Angaben seines 
Vater Kemal Kaya als schwierig: 
"Ich hatte Schwierigkeiten, ihn zu 
identifizieren, weil der Schädel 
meines Sohnes zerschmettert war. 
Überall war Blut. Erkannt habe ich 
ihn schließlich an einer Narbe am 
Hinterkopf, von der ich wusste, 
weil ich ihm immer die Haare 
geschnitten hatte, als er klein war." 


wie die Zeit vergeht und welches 
Datum gerade ist. Alles ist unge¬ 
wiss. Du bist wie ein Roboter. Dir 
wird Essen vorgesetzt, du schläfst 
und wachst auf, aber du hast nicht 
das Recht, zu diskutieren oder 
gegen irgendwas anzugehen. Auf 
alles drohen Disziplinarstrafen. 
Neuzugänge werden in besondere 
Zellen gesteckt, wo sie nicht einmal 
ein Stück Seife bekommen. Isola¬ 
tionshäftlinge haben keinen Hof¬ 
gang. Du musst in einer Zelle essen 
und atmen, in der sich auch die Toi¬ 
lette befindet. Im Sommer wird der 
Gestank unerträglich. Die F-Typ- 
Gefängnisse sind der Öffentlichkeit 
als Luxushotels vorgestellt worden, 
aber welches Luxushotel ist mit 
Stacheldraht eingezäunt? Der Sta¬ 
cheldraht dient dazu, die Solidarität 
und Gemeinsamkeit zu brechen. 

Wie ist die Situation der Gefange¬ 
nen? 

Die Frauen befinden sich in sehr 
ungesunden Einzelzellen. Sie wer¬ 
den angegriffen und sogar gefol¬ 
tert. Die Frauen haben einen Hun¬ 
gerstreik gegen die Repressalien 
gemacht und wurden deshalb in 
Einzelzellen gesteckt. Ihr Hunger¬ 
streik dauert weiter an. PKK-Gefan- 
gene, die Anträge wegen der jüng¬ 
sten Entwicklungen gestellt haben, 
sind zur Strafe in Einzelzellen ver¬ 
legt worden. Alle Gefangenen wer¬ 
den wie Terroristen behandelt. Es 
ist sogar verboten, andere Gefange¬ 
ne beim offenen Besuch zu grüßen. 
Auch darauf stehen Disziplinarstra¬ 
fen und Isolationshaft. Die Gefan¬ 
genen im E-Typ werden wie Skla¬ 
ven gehalten. Sie sind eingeschüch¬ 
tert worden, damit sie den Mund 


Nach Angaben von Kemal Kaya 
wurde sein Sohn hingerichtet, 
nachdem er lebend gefasst wurde: 
"Wenn es nur darum gegangen 
wäre, ihn zu töten, dann hätten sie 
das mit einer einzigen Kugel tun 
können. Aber sie haben ihn in Fet¬ 
zen gerissen. Sie haben kein 
Recht, sich dermaßen unmensch¬ 
lich und bestialisch zu verhalten. 
Damit bezwecken sie ewige 
Feindschaft zwischen Kurden und 
Türken. Das ist der einzige 
Schluss, den ich aus diesem Grau¬ 
en ziehen kann". Er werde alles 
daran setzen, damit die Täter 
gefunden und bestraft werden, 
kündigte Kaya an. 

Mutter Vesile Kaya erklärt: 
"Meine beide Söhne haben ihr 
Leben für die gleiche Sache verlo¬ 
ren. Trotzdem will ich, dass dieser 
Krieg aufhört. Wir und die Türken 
sind doch Geschwister. Ich will 
Freiheit und Gleichheit für die 
Kurden". 

Mehmet Kaya, ein weiterer Ver¬ 
wandter, erzählt von den Schwie¬ 
rigkeiten, den Leichnam aus Wan 
zu überführen. Zunächst habe es 
bei der Staatsanwaltschaft in Gür¬ 
pinar kein Foto des Toten gege¬ 
ben. Der Staatsanwalt in Wan 
habe die Familie lange warten las¬ 
sen. "Schließlich zeigte er uns die 


nicht aufmachen. Minderjährige 
Gefangene werden nach Alters¬ 
gruppen aufgeteilt. Wir haben auch 
gehört, dass es Vergewaltigungen 
Minderjähriger gegeben hat. Die 
Gefangenen in Kürkcüler erleben 
grauenhafte Sachen. Dadurch ent¬ 
stehen Verletzungen, die nicht heil¬ 
bar sind. 

Sie sind aus dem Gefängnis entlas¬ 
sen worden, was fühlen Sie jetzt? Sie 
haben in Ihrem Brief zur Aufmerk¬ 
samkeit angesichts der Vorgänge in 
den Gefängnissen aufgerufen, was 
möchten Sie dazu noch sagen? 

Ich kann mich nicht wirklich über 
meine Freilassung freuen, weil die 
Menschen, mit denen ich Glück 
und Schmerz geteilt habe, immer 
noch dort sind. Da ich weiß, was sie 
weiterhin dort erleben müssen, 
macht auch meine persönliche 
Freiheit keinen Sinn. Ich muss 
immer an sie denken. Was die 
Gefangenen auf den Beinen hält, ist 
die Hoffnung. Das ist das einzige, 
was dich am Leben halten kann, 
wenn jede Kommunikation mit der 
Welt unterbrochen wird und du 
zwischen vier Wänden die tödliche 
Kälte spürst. Ich richte mich an alle 
Menschen: Die Gefangenen sind 
unsere Würde und für unsere 
Würde müssen wir uns einsetzen. 
Briefe sind für Gefangene sehr 
wichtig. Mit Briefen kann ein Stück 
der Welt nach drinnen getragen 
werden. Alle Gefangenen warten 
auf Post. Deshalb möchte ich auch 
dazu aufrufen, Brieffreundschaften 
mit Gefangenen aufzubauen, damit 
die Realität von draußen nach drin¬ 
nen und umgekehrt getragen wird. 

(DIHA, 4.10., ISKU) 


Fotos. Der Leichnam war derma¬ 
ßen zugerichtet, dass wir ihn 
kaum erkennen konnten. Der 
Staatsanwalt behauptete, die 
Ohren seien bei der Autopsie 
abgeschnitten worden. Ich wider¬ 
sprach ihm, dass es keinen 
Zusammenhang zwischen einer 
Autopsie und abgetrennten Ohren 
gebe. Daraufhin schwieg er". 

Allen Schwierigkeiten zum Trotz 
sei es der Familie gelungen, in das 
Dorf zu fahren und von den 
Anwohnerinnen zu erfahren, wie 
sich der Vorfall ereignet habe, so 
Mehmet Kaya. "Serif wurde mit 
zwei anderen HPG-Kämpfern 
denunziert und in einen Hinter¬ 
halt gelockt. Dort starben seine 
beiden Freunde, aber Serif konnte 
sich retten. Er ging von Wan aus 
ins Dorf Otbicer im Kreis Gürpi¬ 
nar. Dort wurde er unbewaffnet 
gefasst. Die Soldaten forderten 
ihn auf, zu flüchten. Als er der Auf¬ 
forderung nachkam, schossen sie 
ihm zweimal vor den Augen der 
Dorfbewohner ins Bein. Danach 
folterten sie ihn zu Tode. Die 
Kreisverwaltung von Gürpinar 
begrub ihn unverzüglich und 
ohne die traditionelle Waschung 
auf einem leeren Platz neben dem 
Friedhof." 

(DIHA, 02.10., ISKU) 


Frage, Ja zur EU" ist vom Gou¬ 
verneur der Provinz Diyarbakir 
faktisch verboten worden. Als 
Begründung nannte das Gouver¬ 
neursamt eine zwischen dem 1. 
und 7. Oktober in der Stadt statt¬ 
findende Messe. Deshalb müsse 
die Demonstration, die sich auf 
den Beginn der EU-Beitrittsver- 
handlungen der Türkei am 3. Okt¬ 
ober bezieht, um zwei Wochen 
verschoben werden. 

(MHA, 30.9., ISKU) 

Junge Frau verbrennt sich 
selbst 

In Ostkurdistan reagieren junge 
Frauen auf Gewalt und Ausgren¬ 
zung mit Selbstverbrennung. In 
Mahabad hat sich eine junge 
Frau selbst angezündet, weil sie 
den Druck ihrer Familie nicht 
mehr aushielt. Die zunehmende 
Verbreitung von Selbstverbren¬ 
nungen junger Frauen in der 
Region ist besorgniserregend. 
Munire Pirebab war erst 21 Jahre 
alt, als sie sich vergangenen 
Dienstag selbst anzündete. Als 
sie vormittags vom Markt nach 
Hause zurückkehrte, beschuldig¬ 
te sie ihr 15-jähriger Bruder der 
"Ehrlosigkeit", weil sie sich ver¬ 
spätet habe. Daraufhin brach ein 
Streit in der Familie aus. Schließ¬ 
lich goss Munire Benzin über 
ihren Körper und zündete sich 
an. Mit schwersten Verbrennun¬ 
gen wurde sie ins Krankenhaus 
eingeliefert, wo sie am Donners¬ 
tag verstarb. Ihre Beerdigung 
fand nachts statt, weil die Familie 
Aufsehen vermeiden wollte. 
Munire sollte in der kommenden 
Woche mit einem Mann verheira¬ 
tet werden, den sie ablehnte. 

In Kamyaran in Ostkurdistan 
haben sich allein im Monat Mai 
acht Frauen selbst verbrannt. 
Grund für diese brutale Form des 
Selbstmordes ist zumeist innerfa¬ 
miliäre Gewalt, die auf Mädchen 
und Frauen ausgeübt wird. 



(MHA, 30.9., ISKU) 


Quellen: 

DIHA 

Diele 


N achrichtenagentur 

MHA 

Mesopotamische 


N achrichtenagentur 

ÖG 

Özgür Gündem 

DM 

Denge Mezopotamya 

AW 

Azadiya Welat 


N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.org/isku 


Wan: Gefangener zu Tode gefoltert 




Nr. 227 

17. Oktober 2005 


N ü 5 e 


_ tshu 

Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.nadir.org/isku 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


KKK kritisieren europäische Haltung zur kurdischen Frage 

Die EU ist in der Verantwortung 


Die Gemeinschaft der Kommunen 
Kurdistans, Koma Komelen Kurdi- 
stane (KKK) kritisierten in einer 
Erklärung, dass sich im Dokument 
zum Rahmen der EU-Beitrittsver- 
handlungen der Türkei keine Per¬ 
spektive oder auch nur die Thema- 
tisierung der Lösung der kurdi¬ 
schen Frage findet. "Mit Beginn 
der Beitrittsverhandlungen ist die 
kurdische Frage kein Problem der 
Türkei mehr, sondern zu einem der 
Hauptprobleme der EU geworden", 
heißt es in der KKK-Erklämng. Mit 
keinem Wort werde der Krieg nie¬ 
driger Intensität, zwischen der kur¬ 
dischen Guerilla und der Armee 
des türkischen Staates erwähnt. 
Damit komme das EU-Papier einer 
Zustimmung der staatlichen Politik 
gleich, mit der die Türkei dazu 
ermutigt werde, ihre Verleug- 
nungs- und Vernichtungspolitik 
gegen die kurdische Bewegung 
fortzusetzen. "Damit sind die Kur¬ 
dinnen ein weiteres Mal von Euro¬ 
pa in Verhandlungen geopfert wor¬ 
den. Es handelt sich um einen 
Rückfall in eine Politik, die in einer 
200-jährige Tradition was die Kur¬ 
dinnen betrifft verhaftet ist. Im 
Kern dieser Politik stehe der wirt¬ 
schaftliche und politische Profit 
den Europa aus dem Kampf zweier 
Völker im Mittleren Osten schlägt." 
Die europäische Haltung komme 
einer Erneuerung des Abkommens 
von Lausanne gleich, das bereits 
auf der Verleugnung der kurdi¬ 
schen Existenz aufgebaut habe. 
"Europa als Partei im Abkommen 
von Lausanne, das die Teilung Kur¬ 
distans und eine Verhärtung der 


kurdischen Frage ermöglicht hat, 
ist auch für die aktuellen Probleme 
des kurdischen Volkes verantwort¬ 
lich. Aber die Kurden sind nicht 
mehr die gleichen wie zu Beginn 
des 20. Jahrhunderts. Mit dem 
Kampf des kurdischen Volkes hat 
das Abkommen von Lausanne 
heute seine Gültigkeit verloren. Mit 
seiner Führung, seinem Bewusst¬ 
sein, seiner Organisiertheit und sei¬ 
nem Kampf wird das kurdische 
Volk diese Politik nicht anerkennen 
und ist entschlossen, für seine 
demokratischen Rechte, die sich 
aus seiner Existenz ergeben, weiter 
zu kämpfen". 

Die kurdische Seite habe in dieser 
Zeit intensivierter Militäroperatio¬ 
nen der türkischen Armee das ihre 
getan, um die Atmosphäre zu ent¬ 
spannen und den Eintrittsprozess 
der Türkei in die EU zu erleichtern. 
"Als Bewegung haben wir den EU- 
Beitritt der Türkei seit Helsinki 
1999 immer unterstützt. Diese Hal¬ 
tung und ihre Bedeutung für den 
Beginn der Beitrittsverhandlungen 
darf nicht übersehen werden. Wir 
betrachten es als historischen Feh¬ 
ler, die kurdische Frage als das 
Hauptproblem der Türkei in den 
Dokumenten nicht zu erwähnen. 
Mit Beginn der Beitrittsverhand¬ 
lungen übernimmt die EU auch die 
Verantwortung für die kurdische 
Frage und muss eine Rolle bei der 
Lösung dieses größten Handicaps 
der Türkei spielen. Mit den von uns 
ausgerufenen einseitigen Waffen¬ 
stillständen wollten wir eine Grund¬ 
lage für eine Lösung bereiten. Aber 
der türkische Staat ist nicht darauf 


eingegangen. Aus der Verantwor¬ 
tung für die kurdische Frage ergibt 
sich die Notwendigkeit für die EU, 
auf einen zweiseitigen Waffenstill¬ 
stand zu drängen, damit sich Frie¬ 
den und eine demokratische 
Lösung entwickeln können". 

In diesem Sinne müsse die EU 
auch von deni Konzept einer 
"Lösung ohne Öcalan" absehen, bei 
dem es sich nur um eine andere 
Bezeichnung von Vernichtung und 
Unfähigkeit zu einer Lösung han¬ 
dele. Der EU müsse bekannt sein, 
dass der Hauptansprechpartner in 
einer Lösung Abdullah Öcalan sei. 
Sie solle deshalb eine realistische 
Politik machen. "Keine Entwick¬ 
lung in der Türkei kann von kurdi¬ 
scher Seite als Demokratisierung 
anerkannt werden, solange sie 
nicht die Lösung der kurdischen 
Frage beinhaltet". 

"Wir haben eine Stufe erreicht, auf 
der das Vorgehen als Teil des Ver¬ 
nichtungskonzepts die Geduld 
unseres Volkes und unserer Bewe¬ 
gung auf das äußerste strapaziert. 
Wir verwarnen den türkischen 
Staat und die EU ein letztes Mal, 
ihre provokative Haltung aufzuge¬ 
ben, mit der ein Zusammenleben 
der Völker und ihre Zukunft gefähr¬ 
det wird. Der türkische Staat lehnt 
eine gleiche und freie Beziehung 
zu den Kurdinnen ab und will sein 
Sklavenverhältnis fortsetzen. Dem¬ 
gegenüber wird das kurdische Volk 
sein demokratisches Widerstands¬ 
recht auf der Linie einer aktiven 
Selbstverteidigung nutzen, um sich 
selbst und seine Würde zu schüt¬ 
zen". (MHA, 06.10., ISKU) 


_ • • 

Proteste gegen die Isolation Ocalans 


Am 9. Oktober 1998 musste Abdul¬ 
lah Öcalan Syrien verlassen, weil 
die Türkei dem syrischen Staat mit 
Krieg drohte. Am Jahrestag fanden 
in der Türkei und in Europa in vie¬ 
len Städten Protestkundgebungen 
gegen das "internationale Kom¬ 
plott" statt, dessen Höhepunkt die 
Verschleppung Öcalans in die Tür¬ 
kei darstellte und das bis heute in 
Form der Isolation Öcalans von der 
Außenwelt andauert. 

Auf Demonstrationen und Kundge¬ 
bungen im Flüchtlingslager Max¬ 
mur, in Kiziltepe, Mersin, Adana, 
Antep, Siirt sowie in Mannheim 
und Berlin wurde gestern vor 
allem die Aufhebung der Isolation 
gefordert. In Adana und Mersin 
kam es zu Auseinandersetzungen 
mit der Polizei, als die Sicherheits¬ 
kräfte die Demonstrationen auflö- 
sen wollten. Die Demonstrantln- 
nen antworteten mit Steinen und 
Molotowcocktails. In Mersin wur¬ 


den mindestens zwei Personen 
festgenommen. 

Repression gegen Gefangene 
Mit harten Strafen sind PKK-Gefan- 
gene im F-Typ-Gefängnis Tekirdag 
belegt worden, die aus Protest 
gegen die Isolation Abdullah Öca¬ 
lans in einen Hungerstreik getreten 
waren. Ihnen wurde für ein Jahr 
der "offene Besuch" ohne Trenn¬ 
scheibe, für drei Monate der nor¬ 
male Besuch sowie Telefon, Zeitun¬ 
gen und jegliche Kommunikations¬ 
mittel gestrichen. Die Strafen fin¬ 
den ab dem 13. Oktober Anwen¬ 
dung. Die besorgten Angehörigen 
wollen gegen die Gefängnisverwal¬ 
tung Strafanzeige bei der Staatsan¬ 
waltschaft stellen. Bekannt gewor¬ 
den war die repressive Maßnahme, 
als sich Angehörige an den Ange¬ 
hörigenverein TUHAD wandten, 
weil sie keinen Kontakt zu den 
Gefangenen herstellen konnten. 


TUHAD forderte unterdessen die 
sofortige Annullierung der Diszipli¬ 
narstrafen. Nach Angaben des Ver¬ 
eins kommen ähnliche Strafen 
auch in Kandira und Bolu zur 
Anwendung. In Tekirdag sind 129 
Gefangene davon betroffen. 
Mehmet Sadik Ekinci, der kürzlich 
aus dem Gefängnis in Tekirdag ent¬ 
lassen wurde, bestätigte die 
Gerüchte um das Gefängnis. So 
werde Gefangenen seit vier Mona¬ 
ten heißes Wasser vorenthalten, so 
dass sie sich nicht waschen könn¬ 
ten. Die gefängnisinteme Kommu¬ 
nikation zwischen den Gefangenen 
sei unmöglich gemacht worden. 
Die Gesundheitsversorgung sei 
katastrophal. So seien sogar 
schwer Herzkranke von der Kran¬ 
kenstation im Gefängnis abgewie¬ 
sen worden. Das Gefängnisperso¬ 
nal provoziere die Gefangenen, 
indem es nachts laute Musik anstel¬ 
le. (ÖG, 10.10., ISKU) 


Meldungen 

Wieder Besuchsverbot 
für Öcalan 

Diese Woche lautete die Begrün¬ 
dung für das Besuchsverbot bei 
Abdullah Öcalan wieder einmal 
"widrige Wetterverhältnisse". 
Der Bruder des auf der Gefäng¬ 
nisinsel Imrali Inhaftierten, 
Abdullah Öcalan, widersprach 
der offiziellen Begründung. "Die 
Wetterbedingungen waren opti¬ 
mal. Das Recht wird mit Füßen 
getreten", erklärte er. Die zustän¬ 
digen Militärs hätten von ihm die 
Unterzeichnung eines Papiers 
gefordert, mit dem das schlechte 
Wetter bescheinigt wurde. Er 
habe die Unterschrift verweigert, 
weil die Begründung nicht richtig 
sei. (1)1 HA, 12.10., ISKU) 

Durchsuchungen bei der 
DEHAP in Izmir 

Gleich zwei DEHAP-Zentralen in 
Izmir wurden am 11.10. von Anti¬ 
terroreinheiten durchsucht. 
Nach einer Razzia im Zentrum 
der Stadt fand eine weitere in der 
Kreisstadt Konak statt. Als Anlass 
der Durchsuchung wurde die am 
4. September geplante Großde¬ 
monstration in Gemlik genannt. 
Die Demonstration war verboten 
worden. Bei der erzwungenen 
Rückkehr der Demonstrantlnnen 
war es zu massiven Angriffen 
durch aufgewiegelte Menschen¬ 
massen gekommen. 

Bei den heutigen Durchsuchun¬ 
gen kam es zu einer Festnahme. 
Es wurden Transparente und 
Zeitschriften beschlagnahmt. Da 
sich auf der von der Polizei vor¬ 
gezeigten Liste neben der 
DEHAP auch Göc-Der, IHD und 
TAYAD-DER befanden, warnte 
der örtliche DEHAP-Vorstand vor 
weiteren Razzien bei diesen Ein¬ 
richtungen. (MHA, 11.10., ISKU) 

Gefängnisse: Gebiete ohne 
Rechtsgültigkeit 

Die F-Typ-Gefängnisse werden 
immer mehr zu Gebieten, in 
denen das Recht keine Gültigkeit 
mehr hat. Mit der Begründung, 
er habe in seiner Zelle illegal 
Strom abgezapft, ist im F-Typ- 
Gefängnis Tekirdag die Haftent¬ 
lassung eines Gefangenen um 
sechs Monaten verschoben wor¬ 
den. Das Urteil wurde vom straf¬ 
vollzugsinternen Disziplinaraus¬ 
schuss gefällt. 

Im F-Typ-Gefängnis Kürkcüler in 
Adana, das kürzlich wegen des 
Verbots, aus Keksen Kuchen 
herzustellen, Schlagzeilen mach¬ 
te, wird sogar die Wahrnehmung 
des Rechtes, Anträge und 
Beschwerden zu schreiben, 
behindert. Eine Beschwerde 
über die Gefängnisverwaltung, 
die Gefangene beim Justizmini- 





Frauenschutzhäuser in der Türkei 


Seit Jahren schon wird die Notwen¬ 
digkeit von Schutzhäusern für 
Frauen, die von Gewalt betroffen 
sind, von der Frauenbewegung in 
der Türkei thematisiert Wenn man 
sich vor Augen hält, dass 52 Pro¬ 
zent der Bevölkerung der Türkei 
Frauen sind, gewinnt das Thema 
noch stärker an Bedeutung. Es gibt 
keine zuverlässigen Daten zu Frau¬ 
en, die von Gewalt betroffen sind. 
Allgemein wird angenommen, dass 
jede dritte Frau Gewaltanwendung 
erfährt. Das ist eine hohe Anzahl. 
Die Anzahl der Schutzhäuser für 
Frauen liegt nach Angaben der Stif¬ 
tung für Frauenschutzhäuser der 
unabhängigen Frauenorganisation 
Mor (Jati (Lila Dach) insgesamt bei 
15. Die Staatsministerin Nimet 
Qubuk^u spricht dagegen von 26 
Häusern. 

Nicht nur zahlenmäßig gibt es 
wenige Schutzhäuser. Auch qualita¬ 
tiv sind die bestehenden weit davon 
entfernt, den Bedarf zu decken. 
Bestehende Vorschriften zum Auf¬ 
bau von Schutzhäusem werden 
nicht eingehalten. Dem Gesetz 
nach müssen Ortschaften mit einer 
Bevölkerung von über 50.000 Ein¬ 
wohnerinnen Frauenhäuser ein- 
richten. Die bestehenden Einrich¬ 
tungen werden von Frauenorgani- 
sationen kritisiert, weil sie nicht aus 
Frauensichtweise aufgebaut sind. 
Unabhängige Frauenhäuser gibt es 
überhaupt nicht. Eine von Mor £ ati 
eröffnete Einrichtung musste auf¬ 
grund finanzieller Probleme wieder 
geschlossen werden. Die Frauen¬ 
bewegung betrachtet die staat¬ 
lichen Schutzhäuser als problema¬ 
tisch. Kritisiert wird die Tatsache, 
dass keine der bisherigen Regie¬ 
rungen die Erfahrungen und Vor¬ 
schläge von Fraueninstitutionen 
beachtet hat. Es besteht lediglich 
eine zeitweilige Kooperation zwi¬ 
schen Stadtverwaltungen oder 
Landratsämtem mit Fraueninstitu- 
tionen. Kommunale Verwaltungen 
haben oftmals Schwierigkeiten, der 
gesetzlichen Pflicht nachzukom¬ 
men, weil ihr Budget nicht aus¬ 
reicht. Die Diskussion über die 
Frage, unter wessen Verantwor¬ 
tung die Frauenhäuser stehen soll¬ 
ten, dauert ebenfalls an. Frauenor¬ 
ganisationen fordern, dass Schutz¬ 
häuser nicht als politische Propa¬ 
gandamittel benutzt werden und 
die Leitung der Häuser außer ihrer 
Finanzierung Fraueninstitutionen 
überlassen wird. 

Die Kommunalverwaltungen nen¬ 
nen ihre Schutzhäuser meistens 


Die Volksverteidigungskräfte HPG 
haben am 9.10. an einer Straßen¬ 
sperre auf dem Weg zwischen Idil 
und Midyat einen in Cizre tätigen 
und aus Eskisehir stammenden 
Polizisten gefangen genommen. 
Laut einer Erklärung des Presse¬ 
büros der HPG gehe es dem Polizi¬ 
sten Hakan Acil gesundheitlich 
gut. 

Die Straßensperre war nachmit¬ 
tags gegen 17 Uhr aus Anlass des 
Jahrestages des 9. Oktober 1998 


"Gästehaus". Die Frauenbewegung 
spricht dagegen von "Schutzhäu¬ 
sem", weil sich der Bedarf danach 
aus der Flucht von Frauen vor 
Gewalt ergibt. Der Begriff "Gäste¬ 
haus" zeugt von dem Unwillen zu 
einer Konfrontation mit männlicher 
Gewalt weckt nicht die Assoziation 
mit einer Problemlösung. 

In der kurdischen Region ist die La¬ 
ge noch schlechter. Wenn die in ge¬ 
ringer Anzahl existierenden Frau¬ 
enberatungszentren nicht dazu 
gezählt werden, gibt es keine Ein¬ 
richtungen, die Frauen direkt 
Schutz bieten. Es bestehen Bemü¬ 
hungen der Stadtverwaltungen, Be¬ 
ratungszentren einzurichten oder 
die bereits bestehenden zu unter¬ 
stützen. Aber in einer Gegend, in 
der es häufig zu so genannten 
Ehrenmorden kommt, ist das 
Nichtvorhandensein eines einzigen 
Schutzhauses bemerkenswert. In 
dieser Hinsicht wird in der Region 
am intensivsten gespürt, dass der 
Staat seiner sozialen Verantwor¬ 
tung nicht nachkommt. Als eines 
der Hindernisse wird der Gedanke 
genannt, dass aufgrund der gerin¬ 
gen Größe der Städte das Prinzip 
der Geheimhaltung nicht gewähr¬ 
leistet werden kann. Die Frauenbe¬ 
wegung plädiert jedoch dafür, dass 
dieses Problem mit einer ständigen 
Zirkulation zwischen den Schutz¬ 
häusern gelöst wird. Demnach 
wird eine Frau, die in Diyarbakir 
vor Gewalt flüchtet und deren 
Sicherheit bedroht ist, in eine Ein¬ 
richtung in Trakya geschickt und 
umgekehrt. 

Neben der Kritik an den mangeln¬ 
den Standards und an der Tatsa¬ 
che, dass die Leitung der Häuser 
nicht Frauen überlassen wird, wird 
auch die Aufnahmeprozedur 
bemängelt. 

Stellen Sie sich vor, Ihr Mann, 
Freund oder Vater wendet gegen 
Sie mitten in der Nacht Gewalt an. 
Sie werden verprügelt und auf die 
Straße geworfen oder konnten 
weglaufen. Dann wenden Sie sich 
an ein Schutzhaus. Aber dort pas¬ 
siert Ihnen folgendes: Sie werden 
zunächst nach Ihrem Ausweis 
gefragt. Ohne Ausweis können Sie 
nicht aufgenommen werden. 
Außerdem müssen . Sie schon zu 
den regulären Öffnungszeiten 
erscheinen. Wenn Sie also außer¬ 
halb der Arbeitszeit von Gewalt 
betroffen sind und außerdem kei¬ 
nen Ausweis haben, sieht es 
schlecht aus. Denn ohne die Erfül¬ 
lung dieser Bedingungen können 


als Beginn eines internationalen 
Komplotts errichtet worden. Im 
Verlauf wurden ungefähr siebzig 
Fahrzeuge angehalten, die Insas¬ 
sen kontrolliert und anschließend 
über die Bedeutung des 9. Oktober 
aufgeklärt. 

Die Familie des gefangenen Polizi¬ 
sten forderte seine Freilassung. 
Der herzkranke Vater des Entführ¬ 
ten musste ins Krankenhaus einge¬ 
liefert werden, nachdem er die 
Nachricht über die Gefangennah- 


Sie nicht aufgenommen werden. 
Unter den Gewaltopfem benötigen 
die Opfer so genannter Ehrverbre¬ 
chen den stärksten Schutz. Die 
bestehenden Häuser können für 
einen begrenzten Teil der Opfer 
einen Schutz bieten. Aber das gilt 
nicht für alle Opfer von Ehrverbre¬ 
chen. Einige Einrichtungen wollen 
keine Frauen aufnehmen, die von 
einer ganzen Familie verfolgt wer¬ 
den und deren Leben in Gefahr ist. 
Sie scheuen die Gefahr, in die ein 
Opfer die gesamte Einrichtung 
bringen kann. 

Im Folgenden ein Vergleich zwi¬ 
schen universellen Standards von 
Frauenschutzhäusem und der in 
der Türkei bestehenden Praxis: 

Gemäß universeller Standards 

- werden die Adressen der Schutz¬ 
häuser geheim gehalten. Dieses 
Prinzip ist für den Schutz der 
Gewaltopfer notwendig. 

In der Türkei 

- findet das genaue Gegenteil statt. 
Einige Stadtverwaltungen veran¬ 
stalten sogar offizielle Eröffnungs¬ 
feiern. 

Weltweit 

- gilt die praktische Regel, dass den 
von Gewalt betroffenen Frauen ver¬ 
traut und ihnen nicht mit Zweifeln 
begegnet wird. 

In der Türkei 

- werden Frauen verhört wie bei 
der Polizei. Dadurch wird die Ver¬ 
trauensbeziehung zwischen den 
Opfern und der Leitung der Ein¬ 
richtung zerstört. 

Gemäß universeller Standards 

- werden Gewaltopfer, von sexuel¬ 
lem Missbrauch betroffene Kinder 
und Sexarbeiterinnen getrennt 
untergebracht. 

In der Türkei 

- findet eine solche Aufteilung nicht 
statt. Für Sexarbeiterinnen gibt es 
landesweit nur ein einziges Schutz¬ 
haus. 

Weltweit 

- wird Gewalt zwischen den Bewoh¬ 
nerinnen des Hauses und gegen 
ihre Kinder verboten. Zwischen 
den Beschäftigten (Pädagoginnen, 
Psychologinnen etc.) und den 
Opfern dürfen keine hierarchi¬ 
schen Beziehungen entstehen. 

In der Türkei 

- sind die Schutzhäuser staatlich, 
obwohl bekannt ist, dass die Lei¬ 
tung einer Einrichtung durch offi¬ 
zielle staatliche Institutionen hierar¬ 
chische Verhältnisse hervorruft. 

(ÖG, 11.10., ISKU) 


me seines Sohnes erhalten hatte. 
Wie bekannt wurde, befand sich 
Hakan Acil auf dem Weg nach 
Malataya, um die Familie seiner 
Freundin kennen zu lernen. Seine 
Freundin wurde ebenfalls kurze 
Zeit festgehalten und in der Nähe 
des Gendarmerie-Postens in Idil 
freigelassen. In der Region wurde 
eine intensive Militäroperation ein¬ 
geleitet, die nach HPG-Angaben 
das Leben des Polizisten ernsthaft 
gefährde. (MHA, 10.10, ISKU) 


sterium einreichen wollten, wur¬ 
den zerrissen. Der Wunsch eines 
Gefangenen, einem anderen 
Gefangenen einen Singvogel zu 
schicken, wurde mit der Begrün¬ 
dung abgelehnt, über den Vogel 
könne eine Kontakt zwischen den 
"Organisationsmitgliedern" her¬ 
gestellt werden. 

PKK-Gefangene im E-Typ- 
Gefängnis Malatya sind aufgrund 
eines Hungerstreiks gegen die 
Isolationshaft mit einem Monat 
Besuchsverbot belegt worden. 

(ÖG, 12.10, ISKU) 

Flugblätter mit Kapitulations¬ 
aufruf in Semdinli 

In Hakkari-Semdinli sind von 
Hubschraubern aus Flugblätter 
abgeworfen worden, mit denen 
die Guerilla zur Kapitulation auf¬ 
gerufen wird. Unterschrieben 
sind die Flugblätter mit "Sicher¬ 
heitskräfte". Darin wird darauf 
hingewiesen, dass das neue Straf¬ 
gesetz in der Türkei eine "gute 
Gelegenheit" sei: "Wir bieten 
Euch die Freiheit, nutzt diese 
Gelegenheit!" Gegen Informatio¬ 
nen, die dazu geeignet sind, die 
Organisation zu unterlaufen oder 
zur Ergreifung einzelner Mitglie¬ 
der führen, wird Straffreiheit 
angeboten. (MHA, 12.10, ISKU) 
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Aufruf: 

JETZT DEN DIALOG 
ERÖFFNEN 
FREIHEIT FÜR 
ABDULLAH ÖCALAN 

Zahlreiche europäische Parla- 
mentarierlnnen, Wissenschaftle- 
rlnnen und Künstlerinnen haben 
sich in einem Appell einen gewalt- 
freien Lösungsansatz für die kur¬ 
dische Frage und die rechtsstaat¬ 
liche Behandlung Abdullah Öca- 
lans gefordert. 

Für den Appell, der auch auf 
unserer Webseite zu finden ist 
und der im November als Anzei¬ 
ge in europäischen Tageszeitun¬ 
gen erscheinen soll, wird um 
zahlreiche Unterstützung gebe¬ 
ten. 

N u 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Infonnationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und 


KKK: Internationales Komplott 
mit neuem Konzept 


Mit einer Erklärung hat der Exeku¬ 
tivrat der Gemeinschaft der Komu- 
nen Kurdistans (Koma Komelen 
Kurdistane - KKK) die Ergebnisse 
einer ordentlichen einmal monat¬ 
lich stattfindenden Versammlung 
öffentlich gemacht. Darin wird die 
kommende Zeit als eine Phase 
bezeichnet, die Möglichkeiten 
einer Entwicklung und eines Erfol¬ 
ges in Bezug auf die kurdische 
Frage berge. 

Die KKK-Versammlung hat in einer 
Zeit intensiver politischer Entwick¬ 
lungen und einer neuen Etappe im 
bewaffneten Kampf stattgefünden. 
Neben diesen Entwicklungen war 
vor allem die Situation Abdullah 
Öcalans Hauptthema in den 
Diskussionen. "Die sich gegen 
unseren Vorsitzenden richtende 
Politik hat die Ebene der Isolation 
verlassen und ist zu einer schweren 
psychologischen Folter umgewan¬ 
delt worden. Damit soll das interna¬ 
tionale Komplott in eine neue Etap¬ 
pe geführt werden", heißt es in der 
Erklärung. Weiterhin wird darauf 
hingewiesen, dass es sich bei dem 
gegen Öcalan gerichteten Kom¬ 
plott um das Ergebnis politischer 
Berechnungen der USA in Bezug 
auf den Mittleren Osten handelt. 
"Die politischen Kräfte im Mittle¬ 
ren Osten befinden sich heute in 
einem großen Konflikt. Um zu ver¬ 
hindern, dass die Bevölkerung und 
der Befreiungskampf an Initiative 
gewinnen, findet ein weiteres Mal 
ein gegen unseren Vorsitzenden 
gerichtetes Konzept Anwendung". 
Gegen diese Angriffe müsse 
gekämpft werden. Außerdem 
müsse die hinter diesen Angriffen 
verborgene Realität in der Bevölke¬ 
rung und der internationalen 
Öffentlichkeit dechiffriert werden, 
so der KKK-Exekutivrat. 

Das palästinensische Volk habe 
sich in der Intifada selbst weiterge¬ 
bildet und organisiert und habe da¬ 
mit einen Lösungsprozess erreicht. 
"Auch das kurdische Volk muss 
sich in allen Teilen Kurdistans in 
den Serhildans oder der kurdi¬ 
schen Intifada weiterbilden und 
organisieren und darüber eine 
demokratische Lösung entwickeln 
und fordern". 


Die Tatsache, dass in der Türkei 
erstmalig die Existenz der kurdi¬ 
schen Frage zugegeben worden 
sei, ist nach Meinung der KKK 
Ergebnis des organisierten Willens 
der Bevölkerung. Diese sei aufge¬ 
fordert, die Serhildans zu berei¬ 
chern und auszuweiten und ihren 
organisierten Willen für die Frei¬ 
heit Abdullah Öcalans, eine demo¬ 
kratische Lösung der kurdischen 
Frage und den Aufbau des KKK- 
Systems auszudrücken. Weiterhin 
wird in der Erklärung auf die Aktio¬ 
nen zur Unterstützung Öcalans auf¬ 
merksam gemacht. Eine verstärkte 
Fortsetzung der Kampagne unter 
dem Motto "Ich erkenne Abdullah 
Öcalan als meinen politischen 
Willen an" werde die Angriffe ins 
Leere laufen lassen. 

"Gegen eine Politik, mit der Öcalan 
aus dem politischen Kampf und 
einer Lösung heraus gehalten und 
von der Bewegung getrennt wer¬ 
den soll, müssen wir unseren Vor¬ 
sitzenden ins Zentrum des politi¬ 
schen Kampfes und unserer Öffen- 
sive setzen. Über eine umfassende 
Beteiligung an der Kampagne müs¬ 
sen wir in die Offensive gehen. 
Durch das Sammeln von Millionen 
von Unterschriften müssen wir 
eine Grundlage für die Freiheit 
unseres Vorsitzenden in juristi¬ 
scher und politischer Hinsicht 
schaffen". 

In Bezug auf die trügerische Atmo¬ 
sphäre, die in der Türkei zu schaf¬ 
fen versucht werde, erklärte der 
Exekutivrat, dass selbst die, die 
sich selbst als demokratische Intel¬ 
lektuelle betrachten, das Thema 
Öcalan von der kurdischen Frage 
trennen wollen. Auf diese Tren¬ 
nung ausgerichtet sei die aktuelle 
Neufassung des Antiterrorgeset¬ 
zes, die Suche der AKP-Regierung 
nach Alternativen zu Öcalan sowie 
die Isolation Öcalans. "Dagegen 
werden wir als Organisation und 
Volk Stellung beziehen. Es geht 
uns darum, unserem Vorsitzenden 
die Freiheit zu gewährleisten. Das 
ist unsere moralische, menschliche 
und politische Aufgabe und Verant¬ 
wortung". 

Zu den regionalen und internatio¬ 
nalen Entwicklungen heißt es in 


der Erklärung: "Mit der von den 
USA vorangetriebenen Verfassung 
[des Irak] wollen sie ihre Sicher¬ 
heiten entsprechend des neuen 
Systems in der Region organisieren 
und mit der teilweisen Unterstüt¬ 
zung der EU ihre Position im Irak 
festigen. Die Bemühungen der 
USA die irakische Führung von 
einer gemeinsamen Handlungs¬ 
weise gegen unsere Bewegung zu 
überzeugen, dauern an. Die jüng¬ 
sten Verhandlungen zeigen das. 
Ebenso verweist darauf die Tatsa¬ 
che, dass die Türkei zum Thema 
Turkmenen im Irak einen Schritt 
zurück gegangen ist und keinen 
Gegenschlag gegen die irakische 
Verfassung unternommen hat, in 
der eine kurdische Föderation vor¬ 
gesehen ist. Dafür haben die USA 
den EU-Beitritt der Türkei unter¬ 
stützt und gegen unsere Bewegung 
wurde gemeinsam mit regionalen 
Kräften ein Plan in Südkurdistan 
und Europa entworfen. Im Gegen¬ 
zug zu diesem Entgegenkommen 
wird die Ausschaltung unserer 
Bewegung angestrebt." 

Die USA bemühen sich auf der 
einen Seite, die Türkei mit einigen 
Zugeständnissen dazu zu ermun¬ 
tern, eine Rolle in der regionalen 
Politik zu übernehmen und behal¬ 
ten andererseits die Option einer 
kurdischen Föderation als Dro¬ 
hung in der Hand. Die Türkei sei 
essentiell gegen eine Föderation in 
Südkurdistan. "Mit der Annähe¬ 
rung der USA und der Türkei wird 
sich die Repression gegen unsere 
Bewegung erhöhen und versucht 
werden, gegen die Linie Apos die 
Linie der Kollaborateure auf inter¬ 
nationalem Gebiet zu stärken". 

Die AKP-Regierung befinde sich 
im Widerspruch zu dem traditio¬ 
nellen Armeesystem und sei 
bemüht, das Militär zu schwächen. 
Dafür nutze sie sowohl den EU-Bei¬ 
tritt als auch den Krieg mit der 
Befreiungsbewegung. Ministerprä¬ 
sident Erdogan habe mit den auf 
der Sitzung des Nationalen Sicher¬ 
heitsrates am 23. August gefassten 
Beschlüssen die Koordination des 
Krieges gegen die kurdische Bewe¬ 
gung übernommen. 

(MHA 19.10., ISKU) 


Verbot der Özgür Politika aufgehoben 


Das Leipziger Bundesverwaltungs¬ 
gericht (BVerwG) hat am 18. Okt¬ 
ober das von Bundesinnenminister 
Otto Schily am 5. September 2005 
erlassene Verbot der prokurdi¬ 
schen, in der E. Xani Presse- und 
Verlags GmbH erschienenen 
Tageszeitung "Özgür Politika" auf¬ 
gehoben. Grundlage dieser Ent¬ 
scheidung war der von den Anwäl¬ 


ten des Verlages emgereichte Eil- 
antrag gegen die ministerielle Ver¬ 
botsverfügung. Die Richter halten 
insbesondere die angeordnete 
"sofortige Vollziehung" der Ver¬ 
botsverfügung für nicht rechtens. 
Die Verhandlungen zwischen dem 
Bundesverwaltungsgericht und 
dem Innenministerium über die 
Rückgabe der beschlagnahmten 


Gegenstände dauern an. Als Mit¬ 
herausgeber der Zeitung erklärte 
Cemal Ucar: "Wir haben das Verbot 
vom ersten Tag an als rechtswidrig 
entsprechend der internationalen 
und deutschen Rechtssprechung 
bewertet. Aus dieser Überzeugung 
heraus haben wir uns an das 
Gericht gewandt". 

(MHA, 19.10., AZ, 20.10., ISKU) 
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der Türkei 


Meldungen 

Wieder kein Besuch 
bei Öcalan 

Erneut sind die Anwälte Abdullah 
Öcalans nicht zur Gefängnisinsel 
hnrali gebracht worden. Nach offi¬ 
ziellen Angaben ist das Boot, mit 
dem die Verteidigung und die 
Familie Öcalans zur Insel überset¬ 
zen, auf dem Weg zum Anleger in 
Gemlik kaputt gegangen. Auch die 
von den AnwälÜnnen mitgebrach¬ 
ten Zeitungen und Bücher wurden 
von den Militärs nicht angenom¬ 
men. Die Anwältlnnen kündigten 
an, bei der Staatsanwaltschaft in 
Bursa vorzusprechen und eine 
Presseerklärung in der dortigen 
Zweigstelle des Menschenrechts¬ 
vereins IHD abzugeben. 

(1)1 HA, 19.10., ISKU) 

Repression gegen Studierende 
Das in Ankara anstelle der aufgelö¬ 
sten Staatssicherheitsgerichte ein¬ 
gerichtete Schwere Strafgericht 
hat zwei Studierende, die sich für 
muttersprachlichen Unterricht 
eingesetzt haben, wegen Mitglied¬ 
schaft in einer terroristischen 
Organisation zu sechs Jahren und 
zwei Monaten Haftstrafe verur¬ 
teilt. Zwei weitere Studierende 
wurden wegen "Begünstigung von 
Aktivitäten einer terroristischen 
Organisation" zu jeweils drei Jah¬ 
ren und neun Monaten verurteilt. 
Nach der Kampagne zehntausen¬ 
der Studierender für mutter¬ 
sprachlichen Unterricht im Jahr 
2001 sind bis heute hunderte Stu¬ 
dierende verurteilt und eine große 
Anzahl von ihren Universitäten 
relegiert worden. 

(ÖG, 16.10., ISKU) 

Friedensplattform fordert 
Ende der Repression 

Die Friedensplattform Batman hat 
die Beendigung der seit Ende 
August laufenden Verhaftungswel¬ 
le in Batman und die sofortige 
Freilassung aller in diesem 
Zusammenhang Verhafteten gefor¬ 
dert. In Batman waren nach dem 
Tod von sieben HPG-Kämpferln- 
nen in Besiri demokratische Aktio¬ 
nen mit der Forderung einer sofor¬ 
tigen Beendigung der Militärope¬ 
ration durchgeführt worden. 
Dabei kam ein junger Mann durch 
Polizeischüsse ums Leben. Seit¬ 
dem wurden 13 Personen auf¬ 
grund der Beteiligung oder Orga¬ 
nisation dieser Aktionen verhaftet. 
Betroffen sind vor allem Vor¬ 
standsmitglieder zivilgesellschaft¬ 
licher Organisationen. 

(MHA, 16.10., ISKU) 

Dreitägige HPG-Bilanz: 19 tote 
Soldaten 

Nach HPG-Angaben sind vom 12. 
bis 14.10. bei Gefechten an sieben 
verschiedenen Orten 19 Soldaten 





Zivilgesellschaft verhindert Hinrichtung 


In Hakkari wurde ein von der Poli¬ 
zei verschleppter Dorfschützer 
durch den Einsatz zivilgesellschaft¬ 
licher Organisationen freigelassen. 
Nach eigenen Angaben wurde Ali 
Erol im letzten Moment vor dem 
Tod gerettet. 

Am 12. Oktober befand sich der 
Dorfschützer Erol auf dem Weg 
von seinem Dorf Peyanis nach Hak¬ 
kari, als der Minibus mit insgesamt 
14 Fahrgästen an einem Polizeikon¬ 
trollpunkt angehalten wurde. Zivil¬ 
polizisten zeigten den Reisenden 
ihre Ausweise und durchsuchten 
das Fahrzeug. Ali Erol wurde aus 
dem Minibus geholt und festge¬ 
nommen. Er müsse eine Aussage 
machen, hieß es. 

Die anderen Fahrgäste informier¬ 
ten daraufhin die DEHAP-Zentrale 
in Hakkari und Erols Anwalt Zey- 
din Kaya. Rechtsanwalt Kaya wand¬ 
te sich an die Polizeidirektion 
sowie die Gendarmeriekomman¬ 
dantur und forderte Auskunft über 
den Verbleib seines Mandanten. 
Von beiden Stellen erhielt er die 
Antwort, dass eine Person namens 
Erol nicht festgenommen worden 
sei. Daraufhin setzten sich mehre¬ 
re Personen, darunter der örtliche 
DEHAP-Vorsitzende und der Bür¬ 
germeister mit der Polizeidirektion 
und dem Gouvemeursamt in Ver¬ 
bindung. Auch nach dem Ein¬ 


schreiten des Parlamentsabgeord¬ 
neten von Hakkari wollte keine der 
zuständigen Stellen etwas von 
einer Festnahme wissen. Ali Erol 
wurde schließlich nachts freigelas¬ 
sen. 

Danach begab er sich zur Polizei¬ 
station und zur Staatsanwaltschaft, 
um von den Ereignissen zu berich¬ 
ten. In seiner Aussage heißt es: 
"Auf dem Weg nach Hakkari 
wurde ich am Polizeikontrollpunkt 
Merzan, an dem täglich Kontrollen 
stattfinden, von vier Personen fest¬ 
genommen, die sich als Polizisten 
zu erkennen gaben. Ich dachte, 
dass ich zur Polizei gebracht 
werde. Aber als ich in den Wagen 
gesetzt wurde, warf mich eine Per¬ 
son, die sich bereits in dem Auto 
befand, auf den Boden, stellte sei¬ 
nen Fuß auf meinen Hals und ver¬ 
band mir die Augen. Das Auto fuhr 
los und hielt nach ungefähr zwan¬ 
zig Minuten wieder an. Sie holten 
mich aus dem Fahrzeug. Da meine 
Augen verbunden waren, konnte 
ich nicht sehen, wo ich war, aber 
aufgrund des Gestanks nehme ich 
an, dass wir uns an der Müllkippe 
der Stadt befanden. Sie nannten 
mir eine Reihe von Namen von Per¬ 
sonen aus dem Dorf. Sie wollten, 
dass ich gestehe, PKK-Mitglied zu 
sein, und dass die genannten Per¬ 
sonen mich unterstützen. Ich 


sagte, dass das nicht stimmt. Sie 
traten mich ständig und schlugen 
mit einem harten Gegenstand auf 
meinen Kopf. Von hinten hörte ich 
zwei Schüsse. Sie wollten mich 
dort umbringen. Aber im letzten 
Moment kam ein Telefonanruf und 
sie ließen von mir ab. Dann brach¬ 
ten sie mich in die Nähe des Stadt¬ 
teils Merzan und ließen mich lau¬ 
fen. Vorher bedrohten sie mich 
noch, dass ich keine Aussage 
machen solle, weil ich sonst ster¬ 
ben werde". 

Nach der Aufnahme seiner Aussa¬ 
ge bei der Staatsanwaltschaft 
wurde Erol ins Krankenhaus 
gefahren, wo zwei Bruchstellen am 
Schädel und Schlagspuren am 
gesamten Körper attestiert wur¬ 
den. Erol erhielt ein Arbeitsunfä¬ 
higkeitsattest über 22 Tage. 

Nach Angaben des örtlichen 
DEHAP-Vorsitzenden Sabahattin 
Suvagei habe er sofort die Initiative 
ergriffen, weil es bereits früher 
extralegale Hinrichtungen gege¬ 
ben habe. "Vor ein eineinhalb 
Monaten wurde Yusuf Yasar in 
ähnlicher Form verschleppt und 
hingerichtet. Hinterher wurde er 
vom Gouvemeursamt als Terrorist 
dargestellt, der Minen gelegt 
haben soll. Aber alle wussten, dass 
Yusuf Yasar ein ziviler Bürger war." 

(ÖG, 17.10., ISKU) 


Folter auf offener Straße 


In Istanbul ist ein aus Diyarbakir 
stammender Mann auf offener Stra¬ 
ße von Polizisten krankenhausreif 
geschlagen worden. Danach wurde 
er wegen Widerstand gegen die 
Staatsgewalt festgenommen. 

Bei dem Betroffenen handelt es 
sich um Erol Sert, der im Istanbu¬ 
ler Stadtteil Sisli als Wachmann in 
einem Geschäft arbeitete. Nach sei¬ 
nen Angaben seien uniformierte 
Polizisten zu ihm gekommen und 
hätten 40 YTL von ihm verlangt. 
"Bereits zuvor hatten sie einmal 30 
YTL gefordert. Aus Angst habe ich 
ihnen das Geld gegeben. Als ich sie 
nach dem Gmnd fragte, sagten sie, 
sie brauchten Geld für Benzin. Als 
ich ablehnte, schrieben sie einen 
Strafzettel über 45 YTL, weil ich 
angeblich einen illegalen Parkplatz 
betreiben würde. Ich zeigte ledig¬ 


lich zu dem Geschäft kommenden 
Fahrzeugen, wo sie parken können. 
Dafür bekomme ich kein Geld. 
Dann fingen sie an, mich zu treten 
und zu schlagen." 

Während er von seinen Erlebnis¬ 
sen erzählt, kann Sert die Tränen 
nicht zurück halten. Er hat sich 
bereits mit der Bitte um Unterstüt¬ 
zung an den Menschenrechtsver¬ 
ein IHD gewandt und wird Anzeige 
gegen die Polizisten stellen. In sei¬ 
nem Gesicht und an seinem Körper 
befinden sich starke Schwellungen. 
"Einer der Polizisten hielt mich fest 
und sagte: .Kennst du mich? Ich bin 
Izzet aus Canakkale. Schau mich 
gut an, ich habe dich auf meine 
schwarze Liste aufgenommen. Ich 
weiß, dass du aus dem Osten 
stammst 1 . Dann schlug er meinen 
Kopf gegen ein Auto. Zehn Polizi¬ 


sten griffen gleichzeitig an. Sie tra¬ 
ten in mein Gesicht und warfen 
mich zu Boden. Sie traten in mei¬ 
nen Rücken und legten mir Hand¬ 
schellen an. Im Krankenhaus bin 
ich wieder zu mir gekommen. Die 
Polizisten ließen nicht zu, dass mir 
ein ärztliches Attest ausgestellt 
wird.". Nach seiner Freilassung 
wurde Sert von seinem Arbeitge¬ 
ber entlassen. 

Für Leman Yurtsever vom Istanbu¬ 
ler IHD-Vorstand zeigen die Anträ¬ 
ge an den Menschenrechtsverein 
eine steigende Tendenz in Fällen 
von systematischer Misshandlung 
und Folter gegen kurdische Bür¬ 
ger. Es werde auf offener Straße 
gefoltert. "Staat und Sicherheits¬ 
kräfte reagieren brutaler als zuvor. 
Der Rassismus steigt an". 

(ÖG, 19.10., ISKU) 


getötet worden. Weitere zwanzig 
seien verletzt worden. 

Dörfer in Kulp und Lice in der Pro¬ 
vinz Amed wurden unterdessen 
von Militärs überfallen. Die Solda¬ 
ten durchsuchten die Häuser und 
kontrollierten Ausweise der Dorf¬ 
bewohner. Auf deren Frage nach 
einem Durchsuchungsbefehl 
wurde ihnen mitgeteilt, die Staats¬ 
anwaltschaft in Kulp habe die 
Durchsuchungen genehmigt. Ein 
entsprechendes Papier wurde den 
Betroffenen nicht vorgelegt. 
Beschlagnahmt wurden bei den 
Durchsuchungen Bilder, Zeit¬ 
schriften und Bücher. In zwei Dör¬ 
fern wurden Heuvorräte angezün¬ 
det. Neben uniformierten Soldaten 
waren auch zivil gekleidete Perso¬ 
nen an der Operation beteiligt. 

(ÖG, 16.10., ISKU) 

Staatsanwalt gibt 
IIID-Angreifem recht 

Die Staatsanwaltschaft Bingöl hat 
die Einleitung eines Verfahrens 
wegen eines Angriffs gegen den 
Menschenrechtsverein IHD abge¬ 
lehnt. Der IHD hatte Anzeige 
gestellt, nachdem am 2. Juli wäh¬ 
rend einer Gedenkfeier für fünf 
getötete Soldaten eine Gruppe das 
Vereinsgebäude angegriffen hatte. 
Der Staatsanwalt entschied, die 
Anzeige abzulehnen und kein 
Ermittlungsverfahren einzuleiten, 
weil "ernsthafte Besorgnis" darü¬ 
ber bestehe, der Verein betreibe 
die Verteidigung einer 'Terroror¬ 
ganisation". Ohnehin sei es prak¬ 
tisch unmöglich, jedes Verbrechen 
zu verhindern, deshalb sei auch 
den Sicherheitskräften keine Ver¬ 
nachlässigung ihrer Pflicht zuzu¬ 
schreiben. 

Gegen diesen Entscheid legte der 
IHD-Vorsitzende von Bingöl, Rid- 
van Kizgin, Widerspruch ein und 
wandte sich mit der Forderung, 
ein Ermittlungsverfahren gegen 
den zuständigen Staatsanwalt ein¬ 
zuleiten, an das Justizministerium. 
Kizgin kritisierte die Haltung der 
Staatsanwaltschaft als Einladung 
zu weiteren Angriffen auf den 
Menschenrechtsverein. 

(ÖG, 16.10., ISKU) 
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Entschädigungs-Komödie 


In Wan sind von 600 Anträgen auf 
Entschädigung wegen Dorfzerstö¬ 
rungen 500 abgelehnt worden, weil 
die Antragsteller keine Dokumente 
darüber vorlegen konnten, dass 
die Gendarmerie ihre Dörfer zer¬ 
stört habe. Um sich vor den Scha¬ 
densersatzklagen vor dem Europa 
ischen Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte zu retten, ist in der Türkei 
ein Gesetz zum "Ausgleich von 
Schäden, die durch den Terror und 
den Antiterrorkampf entstanden 
sind" erlassen worden. Die Praxis 
der Schadensersatzkommissionen, 
die dem Gouvemeursamt unterste¬ 
hen, macht jedoch die Umsetzung 
des Gesetzes unmöglich. 

So forderte die Kommission von 
Antragstellern aus Hakkari und 
Wan, ein von den jeweiligen Gend¬ 


armerieposten verfasstes Doku¬ 
ment vorzulegen, aus dem hervor 
gehe, dass das Militär die Dörfer 
zerstört habe. Anträge, denen die¬ 
ser Beleg nicht beigefügt war, wur¬ 
den abgelehnt. Den Betroffenen 
bleibt jetzt wieder nur der Weg 
zum Europäischen Gerichtshof. 

Ein Sprecher von Göc-Der in Wan 
kritisierte diese Praxis: "Welcher 
Soldat wird schon zugeben, ein 
Dorf nieder gebrannt zu haben? 
Die Forderung eines von der Gen¬ 
darmerie ausgestellten Papiers ist 
vollkommen unlogisch. Von 600 
Anträgen sind 500 bereits aus die¬ 
sem Gmnd abgelehnt worden. Das 
zeigt, dass das Entschädigungsge¬ 
setz nicht umgesetzt wird". Das 
staatliche Vorgehen werde sich vor 
dem Europäischen Gerichtshof für 


Menschenrechte widerspiegeln, so 
Göc-Der. "Um nicht erneut vor 
dem Europäischen Gerichtshof in 
Schwierigkeiten zu geraten, müs¬ 
ste die Türkei sofort das Dorf¬ 
schützersystem abschaffen, zivil¬ 
gesellschaftliche Organisationen 
an den Kommissionen beteiligen 
und eine realistische Untersu¬ 
chung der Anträge durchführen". 
In Hakkari sind unterdessen alle 
Anträge abgelehnt worden. Nach 
Angaben des Stadtratsmitglieds 
Hivzullah Kansu sind in der Pro¬ 
vinz Hakkari in den neunziger Jah¬ 
ren knapp 250 Dörfer zerstört wor¬ 
den. "Bis heute wurden 21 000 
Anträge gestellt. Von diesen wur¬ 
den 243 näher untersucht und 
komplett abgelehnt. 

(ÖG, 19.10., ISKU) 
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Nicht die Zeit zu schweigen 


Das seit langer Zeit Erwartete ist 
eingetreten... Die grausame und 
verantwortungslose Kriegspolitik 
hat weitere einseitige Schritte 
unmöglich gemacht. Jahrelang hat 
die kurdische Seite zu Themen wie 
einer türkeiweiten Politik, der 
demokratischen Republik, gesell¬ 
schaftlicher Ökologie, Gewaltlosig¬ 
keit und Paradigmawandel gearbei¬ 
tet. Nationalstaat und Nationa¬ 
lismus wurden abgelehnt und ande¬ 
re Lösungswege vorgeschlagen. 
Die Waffen wurden zum Schwei¬ 
gen gebracht, die bewaffneten Ein¬ 
heiten aus dem Territorium der 
Türkei abgezogen und aus den Ber¬ 
gen eine Gruppe von Repräsentan¬ 
ten in die Türkei geschickt. Heute 
heißt es von kurdischer Seite: Wir 
erwarten nichts mehr von euch'. So 
erklärte Duran Kalkan als Vorsit¬ 
zender des KKK-Selbstverteidi- 
gungskomittees: 'Unser Vorsitzen¬ 
der und unsere Bewegung soll in 
einen Massenselbstmord oder Auf¬ 
stand hineingetrieben werden. Dar¬ 
über wird die komplette Vernich¬ 
tung angestrebt. Es kann sogar zu 
einer Abspaltung von der Türkei 
kommen. Es gibt nichts mehr, was 
die Türkei der kurdischen Gesell¬ 
schaft noch geben könnte'. 

Aus einem vereinfachenden oder 
dem klassischen herrschenden 
Blickwinkel betrachtet, können wir 
darüber jammern, warum so etwas 
passiert. Aber mit jammern ändern 
wir nichts. Die KKK-Erklärung 
bezeichnet nicht irgendeine Ent¬ 
wicklung, sondern ein Resultat. 
Deshalb müssen wir schleunigst 
hinterfragen, wie es zu diesem 
Ergebnis gekommen ist. Wie sind 
die Kurden an diesen Punkt 
gekommen? Ist es gelungen, den 
seit langer Zeit geführten Identi¬ 
tätskampf mit der Demokratiebe¬ 
wegung der Türkei zu verbinden? 
Konnte dieser Kampf den Nationa¬ 
lismus in der Türkei und die sich 
über Nationalismus organisierende 
militaristische Politik ändern? Was 
geschah, als Friedensschritte 
gesetzt wurde? In was für einer 


Belagerung befinden sich die Kur¬ 
den auf militärischem, politischem 
und psychologischem Gebiet? Wie 
fühlen sie sich innerhalb dieser 
Belagerung? Welchen Einfluss hat 
dabei die Staatspolitik? Ist diese 
Politik klar geworden, und konnte 
sie verhindert werden? 

Im Juli war durch das Treffen zwi¬ 
schen Ministerpräsident Erdogan 
und einigen Intellektuellen, die 
eine Initiative für den Frieden ein¬ 
geleitet hatten, eine optimistische 
Atmosphäre entstanden. Gestei¬ 
gert wurde dieser Optimismus, als 
Erdogan in Diyarbakir von einer 
'kurdischen Frage' sprach - auch 
ohne ein Lösungsprojekt vorzustel¬ 
len. Ein großer Teil der Gesell¬ 
schaft - außer den nationalistischen 
Kreisen - erwartete von Erdogan 
konkrete Schritte für den Frieden. 
Der Kongra Gel beschloss zur 
Unterstützung dieser Entwicklung 
eine am 20. August beginnende, 
einmonatige militärische Aktions¬ 
pause. Dieser Beschluss wurde bis 
zum 3. Oktober, dem Datum des 
Beginns der EU-Beitrittsverhand- 
lungen der Türkei, verlängert. 

Es vergingen zwei Monate, die eine 
günstige Gelegenheit für den Frie¬ 
den boten. Aber innerhalb dieser 
zwei Monate kam es zu keinen kon¬ 
kreten Schritten. Seit dem 1. Juni 
konnte kein Anwaltsbesuch bei 
Öcalan mehr stattfinden. Auch der 
Familienbesuch ist mittlerweile 
gestrichen. Niemand hat Kontakt 
zu Öcalan. 

Die Militäroperationen liefen trotz 
des einseitigen Waffenstillstandes 
weiter. Viele Guerillakämpferinnen 
und Soldaten verloren dabei ihr 
Leben. Leichname kurdischer 
Jugendlicher mit ausgestochenen 
Augen und zerfetzten Körpern 
tauchten auf. Die Angriffe auf die 
Bevölkerung intensivierten sich. In 
Istanbul und Batman wurden zwei 
Zivilisten von der Polizei erschos¬ 
sen. Gegen die Aktionen der Bevöl¬ 
kerung wurde brutal interveniert. 
In Diyarbakir wurde nicht einmal 
eine für den 2. Oktober geplante 


Pro-EU-Demonstration genehmigt. 
Die beiden Monate wurden kurz 
gesagt vergeudet Der durch ein 
kleines Wort des Ministerpräsiden¬ 
ten hervorgerufene Optimismus ist 
durch das staatliche antidemokrati¬ 
sche und rechtswidrige Verhalten 
ins Gegenteil umgeschlagen. 

Auch das ist das Werk Erdogans. 
Vor zwei Monaten sprach er von 
der kurdischen Frage, jetzt redet er 
von einer Militäroperation in Süd¬ 
kurdistan. Er redet so, als ob in den 
vergangenen zwei Monaten irgend¬ 
etwas für den Frieden getan wurde, 
das von kurdischer Seite unbeant¬ 
wortet geblieben wäre. Erdogan 
steht unter dem Druck der eigenen 
Basis, weil er die Kopftuch-Frage 
nicht lösen konnte. Seine Existenz 
versucht er mit demonstrativer 
Nähe zu den nationalistischen Krei¬ 
sen und dem Militär zu sichern. 
Und deshalb spricht der gleiche 
Erdogan, der von der kurdischen 
Frage und einer Lösung geredet 
hat, jetzt vom Krieg. 

Die Regierung bereitet sich auf den 
Krieg vor. Der diplomatische Ver¬ 
kehr mit verschiedenen Ländern 
ist intensiv. Von ihrem Bündnis¬ 
partner USA erwartet sie grünes 
licht für einen Einmarsch nach 
Südkurdistan. Die USA signalisie¬ 
ren, unter der Bedingung, Druck 
auf Syrien und Iran auszuüben, grü¬ 
nes licht zu geben. 

Diese Region, in der wir leben, ist 
mit einer sehr ernsten Kriegsge¬ 
fahr konfrontiert. Diesem Verlauf 
muss endlich Einhalt geboten wer¬ 
den. Wer heute noch schweigt, 
unterstützt den Krieg. Gefordert 
sind ein massenhaftes Aufstehen 
und demokratische Aktionen. Es ist 
die Zeit des Serhildan, die Zeit der 
Intifada. Bevor die Berge zu Kriegs¬ 
gebieten werden, müssen die Städ¬ 
te zu Friedensgebieten gemacht 
werden. Jede Aktion in der Stadt 
bedeutet für beide Seiten weniger 
Tote und Leid. 

Die Friedensrufe auf den Straßen 
können die Waffen zum Schweigen 
bringen. (ÖG, 23.10., ISKU) 


• • 

Keine Nachricht von Öcalan 


Die Anwälte Abdullah Öcalans und 
seine Schwester Hawa Keser konn¬ 
ten am 25.10. nicht zur Gefängnis¬ 
insel Imrali übersetzen. Als Be¬ 
gründung wurde erneut ein Defekt 
am Wasserfahrzeug angegeben. 
Auch die Annahme von Zeitungen 
und Büchern, die für Öcalan 
bestimmt waren, wurde verwei¬ 
gert. Das letzte Verteidigerge¬ 
spräch fand am 1. Juni statt. Meh¬ 
met Öcalan war zuletzt am 31. 
August zu Besuch. Seitdem gibt es 
keine Nachricht mehr von Öcalan. 
Die kurdische Bevölkerung rea¬ 


giert beunruhigt auf diesen Isola¬ 
tionszustand. In vielen Städten fan¬ 
den spontane Protestkundgebun¬ 
gen statt. 

Anfragen der Anwälte an das Euro¬ 
päische Komitee zur Verhinderung 
von Folter (CPT) sind bisher unbe¬ 
antwortet geblieben. Das CPT hat 
Öcalan bisher dreimal besucht. 
Rechtsanwalt Irfan Dündar kriti¬ 
sierte die Passivität des CPT, das in 
einem seiner Berichte über die 
Situation Öcalans angekündigt 
hatte, zu verfolgen, ob die Verteidi¬ 
gergespräche ungehindert stattfin¬ 


den können. "Dieses Komitee kann 
auf den Verdacht einer Rechtsver¬ 
letzung ohne Genehmigung in 
Gefängnissen Untersuchungen 
anstellen", erinnerte Dündar, der 
weiterhin darauf verwies, dass der 
juristische Weg über Eingaben an 
örtliche Institutionen oder den 
Europäischen Gerichtshof für Men¬ 
schenrechte nicht ausreichend sei. 
"Wir glauben daran, dass sich das 
Problem eher durch die Aufmerk¬ 
samkeit der demokratischen 
Öffentlichkeit lösen lässt". 

(ÖG, 27.10, ISKU) 


Meldungen 

Gedenken an Andrea Wolf 

Mit einer von der Infonnations¬ 
stelle Kurdistan (ISKU) organi¬ 
sierten Veranstaltung wurde am 
Dienstag in Hamburg im interna¬ 
tionalistischen Zentrum B5 der 
deutschen PKK-Guerillakämpfe- 
rin Andrea Wolf (Ronahi) gedacht, 
die am 23. Oktober 1998 in Catak 
mit 22 weiteren Genossinnen von 
der türkischen Armee hingerich¬ 
tet wurde. Neben Redebeiträgen, 
in denen an Andrea Wolfs Leben 
erinnert wurde, wurde ein 
Gedicht vorgetragen. Frauen des 
in Hamburg ansässigen Freien 
Frauenvereins Mesopotamien lei¬ 
steten einen musikalischen Bei¬ 
trag. Den Abschluss bildete ein 
Tanz einer aus dem Baskenland 
stammenden Frau, der zum 
Gedenken an Menschen, die im 
baskischen Befreiungskampf ihr 
Leben verloren haben, vorgeführt 
wird. (ANF, 26.10., ISKU) 

Polizeiangriff auf Demonstra¬ 
tion in Mahabad 

In Mahabad in Ostkurdistan 
(Iran) haben 500 Menschen 
gegen die Repression des irani¬ 
schen Staates demonstriert und 
die sofortige Freilassung der in 
den vergangenen Monaten verhaf¬ 
teten Kurden gefordert. Die 
Demonstration wurde von Sicher¬ 
heitskräften angegriffen. Es kam 
zu einer großen Anzahl von Fest¬ 
nahmen und Verletzten auf beiden 
Seiten. (ANF, 26.10, ISKU) 

"Ülkede Özgür Gündem" 
erscheint in Europa 

Editorial der ersten in Europa 
erschienenen Ausgabe: 

Merhaba, unsere Zeitung "Ülkede 
Özgür Gündem" wird von heute 
an die Wärme des Landes nach 
Europa tragen. Sie wird die Tages¬ 
ordnungen derer, die geblieben 
sind, und deren, die man zu gehen 
gezwungen hat, die Tagesord¬ 
nung der Türkei und die Europas, 
vereinigen. Sie wird Ihnen Nach¬ 
richten von Ihren Wurzeln brin¬ 
gen. Ülkede Özgür Gündem wird 
die gemeinsame Sprache derjeni¬ 
gen sein, die zum Arbeiten gingen, 
derer, die ins Exil getrieben wur¬ 
den, und derer, die geblieben sind. 
Mit der Wärme des Landes, 
MERHABA (ÖG, 24.10, ISKU) 

Neue Adresse: Nachrichtena¬ 
gentur Firat (ANF) 

Die Mitarbeiterinnen der in 
Deutschland ansässigen Nach¬ 
richtenagentur Mezopotamya 
(MHA), die vom Bundesinnenmi¬ 
nisterium verboten worden ist, 
aber ihre Intemetseite von der tro¬ 
pischen Inselgruppe Tokelau bei 
Neuseeland weiterhin betrieb, 
gründeten eine neue Nachrichte- 





Mordprozess im Fall Kaymaz 


Am Montag wurde der Prozess 
gegen die Polizisten, die vor 
einem Jahr in Mardin-Qosere 
(Kiziltepe) den zwölfjährigen 
Ugur Kaymaz und seinen Vater 
erschossen haben, in Eskisehir 
fortgesetzt. Bereits im Vorfeld 
war es zu Lynch-Aufrufen aus 
dem Umfeld der MHP gekom¬ 
men. Prozessbeobachterlnnen, 
die aus anderen Städten anreisen 
wollten, wurden teilweise bereits 
an der Einfahrt in die Stadt gehin¬ 
dert. Andere wurden von der 
Polizei angegriffen. Die MHP- 
Anhänger zeigten sich dagegen 
nicht. 

Denjenigen Prozessbeobachter¬ 
lnnen, denen es gelang, das 
Gerichtsgebäude zu erreichen, 
wurde der Eintritt verwehrt. Aus 
Protest verließen die zwanzig 
Anwältlnnen der Kaymaz-Familie 
sowie Vertreterinnen zivilgesell¬ 
schaftlicher Organisationen die 
Verhandlung. Die Verteidiger der 
Polizisten behauptete zunächst, 


der getötete Ugur sei bereits 15 
oder 16 Jahre alt gewesen. Sie 
bezeichneten ihn als 'Terroristen' 
und legten als 'Beweis' Fotos von 
Kindern, die im Zusammenhang 
des 'Fahnen-Vorfalls 1 in Mersin 
zu Newroz festgenommen wor¬ 
den waren, sowie von Minderjäh¬ 
rigen in Guerilla-Ausbildungsla¬ 
gern vor. Das Verlassen des 
Gerichtssaals der Kaymaz-Vertei- 
digung kommentierten sie mit 
den Worten: "Sie sind ohnehin 
nur hier, um eine Show zu veran¬ 
stalten. Die meisten, die sich als 
Vertreter zivilgesellschaftlicher 
Organisationen bezeichnen, sind 
PKKler". Der nächste Verhand¬ 
lungstag findet am 19. Dezember 
statt. 

Nach dem Verlassen des 
Gerichtsgebäudes bezeichnete 
der Vorsitzende des Menschen¬ 
rechtsvereins IHD, Yusuf Alatas, 
das Vorgehen im Gerichtssaal als 
rechtswidrig. In Bezug auf die 
Verlegung des Prozesses von 


Mardin in die Westtürkei aus 
'Sicherheitsgründen' erklärte er: 
"Von was für einer Sicherheit 
wird hier überhaupt gesprochen? 
Es geht hier um die Sicherheit 
von Menschenrechtlern, Anwäl¬ 
ten und Angehörigen der Opfer". 
Bereits vor Beginn der gestrigen 
zweiten Hauptverhandlung inter¬ 
venierte die Polizei gegen eine 
Gruppe Prozessbeobachterln¬ 
nen. Mindestens zwölf Personen 
wurden bei dem brutalen Poli¬ 
zeieinsatz festgenommen. Das 
Gerichtsgebäude wurde von Poli¬ 
zeipanzern umstellt. In der 
Umgebung des Gebäudes wur¬ 
den Scharfschützen positioniert. 
Außergewöhnlich streng waren 
auch die Körper- und Ausweis¬ 
kontrollen am Eingang. 

Das Prozessbeobachtungskomit- 
tee verurteilte das Vorgehen der 
Polizei und machte das Gouver¬ 
neursamt und die Polizeidirek¬ 
tion für die Vorfälle verantwort¬ 
lich. (ÖG, 25.10., ISKU) 


Entführter Polizist äußert sich erstmals in der Öffentlichkeit 

"Sie werden mich frei lassen" 


Erstmalig hat sich der am 9. Okt¬ 
ober von der HPG zwischen 
Midyat und Idil entführte Polizei¬ 
beamte Hakan Acil öffentlich 
geäußert. Gegenüber der neuge¬ 
gründeten Nachrichtenagentur 
Firat (Ajansa Nufeyen Firat- 
ANF) erklärte Acil, er befinde 
sich bei guter Gesundheit: "Ich 
wurde gefangen genommen, weil 
ich Polizist bin. Gesundheitlich 
geht es mir gut, es gibt keine Pro¬ 
bleme. Zunächst war es schwie¬ 
rig, aber jetzt habe ich mich an 
die Bedingungen in den Bergen 
gewöhnt". Die HPG-Kämpfer ver¬ 
hielten sich ihm gegenüber 
menschlich und er sei keiner 


Die in den letzten Jahren viel 
diskutierten sogenannten Ehren¬ 
morde sowie Gewalt gegen Frauen 
und Kinder werden in einer parla¬ 
mentarischen Kommission in der 
Türkei diskutiert. Die Kommis¬ 
sion begann damit, die Meinung 
von Fachleuten anzuhören. So 
erklärte Dr. Leyla Pervizad, 
'Ehrenmorde' gebe es überall auf 
der Welt. Die Statistiken zu dem 
Thema in der Türkei kritisierte sie 
als völlig unzureichend. "In Nor¬ 
wegen werden bei einer Einwoh¬ 
nerzahl von 4,5 Millionen jährlich 
fünfzig Frauen von ihren Partnern 
ermordet. In der Türkei mit ihren 
80 Millionen Einwohnern sollen es 
300 Frauen sein. Diese Zahl ist 
unrealistisch. Wir sind eine 
geschlossene Gesellschaft, das 
Problem wird verschleiert. Morde 
werden als Selbstmorde oder 
Unfälle vertuscht". 

Weiterhin wies Pervizad darauf 
hin, dass häufig auch Mütter, Tan¬ 
ten, Schwägerinnen an den Fami¬ 
lienräten beteiligt seien, auf denen 
Todesurteile gefällt werden. 
"Frauen sind dabei nicht schuld- 


Misshandlung ausgesetzt, so 
Acil. "Ich möchte nach Hause zu 
meiner Familie, ich vermisse sie 
sehr". Weiterhin rief Acil die tür¬ 
kische Armee dazu auf, die Mili¬ 
täroperationen zu stoppen. Dann 
könne er einer IHD-Abordnung 
übergeben werden. 

Die Guerillagruppe, in deren 
Händen sich Acil befindet, ver¬ 
wies unterdessen auf die heftigen 
Operationen und Bombenabwür¬ 
fe aus der Luft. Nur 15 Minuten 
vor dem Gespräch habe ein 
erneuter Bombenangriff stattge¬ 
funden. "Unter diesen Bedingun¬ 
gen ist es nicht möglich, den Poli¬ 
zisten frei zu lassen", erklärte sie. 


los", betonte die Fachfrau, deren 
Lösungsansatz dennoch haupt¬ 
sächlich auf der Bildungsarbeit 
mit Männern liegt. Auch männli¬ 
che Richter und Staatsanwälte 
müssten zu dem Thema gesondert 
geschult werden. 

Die CHP-Abgeordnete Canan Arit- 
man schlug vor, Männer beim 
Militärdienst zu den Themen 
Geschlechtergleichheit und 
Gewalt gegen Frauen zu schulen. 
Die Kommissionsvorsitzende 
Fatma Sahin forderte als ersten 
Schritt die Erstellung klarer Stati¬ 
stiken als Ergebnis von Studien 
zum Thema 'Ehrenmorde' von 
Experten aus Justizministerium 
und Polizei. 

Frauenmord in Adana 

Eine in Adana vor 18 Tagen ver¬ 
schwundene Frau wurde in der 
Nähe des Dorfes Mustafalar mit 
durchschnittener Kehle tot aufge¬ 
funden. Ihre Verwandten machen 
den Ehemann der jungen Frau für 
ihren Tod verantwortlich. 

Hatice Yesilagaf (20 Jahre) heirate¬ 
te vor zwei Jahren ihren Cousin 


Auch mit seinem Vater Muammer 
Acil konnte der Gefangene telefo¬ 
nisch sprechen. Der Anruf erfolg¬ 
te, nachdem Vater Acil am Pro¬ 
zess wegen der Ermordung von 
Ugur Kaymaz in Eskisehir teilge¬ 
nommen und im Anschluss mit 
IHD-Vertretern zusammen saß. 
Wie der Vater mitteilte, habe sein 
Sohn ihm gesagt, er werde zur 
Zeit in Diyarbakir festgehalten 
und voraussichtlich innerhalb 
von wenigen Tagen frei gelassen. 
Der IHD-Vorsitzende Yusuf Ala¬ 
tas erneuerte unterdessen die 
Forderung, den Polizisten frei zu 
lassen. 

(ÖG, 25.10., ISKU) 


Mustafa Yesilagag (27) und brach¬ 
te ein Kind zur Welt. Als sie am 31. 
September unbeabsichtigt heißes 
Wasser über das Bein ihres Sohnes 
verschüttete, kam es zum Streit 
mit ihrem Mann, der dabei Gewalt 
anwandte. Am 1. Oktober ver¬ 
schwand die junge Frau. 

Gefunden wurde ihr Leichnam von 
einer Gendarmerie-Einheit am 13. 
Oktober. Ihre Kehle war durch¬ 
schnitten und in ihrer Brust Wun¬ 
den von zwei Messerstichen. 

Ihre Schwester Remziye Yesilagac 
hält den Ehemann für den Mörder: 
"Morgens wurde meine Schwester 
noch von den Nachbarn gesehen. 
Mittags verließ sie mit ihrem Mann 
und dem Kind das Haus. Sie brach¬ 
ten das Baby zu ihrer Schwieger¬ 
mutter. Danach haben wir nichts 
mehr von ihr gehört. Der Mörder 
meiner Schwester ist ihr Mann. 
Seine erste Frau hat ihn wegen 
extremer Gewaltanwendung verlas¬ 
sen." Mustafa Yesilaga^ bestreitet 
alle Vorwürfe und befindet sich 
nach einer kurzen Ingewahrsam- 
nahme wieder auf freiem Fuß. 

(ÖG, 20.10., DIHA, 22.10., ISKU) 


nagentur mit dem Namen ANF. 
Büros des neuen Mediums befin¬ 
den sich in Frankfurt, Brüssel, 
Amsterdam und Paris. ANF ver¬ 
fügt über ein Korrespondenten¬ 
netz in vielen Ländern. Schwer¬ 
punkt der Arbeit sind türkisch- 
und kurdischsprachige Nachrich¬ 
ten aus der Türkei, Europa und 
dem Mittleren Osten. In der Test¬ 
phase ist der Nachrichtenbezug 
kostenfrei, (www.firatnews.com) 

(ÖG, 26.10., ISKU) 

Was kostet ein W? 

Zwanzig Personen sind in Siirt auf¬ 
grund des rechtswidrigen 
Gebrauchs des Buchstabens W 
bei der Vorbereitung der Newroz- 
feierlichkeiten 2004 zu jeweils 100 
YTL Geldstrafe verurteilt worden. 
Anlass für das Verfahren waren 
Transparente mit dem in der tür¬ 
kischen Sprache nicht existieren¬ 
den Buchstaben, die den Festplatz 
schmückten. Unter den Betroffe¬ 
nen befinden sich Vertreter des 
IHD und verschiedener Gewerk¬ 
schaften. Der IHD Siirt kündigte 
an, Widerspruch gegen das Urteil 
einzulegen. (ÖG, 25.10., ISKU) 

Vernetzung von 
23 Frauenorganisationen 

An einer von der Demokratischen 
Freien Frauenbewegung in der 
Türkei organisierten Diskussions¬ 
runde über Frauenpolitik in Diyar¬ 
bakir nahmen Vertreterinnen von 
23 Fraueneinrichtungen teil. Bei 
dem zweitägigen Treffen wurde 
über Vernetzung und die gemein¬ 
same Auswertung von Erfahrun¬ 
gen aus der Vergangenheit disku¬ 
tiert. Vertreterinnen von Einrich¬ 
tungen aus Batman, Urfa, Diyar¬ 
bakir, Ergani, Ankara, Dersim, 
Kiziltepe, Kurtalan, Wan, Adana 
und Istanbul berichteten von ihren 
Tätigkeiten. In den Einrichtungen 
wurde auf politischem, sozialem, 
wirtschaftlichem, rechtlichem, 
gesundheitlichem und kulturel¬ 
lem Gebiet gearbeitet". 

(ÖG, 20.10., ISKU) 
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Lösung auf der Basis des neuen Paradigmas 

DTP als Partei gegründet 


Die Bewegung für eine demokrati¬ 
sche Gesellschaft (DTH) hat sich 
in eine Partei (DTP) umgewandelt. 
Das Parteiprogramm sieht für die 
strukturellen Probleme der Türkei 
auf einem neuen Paradigma auf¬ 
bauende Lösungen vor. Dazu 
gehört vor allem der Abbau des 
Staates. Die DTP möchte den Staat 
verkleinern und in ein Mittel der 
Koordination basierend auf gesell¬ 
schaftlichem Recht verwandeln. 

Im Gegensatz zu anderen politi¬ 
schen Parteien kommen im DTP- 
Programm alternative Lösungsmo¬ 
delle für die vielschichtigen Pro¬ 
blemfelder der Türkei vor. Das 
oligarchische System soll mit 
einem demokratischen Wandel 
überwunden werden. Dafür ist es 
laut Programm notwendig, zur 
Gründungsphilosophie der Repu¬ 
blik zurückzukehren, die auf ver¬ 
schiedenen ethnischen und kultu¬ 
rellen Strukturen gründet. 

Frauenfrage 

Die DTP betrachtet Frauen als die 
Hauptdynamik in der Demokrati¬ 
sierung. Im Programm werden 
nicht nur Lösungen für die Frauen¬ 
frage vorgesehen, sondern auch 
Frauen die Möglichkeit geboten, 
sich zu organisieren und Politik zu 
machen. Die vorgesehene Frauen¬ 
quote in der DTP liegt bei 40 Pro¬ 
zent. Gefordert wird außerdem 
eine Änderung im Parteiengesetz, 
um eine Frauenquote von 33 Pro¬ 
zent in allen Parteien durchzuset¬ 
zen. 

Der Staat als Koordinations 
mittel 

Im DTP-Programm wird der Öko¬ 
logie breiten Raum beigemessen. 
Das ökologische Gleichgewicht 
wird als unverzichtbar angesehen. 
Der Staat soll von einer Struktur, 
die auf der Interessenvertretung 
einer kleinen Minderheit aufbaut, 
zu einem Mittel der Koordination, 
in dem gesellschaftliches Recht 
Gültigkeit hat, umgewandelt wer- 


Am 2.11. konnte Abdullah Öcalan 
nach monatelanger Isolation erst¬ 
malig wieder von seinem Bruder 
und seiner Schwester auf der 
Gefängnisinsel Imrali besucht 
werden. Wie sein Bruder Mehmet 
hinterher erklärte, leide Öcalan 
immer noch unter gesundheit¬ 
lichen Problemen, sei aber guter 
Laune gewesen. Die Verhinde¬ 
rung jeglichen Kontaktes zu sei¬ 
nen Rechtsanwälten seit 22 
Wochen habe er als eine politische 
und nicht als eine juristische 
Frage bewertet. 


den. In der Beziehung zwischen 
Staat und Individuum soll das Indi¬ 
viduum gestärkt werden. 

Kurdische Frage 

Die DTP sucht eine Lösung der 
kurdischen Frage in den histori¬ 
schen Beziehungen der Einheit 
und der Geschwisterlichkeit zwi¬ 
schen Türkinnen und Kurdinnen. 
Die kurdische Identität soll verfas¬ 
sungsrechtlich abgesichert wer¬ 
den. Außerdem tritt die DTP für 
muttersprachlichen Unterricht, 
Medien und freie kulturelle Betäti¬ 
gung ein. Um die wirtschaftlich¬ 
soziale Rückständigkeit der kurdi¬ 
schen Region zu beseitigen, sollen 
regionale Aufschwungszentren 
gebildet werden. 

Neue Verfassung 

Die DTP setzt sich für die Aufhe¬ 
bung der Putsch-Verfassung und 
die Verabschiedung einer neuen 
freiheitlichen, demokratischen, 
partizipatorischen Verfassung ein, 
die die Freiheit verschiedener 
Identitäten gewährleistet. 

Wahl- und Parteiengesetz 

Im Programm wird eine Neufas¬ 
sung des Wahl- und Parteiengeset¬ 
zes gefordert. U. a. soll die 10%- 
Hürde aufgehoben werden. 

Laizismus 

Die DTP fordert Schutz, Forde¬ 
rung und freie Glaubensausübung 
für alle Glaubensrichtungen. 
Weiterhin wird die Aufhebung der 
Unterdrückung der Alevitlnnen 
und die Abschaffung des Ministeri¬ 
ums für Religion vorgesehen. 

Kommunalverwaltungen 

Die DTP sieht ein finanziell unab¬ 
hängiges Kommunalverwaltungs¬ 
modell befreit vom Zentralismus 
vor. Demnach sollen alle Dienstlei¬ 
stungsbereiche außer Sicherheit, 
Verkehr, Zoll und Außenbeziehun¬ 
gen den Kommunalverwaltungen 
übergeben werden. 


Weiterhin habe Abdullah Öcalan 
die Ansprache von Ministerpräsi¬ 
denten Erdogan in Diyarbakir, in 
der dieser erstmalig von einer kur¬ 
dischen Frage gesprochen hatte, 
die gelöst werden müsse, als posi¬ 
tiv bezeichnet. "Wenn er hinter sei¬ 
nem Wort steht, werden wir mit 
der Bevölkerung gemeinsam dazu 
beitragen, soweit es in unserer 
Kraft steht. Aber seine Bemühun¬ 
gen sollten nicht auf bloße Worte 
beschränkt bleiben. Die Praxis 
dazu ist wichtig", habe sein Bru¬ 
der gesagt, so Mehmet Öcalan. 


Außenpolitik 

Schlagworte in der von der DTP 
vorgesehenen Außenpolitik sind 
globaler Frieden, Demokratie, 
Menschenrechte, Gerechtigkeit, 
Stabilität und die Einheit der Völ¬ 
ker. Gefordert wird gegen ein 
"Europa des Kapitals" ein "demo¬ 
kratisches Europa der vereinigten 
Völker" basierend auf gleichbe¬ 
rechtigten Beziehungen. Der EU- 
Beitrittsprozess der Türkei wird 
aufgrund der vorgesehenen 
Demokratisierung unterstützt. 

Wirtschaft 

Die DTP strebt ein gerechtes, par- 
tizipatorisches und umsetzbares 
Wirtschaftsmodell an. Gegen Pri¬ 
vatisierungen spricht nichts, 
solange sie einen sozialen Nutzen 
haben. Armut und Arbeitslosig¬ 
keit gelten als vorrangiges Kampf¬ 
gebiet. 

Bildung 

Die DTP fordert muttersprach¬ 
lichen Unterricht an Schulen und 
Universitäten, die Abschaffung 
der Hochschulaufsicht YÖK und 
der Aufnahmeprüfungen für die 
Universität sowie eine Schul¬ 
pflicht von zwölf Jahren. 

Weitere Programmpunkte betref¬ 
fen die Bereiche Gesundheit, sozi¬ 
ale Absicherung, Jugend, Kinder 
und Behinderte. 

Neuheiten in der Satzung 

Auch die Satzung der DTP sieht 
neue institutioneile Systeme vor. 
An erster Stelle steht die paritäti¬ 
sche Besetzung des Vorstandsvor¬ 
sitzes durch eine Frau und einen 
Mann. Diese können höchstens 
einmal wiedergewählt werden. In 
der Parteizentrale und den regio¬ 
nalen Parteistrukturen gibt es 
autonome Frauen- und Jugendrä¬ 
te. Weiterhin ist in der Satzung 
eine Parteischule vorgesehen. 

(ÖG, 31.10., ISKU) 


Auch die neu gegründete Partei 
für eine demokratische Gesell¬ 
schaft (DTP) müsse den gesteck¬ 
ten Rahmen mit Inhalt füllen. 
Dafür müsse hart gearbeitet wer¬ 
den. 

Am Ende habe Öcalan der türki¬ 
schen, kurdischen und gesamten 
muslimischen Welt frohe Feierta¬ 
ge gewünscht und seinen Wunsch 
zum Ausdruck gebracht, die 
Feiertage sollten Anlass für Frie¬ 
den und Demokratie sein. 

(DIHA, 2.11., ISKU) 


Meldungen 

Oktober-Bilanz der HPG 

Das Pressebüro der Volksverteidi 
gungskräfte HPG hat eine Kriegs¬ 
bilanz für den Monat Oktober ver¬ 
öffentlicht. Demnach führte die 
türkische Armee 41 Militäropera¬ 
tionen gegen die Guerilla aus. Ins¬ 
gesamt kamen 106 Soldaten und 
Polizisten sowie neun Guerilla¬ 
kämpferinnen ums Leben. Ein 
Polizist wurde von der HPG gefan¬ 
gen genommen, ein HPG-Kämpfer 
geriet in die Gefangenschaft der 
türkischen Armee. 

Desweiteren haben sich die HPG 
zu einer Sabotageaktion an einer 
Ölpipeline in Nusaybin bekannt. 
Dabei kam es zu hohem Sachscha¬ 
den. (ANF, 31.10., ISKU) 

Zwei Kinder durch Mine getötet 

In Hakkari-Yüksekova im Grenz¬ 
gebiet zum Iran sind drei Schüler 
auf dem Nachhauseweg auf eine 
Mine getreten. Der neunjährige 
Özcan Önal verstarb sofort. Kerem 
Tosun (6) wurde schwer verletzt 
von iranischen Soldaten geborgen 
und verstarb in einem iranischen 
Krankenhaus. Ein weiterer Sechs¬ 
jähriger wurde leicht verletzt. 

(DIHA, 29./30.10., ISKU) 

Haft wegen "Herr Öcalan" 

Lamih Agirman, Vorstandsmit¬ 
glied des Vereins "Solidarität mit 
den Angehörigen von Gefangenen 
(TUAD-DER) in Mersin, wurde als 
"Mitglied einer terroristischen 
Organisation" verhaftet, weil er in 
einer Presseerklärung am 26. Ok¬ 
tober den Ausdruck "Herr Öcalan" 
benutzt hatte. Er wurde ins 
Gefängnis von Mersin überstellt. 

(ÖG, 2.11., ISKU) 

Neues US-Gefängnis 
Die US-amerikanische Armee hat 
in der Nähe der südkurdischen 
Stadt Sülemaniya ein neues 
Gefängnis errichtet, das über eine 
Aufnahmekapazität von 700 Gefan¬ 
genen verfügt. Nach US-Angaben 
wurde der erste Gefangene am 24. 
Oktober von Abu Graib nach 
Camp Suse verlegt. Die Kontrolle 
über das Gefängnis solle den Ira¬ 
kern nach einer ausreichenden 
Schulung des Gefängnispersonals 
übergeben werden. 

Camp Suse befindet sich in einem 
ehemaligen russischen militäri¬ 
schen Ausbildungslager. 

(ANF, 31.10., ISKU) 

DEHAP-Vorstand verbringt 
meiste Zeit vor Gericht 

Am 1.11. stand der DEHAP-Vor- 
stand von Antep erneut aufgrund 
einer Presseerklärung vor dem 
Richter. Wie der örtliche DEHAP- 
Vorsitzende Vakkas Dalkilic mit¬ 
teilt, seien knapp 50 Strafverfahren 
gegen ihn eingeleitet. "Die meiste 


Isolation gebrochen - Familienbesuch bei Öcalan 





Bestrafung des Mörders von Hatice Yesilagac gefordert 


In Adana forderten verschiedene 
zivilgesellschaftliche und Fraue¬ 
norganisationen die Aufklärung 
des Mordes an Hatice Yesilagac 
und die Bestrafung ihres Mörders. 
Der Leichnam der jungen Frau war 
zwei Wochen nach ihrem Ver¬ 
schwinden in der Nähe eines Dor¬ 
fes bei Adana aufgefunden worden. 
Auf einer Pressekonferenz im 
Menschenrechtsverein (IHD) 
erklärte Handan Babayigit von der 
Demokratischen Freien Frauenbe¬ 
wegung im Namen der anwesen¬ 
den Frauen von Amargi, EKB, 
IHD, DTH, AKSM, Göc-Der, 
THAYD-DER und EMEP: "Wäh¬ 
rend wir noch dabei sind, den 
Schmerz über ein Verbrechen zu 
verarbeiten, kommen bereits Mel¬ 
dungen über neue Fälle. Wir wer¬ 
den im Namen der .Ehrenmorde 1 
getötet. Die Gesetze stehen hinter 
den reaktionären, feudalen Werten 
und verhindern die Morde an 
Frauen mitten auf der Straße nicht. 
Die Täter werden geschützt. Und 
so wird jeden Tag eine weitere 
Frau getötet". 

Hintergrund der Massaker an 
Frauen sei die Betrachtungsweise 
von Frauen als Menschen zweiter 
Klasse, so Babayigit. "Das Leben 
von Frauen ist ein Gefängnis im 
Dreieck zwischen Küche, Schlaf- 
und Kinderzimmer. Auch im Falle 
von Hatice verweisen die Gewalt, 
der sie in ihrer Ehe ausgesetzt war, 
die Morddrohungen gegen sie und 
ihre Angst, die sie ihrer Familie 
gegenüber zum Ausdruck 
gebracht hat, auf den Täter". 

Die Pressekonferenz wurde von 
den Eltern und Geschwistern des 
Opfers, die den Ehemann Hatices 
für den Mord verantwortlich 
machen, unterstützt. 


Im Verweis auf eine "enge 
Zusammenarbeit mit den USA" hat 
der Außenminister der Türkei, 
Abdullah Gül, erklärt: "Im Antiter¬ 
rorkampf sind wir in eine neue 
Phase getreten". Diese Erklärung 
Güls verweist auf eine Annäherung 
zwischen Ankara und den südkur¬ 
dischen Kräften KDP und PUK. 
Wenn Ankara Südkurdistan als 
Gesprächspartner anerkennt, wird 
es für die USA leichter, ihr Konzept 
zum Thema PKK umzusetzen. 

Auf einer Pressekonferenz im 
Außenministerium bewertete Gül 
unter anderem den Washington- 
Besuch des Präsidenten der süd¬ 
kurdischen Region Mesut Barzani. 


Wie bekannt wurde, haben 
Gespräche zwischen Vertretern 
des Konsulats der Türkei in 
Urmiye und dem Gouverneur der 
Stadt über Maßnahmen gegen 
den Kongra Gel und die Iran- 
Organisation der PKK (PJAK) 
stattgefunden. Dabei vertrat der 
Gouverneur Rehim Qobani die 
Auffassung, dass die Türkei und 
der Iran über einen gemeinsamen 
Feind verfügen: "Und das ist die 
PKK. Hier im Iran organisieren 
sie sich unter dem Namen PJAK 


Studie zu Ehe und Familien¬ 
struktur in Kurdistan 

Wie aus einer Studie des Leiters 
des Fachbereiches Soziologie an 
der Diele-Universität in Diyarba- 
kir, Dr. Rüstern Erkal, über Ehe¬ 
schließungen und Familienstruk- 
tur in den kurdischen Gebieten 
hervorgeht, finden vierzig Prozent 
der Heiraten zwischen Verwand¬ 
ten statt. Davon sind 24,3% Ver¬ 
wandte ersten Grades, 15,4% Ver¬ 
wandte zweiten Grades. Für die 
Studie wurden 2170 Haushalte 
befragt. 

Am häufigsten treten Ehen zwi¬ 
schen Verwandten in den Provin¬ 
zen Urfa (51%) und Mardin (46%) 
auf. Die häufigste Konstellation 
dabei ist die Heirat zwischen den 
Kindern zweier Brüder. Auch bei 
Eheschließungen zwischen Ver¬ 
wandten zweiten Grades werden 
die Verwandten des Vaters bevor¬ 
zugt. In den ländlichen Regionen 
sind außerdem Heiraten innerhalb 
des Stammes und des Dorfes weit 
verbreitet. 

Polygynie (Ehe eines Mannes mit 
mehreren Frauen) ist laut der Stu¬ 
die eine immer noch verbreitete 
Tradition. Von den befragten 
Haushalten sind es 5,6%. Die mei¬ 
sten davon sind Ehen mit zwei 
Frauen. Auch hier macht im regio¬ 
nalen Vergleich Urfa mit 10,2% den 
ersten Platz, gefolgt von Diyarba- 
kir (9,4%) und Mardin (6,7%). 

Von den an der Studie beteiligten 
Frauen heirateten 36,9% als Min¬ 
derjährige unter 15 Jahren, 6,6% 
im Alter zwischen 16 und 20 Jah¬ 
ren sowie 17,5% im Alter zwischen 
21 und 25 Jahren. In den Städten 
sind lediglich drei Prozent in der 
Altersgruppe unter 15 Jahren. 64 
Prozent heirateten im Alter zwi- 


Dabei sei Barzani nahe gelegt wor¬ 
den, eng mit der Türkei zusammen 
zu arbeiten. Zu der Notwendigkeit, 
gegen die PKK aktiv zu werden, sei 
eine Übereinstimmung entstanden. 
Die Beziehung der Türkei zu den 
USA sei sehr speziell und umfas¬ 
send. Wie viel Bedeutung beide 
Seiten dieser Beziehung beimessen 
und welche Wichtigkeit gegenseiti¬ 
ge "Konsulationen" hätten, sei auch 
bei den innerhalb des letzten 
Monats stattgefundenen Besuchen 
aus den USA in der Türkei "auf 
oberster Ebene" deutlich gewor¬ 
den. Laut Gül laufen diese Gesprä¬ 
che weiter. Den USA sei bewusst, 
wie wichtig der Kampf gegen die 


und bringen unser Land in 
Gefahr". Das Konsulat der Türkei 
habe diese Worte mit Zufrieden¬ 
heit aufgenommen. Rehim Qorb- 
ani, der gerade erst zum Gouver¬ 
neur ernannt worden ist, ist für 
seine Radikalität und seine Nähe 
zum Staatspräsidenten Ahmedine- 
cad bekannt. 

Über eine parlamentarische Anfra¬ 
ge wurde das Thema PJAK auch 
im iranischen Parlament themati¬ 
siert. Ein Abgeordneter aus der 
Stadt Selmas in Kurdistan richtete 


sehen 15 und 19 Jahren. 

Im Vergleich zwischen dem Hei¬ 
ratsalter der Eltern und dem für 
die eigenen Töchter vorgesehenen 
Heiratsalter, zeigt die Studie eine 
Veränderung und eine Anglei¬ 
chung an das Durchschnittshei¬ 
ratsalter in der gesamten Türkei. 
Die meisten der im Alter unter 16 
Jahren verheirateten Frauen leh¬ 
nen eine so frühe Eheschließung 
ihrer Töchter ab. Von den Vätern 
sprachen sich 56% für eine Heirat 
ihrer Töchter im Alter zwischen 20 
und 22 Jahren aus. 

Ein weiterer Teil der Studie 
beschäftigt sich mit dem Zustande¬ 
kommen der Ehe. Demnach sind 
58% der Ehen der an der Umfrage 
Beteiligten auf Beschluss der 
Eltern oder Verwandtschaft 
geschlossen worden. 35,4% der 
Beteiligten heirateten auf eigenen 
Wunsch und mit dem Einverständ¬ 
nis ihrer Familien. Zwei Prozent 
der Ehen wurden durch Entfüh¬ 
rung der Frau durch den Mann 
oder eine gemeinsame Flucht 
ohne Einverständnis der Familien 
geschlossen. 4,4% der Ehen kamen 
durch einen Brauch zustande, 
demnach die Frauen zur Beile¬ 
gung einer Familienfehde der geg¬ 
nerischen Familie übergeben wer¬ 
den. 

Auf die Frage, wer über das 
Zustandekommen einer Ehe ent¬ 
scheiden soll, gaben 48,6% der 
Befragten an, die Entscheidung 
liege bei den Betroffenen selbst. 
40,9% befürworteten eine eigene 
Entscheidung gemeinsam mit der 
Familie. Demnach gehen knapp 
90% davon aus, dass zumindest ein 
Mitspracherecht der Betroffenen 
besteht. (DIHA, ANF, 28.10., 
29.10., ISKU) 


PKK sei. 

"Ich kann Ihnen hier mitteilen, dass 
wir im Antiterrorkampf in eine 
neue Phase eingetreten sind. Den 
USA ist bewusst, wie ernst die 
Erwartungen der Türkei zu diesem 
Thema sind", erklärte Gül. Auch 
zum Thema Irak werde gearbeitet. 
So hätten sowohl mit der Zentralre¬ 
gierung als auch mit Vertretern aus 
dem Nordirak Gespräche stattge¬ 
funden. Die PKK werde nach einer 
Weile auch den kurdischen Füh¬ 
rern im Nordirak schaden. Diese 
Äußerungen Güls verweisen auf 
einen künftigen Dialog Ankaras mit 
den südkurdischen Kräften. 

(ÖG, 2.11., ISKU) 


eine Anfrage mit dem Wortlaut 
"Wie kämpft der Staat gegen die 
PJAK?" an das Ministerium der 
Sicherheitskräfte. Für den 1.11. 
wird eine umfassende Berichter¬ 
stattung des Geheimdienst-Mini 
sters Muhsin Ejei über die PJAK 
im Parlament erwartet. Er ist für 
seine Kurdenfeindlichkeit be¬ 
kannt und forderte wiederholt den 
Staat auf, gegen die PJAK und ihre 
Anhängerschaft mehr Gewalt ein¬ 
zusetzen. 

(ANF, 28.10., ISKU) 


Zeit verbringen wir vor Gericht. 
Wir können all die Verfahren 
schon nicht mehr verfolgen. Wir 
bekommen eine Vorladung und 
gehen hin, um eine Aussage zu 
machen." Die heutige Verhand¬ 
lung wurde vertagt. Nach Anga¬ 
ben von Dalkilic ist es auch schon 
vorgekommen, dass er an einem 
einzigen Tag drei Gerichtsverfah¬ 
ren hatte. "Meiner Meinung nach 
schickt sich das nicht für ein Land, 
das der EU beitreten möchte." 

(DIHA, 1.11., ISKU) 

Frauengerichte gegen Gewalt 

Mit einer Pressekonferenz im 
Menschenrechtsverein (IHD) in 
Istanbul hat die Einheit Werktätl 
ger Frauen (EKB) aus Anlass der 
Aktionswoche gegen Gewalt 
gegen Frauen um den 25. Novem¬ 
ber die Gründung von Frauenge¬ 
richten angekündigt. Vor diesen 
Gerichten sollen Frauen die Gele¬ 
genheit bekommen, von Gewalter¬ 
fahrungen zu berichten und die 
Täter verurteilt werden. Damit ein¬ 
hergehend werden mehr Frauen¬ 
fluchthäuser sowie kostenlose 
psychologische, medizinische und 
juristische Beratung gefordert. 

In ihrer Erklärung betonten die 
EKB-Frauen, die Hälfe der Frauen 
weltweit erfahre Gewalt von ihren 
Lebenspartnern. 

(DIHA, 3.11., ISKU) 

Iran liefert zwei Gefangene an 
Türkei aus 

Der Iran hat zwei Personen als 
Kongra-Gel-Mitglieder aus dem 
Gefängnis Urmiye in Ostkurdistan 
an die Türkei ausgeliefert. Bei den 
Betroffenen handelt es sich um 
Ramazan Özbek, der seit drei Jah¬ 
ren in Urmiye inhaftiert war, sowie 
um Hogir Oztürk, der ein Jahr im 
Gefängnis verbrachte. Vergangene 
Woche hatten Vertreter des Kon¬ 
sulats der Türkei in Urmiye die 
Auslieferung aller gefangenen tür¬ 
kischen Staatsbürger gefordert. 
Einem weiteren Gefangenen steht 
die Auslieferung nach Südkurdi 
stan bevor. Rebwar Eli Mihemed, 
geboren in Süleymaniya, wurde im 
Iran als Kongra-Gel-Mitglied ver¬ 
haftet. (ANF, 28.10., ISKU) 
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2 Tote und 15 Verletzte nach Angriff auf Buchhandlung 

Staatsterror in Semdinli 


Durch eine Bombenexplosion in 
einer Buchhandlung in Hakkari- 
Semdinli ist ein Mensch ums 
Leben gekommen. Ein weiterer 
Mensch starb durch Schüsse beim 
darauf folgenden Protest der 
Bevölkerung. 15 Personen wurden 
teilweise schwer verletzt. 

Nach Augenzeugenberichten 
wurde von drei zivil gekleideten 
Offizieren eine Handgranate in die 
Buchhandlung Umut geworfen. 
Bei der Explosion kam Mehmet 
Zahir Korkmaz ums Leben, ein 
weiterer wurde verletzt. Als die 
Täter sich mit einem Auto entfer¬ 
nen wollten, wurden sie von 
Bewohnern der Kreisstadt gestellt 
Die Polizei rettete die Soldaten 
davor, von der aufgebrachten Men¬ 
schenmenge gelyncht zu werden, 
indem sie Warnschüsse in die Luft 
abgab und die Soldaten zur Polizei¬ 
station brachte. In dem Auto wur¬ 
den verschiedene Waffen gefun¬ 
den. Der Gouverneur der Provinz 


Kurdischsprachige Radio- und 
Fernsehsendungen sind in der 
Türkei immer noch nicht erlaubt. 
Der staatliche TV-Sender TRT 
sendet lediglich eine halbe Stunde 
pro Woche auf kurdisch. Auch 
kurdischsprachiger Unterricht ist 
verboten. Der Gebrauch der kur¬ 
dischen Sprache im Alltag ist zwar 
seit 1991 nicht mehr verboten, 
aber es bestehen nach wie vor 
Probleme dabei. Das jüngste Bei¬ 
spiel dafür, das bekannt wurde, 
war der vergangene Woche statt¬ 
gefundene Familienbesuch bei 
Abdullah Öcalan, bei dem seiner 
Schwester der Gebrauch der kur¬ 
dischen Sprache untersagt wurde. 
Einhergehend mit dem EU-Anpas- 
sungsprozess wurde die Möglich¬ 
keit kurdischer Sprachkurse ein¬ 
geräumt. Seitdem gibt es auch 
eine kurdischsprachige Sendung 
im Fernsehen. Abdullah Öcalan 
wird es trotzdem nicht gestattet, 
mit seiner Familie kurdisch zu 
sprechen. Auch diese auf Imrali 


Wie das Pressebüro der Volksver¬ 
teidigungskräfte (HPG) mitgeteilt 
hat, sind zwei Mitarbeiter des ille¬ 
galen Militärgeheimdienstes 
JITEM, die in den Mord an dem 
zwölfjährigen Ugur Kaymaz und 
seinem Vater Ahmet Kaymaz ver¬ 
wickelt waren, getötet worden. 
Nach HPG-Angaben wurde am 5. 


Hakkari erklärte später gegenüber 
Journalisten, es habe keine Fest¬ 
nahmen gegeben. 

Der bei der Explosion Verletzte 
wurde ins Krankenhaus eingelie¬ 
fert, wo sich die Bevölkerung sam¬ 
melte. Zwischen Sicherheitskräf¬ 
ten und der aufgebrachten Bevöl¬ 
kerung herrschte gespannte Stim¬ 
mung. Als aus der Menschenmen¬ 
ge die Parole "Repressionen kön¬ 
nen uns nicht einschüchtem" 
gerufen wurde, schoss die Polizei 
wiederholt in die Luft, um die 
Menge zu zerstreuen. 

Tausend Personen versammelten 
sich auch vor dem Buchladen. Des¬ 
sen Besitzer, Seferi Yilmaz, wurde 
nach der ersten Guerillaaktion am 
15. August 1984 verhaftet und saß 
15 Jahre als PKKler im Gefängnis. 
Gegen 16.30 kam es zu einem zwei¬ 
ten Angriff. Aus einem weißen 
Auto Marke Dogan mit einem 
Kennzeichen aus Konya wurde auf 
die Menschenmenge geschossen. 


durchgesetzte Maßnahme zeigt, 
dass das von den Putschisten im 
Jahr 1980 herbei geführte Verbot 
fortgesetzt wird und die für die 
EU erlassenen gesetzlichen Neu¬ 
regelungen lediglich auf dem 
Papier bestehen. 

Darüber hinaus sind die gesetz¬ 
lichen Neuregelungen unzurei¬ 
chend. So darf in der Türkei 
neben türkisch auch auf englisch, 
deutsch und anderen Sprachen 
unterrichtet werden. Minderhei¬ 
ten können gemäß des Abkom¬ 
mens von Lausanne in eigenen 
Schulen muttersprachlichen 
Unterricht durchführen. Aber die 
Kurden, die nicht einmal eine 
Minderheit sind und deren Mut¬ 
tersprache nicht türkisch ist, kön¬ 
nen immer noch keinen mutter¬ 
sprachlichen Unterricht bekom¬ 
men. Das wird durch die Paragra¬ 
phen 3 und 42 der Verfassung ver¬ 
hindert. Paragraph 42 legt fest, 
dass keine andere Sprache als tür¬ 
kisch in Schulen gelehrt und 


November eine Militäroperation 
in Mardin-Derik und Kiziltepe ein¬ 
geleitet, an der auch JITEM-Mitar- 
beiter beteiligt waren. Dabei kam 
es zu einem Gefecht, bei dem 
neben einem Soldaten die beiden 
JITEM-Männer Seyhmus Erden 
und Ahmet Kochan getötet wur¬ 
den. Die Operation wurde danach 


Es wird vermutet, dass es sich 
ebenfalls um einen Offizier handel¬ 
te. Dabei wurde ein weiterer Mann 
getötet. Insgesamt wurden minde¬ 
stens 15 Menschen verletzt. 

In dem Fahrzeug, dass die Bombe¬ 
nattentäter zur Flucht nutzen woll¬ 
ten, wurde ein auf den Namen Ali 
Kaya ausgestellter Ausweis des 
Jandarma-Geheimdienstes JITEM 
gefunden. 

Die Unruhen in Semdinli dauern 
auch heute an. Während alle Läden 
geschlossen blieben, ging die 
Bevölkerung erneut auf die Straße. 
Die Ein- und Ausfahrten in die 
Kleinstadt werden streng kontrol¬ 
liert. 

Aus Hakkari und Van ist eine 
Abordnung von zivilgesellschaft¬ 
lichen Organisationen, darunter 
IHD, Mazlum-Der, KESK, Verein 
zeitgenössischer Juristen in Sem¬ 
dinli eingetroffen, um die Vorfälle 
zu untersuchen. 

(ANF, DIHA, 9./10.11., ISKU) 


gelernt werden darf. Paragraph 3 
lautet: "Der Staat Türkei ist mit 
seinem Land und seiner Nation 
ein unteilbares Ganzes. Seine 
Sprache ist türkisch". 

Den verfassungsrechtlichen Be 
Stimmungen folgen andere 
gesetzliche Regelungen. Eine 
davon ist das 1983 erlassene 
Gesetz zu fremdsprachlichem 
Unterricht. Ein weiteres ist das 
Parteiengesetz, das festlegt, dass 
bei "politischen Ansprachen", in 
Programm und Satzung sowie auf 
Kongressen und im Wahlkampf 
keine andere Sprache als tür¬ 
kisch benutzt werden darf. Das 
"Nachnamen-Gesetz" bestimmt, 
dass bei neu angenommenen 
Nachnamen keine andere Spra¬ 
che als türkisch verwendet wer¬ 
den darf. Im Provinz-Verwal¬ 
tungsgesetz schließlich wird fest¬ 
gelegt, dass nicht-türkische 
Namen von Dörfern vom Innen¬ 
ministerium geändert werden. 

(ÖG, 8.11., ISKU) 


beendet. Weiterhin teilten die 
HPG mit, bei einem Gefecht am 
31. Oktober zwischen Bingöl und 
Elazig seien neben drei Soldaten 
auch drei Guerillakämpfer getötet 
worden. Dabei handelt es sich um 
Selami Ünal (Sores), Savas Günes 
(Serkeft Mardin) und Cemal Qelik 
(Berxwedan). (ÖG, 7.11., ISKU) 


Meldungen 


Öealan-Anwältlnnen 
erneut abgewiesen 

Ein weiteres Mal wurde das Ver¬ 
teidigerteam Abdullah Öcalans 
unter dem Vorwand an einem 
Besuch bei ihrem Mandanten 
gehindert, das Schiff sei nicht 
funktionstüchtig. Wie der Anwalt 
Ibrahim Bilmez gegenüber der 
Presse erklärte, wurde ihnen dies¬ 
mal erklärt, das Schiff habe auf der 
Fahrt zur Anlegestelle einen 
Defekt erlitten. Nachdem die 
Anwälte Bilmez, Baran Dogan und 
Ayse Batumlu stundenlang mit 
angeblichen Reparaturversuchen 
hingehalten wurden, kehrten sie 
nach Istanbul zurück. 

Damit wird weiterhin seit nun¬ 
mehr über fünf Monaten jeglicher 
Kontakt Öcalans mit seinen Anwäl¬ 
ten unterbunden. Nach dem Urteil 
des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte konnten sie 
lediglich einmal mit ihrem Man¬ 
danten sprechen. 

(ÖG, 10.11., ISKU) 

Film über kurdische Frauen 

Die Dreharbeiten für den Film 
"Aus der Helligkeit der Tage 
wurde Dunkelheit" des Regisseurs 
Talat Karakoc über das Leben kur¬ 
discher Frauen in Diyarbakir-Bis- 
mil sind abgeschlossen. Wie Kara¬ 
koc mitteilt, sei das Ziel des Filmes 
nicht, die Bevölkerung zu beleidi¬ 
gen, sondern zu fördern. "Zwölf¬ 
jährige Mädchen werden hier mit 
siebzigjährigen Männern verheira¬ 
tet. Auf dieses Drama wollte ich 
aufmerksam machen, weil es sich 
um eine blutende Wunde der 
Gesellschaft handelt Die gesamte 
Handlung des Films setzt sich aus 
Ausschnitten aus dem wirklichen 
Leben zusammen". 

Nach einer zweijährigen Vorarbeit 
dauerten die Dreharbeiten in Bis¬ 
mil sieben Monate an. Der Film 
wird in Kürze in der Türkei in die 
Kinos kommen. (ÖG, 6.11., ISKU) 

Wieder Ausschreitungen gegen 
TAYAD-Kundgebung 

Eine Gruppe des Vereins zur Soli¬ 
darität mit Familien von Inhaftier¬ 
ten (TAYAD) traf beim Versuch, in 
Rize eine Kundgebung durchzu¬ 
führen, auf eine rund 300-köpfige 
Menge, die sie mit Steinen und 
Knüppeln angriff. Die Polizei 
stoppt den Angriff durch Schüsse 
in die Luft und brachte die Gruppe 
aus der Stadt Festnahmen gab es 
keine. Der Provinzgouverneur 
bewertete den TAYAD-Auftritt als 
Provokation. (Ra, 3.11., ISKU) 

Protest gegen 
Überwachungskameras 

Eine Gruppe mit dem Namen 
"Überwachungskamera-Schau- 


Kurdisch sprechen verboten 


HPG töten Beteiligte am Mord an Ugur Kaymaz 

Zwei JITEM-Mitarbeiter getötet 





Kampagnen gegen Isolation 


Bei der Unterschriftenkampagne 
"Abdullah Öcalan repräsentiert in 
Kurdistan den politischen Willen" 
wird angestrebt, vier Millionen 
Unterschriften zu sammeln. Am 
Sonntag fand in Diyarbakir eine 
Pressekonferenz zu der seit einiger 
Zeit laufenden Kampagne statt Wie 
das Kampagnenkomittee mitteilte, 
seien die bisher gesammelten 
Unterschriften nicht ausreichend. 
Deshalb solle die Kampagne jetzt in 
ein Referendum umgewandelt wer¬ 
den. An der Pressekonferenz nah¬ 
men auch 56 DEHAP-Bürgermei- 
sterlnnen und Vertreterinnen ver¬ 
schiedener zivilgesellschaftlicher 
Organisationen teil. Nesrin Deniz 
vom Kampagnenkomittee erläuter¬ 
te zum Hintergrund des Referen¬ 
dums, von verschiedenen Seiten 
werde versucht, eine Lösung der 
kurdischen Frage ohne die PKK 
und ohne Öcalan herbei zu führen. 
Die Kampagne sei eine Antwort an 
die Regierung der Türkei und inter¬ 
nationale Kräfte. 

Selbstanzeigen in Batman 

Die Friedensplattform Batman hat 
unter Beteiligung von 200 Perso- 


Eine vom Istanbuler Staatssicher¬ 
heitsgericht ausgesprochene 
Geldstrafe von 2 Milliarden 180 
Millionen 700 Tausend Lira gegen 
die Vorsitzende des Flüchtlings¬ 
vereins Göc-Der, Sefika Gürbüz, 
ist vom Kassationsgerichtshof 
bestätigt worden. Anlass war ein 
von Göc-Der im März 2002 veröf¬ 
fentlichter Bericht über die Situa¬ 
tion kurdischer Flüchtlinge in der 
Türkei in den Jahren 1999-2001. 
Gürbüz wurde wegen Volksaufsta¬ 
chelung zunächst zu zehn Mona¬ 
ten Haftstrafe verurteilt. Das 
Urteil war später in eine Geldstra¬ 
fe umgewandelt worden. 


Die Widersprüche im Prozess 
gegen sechs Minderjährige, die in 
Mersin zu Newroz diesen Jahres 
angeblich eine türkische Fahne zu 
Boden geworfen haben sollen, dau¬ 
ern an. In der Anklageschrift der 
Staatsanwaltschaft wird bestritten, 
dass zwei der jugendlichen Ange¬ 
klagten nach ihrer Festnahme zur 
Antiterrorabteilung der Polizei 
überstellt worden sind. Der Chef 
dieser Abteilung hat unterdessen 
die Überstellung bestätigt. Aller¬ 
dings seien sie dort nicht verhört 
worden. 


nen vor dem AKP-Gebäude einen 
Sitzstreik aus Protest gegen die 
Isolation Öcalans durchgeführt. 
Mit der Forderung, 30 Personen 
freizulassen, die aufgrund ihrer 
Forderung nach Beendigung der 
Militäroperationen in Batman ver¬ 
haftet worden sind, ging die Grup¬ 
pe danach zum Justizgebäude, wo 
142 Personen Anzeige gegen sich 
selbst stellten, weil sie die gleiche 
Straftat begangen hätten. 

Seit einer am 26. August von der 
Bevölkerung durchgeführten 
Demonstration in die Operations¬ 
gebiete, mit dem Ziel den Krieg zu 
stoppen, sind 30 Personen in Bat¬ 
man verhaftet worden. Viele weite¬ 
re mussten die Stadt gezwungener¬ 
maßen verlassen. Ein Mann war 
bei den Protesten von der Polizei 
erschossen worden. 

Bei der Kundgebung vor der AKP- 
Zentrale banden sich die Demon- 
strantlnnen schwarze Bänder vor 
den Mund, um dagegen zu prote¬ 
stieren, dass bei dem letzten Fami¬ 
lienbesuch bei Abdullah Öcalan auf 
der Gefängnisinsel Imrali der 
Gebrauch der kurdischen Sprache 
untersagt worden war. Nach der 


Gürbüz zeigte sich überrascht 
über die Zurückweisung ihres 
Widerspruches durch den Kassa¬ 
tionsgerichtshof und bezeichnete 
das Urteil als "bedenklich in der 
Phase des EU-Beitritts". "Wir hat¬ 
ten angenommen, dass das Kassa¬ 
tionsgericht das Urteil nicht bestä¬ 
tigen würde, weil wir denken, dass 
der Bericht keinen Strafbestand 
darstellt", erklärte Gürbüz. "Aber 
wir mussten erfahren, dass in der 
Türkei zum Thema Gedankenfrei¬ 
heit nicht der geringste Fort¬ 
schritt zu verzeichnen ist. Es ist 
einfach nur traurig, immer noch in 
einem Land zu leben, in dem eine 


Den Jugendlichen wird Verstoß 
gegen das Versammlungsrecht, 
Beleidigung der türkischen Fahne 
und Parolenrufe für eine separati¬ 
stische Organisation vorgeworfen. 
Auf diese Anklagepunkte steht 
eine Höchststrafe von 13 Jahren 
Haft. Der nächste Verhandlungs- 
tag ist am 7. November. Ein 13-jäh- 
riger und ein 14-jähriger Angeklag¬ 
ter wurden nach ihrer Festnahme 
beim Verlassen der Polizeistation, 
in der sich auch die Antiterrorab¬ 
teilung befindet, der Presse vorge¬ 
führt. In der Anklageschrift heißt 


Übergabe der Selbstanzeigen wur¬ 
den zwei Personen festgenommen. 

Selbstverbrennung auf Zypern 

In der zypriotischen Hauptstadt 
Nikosia hat ein kurdischer Mann 
sich während einer Protestdemon¬ 
stration gegen die Isolation Abdul¬ 
lah Öcalans und die Militäropera¬ 
tionen in Kurdistan selbst angezün¬ 
det. Er wurde mit schweren Ver¬ 
brennungen ins Krankenhaus ein¬ 
geliefert und befindet sich in 
Lebensgefahr. 

Die Demonstration, an der sich ca. 
500 Personen beteiligten und die 
bis zur EU-Vertretung gehen soll¬ 
te, wurde nach dem Vorfall abge¬ 
brochen. Bei dem Verletzten han¬ 
delt es sich um den vierzigjährigen 
Nasir Tur aus Mus-Varto, der seit 
1,5 Jahren auf Zypern lebte. Wie 
sich herausstellte, hat er seine 
Aktion vorher geplant und Briefe 
an die UN, die EU und den Kongra 
Gel hinterlassen, in denen er das 
Schweigen der internationalen 
Öffentlichkeit gegenüber der kur¬ 
dischen Frage anprangert. 

(ÖG, 7.11., 
ANF/DIHA, 8./9.11., ISKU) 


Meinung als Verbrechen betrach¬ 
tet wird". 

Die Göc-Der-Vorsitzende bezeich¬ 
nete sich selbst als einen Men¬ 
schen, der für die Demokratisie¬ 
rung der Türkei arbeitet und kün¬ 
digte an, vor den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte 
zu ziehen. "Ich hätte es vorgezo¬ 
gen, das Problem innerhalb der 
Türkei zu lösen, aber es hat sich 
gezeigt, dass das leider noch nicht 
möglich ist. Mir bleibt keine ande¬ 
re Wahl, als den Fall vor den Euro¬ 
päischen Gerichtshof für Men¬ 
schenrechte zu bringen". 

(ÖG, 4.11., ISKU) 


es dagegen, die Jugendlichen seien 
zur Kinderabteilung der Polizei 
gebracht worden. 

Die jugendlichen Angeklagten 
waren nach dem Vorfall tagelang in 
den Medien zur Schau gestellt wor¬ 
den. Während ihre Teilnahme am 
Prozess gefordert wird, sollen die 
als Zeugen auftretenden Polizisten 
von der Teilnahme befreit werden, 
weil sie nach Auffassung der Poli¬ 
zeidirektion von Mersin zum "Ziel 
terroristischer Organisationen" 
werden könnten. 

(ÖG, 6.11., ISKU) 


Spieler" hat in Istanbul-Beyazit 
gegen die Installierung von 570 
Kameras durch die Firma "MOBE- 
SE Sicherheitssysteme" prote¬ 
stiert. Die Aktivistinnen zeigten 
der Kamera vor dem Universitäts¬ 
eingang ihre Diplome und boten 
ihr Schokolade an. Schließlich fal¬ 
teten sie Papierflugzeuge aus den 
Diplomen und ließen sie Richtung 
Universität fliegen. Ein Sprecher 
der Gruppe eridärte: "Die MOBE- 
SE-Kameras sehen uns alle als 
potentielle Verbrecher. Ohne unse¬ 
re Erlaubnis und ohne unser Wis¬ 
sen werden wir 24 Stunden am Tag 
gefilmt. Wir wollen nicht mit 
Kameras leben, die an jeder Ecke 
hängen". (ÖG, 7.11., ISKU) 

Iran hat Angst vor der PJAK 

Der große Zulauf, den die kurdi¬ 
sche Bewegung im Iran vor allem 
mit der Kampagne "Abdullah Öca¬ 
lan repräsentiert in Kurdistan den 
politischen Willen" erreicht, berei¬ 
tet dem iranischen Regime große 
Sorgen. Bislang haben zehntau¬ 
sende Menschen die Kampagne 
mit ihrer Unterschrift unterstützt. 
Das Regime hat angekündigt, alle 
Unterstützerinnen der Kampagne 
als PJAK-Mitglieder zu betrachten 
und entsprechend zu behandeln. 
Bei dem Versuch, die zunehmende 
Unterstützung für die PJAK zu 
unterbinden, werden auch die 
Familien von PJAK-Guerillas unter 
Druck gesetzt. Sie sollen Papiere 
unterzeichenen, nach denen ihre 
Kinder von der PJAK entführt wor¬ 
den seien. Regimefreundliche kur¬ 
dische Clans werden aufgefordert, 
sich den „islamischen Fedajin“ 
anzuschließen, um die PJAK zu 
bekämpfen. 

Allein im Monat Oktober wurden 
im Iran 290 Protestaktionen ver¬ 
schiedener ethnische Gruppen 
bekannt. 51 davon fanden in den 
kurdischen Gebieten statt, die 
meisten unter Mitwirkung von 
PJAK-Aktivistlnnen. Das Regime 
nahm in diesem Zusammenhang 
458 Menschen fest. 

(Do, 10.11., ISKU) 
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Geldstrafe gegen Göc-Der-Vorsitzende 


Dänemark ermittelt gegen ROJ TV 


Dänemark hat Ermittlungen 
gegen den von dort sendenden 
kurdischen TV-Kanal Roj TV ein¬ 
geleitet. Ein dänischer Staatsan¬ 
walt begründete das Ermittlungs¬ 
verfahren mit mutmaßlichen 
finanziellen Verbindungen zur 
PKK und zu Gewalt aufrufenden 
Inhalten. Es ist zu vermuten, dass 


die Ermittlungen aufgrund einer 
Anzeige der Botschaft der Türkei 
in Dänemark aufgenommen wor¬ 
den sind. Auffällig ist der Zeit¬ 
punkt der Entscheidung. Am 14. 
November wird der Ministerpräsi¬ 
dent der Türkei, Recep Tayyip 
Erdogan, anlässlich eines NATO- 
Treffens Dänemark besuchen. 


Bereits vergangene Woche hatte 
das dänische Justizministerium 
angekündigt, zum Thema eines 
Verbots des TV-Senders neue 
Informationen von den türkischen 
Amtskollegen abzuwarten. Im 
Falle einer Anzeige werde unver¬ 
züglich mit den Ermittlungen 
begonnen. (ÖG, 8.11., ISKU) 


Neue Widersprüche vor Gericht 
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Staatlicher Bombenterror löst Massenproteste in Kurdistan aus 

Volksaufstand gegen Staatsterror 


Nach dem Bombenanschlag auf 
einen Buchladen in Semdinli (siehe 
Nuce Nr. 231) und der damit ver¬ 
bundenen Aufdeckung geheim¬ 
dienstlicher Terroraktvitäten ist 
der kurdische Teil der Türkei in 
Aufruhr. 

Mit zahllosen Kundgebungen und 
Aktionen protestiert die Bevölke¬ 
rung gegen den staatlichen Terro¬ 
rismus und die Versuche, den 
Anschlag als Einzelfall darzustel¬ 
len. Allein an der Beerdigung der 
bei dem Anschlag getöteten Zahir 
Korkmaz und Ali Yilmaz nahmen 
etwa 10.000 Menschen teil. Die 
Leichname wurden von der 
Gerichtsmedizin in Diyarbakir mit 
einem Autokonvoi nach Semdinli 
überführt. Am Ortseingang kam es 
aufgrund einer Straßensperre der 
Jandarma zu Spannungen. Bereits 
im Vorfeld war es in der Stadt zu 
Auseinandersetzungen zwischen 
der Polizei und der Bevölkerung 
gekommen, als diese sich sammel¬ 
te, um den Konvoi zu empfangen. 
Die Unruhen wurden durch Ver¬ 
mittlung von Bürgermeistern und 
DTP-Vorstandsmitgliedem been¬ 
det Rechtsanwalt Dogan Erbas von 
der DTP hielt eine Ansprache, in 
der er der Bevölkerung dazu gratu¬ 
lierte, zur Aufklärung der schmut¬ 
zigen Spiele in der vergangenen 
Zeit beigetragen zu haben. 
Nachdem in den folgenden Tagen 
bekannt wurde, dass im Fall des 
Bombenanschlags in Semdinli 
lediglich gegen zwei in den Vorfall 
verwickelte Personen als "Bauern¬ 
opfer" Haftbefehl ausgesprochen 
wurde, brandeten die Proteste der 
Bevölkerung neu auf. Die Inhaber 


der vormittags seit Tagen erstmalig 
wieder geöffneten Geschäfte zogen 
erneut ihre Rolläden herunter und 
die Menschen sammelten sich im 
Zentrum der Stadt. Wut erzeugten 
auch die von Sicherheitskräften 
errichteten Absperrungen in der 
Umgebung des Landratamtes. 

Am Sonntag haben 5000 Menschen 
mit Kerzen und Fackeln Gerechtig¬ 
keit und eine Verurteilung der 
Täter der Bombenanschläge gefor¬ 
dert. Auf einem Protestzug zum 
Regierungsgebäude riefen Tausen¬ 
de "Gouverneur, tritt zurück" und 
"PKK ist das Volk und das Volk ist 
hier". Auf Transparenten war zu 
lesen "Wir suchen die Gerechtig¬ 
keit mit Kerzen" und "Ein Überläu¬ 
fer im Gefängnis, aber wo sind die 
eigentlichen Schuldigen?". In einer 
Ansprache erklärte ein Vertreter 
der "Volksinitiative Semdinli", es 
sei unverständlich, dass die Verant¬ 
wortlichen für den Bombenan¬ 
schlag freigelassen wurden, nach¬ 
dem sie von der Bevölkerung 
direkt nach der Tat gestellt wurden. 
Auf einer Schülerdemonstration 
am Montag forderten Gymnasia¬ 
sten die Aufklärung der Vorfälle. 
Die Schulen waren erstmalig wie¬ 
der geöffnet. Während viele Eltern 
ihre kleineren Kinder aus Sicher¬ 
heitsgründen nicht in die Schule 
schickten, boykottierten Schülerin¬ 
nen des "Gymnasium der Repu¬ 
blik" den Unterricht und erklärten, 
sie wollten nicht im Schatten von 
Bombenanschlägen unterrichtet 
werden. "Hier ist Susurluk, wo ist 
der Staat" skandierten die Demon- 
strantlnnen auf dem Weg ins Stadt¬ 
zentrum. 


In Hakkari-Yüksekova ist es bei 
einer Protestkundgebung der 
Demokratischen Volksinitiative 
gegen die Bombenanschläge nach 
einem Polizeiangriff zu gewalttäti¬ 
gen Auseinandersetzungen gekom¬ 
men, bei denen mindestens vier 
Personen getötet wurden. An der 
Kundgebung hatten sich 30.000 
Personen beteiligt. Erste Berichte 
sprechen von 21 Verletzten, darun¬ 
ter sieben Polizisten. Bei den Stra¬ 
ßenschlachten wurde ein Panzer 
abgebrannt. Es kam zu vielen Fest¬ 
nahmen. Polizei und Sondereinhei¬ 
ten halten mit Panzerfahrzeugen 
das Stadtzentrum sowie die Ein¬ 
fahrten in die Stadt besetzt. Ein von 
den Demonstranten als Geisel 
genommene Unteroffizier ist inzwi¬ 
schen wieder freigelassen worden. 
Die meisten Geschäfte und Schu¬ 
len in Yüksekova und Semdinli blie¬ 
ben weiter geschlossen. 

Auch in Van wurden Protestierende 
von der Polizei mit Tränengas, 
Wasserwerfern, Steinen und Knüp¬ 
peln angegriffen. Auch Warnschüs¬ 
se in die Luft wurden abgegeben. 
Der Demonstrationszug von ca. 
2000 Menschen löste sich darauf¬ 
hin auf. An verschiedenen Stellen 
kam es zu Straßenschlachten mit 
der Polizei. 

Weitere Kundgebungen und 
Demonstrationen fanden in Anka¬ 
ra, Izmir, Erzincan, Dogubayazit, 
Istanbul, Siirt, Batman, Agiri und 
Diyarbakir statt. Auch in Hakkari 
kam es es am Donnerstag zu 
schweren Auseinandersetzungen, 
bei denen ein Demonstrant getötet 
wurde. (DIHA/ANF/OG/Ra, 
11.-16.11., ISKU) 


'Nicht eine Bombe, 18 Bomben' 


Nach Meinung des CHP-Abgeord- 
neten aus Hakkari, Esat Canan, 
muss nicht nur der letzte Bomben¬ 
anschlag in Semdinli untersucht 
werden, sondern alle in den letzten 
Monaten in Hakkari, Yüksekova 
und Semdinli stattgefundenen 
Explosionen. "Sie müssen als ein 
ganzes betrachtet werden, denn 
alle 18 Bombenanschläge stehen 
miteinander in Zusammenhang", 
erklärte Canan. Die Parteien CHP, 
AKP und ANAP fordern eine parla¬ 
mentarische Untersuchung der 
Vorfälle. Parlamentspräsident 
Bülent Arinc hat eine solche Unter¬ 
suchung bereits zugesichert. 
Gegenüber RADIKAL erklärte 
Canan, der direkt nach dem 
Anschlag auf einen Buchladen in 
der Kreisstadt eingetroffen war: 
"Bevor ein Jandarma-Unteroffizier 
während der staatsanwaltschaft- 
lichen Untersuchung [des Tatfahr¬ 
zeuges] auf die Menschenmenge 


schoss, wurde bereits aus einem 
Polizeipanzer geschossen. Dieses 
Ereignis, bei dem der Staatsanwalt 
selbst Zeuge war, findet keine 
Beachtung. Meiner Meinung nach 
gibt es im Zusammenhang mit die 
sen Schüssen dahinter stehende 
Befehlsgeber. Das soll vertuscht 
werden. Auch die Bombe im Buch¬ 
laden sollte nicht vergessen wer¬ 
den. Erst am Tag nach dem 
Anschlag konnte im Buchladen 
eine Untersuchung stattfinden. Der 
Untersuchungsbericht muss veröf¬ 
fentlicht werden. Dann wird klar 
werden, dass auch diese Handgra¬ 
nate aus der [staatlichen] Produk¬ 
tion MKE stammt und von gleicher 
Bauart ist, wie die im Kofferraum 
[des Tatfahrzeuges] sicher gestell¬ 
ten Handgranaten. Es hat 18 Bom¬ 
benanschläge gegeben. Die mei¬ 
sten davon habe ich untersucht. In 
Semdinli gab es sechs Explosionen, 
in Yüksekova acht und in Hakkari 


vier. Keiner der Täter ist gefasst 
worden. Die meisten richteten sich 
gegen Geschäftszentren, gegen 
Geschäfte reicher Personen. Die 
Bombenanschläge müssen als 
Gesamtheit untersucht und aufge¬ 
klärt werden". 

Aus dem Notizbuch 
eines Geheimdienstlers 

Einen erschreckenden Einblick in 
die Dimensionen der geheim¬ 
dienstlichen Terroraktivitätetn bie¬ 
tet auch das Notizbuch des Jandar- 
ma-UnterofSziers Ali Kaya, das von 
der Bevölkerung von Semdinli 
nach dem Anschlag sichergestellt 
und der Presse übergeben wurde. 
Darin finden sich unter anderem 
die Telefonnummer von Yusuf 
Yasar, einem Mann aus Hakkari, 
der kürzlich unter mysteriösen 
Umständen ums Leben gekommen 
war. Offiziellen Angaben zufolge 
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Meldungen 

Kein Besuch bei Ocalan 

Auch in dieser Woche konnten 
weder Anwälte noch Angehörige 
ihr Recht auf Besuch bei Abdullah 
Öcalans wahmehmen. Als Grund 
musste wieder einmal die schlech¬ 
ten Wetterbedingungen herhalten. 
Bis auf einen Besuch von seiner 
Schwester und seinem Bruder am 
2.11. ist Abdullah Öcalan somit seit 
25 Wochen in absoluter Isolation 
von der Außenwelt abgeschnitten. 

(ISKU, 17.11.) 

HPG: Wir werden nicht schwei¬ 
gen 

Gegenüber der Nachrichtenagen¬ 
tur ANF hat HPG-Kommandant 
Bahoz Erdal angekündigt, die 
Volksverteidigungskräfte werden 
angesichts der schmutzigen 
Angriffe in Semdinli nicht schwei¬ 
gen. Den Angriffen auf die Bevöl¬ 
kerung liege ein Konzept aus Poli¬ 
tik, Militär und Mafia zugrunde, so 
Erdal. „Daran beteiligt sind der 
AKP-Abgeordnete aus Hakkari, 
Fehmi Öztunc, Rechtsanwalt 
Bahattin Yigit, Erdogan Gürbüz als 
Gouverneur von Hakkari sowie 
Polizei, Militär und der iranische 
Geheimdienst“. Urheber der 
Explosionen in der Provinz Hakka¬ 
ri sei der Staat, die Absicht dahin¬ 
ter sei die Einschüchterung der 
Bevölkerung. „In letzter Zeit för¬ 
dert der Staat auch wieder Organi¬ 
sierungen vom Typ Hizbullah, um 
bestimmte Menschen auszuschal¬ 
ten“. (ÖG, 12.11, ISKU) 

Roj-TV-Krise in Dänemark 

Aufgrund der Teilnahme von Kor¬ 
respondenten des kurdischen 
Fernsehsenders Roj TV an einer 
gemeinsamen Pressekonferenz 
mit dem dänischen Ministerpräsi¬ 
dent Rasmussen in Kopenhagen 
hat der Ministerpräsident der Tür¬ 
kei, Erdogan, die Pressekonferenz 
abgesagt und Dänemark verlas¬ 
sen. Erdogan soll Rasmussen auf¬ 
gefordert haben, die Roj-TV-Korre- 
spondenten aus dem Raum zu ent¬ 
fernen. Auf die Weigerungs Ras- 
mussens soll Erdogan gefordert 
haben, ihnen Redeverbot zu ertei¬ 
len. Auch das wurde vom däni¬ 
schen Ministerpräsidenten abge¬ 
lehnt. Rasmussen erklärte vor der 
Presse, er könne die Sensibilität 
der Türkei zum Thema Terro¬ 
rismus verstehen. Auch Dänemark 
beteilige sich aktiv am Antiterror¬ 
kampf. Aber Journalisten könnten 
aufgrund der Gesetzeslage in 
Dänemark nicht daran gehindert 
werden, an einer Pressekonferenz 
teilzunehmen. Erdogans Verhalten 
sei ihm unbegreiflich, so Rasmus¬ 
sen: "Regierungen dürfen in kei¬ 
ner Weise versuchen, Einfluss auf 
die Medien zu nehmen. Pressefrei¬ 
heit und -Unabhängigkeit gehören 




Geheimdienstmord in Dersim 


In Dersim haben zivilgesellschaftli¬ 
che Organisationen und Familien¬ 
mitglieder gegen die Ermordung 
des DEHAP-Vorstandsmitgliedes 
Karner Özel durch die illegale mili¬ 
tärische Geheimdienstorganisation 
J1TEM am 10. November prote¬ 
stiert. Der DEHAP-Vorsitzende von 
Dersim, Murat Polat, forderte die 
Aufklärung des Vorfalls. In einer 
Ansprache erinnerte an die politi¬ 
sche Arbeit Özels in der Jugendor¬ 
ganisation der HADEP und 
DEHAP sowie im Vorstand von 
Dersim und bezeichnete ihn als 
"Mitglied der kurdischen demokra¬ 
tischen Bewegung, die sich für die 
Rechte der Kurden, die Geschwi- 
sterlichkeit der Völker in der Tür¬ 
kei und die Rechte der Werktätigen 


einsetzt". Seine Ermordung sei ein 
Angriff gegen die Bevölkerung und 
die Demokratiekräfte, aber insbe¬ 
sondere gegen die DEHAP und 
ihre aktiven Mitglieder. 

Offizielle Stellen hatten erklärt, 
Özel sei zu Tode gekommen, als er 
eine Mine in der Nähe eines Mili¬ 
tärpostens gelegt hatte. Dieser Dar¬ 
stellung widersprach Polat und 
listete die Widersprüche in der offi¬ 
ziellen Version auf. Demnach sei es 
Özel nicht möglich gewesen, in der 
genannten Zeit vom Aufenthaltsort, 
an dem er zuletzt gesehen wurde, 
den besagten Militärposten zu 
erreichen. Weiterhin sei sein Kör¬ 
per zerfetzt gewesen, aber seine 
Hände und Arme nahezu unver¬ 
sehrt. Für die Identifizierung seien 


ihm Fingerabdrücke abgenommen 
worden. Bei Unfällen mit Minen, 
während diese gelegt werden, wer¬ 
den zuerst Hände und Arme zer¬ 
fetzt. Die HPG, deren Mitglied er 
nach offiziellen Angaben gewesen 
soll, haben jeden Zusammenhang 
zu dem Vorfall dementiert. Bei der 
getöteten Person handele es sich 
um einen Zivilisten. Nach dem Tod 
Özels war ein anderes Vorstands¬ 
mitglied der DEHAP in Dersim von 
dessen Handy aus angerufen wor¬ 
den, weshalb Polat die Frage auf¬ 
warf, in wessen Händen sich das 
Telefon befinde, das offensichtlich 
bei der Minenexplosion, die seinen 
Besitzer in Stücke zerissen hat, 
unbeschädigt blieb. 

(DIHA, 15.11., ISKU) 


Außenminister wegen PKK in Syrien 


Aus dem am Mittwoch stattgefun¬ 
denen Sicherheitsgipfel im Mini¬ 
sterpräsidialamt der Türkei zur 
Auswertung der jüngsten Vorfälle 
in der Provinz Hakkari hat sich ein 
Spontanbesuch der türkischen 
Außenministers in Syrien ergeben. 
Außenminister Abdullah Gül ver¬ 
ließ den Gipfel vorzeitig, um nach 
Syrien aufzubrechen. In Ankara 
wird darüber gemunkelt, dass Gül 
das Nachbarland besucht, um die 
Beziehungen der Türkei zu Syrien 
zu verbessern, da die Türkei mit 
der Haltung der USA gegenüber 
der PKK nicht zufrieden ist 


Der Sicherheitsgipfel war aufgrund 
des Bombenanschlages am 9. No¬ 
vember in Semdinli und den darauf 
folgenden Ereignissen unter Vor¬ 
sitz von Ministerpräsident Erdogan 
zusammen gekommen und dauer¬ 
te zweieinhalb Stunden. Dabei 
wurde der Syrien-Besuch des 
Außenministers beschlossen. In 
Ankara wird vermutet, dass der 
Besuch mit der Existenz der PKK 
ins Südkurdistan (Irak) zusammen 
hängt. Die Türkei und Syrien schei¬ 
nen sich wieder näher gekommen 
zu sein, nachdem die Verhandlun¬ 
gen mit den USA über die Bekämp¬ 


fung der PKK auf irakischem Terri¬ 
torium für die türkische Seite unbe¬ 
friedigend verlaufen waren. An 
erster Stelle der Tagesordnung bei 
Güls Reise nach Syrien soll die 
PKK stehen. 

In einer offiziellen Erklärung über 
den Sicherheitsgipfel heißt es lapi¬ 
dar, es habe eine Bewertung der 
Ereignisse in jüngster Zeit in Hak¬ 
kari und Van stattgefunden. Die 
Entschlossenheit der Regierung 
sei ungebrochen, die Entwicklun¬ 
gen "in der Region" würden weiter¬ 
hin aufmerksam verfolgt. 

(ANF, 16.11., ISKU) 


Ankara verklagt eigene Berater 


Gerichtsverfahren gegen allzu frei 
denkende Schriftsteller und Jour¬ 
nalisten gibt es in der Türkei 
genug. Nun aber bricht ein in 
Ankara anhängiges Verfahren 
neue Bahnen. Angeklagt sind zwei 
frühere Berater der Regierung, 
die im Auftrag des Ministerpräsi¬ 
denten vor zwei Jahren eine Stu¬ 
die über die Lage der Minderhei¬ 
ten ausarbeiteten und Reformvor¬ 
schläge unterbreiteten. Ziel: eine 
Anpassung der Minderheiten- und 
Menschenrechte an EU-Stan- 
dards. 

Oft wurde schon gesagt, dass die 
türkische Verfassung geändert 
werden muss, bevor das Land der 
EU beitreten kann. Das forderten 


auch die Autoren der Studie. Nur, 
sie wollten Artikel 3 des Grundge- 
setzes ändern ("Der türkische 
Staat, mit seinem Land und seiner 
Nation, ist unteilbar, und seine 
Sprache ist Türkisch"). EineÄnde- 
rung dieses Artikels auch nur vor¬ 
zuschlagen ist in der Türkei straf¬ 
bar. Dies und andere Inhalte der 
Studie missfielen dem Auftragge¬ 
ber, und das Dossier wurde 
zurückgewiesen. Ein anderes 
wurde stattdessen von anderen 
Beratern geschrieben. Die Verträ¬ 
ge von Baskin Oran und Ibrahim 
Kaboglu sowie zwölf weiteren Mit¬ 
arbeitern des IDHK, eines "unab¬ 
hängigen", aber vom Ministerprä¬ 
sidenten geschaffenen Beratergre¬ 


miums für Menschenrechte, wur¬ 
den gekündigt. Später wurde von 
anderer Stelle Klage gegen die 
Betroffenen eingereicht, und nun 
kam Staatsanwalt Nadi Türkaslan 
zu dem Schluß, daß die einstigen 
Berater eingesperrt gehören. 
Besonders verwerflich findet Tür¬ 
kaslan einen Vorschlag, die Bür¬ 
ger der Türkei fortan "Bürger der 
Türkei" zu nennen, statt "Türken". 
So könnten Kurden künftig 
zugleich Kurden und Bürger der 
Türkei sein, wo sie doch schlicht 
Türken sein sollen. Dies, so der 
Staatsanwalt, führe zur Desinte¬ 
gration des Landes. Den Ange¬ 
klagten drohen bis zu fünf Jahre 
Haft. (DW, 17.11., ISKU) 


'Nicht eine Bombe, 18 Bomben' (Forts.) 


war er von Soldaten erschossen 
worden, als er eine Mine legte. 
Neben Yasars Telefonnummer 
steht auch die Telefonnummer sei¬ 
nes Bruders sowie dessen Adresse. 
Weitere Notizen betreffen Besuche 
der Anwälte Abdullah Öcalans in 
der Region. Detailliert ist aufge¬ 
zeichnet, mit wem sie gesprochen, 
wen besucht und an was für Veran¬ 
staltungen und Seminaren sie teil¬ 
genommen haben. Zu den DEHAP- 
Bürgermeistem der Region findet 
sich die Anmerkung "Beziehungen 
der DEHAP-Bürgermeister zur 
Partei untersuchen". 

Neben den Namen von PKK-Gefan- 
genen und ehemaligen Gefange- 
nen stehen Anmerkungen wie 
"steht der Organisation nahe und 
ist gefährlich" oder "hat keine Ver¬ 


bindung zur Organisation". Auch 
Personen, die an Programmen des 
TV-Senders Roj TV teilgenommen 
haben, sind namentlich und mit 
Telefonnummern festgehalten. 
Unter der Überschrift "MIT-Mitar- 
beiter in Semdinli" stehen Namen 
von öffentlich Beschäftigten, die 
eine Verbindung zum türkischen 
Geheimdienst MIT haben, sowie 
von Dorf- und Stadtteilvorstehem. 
Eine weitere liste bezeichnet "Per¬ 
sonen in Van-Hakkari-Bitlis-Istan- 
bul, die mit uns arbeiten". Darunter 
stehen die Namen und Telefon¬ 
nummern von Offizieren. Eine wei¬ 
tere Notiz lautet: "Verhör-Chiffre: 
Jeder, der mit uns arbeitet, muss 
dieses Verhör-Chiffre kennen". 
Weiterhin ist angemerkt, dass der 
J andarma-Generalkommandantur 


regelmäßig über die Aktivitäten 
Bericht erstattet wird. Ein Notiz 
erläutert, dass eine militärische 
Abordnung aus Van Untersuchun¬ 
gen in Semdinli und Hakkari ange- 
stellt hat. Am 26. September 2004 
sei eine MIT-Abordnung zu gehei¬ 
men Untersuchungen nach Silopi 
gefahren. 

Darüber hinaus befinden sich eine 
liste mit "PKK-Lagem und Namen 
der Verantwortlichen", "Telefon¬ 
nummer von Fehman Hüseyin von 
den HPG", "Notizen zu den HPG- 
Lagem in Iran, Irak und Türkei" 
sowie die Anmerkung "Zu dem 
Lager Maxmur: Im Lager befinden 
sich zwischen 1500 und 2000 Orga¬ 
nisationsmitglieder" in dem Notiz¬ 
buch. (DIHA, 13.11., 

Ra/Mi, 15.11., ISKU) 


zu den grundlegenden Prinzipien 
der Demokratie Dänemarks". 

(msnbcntv.com, 15.11., ISKU) 

Neues Verfahren wegen 
Meinungsäußerung 

Aufgrund eines Interviews mit der 
Tageszeitung Radikal wurde auf 
Antrag der Staatsanwaltschaft 
gegen den frühere DEP-Abgeord- 
nete Orhan Dogan Anklage wegen 
"Propaganda für eine Terrororga¬ 
nisation" erhoben. Das Interview 
ist in der Radikal am 15. August 
veröffentlicht worden und hatte 
u. a. auch die Frage enthalten, 
warum die PKK im Vorfeld der 
Aufnahme der EU-Beitrittsver- 
handlungen ihre Terroranschläge 
verstärke. Dogan hatte darauf hin¬ 
gewiesen, dass die PKK auf eine 
Möglichkeit warte, die Waffen 
niederzulegen, die türkische 
Regierung jedoch kein dazu nöti¬ 
ges Amnestiegesetz erlasse. 

(Zaman, 14.11., ISKU) 

Leopard-Panzer an Türkei 

Der Verkauf deutscher Leopard- 
Kampfpanzer an die Türkei ist 
besiegelt. Vertreter der Bundesre¬ 
gierung und der Türkei Unter¬ 
zeichneten einen Vertrag zur Liefe¬ 
rung von 298 gebrauchten Pan¬ 
zern. Wegen der Menschenrechts¬ 
lage in der Türkei ist dies umstrit¬ 
ten. Im vergangenen Jahr befür¬ 
wortete Verteidigungsminister 
Peter Struck (SPD) ein solches 
Geschäft, weil sich die Situation 
durch die Annäherung der Türkei 
an die EU verändert habe. 

(taz, 9.11., ISKU) 

Quellen: 

DIHA Diele 

N achrichtenagentur 
ANF Firat 

Nachrichtenagentur 
ÖG Özgür Gündem 

Ra Radikal 

Mi Milliyet 

DW Die Welt 

Termine: 

Hüseyin Celebi Veranstaltung 
in Bochum 

Nach Bochum laden die kurdi¬ 
schen Studierenden YXK am 
Samstag, den 19.11. zum dreizehn¬ 
ten Gedicht- und Geschichtenwett¬ 
bewerb ein. Die Veranstaltung an 
der Bochumer Ruhruniversität 
beginnt um 14 Uhr im Hörsaalzen¬ 
trum Ost Zu den teilnehmenden 
Künstlerinnen gehören u. a. Leyla 
Ösxan, Ferhat Tune und Xero 
Abbas. 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.org/isku 
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Der Bombenterror von Semdinli und die Folgen 

„Wie im Ausnahmezustand“ 


Nach den blutigen Vorfällen in 
Semdinli und Yüksekova sieht es in 
den beiden Kreisstädten in der Pro¬ 
vinz Hakkari im Dreiländereck Tür- 
kei-Iran-Irak aus wie zu Zeiten des 
Ausnahmezustandes. Mit Einbre¬ 
chen der Dunkelheit verschwinden 
die Menschen von den Straßen und 
ziehen sich in ihre Häuser zurück. 
Die rund zwanzig Bombenanschlä¬ 
ge in der Region und insbesondere 
der letzte Anschlag dieser Art auf 
einen Buchladen in Semdinli haben 
Panik innerhalb der Bevölkerung 
hervorgerufen. Die Lagepläne und 
Namenslisten des Gendarmerie- 
Geheimdienstes, die durch den 
Vorfall öffentlich geworden sind, 
haben dazu geführt, dass die Men¬ 
schen der Region in ständiger 
Todesangst leben. 

Die Geschäfte sind zwar wieder 
geöffnet, aber die Spannungen hal¬ 
ten an. Blieben die Läden früher bis 
23 Uhr offen, so leeren sich die 
Straßen jetzt ab 16 Uhr vollständig. 
Die Menschen haben Angst vor 
weiteren Anschlägen und Übergrif¬ 
fen der Sicherheitskräfte. Auch 
öffentliche Verkehrsmittel fahren 
nicht mehr in der Dunkelheit. Die 
Fahrten von Überlandbussen nach 
Wan sind nachts annulliert worden, 
weil sich keine Reisenden mehr lin¬ 
den lassen. 

Schülerinnen in Angst 

In den im Tatfahrzeug in Semdinli 
aufgefundenen Dokumenten sind 
auch die Namen von Schulen in der 
Kreisstadt aufgetaucht. Viele Schü¬ 
ler gehen seit zehn Tagen nicht 
mehr zum Unterricht. "Hier ster¬ 
ben ständig Menschen. Wir kämp¬ 
fen dafür, am Leben zu bleiben. 
Früher waren die Schulen sichere 
Gebiete. Aber jetzt mussten wir 
erfahren, dass auch die Schulen 
potentielle Angriffsziele sind. Wür¬ 
den Sie unter solchen Umständen 
zur Schule gehen?" sagen die Schü- 


Die Ereignisse in Semdinli haben 
auch innerhalb der türkischen 
Gesellschaft eine breite Diskus¬ 
sion über die kurdische Frage und 
den bisherigen Umgang der offi¬ 
ziellen Türkei damit entfacht. In 
vielen Medien werden die Stim¬ 
men lauter, die Fehler der türki¬ 
schen Kurdistanpolitik und auch 
die Rolle der Staatsmacht insge¬ 
samt kritisieren. So schreibt Meh¬ 
met Ali Birand, einer der einfluss¬ 
reichsten politischen Kommenta¬ 
toren in der Posta vom 22.11. : 
„Die Bevölkerung hört auf die mit 
ihren Stimmen gewählten kurdi¬ 
schen Bürgermeister, ihre Partei- 


ler. "Wir ziehen es vor, am Leben zu 
bleiben und nicht zur Schule zu 
gehen. Die Schule ist hier ohnehin 
nicht so wichtig. Überleben ist 
wichtiger". Auch ein Lehrer des 
Gymnasiums in Semdinli, der auf¬ 
grund seiner Tätigkeit als Beamter 
anonym bleiben will, bestätigt, dass 
ein großer Teil der Schülerinnen 
nach dem letzten Anschlag nicht 
mehr in die Schule kommt. Diejeni¬ 
gen, die trotzdem kommen, thema¬ 
tisieren ständig die Vorfälle. "Der 
jüngste Anschlag in Semdinli 
beschäftigt die Kinder sehr. Unter¬ 
richt findet kaum noch statt. Sie fra¬ 
gen nach, ob es auch in der Schule 
zu einer Explosion kommen kann. 
Sie fragen, warum die beiden Gen¬ 
darmerie-Unteroffiziere frei gelas¬ 
sen worden sind. Eigentlich 
brauchten alle Schüler hier psycho¬ 
logische Betreuung." 

Menschen fordern Sicherheit 

Die Menschen in Semdinli fordern 
von der Staatsanwalt Sicherheit für 
ihr Leben. Betroffene wie der Inha¬ 
ber des ausgebombten Buchla¬ 
dens, Seferi Yilmaz, und andere, 
deren Namen auf den aufgefunde- 
nen Todeslisten stehen, haben 
Anträge an die Staatsanwaltschaft 
gestellt, in denen sie Schutz for¬ 
dern. Andere wenden sich an die 
Staatsanwaltschaft, um sich als Zeu¬ 
gen zur Verfügung zu stellen. Bis¬ 
her wurden zwanzig Personen als 
Zeugen angehört, weitere dreißig 
warten noch auf ihre Vernehmung. 

Proteste werden fortgesetzt 

Die Protestaktionen in anderen 
Städten der Türkei halten weiter 
an. An vielen Orten werden täg¬ 
lich bei Kundgebungen Kerzen 
mit der Forderung angezündet, 
"Licht in die Dunkelheit" zu brin¬ 
gen. Dabei kommt es auch immer 
wieder zu Auseinandersetzungen 
mit der Polizei und Festnahmen. 


Vorsitzenden und die PKK. In die¬ 
ser Gegend nimmt die Autorität 
des Staates weiter ab. Die Ent¬ 
wicklungen der vergangenen 
Woche zeigen, dass die PKK 
begonnen hat, ihre alte Kraft 
zurück zu gewinnen, ihren Ein¬ 
fluss in großem Ausmaß gestei¬ 
gert hat und die Region von kurdi¬ 
schen Anführern geleitet wird (...) 
Über genau fünf Jahre hinweg 
führte die PKK im Südosten 
keine Aktionen durch. Die 
Region konnte Luft holen. Es 
kehrte Ruhe ein. 

Aber es änderte sich nichts. Der 
Großteil der Menschen blieb 


AI fordert unabhängigen Unter¬ 
suchungsausschuss 
Amnesty International (AI) hat die 
türkische Regierung zur Grün¬ 
dung eines unabhängigen Unter¬ 
suchungsausschusses aufgrund 
der mutmaßlichen Beteiligung 
staatlicher Stellen an den Vorfäl¬ 
len am 9. November in der Klein¬ 
stadt Semdinli aufgefordert. 

In einem Bericht hält AI fest, dass 
es ernstzunehmende Aussagen 
über eine Beteiligung des Gendar- 
merie-Geheimhienstes JIT an den 
Vorfällen gibt, die zu dem Tod 
mehrerer Zivilisten geführt 
haben. Von offiziellen Stellen sei 
dies nicht dementiert worden. Ein 
unabhängiger Ausschuss müsse 
gemäß der UN-Prinzipien folgen¬ 
de Punkte untersuchen: 

- Die Hintergründe des Vorfalls, 
bei dem es sich allen Anzeichen 
nach um einen Anschlag handelt, 
der mutmaßlich von einem PKK- 
Überläufer und zwei Angehörigen 
des Gendarmerie -Geheimdien¬ 
stes verübt wurde; 

- Der Tod eines Zivilisten und die 
Verletzung weiterer mutmaßlich 
durch Schüsse eines Jandarma- 
Unteroffiziers; 

- Anhand der im mutmaßlichen 
Tatfahrzeug sichergestellten 
Beweise (Namenslisten, Lageplä¬ 
ne, Waffen) die Frage, ob der Vor¬ 
fall Teil einer gegen die politische 
Opposition in der Region gerichte¬ 
ten Politik der staatlichen Sicher¬ 
heitskräfte ist; 

- Die Befehlskette, gemäß der die 
mutmaßlichen Täter gehandelt 
haben; 

- Die Frage, ob bei den Protesten 
gegen die Vorfälle in Semdinli und 
anderen Städten extreme Polizei¬ 
gewalt zu den Todesfällen und 
Verletzungen von Zivilisten 
geführt haben. 

DIHA, 19.11., ISKU 

der Türkei 

arm.Und die Türkei hat diese fünf 
Jahre ungenutzt verstreichen las¬ 
sen. Nichts Wirkliches wurde 
unternommen, um die Bevölke¬ 
rung an ihre Seite zu ziehen. Es 
kam nicht zu den versprochenen 
Investitionen und nicht zu Ent¬ 
schädigungen für die zerstörten 
Dörfer und Hunderttausende aus 
den Dörfern vertriebene Men¬ 
schen. Die Armut hält weiter an. 
Es war die Zeit, die Herzen der 
Menschen im Südosten zu gewin¬ 
nen, aber wir haben nichts unter¬ 
nommen. Mit der uns eigenen 
Haltung haben wir die Realität 
ignoriert.“ (Po, 22.11., ISKU) 


Meldungen 

Öcalan-Besuch verhindert 

Der Besuch seiner Verteidiger und 
der Schwester bei Abdullah Öca- 
lan auf der Gefängnisinsel Imrali 
wurde auch diese Woche wieder 
verhindertUnter den Verteidi¬ 
gern, die am Schiffsanleger in 
Gemlik umkehren mussten, weil 
das Wasserfahrzeug nach offiziel¬ 
len Angaben defekt war, befand 
sich auch der deutsche Anwalt Rai¬ 
ner Ahues. (ANF, 23.11., ISKU) 

80.000 Menschen bei 
Beerdigung in Yüksekova 

Die Leichname von drei bei Prote¬ 
sten durch Schüsse der Sicher¬ 
heitskräfte getöteten Demonstran¬ 
ten wurden am 11.11. in Yükseko¬ 
va unter der Beteiligung von 
80.000 Menschen beigesetzt. Wäh¬ 
rend der Beerdigung flogen F-16- 
Bomber im Tief flug über die Men¬ 
schenmenge. Die Sicherheitskräf¬ 
te hielten sich ansonsten zurück 
und waren nicht zu sehen. 2000 
zivile Ordner mit roten Armbinden 
sorgten für einen reibungslosen 
Ablauf der Massenveranstaltung. 
Schulen und Geschäfte in der Stadt 
blieben geschlossen. Yükeskova 
hat ungefähr 100.000 Einwohner. 

(DIHA, 17.11., ISKU) 

HPG: Gefallene in 
Ostkurdistan und Simak 

Am 21. November wurde im 
Gebiet Merivan in Ostkurdistan 
eine Militäroperation von der irani¬ 
schen Armee eingeleitet. Dabei 
kam es zu einem Gefecht mit einer 
Guerillaeinheit, in dessen Verlauf 
der Kämpfer Salar (Ferhat Danis) 
gefallen ist. Auch die iranische 
Armee erlitt Verluste. Die Opera¬ 
tion wurde am gleichen Tag been¬ 
det 

Am 19. November wurde in Sir- 
nak-Besta eine Militäroperation 
der türkischen Armee eingeleitet, 
in deren Verlauf es zu einem 
Gefecht zwischen einer Einheit 
der HPG und den türkischen 
Streitkräfte kam. Über die Verluste 
auf türkischer Seite gibt es keine 
genauen Angaben. Die Guerilla¬ 
kämpferin Diana Berin (Hevi Han- 
nan) ist gefallen. 

(hpg, 22.11., ISKU) 

Syrischer Geheimdienst 
entführt Achtjährigen 

Seitdem Nesredin Ehme als der 
Verantwortliche einer Kulturgrup¬ 
pe in der kurdischen Stadt Qamis- 
lo in Syrien am 17. November von 
der Polizei festgenommen wurde, 
ist sein weiterer Verbleib unbe¬ 
kannt. Jetzt wurde auch noch sein 
achtjähriger Sohn kurzzeitig vom 
Geheimdienst entführt. Nach 
Angaben der kurdischen Intemet- 
seite Amude wurde das Kind vor 
seinem Haus von unbekannten 


Kritische Stimmen aus 




"Wir sind nicht untauglich, sondern homo¬ 
sexuell, und zum Militär gehen wir nicht" 


Gegen die Haftstrafe von vier 
Jahren, zu der der Totalverwei¬ 
gerer Mehmet Tarhan vom Mili¬ 
tärgericht Sivas verurteilt wor¬ 
den war, wurde Einspruch durch 
den militärischen Kassationsge¬ 
richtshof eingelegt. Um die 
Öffentlichkeit über die jüngsten 
Entwicklungen im Fall Tarhan zu 
informieren und Solidarität mit 
dem Totalverweigerer aus 
Gewissensgründen zu demon¬ 
strieren, fand am 19.11. eine 
Kundgebung in Istanbul-Galata- 
saray statt. Die Kundgebung 
wurde unterstützt von der Initia¬ 
tive "Solidarität mit Mehmet Tar¬ 
han", dem Menschenrechtsver- 


In Mersin ist ein Demonstrant 
von der Polizei erschossen wor¬ 
den. Am 20.11. versammelte sich 
eine Menschengruppe, um 
gegen die Vorfälle in Semdinli zu 
protestieren. Sie baute Barrika¬ 
den, zündeten diese an und rief 
Parolen. Als die Polizei eingriff, 
reagierten die Demonstrantln- 
nen mit Steinwürfen. Die vorläu¬ 
fige Bilanz sind ein Toter, zwei 
Verletzte und acht Festnahmen. 
Bei dem Toten handelt es sich 
um den neunzehnjährigen Murat 
Demir. Seine Mutter erlitt einen 
Nervenzusammenbruch. Die 
Verletzten weisen Schusswunden 
in der Brust und am Knie auf. 
Der betroffene Stadtteil Cilek 
wurde von Sondereinsatzkräften 
besetzt. Unter den Festgenom¬ 
menen befindet sich auch die 
DIHA-Korrespondentin Nesrin 
Yazar. 

Wie der Anwalt der beiden Ver¬ 
letzten, Rechtsanwalt Muzaffer 
Akad, erklärte, gibt es drei 
Augenzeugen, die bestätigen, 
dass die Polizei am Ort des 
Geschehens geschossen hat. Der 
Polizeipräsident von Mersin gab 
keine Stellungnahme ab. Ein 
Augenzeuge berichtete gegenü¬ 
ber DIHA, die Schüsse seien aus 
einem zivilen Polizeiauto aus 15 
bis 20 Meter Entfernung abgege¬ 
ben worden. Hinterher habe die 
Polizei mit Taschenlampen die 
Patronenhülsen aufgesammelt. 
Am Montag blieben die Geschäf¬ 
te im Stadtviertel Cilek aus Pro¬ 
test gegen den tödlichen Poli- 


Seit der Ermordung des zwölfjäh¬ 
rigen Ugur Kaymaz und seines 
Vaters Ahmet Kaymaz vor ihrem 
Haus in Mardin-Kiziltepe durch 
Sicherheitskräfte ist ein Jahr ver¬ 
gangen. Die Täter befinden sich 
immer noch auf freiem Fuß. Mak- 
bule Kaymaz, die ihren Sohn und 
ihren Mann verloren hat, fordert 
die sofortige Bestrafung der 
Täter. Ihre Rechtsanwältin und 
stellvertretende IHD-Vorsitzende 
Reyhan Yalcindag kritisierte 
unterdessen die zögerliche Hai¬ 


ein IHD, sowie verschiedenen 
Homosexuellen- und Frauenor¬ 
ganisationen wie Amargi, 
KaosGL und der Demokrati¬ 
schen Freien Frauenbewegung. 
Auf Schildern und Transparen¬ 
ten wurde die sofortige Freilas¬ 
sung Tarhans gefordert. "Wir 
werden keine Soldaten - für nie¬ 
manden", "Geh nicht zum Mili¬ 
tär", "Wir sind nicht untauglich, 
sondern homosexuell, und zum 
Militär gehen wir nicht", "Ver¬ 
weigere - leiste Widerstand - sag 
Nein - geh nicht zum Militär" 
hieß es auf Spruchbändern und 
in Parolen. 

Im Namen der Gruppe gab der 


zeieinsatz geschlossen. Die Poli¬ 
zeipräsenz im Viertel versetzt die 
Bewohner in Angst. 

In Adana wurden am 20.11. bei 
Protesten von fünf Festgenom¬ 
menen aufgrund der Teilnahme 
an einer "illegalen Kundgebung" 
vier Personen verhaftet und ins 
Gefängnis überstellt. Im Istanbu¬ 
ler Stadtteil Kücükcekmece 
wurde ebenfalls am 20.11. eine 
Protestdemonstration von der 
Polizei angegriffen. Ein gepan¬ 
zertes Fahrzeug der Sicherheits¬ 
kräfte wurde daraufhin mit Molo- 
towcocktails in Brand gesetzt. 
Zwölf Personen wurden festge¬ 
nommen. 

10.000 Menschen verab¬ 
schieden Murat Demir 

Der Leichnam des 19-jährigen 
Murat Demir, wurde am 21.11. 
im Beisein von 10.000 Menschen 
nach einer vierstündigen Demon¬ 
stration in Mersin beigesetzt. 

Der in eine gelb-rot-grüne Fahne 
gewickelte Sarg wurde aus der 
Gerichtsmedizin zu einer 
Moschee gebracht. Während der 
religiösen Waschung des Leich¬ 
nams hielt Rechtsanwalt Muzaf¬ 
fer Azad eine Ansprache, in der 
er Murat Demir als "eine Fackel, 
die uns den künftigen Weg wei¬ 
sen wird", bezeichnete. "Die 
Kugel, die Murat getroffen hat, 
ist eine Kugel, die auf das kurdi¬ 
sche Volk gerichtet ist". Akad for¬ 
derte eine unverzügliche Aufklä¬ 
rung der Todesumstände. Auf 
dem Weg zum Friedhof schlos- 


tung des Gerichts, vor dem die 
Täter stehen. Das Gericht versu¬ 
che, das Verfahren und die 
Beweisaufnahme hinauszuzögern 
und damit die angeklagten Sicher¬ 
heitskräfte zu schützen. Während 
es in anderen Ländern üblich sei, 
dass Staatsanwaltschaft und 
Nebenklage zusammen arbeiten, 
stelle sich der Staatsanwalt auf die 
Seite der Angeklagten, was jegli¬ 
chem Rechtsdenken widerspre¬ 
che. Sogar eine direkte Befra¬ 
gung der Angeklagten durch die 


Verweigerer Erkan Ersöz eine 
Erklärung ab, in der er darauf 
verwies, dass das Kassationsge¬ 
richt das Urteil über eine vierjäh¬ 
rige Haftstrafe aufgrund von Ver¬ 
fahrensfehlern angefochten 
habe, da Tarhan keiner effekti¬ 
ven Tauglichkeitsprüfung unter¬ 
zogen worden sei. "Denn in der 
militärischen Denkweise bedeu¬ 
tet Homosexualität Untauglich¬ 
keit." Mehmet Tarhan habe bei 
jeder Gelegenheit angegeben, 
homosexuell zu sein, es aber 
abgelehnt, dies als Begründung 
für seine Untauglichkeit zu 
benutzen. 

(DIHA, 19.11., ISKU) 


sen sich immer mehr Menschen 
dem Leichenzug an und forder¬ 
ten in Parolen "Rechenschaft 
vom Mörderstaat", "Biji Serok 
Apo" und "HPG - auf nach Mersin 
zur Vergeltung". Auf dem Weg 
durch einen Stadtteil, in dem vor¬ 
nehmlich Anhänger der faschisti¬ 
schen MHP leben, forderten die 
Demonstranten die Beseitigung 
der auf der Straße parkenden 
Autos und die Schließung der 
Geschäfte. Als dieser Forderung 
nicht nachgekommen wurde, 
gingen einige Autoscheiben und 
Ladenfenster zu Bruch. Mit Ein¬ 
brechen der Dunkelheit zünde¬ 
ten Tausende Menschen Feuer¬ 
zeuge an. 

Beim Betreten des Friedhofs rie¬ 
fen die Menschen "Märtyrer sind 
unsterblich". Nach einem Gebet 
wurde der Leichnam beigesetzt. 
Die Mutter des Toten wurde 
dabei ohnmächtig. Der Vater 
erklärte am Grab seines Sohnes: 
"Ein Murat ist gegangen. Es gibt 
weitere zehntausende Murats. 
Mein Sohn ist ein Märtyrer des 
kurdischen Volkes". Im 
Anschluss wurde eine Schweige¬ 
minute abgehalten und "Heme- 
pe?" [kurdische Hymne] 
gespielt. 

Nach der Beerdigung interve¬ 
nierte die Polizei gegen eine 
Gruppe, die eine Kundgebung 
abhielt, mit Tränengas und Was¬ 
serwerfern. Die Spannungen in 
Mersin dauern an. 

(DIHA/ANF, 
20./21.11., ISKU) 


Anwälte der Opferseite sei abge¬ 
lehnt worden. Sie ziehe es vor, 
alle juristischen Möglichkeiten 
innerhalb der Türkei auszuschöp¬ 
fen, um zu einem gerechten 
Urteil zu gelangen. Aber wenn 
dies nicht möglich sei, bleibe nur 
noch der Weg vor den Europäi¬ 
schen Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte, so Yalcindag. In Kiziltepe 
gedachten heute ungefähr tau¬ 
send Menschen mit einer Demon¬ 
stration der Ermordeten. 

(DIHA, 21.11., ISKU) 


Männern angesprochen, die sich 
als Freunde des Vaters ausgaben. 
Sie nahmen ihn mit, gaben ihm 
Geld, das ihm angeblich sein Vater 
schicke, stellten ihm Fragen und 
legten ihm Fotos von Personen 
vor, die er identifizieren sollte. 
Ehme ist seit längerer Zeit der 
Repression syrischer Sicherheits¬ 
kräfte ausgesetzt. 

(ANF, 22.11., ISKU) 

Frauen klären Männer 
zum Thema Gewalt auf 

Aus Anlass des Internationalen 
Kampftages gegen Gewalt gegen 
Frauen am 25. November veran¬ 
staltet die Frauenplattform Diyar- 
bakir eine Veranstaltungs- und 
Aktionsreihe zwischen dem 21. 
und 25. November. Die größte Auf¬ 
merksamkeit erregen dabei 
geplante Schulungen von Frauen 
für Männer in Kaffeehäusern über 
die Auswirkungen von Gewalt auf 
Frauen und die daraus folgenden 
Schäden auch auf Familie und 
Gesellschaft. Das Veranstaltungs¬ 
programm wurde am 21.11. im 
Frauenberatungszentrum SELIS 
in Diyarbakir vorgestellt. Als Spre¬ 
cherin der Plattform zeigte Müjde 
Besenk auf, welchen physischen, 
sexuellen, wirtschaftlichen und 
psychischen Formen der Gewalt 
Frauen ausgesetzt sind und erklär¬ 
te jeder Art von Gewalt gegen 
Frauen den Kampf. Das Pro¬ 
gramm beinhaltet Veranstaltun¬ 
gen, eine Kundgebung sowie die 
gemeinsame Verteilung von Bro¬ 
schüren zum Thema. In der Vor¬ 
stellung wurde darauf hingewie¬ 
sen, dass sich die Veranstaltungen 
nur an Frauen, die "Kaffeehaus- 
Schulungen" dagegen an Männer 
richten. (DIHA, 21.11., ISKU) 

Neue Intemetseite: 
www.helpmaxmur.com 

Die Intemetseite des Flüchtlings¬ 
lagers Maxmur in Südkurdistan 
(Nordirak), in dem in den neunzi¬ 
ger Jahren aus den kurdischen 
Gebieten der Türkei geflüchtete 
Menschen leben, wurde neu 
gestaltet. Sie bietet Informationen 
über das Flüchtlingslager in kurdi¬ 
scher, türkischer und englischer 
Sprache. (ANF, 20.11., ISKU) 
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"Alle sollen sich an der Bevölkerung von Semdinli ein Beispiel nehmen" 

Anwaltsbesuch nach 6 Monaten 


Die Anwälte Abdullah Öcalans, 
die seit dem 1. Juni nicht mehr 
mit ihrem Mandanten hatten 
sprechen können, sind am Mitt¬ 
woch wieder mit ihm zusammen¬ 
gekommen. Die Anwälte Ibrahim 
Bilmez, Ömer Günes, Zeynel 
Degirmenci und Mustafa Eraslan 
hatten seit den frühen Morgen¬ 
stunden in Gemlik gewartet. 
Ibrahim Bilmez berichtete, dass 
sie, nachdem sie lange in Gemlik 
warten mussten, nach Imrali auf¬ 
brachen. Bis zum Eintreffen auf 
Imrali seien sie fünfmal intensiv 
und in sehr entwürdigender 
Weise durchsucht worden. Bil¬ 
mez betonte, bisher seien sie 
noch niemals derart harten 
Bedingungen ausgesetzt gewe¬ 
sen und dass sie nur deshalb 
nicht dagegen protestiert hätten, 
um ihren Mandanten sehen zu 
können. 

Das Gespräch habe eine Stunde 
gedauert und sei von einem 
anwesenden Beamten des Justiz¬ 
ministeriums aufgezeichnet wor¬ 
den. Bilmez berichtete über den 
Inhalt des Gesprächs: "Wir haben 
gesehen, dass die gesundheit- 


Die Zweigstelle des Menschen¬ 
rechtsvereins (IHD) in Adana stell¬ 
te gemeinsam mit 18 weiteren zivil 
gesellschaftlichen Organisationen 
Anzeige gegen den Oberkomman¬ 
dierenden des Heeres, Yasar Büy- 
ükanit, und den nach Tokat ver¬ 
setzten Ex-Gouvemeur von Hakka- 
ri, Erdogan Gürbüz, aufgrund der 
Vorfälle in Semdinli. Begründet 
wird die Anzeige im Falle von Büy- 
ükanit mit Amtsmissbrauch, Beein¬ 
flussung der Justiz und Verherrli¬ 
chung von Verbrechen. Gürbüz 
wird Vernachlässigung der Amts¬ 
pflicht vorgeworfen. 

Gegen die beiden Gendarmerie - 
Unteroffiziere und JITEM-Mitar- 
beiter Ali Kaya und Ozean Ildeniz, 
die mutmaßlich an dem Bomben¬ 
anschlag auf eine Buchhandlung in 
Semdinli beteiligt und von Passan¬ 
ten direkt nach dem Anschlag 
gestellt und der Polizei übergeben 
worden waren, ist am 28.11. Haft¬ 
befehl ausgesprochen worden. 
Ausschlaggebend für den Haftbe¬ 
fehl sollen Zeugenaussagen gewe¬ 
sen sein. Die Begründung für die 
Verhaftung beinhaltet schwere 
Anschuldigungen, nach denen 
auch Abdullah Öcalan zu lebens¬ 
langer Haft verurteilt wurde: 
Gründung einer Organisation und 
Einsatz terroristischer Methoden, 
um die Einheit des Landes zu zer¬ 
stören. 


liehen Beschwerden unseres 
Mandanten anhalten, besonders 
die Schwellung am Kopf ist 
gewachsen. Herr Öcalan betonte, 
die Haltung, die das Volk in Sem¬ 
dinli demonstriert habe, sei sehr 
wichtig. Das Volk von Semdinli 
habe sich für die Demokratie 
engagiert. 

Menschen könnten in solch einer 
psychischen Situation den Staats¬ 
vertretern Schaden zufügen, aber 
das Volk von Semdinli habe das 
nicht getan, sondern sich sehr 
vernünftig verhalten und so dazu 
beigetragen, dass die Mentalität 
der Banden zum Vorschein 
gekommen sei, so Öcalan. Er 
beglückwünschte das Volk von 
Semdinli, Yüksekova und Hakka- 
ri. Unser Mandant rief alle dazu 
auf, sich am Volk von Semdinli 
ein Beispiel zu nehmen. Er warn¬ 
te davor, die verstärkte Isolation 
gegen ihn werde den jetzigen 
Konflikt weiter verschärfen." 

Rechtsanwalt Ahues: Weiße 
Folter gegen Öcalan 

Vergangene Woche hatte sich der 
Anwalt Ahues aus Deutschland 


Nach dem Anschlag in Semdinli, 
der als "neues Susurluk" bezeich¬ 
net wird, war zunächst nur der 
PKK-Überläufer Veysel Ates ver¬ 
haftet worden. Die Unteroffiziere 
des Gendarmerie-Geheimdienstes 
Ali Kaya und Özcan Ildeniz waren 
wegen Mangel an Beweisen frei 
gelassen worden. Nach der Über¬ 
gabe des Falles von Semdinli an 
die übergeordnete Staatsanwalt¬ 
schaft in Wan wurden die tatver¬ 
dächtigen Unteroffiziere erneut 
verhört und verhaftet. Zeugenaus¬ 
sagen hätten den Verdacht einer 
"geplanten und gemeinsamen 
Handlungsweise" der Tatverdäch¬ 
tigen erhärtet, denen nun eine 
lebenslange Haftstrafe droht. 

Ende der Bombenanschläge in 
Hakkari 

Die Provinz Hakkari wurde drei 
Monate lang von Bombenanschlä¬ 
gen erschüttert. Nachdem am 9.11. 
die Täter des Anschlages auf eine 
Buchhandlung in Semdinli auf fri¬ 
scher Tat gefaßt wurden, haben 
die Explosionen aufgehört. 

Im Folgenden eine unvollständige 
Auflistung der Anschläge: 

1. September, Semdinli: Neben 
dem Friedenszelt anlässlich des 
Weltfriedenstages explodiert eine 
Bombe, 5 Verletzte, davon ein 
Schwerverletzter. 


auf den Weg zur Gefängnisinsel 
Imrali im Marmara-Meer 
gemacht. Die Verhinderung des 
Verteidigergespräches mit der 
offiziellen Begründung, das not¬ 
wendige Wasserfahrzeug für den 
Transport zur Insel sei defekt, 
kommentierte Rechtsanwalt Rai¬ 
ner Ahues mit folgenden Worten: 
"Die türkischen Sultane haben 
große Seeschlachten gewonnen. 
Ich kann nicht glauben, dass es in 
einem solchen Land kein Schiff 
geben soll, dass bei Windstärke 
sechs zur Insel Imrali übersetzen 
kann. Europa muss gegen die 
gegen Öcalan gerichtete Isolation 
und weiße Folter der Türkei 
gegenüber eine klare Haltung 
beziehen". 

Ahues verwies auf die laufenden 
Verfahren Öcalans vor dem Euro¬ 
päischen Gerichtshof für Men¬ 
schenrechte und in der Türkei 
sowie das Recht eines jeden Men¬ 
schen auf Verteidigung und kün¬ 
digte an, das Komitee zur Verhin¬ 
derung von Folter und weitere 
Institutionen in Europa von der 
Situation Öcalans zu informieren. 
(l)lllA, 24.11., ANF, 30.11., ISKU) 


I. September, Yüksekova: Im Kel¬ 
ler des Akarsu-Bürogebäudes 
explodiert eine Bombe. 

10. September, Yüksekova: Zwei 
Handgranaten werden in die Woh¬ 
nung des Dorfschützerchefs 
Hasan Öztun^ geworfen. Öztuncj 
redet von einer Verwicklung "der 
Organisation", wofür sich aber 
keine Beweise finden. 

3. Oktober, Yüksekova: Ein in 
einem Mülleimer platzierter 
Sprengsatz explodiert mit lautem 
Getöse. 5 Polizisten werden ver¬ 
letzt. 

II. Oktober, Hakkari: Eine zwi¬ 
schen geparkten Fahrzeugen plat¬ 
zierte Bombe explodiert. 

20. Oktober, Yüksekova: Eine 
Explosion ereignet sich vor einem 
Lokal. 

25. Oktober, Yüksekova: Neben 
einem Wachhäuschen explodiert 
eine Bombe. 

28. Oktober, Yüksekova: Im 
Zagros-Bürogebäude explodiert 
eine weitere Bombe. 

1. November, Semdinli: Eine große 
Explosion ereignet sich in einem 
Auto, das nahe bei Dienstwohnun¬ 
gen der Gendarmerie geparkt ist. 
23 Personen werden verletzt, 
davon 3 Polizisten und 4 Soldaten. 
67 Wohnungen und Büros erleiden 
Sachschäden. 

(ÖG, 24.11. ANF, 25.11./28.11, 
Hü, 26.11., Mil, 30.11., ISKU) 


Meldungen 

Lebende Schutzschilde treten 
HPG bei 

Die seit dem 10. August als Frie¬ 
dens- und Freiheitsbrigaden in 
den Kandil-Bergen lebenden Mit¬ 
glieder der Initiative "Lebende 
Schutzschilde" haben sich mit 
527 Personen den Volksverteidi¬ 
gungskräften (HPG) angeschlos¬ 
sen. Die Haltung des türkischen 
Staates habe keine andere Mög¬ 
lichkeit offen gelassen, erklärte 
Senar Mete im Namen der Grup¬ 
pe. "Wir wollen immer noch nicht 
sterben und töten. Wir wollten in 
der Türkei einen demokratischen 
Kampf führen, aber die Repres¬ 
sion hat das unmöglich gemacht. 
Deshalb sind wir in die Berge 
gegangen. Von der Gemeinschaft 
der kurdischen Gemeinden KKK 
wurden unsere Forderungen 
positiv aufgenommen. Aber von 
türkischer Seite wurde in keiner 
Weise darauf eingegangen. Die 
Repression gegen die Bevölke¬ 
rung und die Militäroperationen 
wurden gesteigert. Deshalb 
haben wir beschlossen, uns der 
HPG anzuschließen. Wir werden 
unseren Kampf nicht mehr als 
lebende Schutzschilde fortsetzen, 
die in die Kriegsgebiete gehen, 
um die Militäroperationen auf 
zivile Weise zu stoppen, sondern 
als bewaffnete Kämpfer für den 
Frieden." (ANF, 27.11., ISKU) 

Frauen demonstrieren gegen 
Gewalt 

ln Istanbul haben Hunderte Frau¬ 
en aus Anlass des Internationalen 
Tages gegen Gewalt gegen Frau¬ 
en am 25. November demon¬ 
striert. Auf Transparenten wurden 
Frauen zum organisierten Kampf 
aufgerufen, Solidarität mit Frauen 
in Semdinli ausgedrückt und 
gegen die sogenannten "Ehren¬ 
morde" protestiert. In Redebeiträ¬ 
gen wurde insbesondere auf das 
Problem der innerfamiliären 
Gewalt und die Verbindung zwi¬ 
schen Militarismus und Gewalt 
aufmerksam gemacht. Im Namen 
der Demonstrantinnen hielt Yük- 
sel Bulut eine Ansprache, in der 
sie auf die Gewalt gegen kurdi¬ 
sche Frauen verwies: "Wir sind 
vertrieben worden, wir sind von 
der Polizei gefoltert worden, wir 
sind sexuell misshandelt und ver¬ 
gewaltigt worden. Wir sind auf¬ 
grund von Vergewaltigungen 
schwanger geworden und auf¬ 
grund von Schwangerschaften 
ermordet oder zum Selbstmord 
gezwungen worden. Als kurdische 
Frauen sind wir sowohl sexueller 
als auch nationaler Unterdrük- 
kung ausgesetzt. Aufgrund unse¬ 
rer politischen Identität sind wir 
auf offener Straße verschleppt und 
misshandelt worden." 


Semdinli und die Folgen 




Die Krise um ROJ-TV ist die Krise 
um die Pressefreiheit 


Seit Mitte diesen Monats ist die 
politische Krise um den kurdischen 
Fernsehkanal ROJ-TV öffentlich 
geworden, als der türkische Mini¬ 
sterpräsident sich weigerte, in 
Kopenhagen vor die Presse zu tre- 
ten, weil eine ROJ-TV Korrespon- 
denün ebenfalls unter den Journali¬ 
stinnen war. Er soll verlangte 
haben sie aus dem Raum zu entfer¬ 
nen oder ihr zumindest ein Rede¬ 
verbot zu erteilen. Als sein däni¬ 
scher Amtskollege Rasmussen auf 
die Forderungen nicht einging, 
sagte Erdogan die Pressekonferenz 
ab. Rasmussen trat daraufhin allei¬ 
ne vor die Presse und erklärte: 
„Regierungen dürfen in keiner 
Weise versuchen, Einfluss auf die 
Medien zu nehmen. Pressefreiheit 
und -Unabhängigkeit gehören zu 
den grundlegenden Prinzipien der 
Demokratie Dänemarks". 

Das sind natürlich Prinzipien, mit 
der die Türkei noch immer nichts 
anfangen kann und die sie eher als 
lästig empfindet Die kritische Pres¬ 
se zum Schweigen zu bringen - 
notfalls mit Gewalt - gehört zur 
Politik der Türkei; ebenso wie die 
Presse zu beeinflussen bzw. der 
Presse vorzuschreiben, über was 
sie wie zu berichten haben. 

Parallel dazu betrieb sie über die 
staatstreuen Medienanstalten Des¬ 
informationspolitik. Deshalb waren 
ihr alle oppositionellen Presseorga¬ 
ne und Journalistinnen und Journa¬ 
listen, politische Parteien und zivil¬ 
gesellschaftliche Organisationen 
immer ein Dorn im Auge die 
bekämpft werden mussten. 

Obwohl türkische Politiker, zuletzt 
der türkische Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdogan, die Exi¬ 
stenz der kurdischen Frage aner¬ 
kannten und erklärten, das Pro¬ 
blem mit demokratischen Mitteln 
lösen zu wollen, und obwohl die 
Türkei im Rahmen des EU-Prozes- 


Zu den Hauptproblemen im kurdi¬ 
schen Flüchtlingslager Maxmur 
in Südkurdistan gehören nach 
wie vor Gewalt gegen Frauen, 
Polygynie, Eheschließungen im 
Kindesalter und die Übergabe 
einer Tochter zwecks Eheschlie¬ 
ßung an eine andere Familie, um 
damit einen Streit zu schlichten 
oder andere Vorteile zu erlangen. 
Seit elf Jahren leben die Men¬ 
schen in dem Lager unter Flücht¬ 
lingsbedingungen. Die 2002 
gegründete Frauenstiftung Max¬ 
mur ruft Frauen aus Kurdistan 
und alle Menschen, die zur Frau¬ 
enfrage arbeiten, zur Unterstüt¬ 
zung auf. 

Zu den Zielen der Stiftung gehört 
es, Lösungen für die Probleme der 
Frauen in Maxmur zu schaffen. 
Mit ihren sozialen Aktivitäten fun¬ 
giert sie auch als ein Zufluchtsort 
für Frauen und Kinder. Vierzig 
Frauen arbeiten in den Strukturen 
der Stiftung, die mit Unterstüt¬ 
zung der selbstorganisierten 
Lagerverwaltung in Maxmur, der 
Freien Frauenstiftung in Holland 
und der UN aufgebaut wurden. 


ses erklärte, die Kopenhagener Kri¬ 
terien erfüllen zu wollen, nimmt 
der Druck gegen „die unliebsamen 
Presseorgane“ in der letzten Zeit 
zu. So wurde erst am 5. September 
in Deutschland eine prokurdische 
Tageszeitung und eine Nachrichte¬ 
nagentur von Bundesinnenminister 
Otto Schily verboten, nachdem ein 
Ersuch des türkischen Außenmini¬ 
sters Abdullah Gül an einen Amts 
kollegen eingegangen war. Nun 
versucht die Türkei mit politisch¬ 
diplomatischem Druck Dänemark 
dazu zu bewegen, den kurdischen 
Femsehkanal ROJ-TV zu verbieten. 
Die letzten Ereignisse in Semdinli 
und Hakkari beleuchten die Grün¬ 
de für diese starre Haltung. Am 17. 
Juli hatte der stellvertretende Vor¬ 
sitzende des Generalstabes in 
einem Instruktionsgespräch mit 
der Presse sein Konzept des totalen 
Krieges gegen die Kurdinnen und 
Kurden vorgestellt und die Presse 
dazu aufgerufen, sich geschlossen 
hinter dieses Vemichtungskonzept 
zu stellen. Sie sollten Entwicklun¬ 
gen bezüglich der kurdischen 
Frage ignorieren. Quasi wurde eine 
Infonnationssperre erlassen. Die 
staatstreuen Massenpresseorgane 
hielten sich an die Anweisungen 
und schwiegen die Ereignisse in 
Kurdistan tot oder betrieben eine 
bewusste Desinformation. So 
wurde der Bombenanschlag am 2. 
November in Semdinli der PKK 
angehängt und an dieser Manipula¬ 
tion hätten sie festgehalten, wenn 
nicht durch Zivilcourage am 9. 
November die Täter eines Bombe¬ 
nattentates ebenfalls in Semdinli 
von der Bevölkerung geschnappt 
und identifiziert worden wären. Bei 
den Tätern handelte es sich um 
Geheimdienstleute der paramilitäri¬ 
schen Gendarmerie - JITEM. Die 
Achtsamkeit der Menschen hatte 
also erneut den Staatsterror ent- 


Die Hauptmethode bei der Arbeit 
auf der Suche nach Lösungen ist 
die Bewußtseinsveränderung über 
Bildungsangebote für Frauen und 
Kinder. Saniye Oramar, Mitarbeite¬ 
rin der Stiftung, hält die rückständi¬ 
gen gesellschaftlichen Strukturen 
für die Hauptursache der Probleme 
von Frauen: "Es sind Probleme, 
deren Lösung Zeit brauchen. In 
Seminaren und Diskussionsveran¬ 
staltungen thematisieren wir diese 
Probleme. Bei innerfamiliären 
Schwierigkeiten gehen wir in die 
Familien, um mit ihnen zu diskutie¬ 
ren. Die Rückständigkeit aus Tau¬ 
senden von Jahren läßt sich nicht 
sofort überwinden. Gewalt steht 
sehr im Vordergrund. Die Existenz 
von Frauen beschränkt sich auf das 
Haus und die Kinder. Ihnen fehlt 
jegliche ökonomische Unabhängig¬ 
keit. Die Männer können machen 
was sie wollen. Sie wenden Gewalt 
gegen Frauen an - wegen nichts!" 
Für viele Frauen seien physische 
Gewalt und Probleme wie Polygy¬ 
nie oder Zwangsverheiratung nor¬ 
mal. "Die Meinung, dass Frauen 
letztlich ihren Männern, ihren Kin- 


larvt. Vor diesem Hintergrund ist 
es nur natürlich, dass die Existenz 
der kritischen Medien für einen 
Staat, der seine Politik auf Gewalt 
und Lüge aufbaut, eine Gefahr dar¬ 
stellt und zum Angriffsziel gemacht 
wird. Aus diesem Grunde soll der 
kritische Femsehkanal ROJ-TV 
geschlossen werden, damit nie¬ 
mand mehr über die verübten Men¬ 
schenrechtsverstöße sowie über 
den anhaltenden Krieg und die Fol¬ 
gen in Kurdistan berichten kann. 
Leider haben sich in der Vergan¬ 
genheit europäische Länder, zuletzt 
Bundesinnenminister Otto Schily, 
zur Mithelfern solch einer Politik 
gemacht. Vor einigen Tagen wurde 
bekannt, dass die USA in einem 
Schreiben an Dänemark die Forde¬ 
rung erhoben haben, ROJ-TV zu 
verbieten. Vor diesem Hintergrund 
ist die unbeugsame Haltung Däne¬ 
marks schätzenswert, weil Däne 
mark trotz all dem Druck an dem 
Prinzip der demokratischen Frei¬ 
heiten und Rechten festhält. 
ROJ-TV ist ein kurdischer Femseh¬ 
kanal, der in den Sprachen tür¬ 
kisch, arabisch und assyrisch sowie 
in allen drei großen kurdischen 
Dialekten Programme ausstrahlt. 
Die Programme (Kultur, Doku¬ 
mentationen, Kinderprogramme, 
Frauenprogramme, Soziales hin zu 
Programmen mit politischem 
Inhalt) garantieren eine Vielfalt und 
stellen eine Bereicherung der Pres¬ 
selandschaft dar. ROJ-TV ist inzwi¬ 
schen zu einem festen Bestandteil 
des Lebens von Kurdinnen und 
Kurden sowohl des Mittleren 
Ostens als auch Europas gewor¬ 
den. 

YEK-KOM - Föderation kurdischer 
Vereine in Deutschland 
1. Dezember 2005 

weiters zu ROJ-TV: www.nadir.org/ISKU 


dem und ihrem Heim dienen müs¬ 
sen, ist auch unter Frauen sehr ver¬ 
breitet So sind die Regeln in unse¬ 
rem Maxmur," erläutert Oramar. 
Zwischen der Frauenstiftung und 
dem Maxmurer Frauenrat "Istar" 
besteht eine enge Zusammenar¬ 
beit. "Wir arbeiten in Kommissio¬ 
nen gemeinsam an der Lösung von 
Problemen. Die Frauen in Maxmur 
versuchen meistens, ihre innerfa¬ 
miliären Probleme zu verbergen, 
bis es nicht mehr geht. Erst dann 
kommen sie in die Stiftung." Mit 
der Stiftungsgründung hat ein Pro¬ 
zess eingesetzt, in dem Gewalt 
gegen Frauen immer weniger als 
ein individuelles Problem angese¬ 
hen wird, sondern als ein Phäno¬ 
men, das die gesamte Lagerbevöl¬ 
kerung etwas angeht. 

Zur Frauenstiftung gehören neben 
der Arbeit in der Bevölkerung ein 
Kindergarten, eine Näherei, ein 
Kurzwarenladen für Frauen, ein 
Friseursalon, eine Mädchen-Kul¬ 
turgruppe, eine Malgruppe, ein 
Kinderchor und eine Folkloregrup¬ 
pe sowie die Öffentlichkeitsarbeit. 

(ANF, 28.11., ISKU) 


Auch in vielen weiteren Städten 
der Türkei fanden Veranstaltun¬ 
gen und Demonstrationen aus 
Anlass des 25. November statt. 

(DIIIA, 25.11., ISKU) 

HPG-Bericht 

Am 25.11. wurde die Polizeidi¬ 
rektion im Zentrum der Stadt 
Idil von einer Guerillaeinheit mit 
einem Raketenwerfer angegrif¬ 
fen. Über die Verluste gibt es 
keine genauen Informationen. 
Am 26.11. wurde ein Militärfahr¬ 
zeug, das Soldaten transportier¬ 
te, in Sirnak-Maden von einer 
Guerillaeinheit angegriffen. Das 
Fahrzeug wurde dabei zerstört. 
Vier Soldaten der türkischen 
Armee verloren ihr Leben, drei 
weitere wurden verletzt. 

Bei beiden Aktionen handelt es 
sich um Vergeltungsschläge 
gegen die tödlichen Angriffe auf 
die Bevölkerung in Semdinli, 
Gever (Yüksekova) und Mersin. 

(hpg, 28.11., ISKU) 

Mienen-Bilanz der Türkei 

Im Vorfeld der am 28.11. tagen¬ 
den Konferenz für eine "mienen¬ 
freie Welt" erklärte der AKP 
Abgeordnete Ögreten aus Mar- 
din, dass in diesem Jahr bei 35 
Vorfälle 43 Menschen ihr Leben 
verloren und 100 Personen ver¬ 
letzt wurden. Von den Getöteten 
waren 8 Kinder, 11 Zivilisten, 37 
Dorfschützer und 21 Soldaten. 
Unter den Verwundeten waren 
13 Kinder, 31 Zivilisten, 2 Dorf¬ 
schützer und 54 Soldaten. In den 
vergangenen Jahren habe die 
Türkei 1.225 Mienen geräumt 
und damit ein Gelände von 
16.065 Quadratmetern gesäu¬ 
bert. Vertraglich hat sich die 
Türkei verpflichtet, ihre eingela¬ 
gerten Mienen bis 2008 zu ver¬ 
nichten und bis 2014 die Räu¬ 
mung der verlegten Mienen 
abzuschließen. Mit einer groß 
angelegten Räumaktion soll bei 
Mardin im syrischen Grenzge- 
biet begonnen werden. Eine 
diesbezügliche Ausschreibung 
sollte am 24.11. entschieden 
werden. (Ra, 24.11., ISKU) 
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Gesucht wird: Eine neue Kurden-Politik 


In die kurdische Frage in der Türkei 
ist Bewegung gekommen - in einem 
Ausmaß wie vielleicht noch nie in 
der jüngeren Geschichte. 

Das jüngste Kapitel dieser von den 
Ereignissen in Semdinli ausgelösten 
Entwicklung schlug am vergangenen 
Dienstag ausgerechnet die größte 
und einflußreichste türkische Tages¬ 
zeitung Hürriyet auf, in dem sie Aus¬ 
züge aus dem letzten Gespräch 
Abdullah Ocalans mit seinen 
Anwältlnnen veröffentlichte und 
weitgehend positiv kommentierte. 
Hauptthema war auch hier die in 
der Türkei seit Semdinli neu ent¬ 
brannte Debatte über nationale Iden¬ 
tität, Staatsbürgerschaft und die 
Rolle der Minderheiten (siehe 
Kasten). 

Nachfolgend dokumentieren wir bei¬ 
spielhaft für die neue Qualität der 
Debatte in der türkischen Öffentlich¬ 
keit einen Kommentar von Mehmet 
Ali Birand aus der Donnerstagsaus¬ 
gabe der Hürriyet: 


„Es ist bekannt, was wir wollen. Wir 
wollen weder wie in Tschetsche¬ 
nien eine Unabhängigkeit, noch 
eine Föderation. Ich bin für eine 
demokratische Lösung im Rahmen 
der Struktur des unitären Staates. 
Wenn man eine Lösung will, warum 
macht man den Weg nicht frei für 
uns? Mein Lösungsstil ist die 
Lösung des 21. Jahrhunderts. Ich 
vertrete die These der demokrati¬ 
schen Republik. Wir diskutieren 
hier nicht über die Verfassung der 
Republik Türkei, ihr Parlament und 
ihre Armee. Wir akzeptieren die 
Staatsbürgerschaft der Republik 
Türkei als übergeordnete Identität. 
Wir wollen, dass die Hindernisse 
für die kulturellen Subidentitäten 
aufgehoben werden. Der demokra¬ 
tische Konföderalismus ist keine 
Staatsstruktur. Er ist die Ausdruk- 
ksform von Elementen der Wirt¬ 
schaft, der Kultur, und des Umwelt¬ 
schutzes, von sozialen und Berufs¬ 
gruppen. Er bedeutet ihre Organi¬ 
sierung in demokratischer Form." 
„Diejenigen, die mich als Kemali- 
sten bezeichnen, besitzen selbst die 
Mentalität von Hitler und Stalin der 
1930er und 40er Jahre. Mustafa 
Kemal ist ein Phänomen. Ohne 
Mustafa Kemal zu analysieren, kön¬ 
nen wir kein Problem in der Türkei 
lösen. Ich betrachte den Kampf, 
den Mustafa Kemal in den 1920er 
Jahren gegen den Imperialismus 
geführt hat, unabhängig von seiner 
ethnischen Identität. Es war ein 
Kampf, der beispielhaft für die Völ¬ 
ker der Welt war. Die CHP 
schrumpft heute, weil Deniz Baykal 


In Ankara findet eine geheime und 
tiefgründige Suche statt. Die Unzu¬ 
länglichkeit der bisherigen Kur¬ 
den-Politik ist zu offensichtlich. 
Aber es gibt Meinungsverschieden¬ 
heiten. Regierung, Cankaya [Sitz 
des Staatspräsidenten], MIT und 
Militär denken unterschiedlich. 
Eine Einigung ist noch nicht gefun¬ 
den. 

Die kurdische Frage ist eines der 
wichtigsten Themen in Ankara. 
Dass es nicht gut läuft, ist klar. Die 
Entwicklungen im Nordirak, die 
wachsende Bedeutung von Barz- 
ani, die gesteigerten Aktivitäten der 
PKK, die Provokationen im Sem- 
dinli-Vorfall - alle diese Dinge 
haben die kurdische Frage in ein 
neues Licht gestellt. 

Die Bedingungen, die zwischen 
1984 und 98 geherrscht haben, gibt 
es nicht mehr. Es handelt sich nicht 
mehr nur um ein schlichtes Pro¬ 
blem mit dem PKK-Terror. Der 
Punkt ist erreicht, an dem die 


Mustafa Kemal nicht versteht und 
nicht richtig interpretiert. Baykal 
müsste als Oppositionsführer zur 
Lösung beitragen, aber mit dieser 
Haltung stellt er ein Hindernis für 
eine Lösung dar. Man braucht 
einen „kurdischen“ Mustafa Kemal, 
der in den 2000er Jahren die Rolle 
spielt die Mustafa Kemal in den 
1920er Jahren gespielt hat. Der 
Kemalismus bedarf dringend einer 
Modernisierung.“ 

„In Semdinli hätte die Bevölkerung 
sich vergessen und die Institutio¬ 
nen des Staates angreifen können. 
Doch sie hat sich nicht für Gewalt, 
sondern für Demokratie entschie¬ 
den. Sie hat ihre Reaktionen nicht 
gegen den Staat, sondern gegen die 
Banden gerichtet, die den Krieg 
wollen und eine Lösung verhin¬ 
dern. Die Bevölkerung hätte die 
Bandenmitglieder lynchen können. 
Das hat sie aber nicht getan, son¬ 
dern sie hat sie festgesetzt und der 
Justiz übergeben. So hat sie ihre 
Reaktionen auf ein demokratisches 
Niveau begrenzt.“ 

„Die Erklärungen des Ministerprä¬ 
sidenten finde ich positiv. Die 
Begriffe, die er verwendet hat, 
habe zuvor ich verwendet. Seine 
Begriffe sind meine Begriffe. Der 
Ministerpräsident versteht diese 
Begriffe eigentlich auch, aber die 
AKP ist weder von ihren Kadern 
noch von ihrer mentalen Struktur 
her dafür bereit. Auch ihre Klas¬ 
senstruktur ist dafür nicht geeig¬ 
net. Es kann sein, dass ihre Kraft 
für eine Lösung nicht ausreicht.“ 
(Hü, 6.12., ISKU) 


Angelegenheit lediglich mit Investi¬ 
tionen im Südosten nicht mehr zu 
lösen ist. Es reicht nicht mehr aus, 
wirtschaftlich-soziale Maßnahmen 
zu treffen und im kulturellen 
Bereich des besseren Images 
wegen einige Schritte zu machen. 
Aus der kurdischen Frage ist ein 
Identitätsproblem, ein politisches 
Problem geworden. Wir hätten viel¬ 
leicht etwas erreichen können, 
wenn während der sechs Jahre, seit 
Öcalan 1999 den Waffenstillstand 
ausgerufen hat, etwas unternom¬ 
men worden wäre. Aber die politi¬ 
sche Macht hat die Ohren vor den 
Warnungen des Militärs verschlos¬ 
sen. Es hat nicht die geringste poli¬ 
tische Initiative stattgefunden. 

Und so finden wir uns im Heute 
wieder. 

Die PKK richtet ihre Waffen auf 
unsere Köpfe. Sie hat ihre Terror¬ 
drohung erneuert. Sie hat angefan¬ 
gen, das Signal auszusenden, dass 
unsere so beschwerlich hergestell¬ 
te Stabilität ins Wanken geraten 
kann. 

Ankara ist sich dieser Situation 
bewusst. Aber die Meinungsver¬ 
schiedenheiten konnten noch nicht 
beseitigt werden. 

Es sieht so aus, als ob durch die 
Erklärungen des DTP-Vorsitzen- 
den Ahmet Türk, die in der Hürriy¬ 
et als Schlagzeile präsentierten 
Ansichten Öcalans und die Gesprä¬ 
che des MIT-Mitarbeiters Emre 
Taner mit Barzani ein neuer Ent¬ 
wicklungsprozess beschleunigt 
worden ist. 

Es wird eine neue Politik entste¬ 
hen. Die Türkei ändert ihren Blick¬ 
winkel auf die kurdische Frage, die 
PKK und Kurdistan/Nordirak. Das 
ist ein unvermeidliches Phänomen. 
Selbst wenn es Widerstände und 
Hindernisse gibt, werden die inter¬ 
nationalen Bedingungen und die 
Konjunktur in der Region uns zu 
einer solchen Veränderung zwin¬ 
gen. 

Einige mögen sich über meine 
untenstehenden Ansichten sehr 
ärgern und ihren Unwillen zum 
Ausdruck bringen. Aber ich bitte 
darum, selbst wenn Sie meine Mei¬ 
nung nicht akzeptieren, denken Sie 
darüber nach. Wenn wir uns nicht 
innerhalb kürzester Zeit in Bewe¬ 
gung setzen und die Situation zu 
unseren Gunsten wenden, kann es 
zu spät sein. Und wenn es zu spät 
ist, dann machen wir selbst den 
Nordirak zu einem Anziehungs¬ 
punkt in Bezug auf "Identität" und 
"Geld". Und im weiteren Verlauf 
können wir auch den Südosten ver¬ 
lieren. 

Wenn wir nicht in eine solche Situa¬ 
tion geraten wollen, dann sind wir 
wohl oder übel gezwungen, einige 
Tabus zu brechen. 

(Fortsetzung auf Seite 2) 


Meldungen 

Öcalan-Besuch verboten 

Nachdem letzte Woche überra¬ 
schenderweise nach sechs Mona¬ 
ten erstmalig wieder ein Anwalts¬ 
besuch möglich war, wurde diesen 
Mittwoch in gewohnter Weise der 
Besuch seiner Verteidigung und 
seiner Schwester bei Abdullah 
Öcalan auf der Gefängnisinsel 
Irnrali verhindert. Als Begründung 
diente dieses Mal die Kombination 
aus schlechtem Wetter und defek¬ 
tem Wasserfahrzeug. Außerdem 
wurde das Auto der Anwälte auf 
dem Weg zur Staatsanwaltschaft in 
Bursa von der Verkehrspolizei 
beschlagnahmt. 

(DIHA, 7.12, ISKU) 

Verfahren gegen 
Öcalan eingestellt 
Die Oberstaatsanwaltschaft Istan¬ 
bul hat ihr Ermittlungsverfahren 
gegen den Kurdenführer Abdullah 
Öcalan wegen angeblicher Steu¬ 
erung des KONGRA-GEL aus dem 
Gefängnis Irnrali heraus einge¬ 
stellt. Die Oberstaatsanwaltschaft 
Istanbul, die das Verfahren geführt 
hatte, entschied auf Einstellung, da 
sie keine konkreten Beweise 
bezüglich der Vorwürfe gefunden 
hatte. Die Oberstaatsanwaltschaft 
leitete den Beschluss über die Ein¬ 
stellung nach Ankara mit der 
Begründung weiter, dass die Ober¬ 
staatsanwaltschaft Ankara für die 
Ermittlungsakte des ehemaligen 
DEP-Abgeordneten Zübeyir Aydar 
und weitere im Ausland befindli¬ 
che Personen zuständig ist. 

Das Justizministerium hatte bei 
der Oberstaatsanwaltschaft Anka¬ 
ra die Einleitung eines Ermitt¬ 
lungsverfahrens beantragt, nach¬ 
dem am 21. und 22. August in eini¬ 
gen Zeitungen Artikel mit den 
Überschriften "Das Öcalan- 
Geständnis des PKK-Vorsitzen- 
den" und "Aydar bekam seine 
Befehle aus Irnrali" veröffentlicht 
worden waren. (ANF, 7.12., ISKU) 

HPG-Novemberbilanz 

Im November 2005 fanden neun 
Militäroperationen gegen die Gue¬ 
rilla statt, davon eine der irani¬ 
schen Armee. Dabei kam es zu 23 
Gefechten, bei denen 50 Soldaten, 
davon sechs iranische, und fünf 
HPG-Kämpferlnnen ums Leben 
kamen. (hpg, 1.12, ISKU) 

Kurdisches Namensverbot 
vor Gericht 

Der Stadtrat von Kayapinar in Diy- 
arbakir hat zehn öffentliche Plät¬ 
zen kurdische und türkische 
Namen gegeben. Darunter befin¬ 
den sich die kurdischen Begriffe 
Mem u Zin, Jiyana Azad (Freies 
Leben), Asiti (Frieden), Ciwan 
(Jugend) und Yek Gulan (1. Mai). 
Der Gouverneur stimmte lediglich 


• • 

Öcalan: „Wir wollen nicht 
die Unabhängigkeit“ 




Frauenverein in Kurtalan eröffnet 


In Kurtalan in der Provinz Siirt 
wurde ein Frauensolidaritätsverein 
mit dem Namen KAYAD eröffnet. 
Ziel des Vereins, der der erste die¬ 
ser Art in der gesamten Provinz ist, 
ist die Förderung von Frauen auf 
kulturellem und sozialem Gebiet. 
Die Vereinsvorsitzende Özlem 
Güzel erklärte dazu: "Frauen in 
Kurtalan stehen unter großem 
Druck. Sie können an vielen Berei¬ 
chen des Lebens nicht teilnehmen. 
Sie können nicht einmal alleine das 
Haus verlassen, einkaufen oder 
spazieren gehen. Wenn Sie durch 
die Innenstadt von Kurtalan laufen, 
werden Sie keine Frauen sehen. 
Die bestehenden feudalen und auf 
Stammesbeziehungen basierenden 
gesellschaftlichen Verhältnisse 
schränken das Leben von Frauen 
stark ein. Um für diese Problematik 


Eine US-Abordnung hat bei einem 
Besuch im Flüchtlingslager Max¬ 
mur in Südkurdistan (Irak) ver¬ 
sucht, die kurdischen Flüchtlinge 
zu einer Rückkehr in die Türkei zu 
überzeugen. Die US-Diplomaten 
ließen dabei durchblicken, dass die 
Türkei eine Rückkehr befürworte. 
Der Bürgermeister von Maxmur, 
Abdullah Tune, berichtete von den 
Einzelheiten des diplomatischen 
Verkehrs. 

In Maxmur leben 11 379 Men¬ 
schen, die Anfang der neunziger 
Jahre aus der Türkei geflüchtet 
sind. Seit der offiziellen Beendi¬ 
gung des Irak-Krieges haben US- 
Vertreter das Lager drei Mal 
besucht. Nach Angaben von Bür- 


1. Wir müssen die PKK aus den 
Bergen holen und sie dazu bringen, 
die Waffen niederzulegen und den 
Terror aufzugeben. Falls notwen¬ 
dig, muss dafür auch eine breit 
angelegte Generalamnestie erlas¬ 
sen werden. Wir müssen mutige 
Schritte in diese Richtung tun. 

2. Wir müssen kurdischstämmigen 
Politikern gestatten, Politik zu 
machen und ins Parlament einzu¬ 
ziehen. Wir müssen die Bedingun¬ 
gen dafür schaffen. Wenn wir die 
Kurden auf politisches Gebiet zie¬ 
hen, wird es leichter sein, den Ter¬ 
ror zu verhindern. 

3. Wir dürfen nicht allergisch auf 
das offene Ausleben kurdischer 
Identität und Kultur reagieren. Im 
Gegenteil müssen wir uns ihnen 
öffnen. 

4. Wir dürfen die DTP nicht aus der 
Politik ausschließen. 

5. Wir dürfen Nordirak-Kurdistan 
nicht als Feind betrachten, sondern 
müssen es offen empfangen und 
unter unseren Schutz stellen. 

All das wissen in Ankara sowohl die 
Regierung als auch der MIT und 
einige Militärs. Sie denken darüber 
nach, aber sie haben noch nicht 
den Mut, diese Schritte auch umzu¬ 
setzen. Wir schaffen das nicht, weil 
wir davor Angst haben, dass die 
Kurden in Zukunft noch weiter 
gehen und eine Unabhängigkeit 


auch nur ansatzweise eine Lösung 
zu finden, haben wir am 3. Oktober 
KAYAD eröffnet Unser Ziel ist es, 
den Lebensstandard von Frauen 
auf sozialem und wirtschaftlichem 
Gebiet zu erhöhen und eine 
Bewusstseinsveränderung herbei 
zu führen. Wir wollen die Frauen 
aus Kurtalan aus ihren Wohnungen 
holen." 

Um die materiellen Schwierigkei¬ 
ten von Frauen zu überwinden, 
wurde eine Nähwerkstatt ins Leben 
gerufen, die von der EU unterstützt 
wird. Des Weiteren soll in den Ver¬ 
einsräumen ein Cafe eröffnet wer¬ 
den, in dem Handarbeiten ausge¬ 
stellt und verkauft werden können. 
Geplant sind außerdem Bildungs¬ 
angebote zu gesundheitlichen The 
men. "Für die Zukunft planen wir 
die Eröffnung eines Restaurants 


germeister Tune ging es bei den 
jüngsten Gesprächen wieder um 
eine Rückkehr der Flüchtlinge in 
die Türkei. "Wir haben gesagt, 
dass wir gerne zurück kehren wür¬ 
den, aber wir haben auch gefragt, 
warum die Türkei uns vertrieben 
hat und warum sie jetzt unsere 
Rückkehr will." Er habe die US 
Abordnung über die fortgesetzten 
Menschenrechtsverletzungen in 
der Türkei informiert. Immer noch 
würden Dörfer zerstört und Folter 
sei an der Tagesordnung. "Wie soll¬ 
ten wir unter diesen Umständen 
zurück kehren? Wir trauen der Tür¬ 
kei nicht." Solange Verleugnung 
und Vernichtung der Kurden in der 
Türkei anhalte, könne es keine 


fordern könnten. Wir glauben, dass 
die Kurden die Unabhängigkeit 
noch stärker fordern und das Land 
spalten werden, wenn wir diese 
Schritte setzen. 

Es stimmt, das Ziel eines Teils von 
ihnen ist die Gründung eines unab¬ 
hängigen Staates. Aber wenn wir 
die oben genannten Schritte setzen 
und es schaffen, die kurdische 
Gesellschaft in die Arme zu schlie¬ 
ßen, wird die Mehrheit uns den 
Vorzug geben. Auf diese Weise 
kann eine Spaltung verhindert wer¬ 
den. 

Fürchten wir uns nicht. Im Gegen¬ 
teil sollten wir auf uns selbst ver¬ 
trauen. Und vor allem sollten wir 
nicht vergessen, dass wir die kurdi¬ 
sche Gesellschaft verlieren können 
und eine noch viel kompliziertere 
und blutigere Situation entstehen 
wird, wenn wir diese Schritte nicht 
unternehmen. Wenn die Separati¬ 
sten wieder nicht erreichen, was 
sie wollen, werden auch wir keine 
Ruhe mehr haben. 

Es nützt nichts, sich zu fürchten. 
Die Entscheidung bei der Suche 
nach einer neuen Kurdenpolitik 
liegt nicht nur in der Hand der 
Regierung. Wer mehr Gewicht hat 
in der kommenden Zeit wird sich 
erst noch zeigen. Die Regierung 
will nicht die gesamte politische 
Verantwortung übernehmen. 


nur für Frauen", so Güzel. Bisher 
hätten vor allem junge Frauen 
Interesse an dem Verein gezeigt. 
"Im Leben kommen nur Männer 
vor, und keine Frauen. Wir wollen 
diese Situation ändern. Wir werden 
versuchen, alle Frauen zu errei¬ 
chen, in dem wir sie in ihren Woh¬ 
nungen aufsuchen werden. Immer 
noch werden junge Frauen im Alter 
von 17 bis 18 Jahren mit alten Män¬ 
nern zwangsverheiratet. Innerfami¬ 
liäre Gewalt ist sehr verbreitet in 
Kurtalan. Davon sind alle weib¬ 
lichen Familienmitglieder betrof¬ 
fen, aber besonders junge Frauen. 
Die meisten Mädchen besuchen 
nur die Grundschule. Mit unserer 
Vereinsarbeit wollen wir Frauen 
fördern und zu ihrer Befreiung bei¬ 
tragen." 

(DIHA, 6.12., ISKU) 


Rückkehr geben. Bei einer Füh¬ 
rung durch das Lager habe die US 
Abordnung großes Interesse 
gezeigt. "Sie stellten eine Menge 
Fragen über die Situation im Lager, 
die ökonomischen Bedürfnisse, 
wie die Lagerverwaltung zustande 
gekommen sei und auf wen oder 
was wir uns dabei stützen würden." 
Auf die Frage, wie die Bevölkerung 
zu Abdullah Öcalan stehen würde, 
antwortete Tune, bei den Bewoh¬ 
nern von Maxmur handele es sich 
um politische Flüchtlinge, die Öca¬ 
lan verbunden seien. Die US 
Abordnung kündigte an, ihre Ein¬ 
drücke an das USKonsulat in 
Ankara weiter zu leiten. 

(ANF, 7.12, ISKU) 


Regierung: Sie ist sich bewusst, 
dass eine neue Vorgehensweise 
notwendig ist und setzt kleine 
Schritte. Diese reichen allerdings 
noch nicht aus, um Tabus zu bre¬ 
chen. 

MIT: Der MIT ist die Institution, 
die die Realität am besten sieht. 
Sowohl die Lage im Südosten als 
auch die im Nordirak interpretiert 
er richtig, aber er will sich nicht in 
den Vordergrund stellen. 

Cankaya: Der Staatspräsident 
sieht, dass etwas getan werden 
muss, verhält sich jedoch vorsich¬ 
tig- 

Militär: Die Armee ist aufgrund 
ihrer Positionierung im Konflikt 
und den großen Verlusten langer 
Jahre die Institution mit der härte 
sten Herangehensweise. Sie will 
kein Risiko eingehen und wünscht 
sich, dass die Politik die Sache in 
die Hand nimmt, wenn es eine poli¬ 
tische Veränderung geben soll. 
Öffentlichkeit: Ein Teil der 
Medien, die Opposition und der 
konservative Teil der Gesellschaft 
leistet Widerstand gegen jede Art 
von Veränderung. Aber im.Allge- 
meinen fühlt die türkische Öffent¬ 
lichkeit, dass zu diesem Thema 
etwas getan werden muss. Sie 
erwartet, dass Ankara eine Ent¬ 
scheidung trifft. 

(Hü, 8.12, ISKU) 


der türkischen Namensgebung "8. 
März" zu. Die anderen Namen 
seien fremdsprachlich und könn¬ 
ten zur Diskriminierung in der 
Gesellschaft führen, heißt es in der 
Verbotsverfügung. Auch ein zwei¬ 
ter Versuch des Stadtrates mit den 
gleichen Namensvorschlägen 
wurde vom Gouverneur abge¬ 
lehnt. Der Bürgermeister Zülküf 
Karatekin erklärte gestern auf 
einer Pressekonferenz, der Fall 
gehe jetzt vor das Verwaltungsge¬ 
richt: "Während englische Namen 
nicht zur Diskriminierung führen, 
sollen Namen in einer von Bür¬ 
gern der Türkei gesprochenen 
Sprache diskriminierend sein?" 

(Ra, 212, ISKU) 

Die 779 Allianz bereitet sich 
auf die Wahlen im Irak vor 

Die Partei der demokratischen 
Lösung (PCDK) bereitet sich auf 
die irakischen Wahlen am 15. Janu¬ 
ar vor. Die PCDK nimmt gemein¬ 
sam mit der Irakischen Demokrati¬ 
schen Aufbaupartei, (Hizb al-Bina' 
al-Dimuqrati) und der Freien 
Demokratischen Yezidi Bewegung 
an den Wahlen teil. Die Allianz 
nennt sich „Partei der Unabhängi¬ 
gen Kurdischen Demokratischen 
Lösung“ und hat die Nummer 779 
auf dem Stimmzettel. Allein in der 
irakischen Hauptstadt Bagdad 
wurden 80.000 Plakate aufgehängt. 
Die Allianz kandidiert in 10 Provin¬ 
zen. Nach Berichten der türki¬ 
schen Presse habe der Vertreter 
des US State Departments für den 
Irak, Robert Deutsch die unabhän¬ 
gige Wahlkommission gedrängt, 
die PCDK von der Liste zu verban¬ 
nen. "Es gab keine solche Anfrage 
von US Vertretern. Die unabhängi¬ 
ge Kommission entscheidet wer 
an den Wahlen teilnimmt. Kein 
Staat, noch nicht mal die irakische 
Regierung hat das Recht zu ent¬ 
scheiden, wer teilnimmt und wer 
nicht", sagte ein Vertreter der 
Wahlkommission zu der kurdi¬ 
schen Nachrichtenagentur ANF. 
Die Allianz wird von dem Vorsit¬ 
zenden der PCDK Dr. Fayik Gulpi 
geleitet. (Do, 4.12, ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.org/isku 


US-Diplomatie in Maxmur 


Gesucht wird eine neue Kurden-Politik (Forts.) 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und 


Demonstration in Semdinli verboten 


Für den Internationalen Tag der 
Menschenrechte, den 10. Dezem¬ 
ber, war in Semdinli in der Provinz 
Hakkari eine Großdemonstration 
geplant. Nachdem die ersten Busse 
mit Demonstrationsteilnehmer¬ 
innen bereits auf der Anfahrt 
gestoppt wurden, sprach nach 
Angaben der Polizeidirektion von 
Hakkari das Innenministerium der 
Türkei ein Verbot für die gesamte 
Provinz Hakkari für alle von außer¬ 
halb kommenden Reisenden aus. 
Das Verbot wurde nach einem 
Gespräch des Bürgermeisters von 
Yüksekova, Salih Yildiz, mit dem 
zuständigen Polizeidirektor be¬ 
kannt, als Yildiz nach der Begrün¬ 
dung für die Behinderung der 
Demonstrationsteilnehmerinnen 
fragte. Eine erwartete Beteiligung 
von über zehntausend Menschen 
überschreite die Richtlinien für die 
Abgabe einer Presseerklärung und 
eine Großkundgebung sei nicht 
angemeldet Deshalb könnten auf 
Antrag bei der Polizei lediglich 
dreißig Personen stellvertretend 
nach Semdinli fahren. 

Die anreisenden Demonstrations¬ 
teilnehmerinnen wurden an Mili¬ 
tärkontrollposten aufgehalten. In 
Yüksekova kam es zu einer Pro¬ 
testdemonstration, an der sich 
zehntausend Menschen beteilig¬ 
ten. 

Tausende weitere, die an einem 
Kontrollpunkt auf dem Weg nach 
Semdinli aufgehalten wurden, hiel¬ 
ten dort eine Kundgebung ab. Der 
ehemalige DEP-Abgeordnete und 
heutige DTPler Selim Sadak gab 
eine Erklärung ab, in der er darauf 
hinwies, dass Susurluk in Semdinli 
erneut aufgetaucht sei und der 
"Staat im Staat" seine Existenz in 
Ankara fortsetze. Er wies darauf 
hin, dass Öcalan als Verhandlungs¬ 
partner für eine Lösung der kurdi¬ 
schen Frage anerkannt werden 
müsse. In weiteren Redebeiträgen 


wurde kritisiert, dass der Staat die 
Demokratie-Demonstration verhin¬ 
dert habe. Anstatt reaktionären 
Diskussionen darüber, ob es nun 
eine kurdische Frage gebe oder 
nicht, müsse ein Dialog für eine 
demokratische Lösung eingeleitet 
werden. 

Gesprengte Buchhandlung 
soll in ein Museum 
umgewandelt werden 

Nach Angaben des Besitzers der 
bei einem Bombenanschlag zer¬ 
störten Buchhandlung "Umut" 
(Hoffnung) in Semdinli, Seferi Yil- 
maz, soll ein Teil des Ladens in ein 
Museum umgewandelt werden. 
Ein anderer Teil dagegen soll als 
Bereich für kulturelle und künstle¬ 
rische Aktivitäten genutzt werden. 
In dem Museum sollen die Doku¬ 
mente, Namenslisten und Lageplä¬ 
ne, die im mutmaßlichen Tatfahr¬ 
zeug aufgefunden wurden, ausge¬ 
stellt werden. Weitere geplante 
Ausstellungsobjekte sollen Bilder 
der bei den Vorfällen getöteten 
Menschen und blutbefleckte 
Bücher sein. Wie Yilmaz erklärte, 
sei dieser Vorschlag aus der Bevöl¬ 
kerung gekommen. Ohnehin gehö¬ 
re die Buchhandlung nicht mehr 
ihm, sondern sei in den ideellen 
Besitz der Bevölkerung überge¬ 
gangen. Der Name Semdinli solle 
künftig nicht mehr nur im 
Zusammenhang mit Bomben fal¬ 
len, sondern mit Kunst und Kultur. 
Für die Umsetzung des Projekts sei 
jedoch viel Unterstützung notwen¬ 
dig. 

Kritik an Büyükanit wegen 
Beeinflussung der Justiz 

Im Bericht der Parlamentarischen 
Menschenrechtsuntersuchungs¬ 
kommission zu den Bombenan¬ 
schlägen in Semdinli wird der 
Oberkommandierende der Land¬ 
streitkräfte, General Yasar Büyük¬ 


anit, wegen Beeinflussung der 
Justiz kritisiert. Büyükanit hatte 
den Unteroffizier Ali Kaya, der 
inzwischen wegen mutmaßlicher 
Beteiligung an dem Bombenan¬ 
schlag in Untersuchungshaft 
genommen worden ist, mit den 
Worten "Ich kenne ihn, er ist ein 
guter Soldat" gelobt. In dem Unter¬ 
suchungsbericht, der vorläufig 
noch Entwurfcharakter hat und 
kommende Woche veröffentlicht 
werden soll, wird die Beeinflussung 
der Justiz als Straftat gewertet und 
der entsprechende Gesetzestext 
gleich mitgeliefert. 

Weiterer Kritikpunkt der Men¬ 
schenrechtskommission sind die 
Tiefflüge von F-16-Kampfflugzeu- 
gen über einer Beerdigung von 
drei Personen, die bei Protesten in 
Yüksekova ums Leben gekommen 
waren. Bemängelt wird außerdem, 
dass nach dem Bombenanschlag 
lediglich der PKK-Überläufer Vey- 
sel Ates verhaftet wurde, die beiden 
Unteroffiziere Kaya und Özcan 
dagegen zunächst unbehelligt blie¬ 
ben. 

Gefordert wird auch die Einleitung 
juristischer Schritte aufgrund der 
Angriffe auf Wohnsitze militäri¬ 
schen Personals sowie der Ver¬ 
brennung türkischer Fahnen bei 
Protesten nach dem Bombenan¬ 
schlag. 

Ein wichtiger Punkt in dem vorläu¬ 
figen Bericht betrifft die Beziehung 
zwischen Staat und "Abschwö- 
rem". Überläufer, die als Informan¬ 
ten tätig seien, müssten sofort mit 
neuen Ausweisen versehen und 
aus der Region entfernt werden. 
"Die Beziehung zwischen Staat und 
Überläufern, die den Anschein 
erweckt, als werden diese Perso¬ 
nen vom Staat oder von einigen 
Gruppen innerhalb des Staates 
benutzt, muss unverzüglich been¬ 
det werden." (Mi, 13.12., 

DIHA, 10./13.12., ISKU) 


IHD: Militärdienstpflicht abschaffen 


Während die Möglichkeit, sich 
vom Militärdienst freizukaufen, in 
der Türkei erneut thematisiert 
wird, hat der Menschenrechtsver¬ 
ein (IHD) in Istanbul die Abschaf¬ 
fung der Militärdienstpflicht gefor¬ 
dert. Bei einer Kundgebung vor 
dem Postamt in Galatasaray wies 
die Vorsitzende der Istanbuler IHD- 
Zweigstelle, Rechtsanwältin Eren 
Keskin, auf den Vorstoß des Gene¬ 
ralstabes hin, diese Diskussion zu 
unterbinden. "Aus dem General¬ 
stab hieß es sogar, solange es Gefal¬ 
lene im Krieg gibt, kann nicht darü¬ 
ber diskutiert werden. Dabei müs¬ 
ste nicht die Möglichkeit, sich vom 
Militärdienst frei zu kaufen disku¬ 
tiert werden, sondern die des Rech¬ 


tes auf Verweigerung aus Gewis¬ 
sensgründen." Keskin forderte dar¬ 
über hinaus die sofortige Freilas¬ 
sung Mehmet Tarhans, der unter 
unmenschlichen Bedingungen auf¬ 
grund seiner Verweigerung des 
Militärdienstes inhaftiert ist. 

Im Anschluss an die Kundgebung 
verschickte die IHD-Gruppe einen 
Brief an Ministerpräsident Tayyip 
Erdogan mit der Forderung nach 
Anerkennung des Rechtes auf Ver¬ 
weigerung des Militärdienstes. 

AI fordert bedingungslose 
Freilassung Tarhans 

Amnesty International (AI) forder¬ 
te derweil die bedingungslose Frei¬ 
lassung des Gewissensverweige¬ 


rers Mehmet Tarhan aus dem Mili¬ 
tärgefängnis in Sivas.. Aus Anlass 
des internationalen Solidaritätsta¬ 
ges mit Mehmet Tarhan am 
9. Dezember gab AI eine Erklärung 
ab, nach der Besorgnis über den 
Gesundheitszustand und die 
Sicherheit Tarhans, der zu vier Jah¬ 
ren Militärhaft verurteilt worden 
ist, besteht. Tarhan sei im Gefäng¬ 
nis menschenunwürdigen Miss¬ 
handlungen ausgesetzt. Außerdem 
widerspreche die Zweifachverurtei¬ 
lung Tarhans wegen des gleichen 
Vergehens - Befehlsverweigerung - 
dem internationalen Abkommen 
über Bürger- und politische Rechte, 
das die Türkei unterzeichnet habe. 

(DIHA, 9.12., ANF, 13.12., ISKU) 
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Meldungen 


Kein Anwaltsbesuch auf Imrali 

Aufgrund "widriger Wetterver¬ 
hältnisse" wurde den Verteidi¬ 
gern Abdullah Öcalans, darunter 
der Anwalt Rainer Ahues aus 
Deutschland, der Besuch bei 
ihrem Mandanten auf der Gefäng¬ 
nisinsel Imrali verweigert. 

(DIHA, 14.12., ISKU) 

Ein Jahr Haft 
für "Biji Serok Apo" 

In Diyarbakir wurde eine 27-jähri- 
ge Frau zu einem Jahr Haftstrafe 
verurteilt, weil sie bei einer 
l.Mai-Demonstration die Parole 
"Biji Serok Apo" gerufen und 
damit Propaganda für eine illega¬ 
le, separatistische Organisation 
betrieben haben soll. Das Gericht 
lehnte es ab, die Kameraaufnah¬ 
men der Polizei erneut zu unter¬ 
suchen und verließ sich auf ein 
schriftliches Polizeiprotokoll. Die 
Betroffene erklärte nach der 
Urteilsverkündung, sie habe "Es 
lebe die Geschwisterlichkeit der 
Völker" und "Es lebe der 1. Mai" 
gerufen. (ANF, 13.12., ISKU) 

Explosionen in Silopi 
und Batman 

Bei drei Explosionen vor ver¬ 
schiedenen Geschäften in Sirnak- 
Silopi wurde mindestens ein 
Mensch verletzt. Die Explosionen 
ereigneten sich fast zeitgleich am 
Freitagabend gegen halb neun. In 
Batman kam es zu Explosionen 
vor einem Militärgebäude und 
der Nationalen Bildungsdirek¬ 
tion. Die Volksverteidigungskräf¬ 
te (HPG) gaben am Samstag eine 
Erklärung ab, in der sie jegliche 
Beteiligung an den Anschlägen 
zurückwiesen. "Wir haben damit 
nichts zu tun. Wir möchten Pres¬ 
se und Öffentlichkeit darüber 
informieren, dass wir solche Art 
von Anschlägen nicht ausführen." 

(DIHA, 9.12, ISKU) 

DEHAP-Vorsitzender 
von Hakkari verhaftet 

Der ehemalige Vorsitzende der 
inzwischen aufgelösten DEHAP 
in der Provinz Hakkari, Sabahat- 
tin Suvagei, ist aufgrund eines 
Redebeitrages im TV-Sender ROJ 
TV wegen "Zerstörung der 
Gesamtheit und Einheit des Lan¬ 
des" verhaftet worden. In dem 
Redebeitrag ging es um den Fall 
des Dorfschützers Ali Erol, der 
am 15. Oktober von sich als Poli¬ 
zisten ausgebenden Zivilisten 
festgenommen und auf offenem 
Feld verhört wurde. Am 13. 
wurde Suvagei, nach Wider¬ 
spruch seiner Anwälte, wieder 
freigelassen. Sein Verfahren wird 
jedoch fortgesetzt. (ANF, 12.12., 
DIHA, 13.12, ISKU) 





Frauenwiderstand, Frauenorganisa 
tionen, Gewalt gegen Frauen 


Frauenzentrum Kardelen 
feiert einjähriges Bestehen 

Das vom Stadtrat Baglar in Diyar- 
bakir gegründete Frauenzentrum 
Kardelen feiert sein einjähriges 
Bestehen. Aus diesem Anlass ver¬ 
öffentlichte das Zentrum einen 
Tätigkeitsbericht über das Jahr 
2005. Demnach absolvierten drei¬ 
ßig Frauen einen Vorbereitungs¬ 
kurs für das Gymnasium, 236 
Frauen einen Alphabetisierungs¬ 
kurs, sechzig Frauen einen Kurs 
in Handarbeiten und fünfzig 
einen Computerkurs. 213 Frauen 
nahmen Beratung in Anspruch. 
Außerdem wurden dreißig Ange¬ 
stellte der Stadtverwaltung am 
Computer geschult. Zu Themen 
wie Mutter-Kind-Gesundheit und 
Frauenrechten wurden Seminare 
veranstaltet, an denen insgesamt 
806 Frauen teilnahmen. In fünf 
Dörfern fanden Informationsver¬ 
anstaltungen zu den gleichen 
Themen statt, an denen sich 265 
Frauen beteiligten. Kulturelle 
Aktivitäten wurden von 260 Frau¬ 
en in Anspruch genommen. 
Außerdem wurde ein Chor beste¬ 
hend aus 21 Frauen gegründet. 

Um zunächst die sozio-ökonomi- 
sche Situation von Frauen in 
Baglar, ihren Bildungsgrad und 
ihre Erwartungen heraus zu fil¬ 
tern, wurde mit Unterstützung 
von dreißig Freiwilligen über 
eine Umfrage mit 600 Frauen zu 
Fragen wie Armut, Arbeitslosig¬ 
keit, Flucht und Migration, Bil¬ 
dung, Eheschließungen u.ä. Feld¬ 
forschung betrieben. 

Frauenkooperative in 
Viransehir gegründet 

In der Kreisstadt Viransehir in 
Urfa ist auf Initiative der weib¬ 
lichen Mitglieder des Stadtrates 
eine Frauenkooperative einge¬ 
richtet worden. Ziel der Koopera¬ 
tive ist es, Frauenarbeit sichtbar 
zu machen, Arbeitsplätze für 
Frauen zu schaffen und somit 
Frauen zu ökonomischer Unab¬ 
hängigkeit zu verhelfen. Über ein 
Kursangebot in den Bereichen 
Weben, Nähen, Sticken und 
Handarbeiten sollen Frauen ihre 
Kenntnisse erweitern und ihre 
Werke ausstellen können. Mit 
Seminaren zu Themen wie 
"Ehrenmord" und Zwangsverhei¬ 
ratungen soll Frauen die Mög¬ 
lichkeiten gegeben werden, ihr 
Bewusstsein zu erweitern und 
sich zu organisieren. 


Wie Zühre Tatli, Stadtratsmit¬ 
glied und eine der Gründerinnen 
der Kooperative, ausführt, reicht 
es nicht aus, lediglich Beschäfti¬ 
gungsmöglichkeiten für Frauen 
einzurichten. "Unter den Frauen, 
die unter innerfamiliärer Gewalt 
leiden, sind auch Berufstätige. 
Berufstätigkeit bedeutet noch 
nicht die Lösung, sondern nur 
eine Stufe darin. Für eine Lösung 
sind große Projekte und ein 
Umdenken notwendig. Solange 
sich nicht die patriarchale Struk¬ 
tur ändert, kann meiner Mei¬ 
nung nach kein Problem gelöst 
werden." 

Demonstration und 
Straßentheater gegen 
'Ehrenmorde 1 in Bursa 

In Bursa haben Frauen einer 
Solidaritätskooperative gegen 
die Ermordung einer Frau durch 
ihren Ehemann protestiert. In 
einem Redebeitrag wies Pinar 
Durnan von der Frauenkooperati¬ 
ve darauf hin, dass sich in der 
letzten Zeit Berichte über Gewalt 
an Frauen gehäuft hätten. "Vor 
einigen Tagen wurde eine junge 
Frau von ihrem Freund auf bru¬ 
tale Weise ermordet. Fadime 
Akbulut wurde von ihrem Ehe¬ 
mann erschossen. Das sind die 
letzten bekannt gewordenen Vor¬ 
fälle. Aber um diesem Horror 
noch eine besondere Note bei zu 
geben, hat es nicht ausgereicht, 
dass Fadime Akbulut von ihrem 
Mann ermordet wurde. Die 
Medien mussten außerdem noch 
darüber berichten, dass ihre 
Organe gespendet wurden. 
Diese beiden Beispiele sind nur 
zwei von hunderten von Frauen¬ 
morden." 

Duman führte weiter aus, dass 
Gewalt gegen Frauen von allen 
Elementen des Systems, von 
staatlichen Institutionen bis zu 
den Medien, als normal betrach¬ 
tet und genährt würde. "Auch 
von der Justiz werden bei Frau¬ 
enmorden Ausdrücke benutzt, 
die diese legitimieren. Im Falle 
von Güldünya Toren forderte der 
Richter einen Strafnachlass für 
die Mörder, weil es sich um 
einen Traditionsmord 1 handele, 
und dies, obwohl sich die Geset¬ 
zeslage längst geändert hat." 
Nach dem Redebeitrag wurde 
ein Straßentheaterstück aufge¬ 
führt, dass sich gegen sogenann¬ 
te Ehrenmorde richtete. 


Prozess gegen 54 Polizisten 
wegen 8.-März-Gewalt 

Gegen 54 Polizisten, die am Angriff 
auf eine Frauendemonstration aus 
Anlass des Internationalen Frauen¬ 
tages in Istanbul-Beyazit beteiligt 
waren, ist ein Prozess eröffnet wor¬ 
den. Der Polizeiangriff hatte inter¬ 
national große Aufmerksamkeit 
ausgelöst. In dem jetzt eröffneten 
Verfahren werden 54 Polizisten 
wegen Körperverletzung im Amt 
angeklagt. Ihnen drohen Haftstra¬ 
fen von sechs Monaten bis zu 33 
Jahren. In der Anklageschrift wird 
aus einem Polizeibericht zitiert, in 
dem auf "übertriebenen Einsatz 
von Gewalt, unangemessenen 
Schlagstockeinsatz und Fußtritte" 
hingewiesen wird. Das Verfahren 
wegen Amtsmissbrauch gegen den 
Polizeichef von Istanbul, seinen 
Stellvertreter und den Chef der 
Bereitschaftspolizei, deren Namen 
ebenfalls in den Ermittlungen auf¬ 
tauchen, wurde dagegen einge¬ 
stellt. 

Verschleppung und Vergewalti¬ 
gung durch Polizisten 

Wie Sevda Aydin, Mitarbeiterin im 
Kulturzentrum Ekin in Istanbul, 
auf einer Pressekonferenz im 
Menschenrechtsverein (IHD) 
bekannt gab, wurde sie am 12. 
Dezember im Istanbuler Stadtteil 
Aksaray von Zivilpolizisten auf 
offener Straße verschleppt, gefol¬ 
tert und vergewaltigt. Zwei Tage 
zuvor hatte Aydin eine Veranstal¬ 
tung zur Solidarität mit dem kurdi¬ 
schen Volk in Bayramtepe mode¬ 
riert. Während der Pressekonfe¬ 
renz erlitt sie einen Schwächean¬ 
fall und musste ins Krankenhaus 
eingeliefert werden. Im Anschluss 
zog eine Gruppe von Protestieren¬ 
den mit roten Fahnen und Knüp¬ 
peln in den Händen vom IHD- 
Gebäude zur Fußgängerzone, wo 
sie von der Polizei mit Tränengas 
empfangen wurden. Es kam zu 
sechs Festnahmen. 

In Ankara protestierten Mitglieder 
der Einheit Werktätiger Frauen 
(EKB) gegen den Vorfall vor dem 
Menschenrechtsdenkmal und 
erinnerten an Hunderte von Frau¬ 
en, die in der Türkei aufgrund 
ihrer politischen Identität polizeili¬ 
che Gewalt erfahren mussten. 
"Weder die Folterer noch die Ver¬ 
gewaltiger des Staates können uns 
von unserem Kampf für Würde 
und Recht abbringen", hieß es in 
einem Redebeitrag. (ANF, 14.12., 
DIHA, 12.-14.12, ISKU) 


Razzia bei Ülkede Özgtir Gündem 


Im Zentralbüro der Zeitung Ülke¬ 
de Özgür Gündem am Taksim, 
einer Druckerei und der Agentur 
Ekin wurden am 14.12. Polizeiraz¬ 
zien durchgeführt. Im Rahmen der 
dreistündigen Durchsuchung des 
Zeitungsbüros wurden ein Compu¬ 
ter, ein Fotoapparat inklusive 
belichtetem Film sowie Papiere 
und Dokumente beschlagnahmt. 
In der Druckerei wurden rund 600 


CDs und 80 Cassetten sowie 
Bücher von Abdullah Öcalan 
beschlagnahmt. Beteiligt an der 
Razzia waren neben der Bereit¬ 
schaftspolizei Einheiten der Anti- 
Terror-Abteilung sowie Techniker. 
Wie der Rechtsanwalt der Zei¬ 
tung, Özcan Kilic erklärte, wur¬ 
den auf Beschluss des Strafge¬ 
richts Wan am 12. Dezember 
Ermittlungen eingeleitet. Der 


Beschluss werde jedoch geheim 
gehalten. Der Hintergrund der 
Aktion sei unklar. 

Der Chefredakteur der Gündem, 
Irfan Ucar, bezeichnete die 
Durchsuchung als Schlag gegen 
die Meinungsfreiheit und "Hypo¬ 
thek für die Zukunft der Türkei". 
Diese Praxis setze die Türkei 
international in schlechtes Licht. 

(DIHA, 14.12, ISKU) 


Erneut Haftstrafe nach 
Paragraph 301 

Fatih Tas, Besitzer des Aram- 
Verlages, wurde wegen der Ver¬ 
legung des Buches "Es heißt, 
Du seist verschwunden" der 
"Beleidigung der Republik" für 
schuldig befunden und nach 
Paragraph 301 des neuen türki¬ 
schen Strafgesetzes zu sechs 
Monaten Haftstrafe verurteilt 
worden. Das Buch erzählt die 
Geschichte des Journalisten 
Nazim Babaoglu, der am 12. 
März 1994 verschleppt und nie 
gefunden wurde. 

(Ra, 9.12, ISKU) 

Versuchte Brandstiftung in 
DEHAP-Vertretung in Brüssel 

Gegen die Vertretung der inzwi¬ 
schen aufgelösten Partei 
DEHAP in Brüssel wurde ein 
Brandanschlag verübt. Mit Ben¬ 
zin sei versucht worden, die Tür 
des Büros in Brand zu setzen. 
Die Täter seien geflüchtet, nach 
dem es ihnen nicht gelungen sei, 
in das Gebäude zu kommen. Die 
Polizei spricht von Brandstif¬ 
tung. Die Ermittlungen dauern 
an. Der Europavertreter der 
DEHAP, Faik Yagiz, kündigte 
eine Pressekonferenz zu dem 
Vorfall in Brüssel an. 

(ANF, 11.12, ISKU) 

In Hewler wurden die Arbei¬ 
ten für die Wahlen mit einer 
großen Kundgebung abge¬ 
schlossen 

In der Hauptstadt der Region 
Kurdistan [Irak] Hewler hat die 
Partei der Demokratischen 
Lösung in Kurdistan ihre Vorbe¬ 
reitungen für die Wahlen mit 
einer großen Kundgebung abge¬ 
schlossen. Bei der Kundgebung 
wurde die Bevölkerung aufgefor¬ 
dert, ihre Stimme der PC DK mit 
der Listennummer 779 zu geben. 
Die Kundgebung hatte am Mor¬ 
gen begonnen und dauerte bis 
zum Abend an. 

(DIHA, 15.12, ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und 


Die Bombenanschläge von Silopi 


Wir laufen die Orte ab, an denen 
am 9. Dezember in Silopi gleichzei¬ 
tig Bomben explodiert sind. Eine 
an der Ipekyolu Straße, eine zweite 
an der Besler Straße, und die dritte 
ist an der Hastane Straße hochge¬ 
gangen. Die Hände, die diese Bom¬ 
ben gelegt haben, haben ein 
schwer zu lösendes Rätsel hinter¬ 
lassen. Es sieht so aus, als sei beab¬ 
sichtigt, dass man aus den Spuren 
etwas heraus liest Wenn man die 
Punkte der Bombenanschläge mit¬ 
einander verbindet, ergibt sich dar¬ 
aus der erste Buchstabe der Türkei 
- "T 1 . Bei direkter Verbindung der 
Punkte entsteht ein Dreieck, so 
dass sich einem die Frage auf¬ 
drängt: Wenn der erste Punkt Sem- 
dinli war und der zweite Silopi, was 
wird dann der dritte sein? Auch das 
Datum, der 9.12., deckt sich mit 
dem Zeitpunkt des Anschlages auf 
den Buchladen in Semdinli am 
9. November. Und noch mehr Auf¬ 
merksamkeit erregt die Tatsache, 
dass bereits vor Jahren an genau 
den gleichen Punkten Bomben 
explodiert sind. 

Beunruhigung, 
aber keine Angst 

Die Bombenanschläge haben in 
der Bevölkerung große Beunruhi¬ 
gung hervorgerufen. Aber die 
Menschen haben sich nicht ängst¬ 
lich in ihre Häuser zurückgezogen. 
Das Leben geht trotz allem weiter. 
Die Läden werden nicht mit Ein¬ 
bruch der Dunkelheit geschlossen, 
das Alltagsleben geht weiter bis in 
die Nacht hinein. Haci Üzen, ehe¬ 
maliger DEHAP-Kreisvorsitzender 
und heutiger DTP-Delegierter, ein 
in der Bevölkerung geliebter und 
geachteter Mann, fasst die Situa¬ 
tion folgendermaßen zusammen: 
'Wenn diese Anschläge Anfang der 
neunziger Jahre passiert wären, 
hätten sich die Menschen frühzei¬ 
tig in ihre Häuser zurückgezogen. 
Natürlich sind sie in Sorge, was 
noch alles geschehen wird, aber sie 
haben keine Angst mehr. Sie sind 
nicht mehr so wie früher." 

Mit wem man auch redet in der 
Kreisstadt, alle halten den "Staat im 
Staat" für die Bombenanschläge 
verantwortlich. Auf die Frage nach 
dem Warum, kommt die Antwort 
wie aus einem Mund: "Ihnen gefällt 
die Ruhe nicht". Vorherrschend ist 
die Überzeugung, dass die Vorfälle 
in Pemdinli und Silopi miteinander 
in Verbindung stehen. Die Anschlä¬ 
ge haben in der Bevölkerung ein 
starkes Misstrauen gegen den 
Staat hervorgerufen. Um zu begrei¬ 
fen, wer in der Kreisstadt, die mit 
den Handelsreisenden eine Ein¬ 
wohnerzahl von 100.000 aufweist, 
mit welcher Absicht Bomben legt, 
muss man einen Blick auf die 


Ereignisse der letzten zwanzig 
Tage werfen. 

Sieben Bomben 
in zwanzig Tagen 

Bei der Bombenserie am 9. Dezem¬ 
ber handelt es sich nicht um die 
ersten Explosionen in der Stadt. Im 
letzten Monat sind genau sieben 
Mal Bomben explodiert. Das erste 
Anschlagsziel war das Dienstfahr¬ 
zeug eines Staatsanwaltes am 11. 
November. Um die Frage zu klä¬ 
ren, wer und aus welchem Grund 
den Staatsanwalt als Ziel auser¬ 
wählt hat, muss man sich die Per¬ 
sönlichkeit des Mannes genauer 
angucken. Oberstaatsanwalt Talip 
Demirezen ist in der Stadt als wah¬ 
rer Mann des Rechts bekannt. 
Ohne konkrete Beweise geneh¬ 
migt er keine Durchsuchungen 
und Festnahmen und fordert keine 
Haftbefehle. Dadurch mag bei den 
Sicherheitskräften und der Gendar¬ 
merie das Gefühl entstehen, dass 
sie in ihrer Arbeit behindert wer¬ 
den. Bei den Menschen in Silopi 
herrscht die Überzeugung, dass 
dem Staatsanwalt mit dem 
Anschlag die Botschaft vermittelt 
werden sollte, er möge sein Han¬ 
deln überdenken. 

Das zweite Anschlagsziel war die 
Polizeidirektion in Silopi. Die 
Begründung für diesen Anschlag 
lässt sich wiederum in der Persön¬ 
lichkeit des Polizeichefs finden. 
Hüseyin Aktas ist noch nicht lange 
in der Position des obersten Polizi¬ 
sten im Kreis. Wie es heißt, ist es 
sein Ziel, "wie Gaffar Okan [einem 
Anschlag zum Opfer gefallener 
ehemaliger Polizeichef in Diyarba- 
kir] zu sein und die Herzen der 
Menschen zu erobern". Aktas ist 
darüber hinaus als der Polizist 
bekannt, der 1993 die erste Opera¬ 
tion gegen die Hisbullah durch¬ 
führte und an der Verhaftung des 
Überläufers Alaattin Kanat maß¬ 
geblich beteiligt war. Den Bomben¬ 
anschlag auf die Polizeidirektion 
klärte er am selben Tag noch auf 
und ließ fünf Personen festnehmen, 
darunter Dorfschützer, Abschwö- 
rer und Bandenchefs, was einer 
Premiere in der Türkei gleich kam. 
Den nach den Festnahmen herbei 
eilenden Gendarmerie-Komman¬ 
danten ließ er abblitzen und ver¬ 
weigerte ihm einen Gesprächster¬ 
min. 

Profit - Bestechung - Gewinn 

Es waren also staatliche Organe 
unter den Anschlagszielen. Interes¬ 
santerweise besteht jedoch eine 
Verbindung zwischen den Urhe¬ 
bern der Anschläge und weiteren 
Organen des Staates. Es sieht so 
aus, als hätten die Bomben etwas 
mit den Meinungs- und Mentali¬ 


tätsunterschieden im Staat zu tun. 
Das ist der Teil, der sichtbar wurde. 
Aber es gibt auch noch den Teil des 
Eisberges, der im Verborgenen 
geblieben ist. Und hier lassen sich 
Hinweise darauf finden, warum der 
Streit ausgebrochen ist. Am 
unsichtbaren Teil des Eisberges 
befindet sich die Profitgier. Silopi 
ist einer der dynamischsten Kreise 
der Türkei. Jeden Tag werden 70 
Millionen Dollar auf den Banken 
der Stadt eingezahlt. Und jeden Tag 
fahren 2000 LKWs über den Grenz¬ 
übertritt Habur von der Türkei in 
den Irak und genauso viele vom 
Irak in die Türkei. Durch diese 
Bewegungen entsteht ein riesiger 
Sektor an Profit, Bestechungsgel- 
dem und Schwarzgeld. Jeden Tag 
gehen auf illegalem Wege Waren 
und Dienstleistungen für eine Mil¬ 
lion Dollar über die Grenze in 
Habur. Beim Zoll werden täglich 
Bestechungsgelder im Wert von 
300.000 Dollar gezahlt. (...) Es 
besteht also ein großes Interesse 
daran, die Geschäfte an der Grenze 
unter die eigene Kontrolle zu brin¬ 
gen. 

60 Kilometer langer 
Bestechungsweg 
Profit, Bestechungsgelder und 
Gewinne beschränken sich nicht 
nur auf den Zollbereich. Das glei¬ 
che findet auch auf dem sechzig 
Kilometer langen Weg zwischen 
Cizre und der Grenze statt Ein 
LKW, der sich von irgendeinem 
Ort in der Türkei auf den Weg zur 
Grenze macht, muss nach Cizre 
sechs Kontrollen über sich erge¬ 
hen lassen - Sicherheitskontrollen 
der Gendarmerie, Verkehrskontrol¬ 
len der Polizei. Dabei entstehen 
kilometerlange Schlangen. Wenn 
man den Weg gut kennt, bemerkt 
man LKWs, die sich seit zwanzig 
Tagen keinen Meter vorwärts 
bewegt haben. Die Fahrer arbeiten 
für Gendarmerie und Verkehrspoli¬ 
zei. Wenn man ihnen eine Geld¬ 
summe zwischen 100 und 200 Dol¬ 
lar gibt, kann man ohne zu warten 
alle Fahrzeuge überholen und die 
Grenze erreichen. Das Geld, das 
dabei täglich zusammen kommt, 
liegt bei 50.000 Dollar. Verteilt wird 
dieses Geld bei der Gendarmerie- 
Station Botas. Dieser Posten ist in 
der Bevölkerung als "JITEM-Sta- 
tion" bekannt. 

Interessant sind auch die Personen, 
die als Geldeintreiber für den 
J1TEM arbeiten. Einer davon ist 
der Überläufer Yildirim. Er kontrol¬ 
liert Fahrzeuge am Gendarmerie- 
Posten. Im Oktober 1996 zeigten 
Halil Birlik und Muhammed Yusu- 
foglu ihm ihre Pässe. Danach blie¬ 
ben sie verschwunden. 

Fortsetzung auf Seite 2 
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Meldungen 


900 YTL für "Biji Serok Apo" 

Neun Personen wurden zu einer 
Geldstrafe von insgesamt 4200 
YTL [ca. 2606 Euro] verurteilt, 
weil sie im Rahmen eines Prote¬ 
stes gegen die Isolation Abdullah 
Öcalans am 23. November in Sir- 
nak-Cizre die Parole "Biji Serok 
Apo" gerufen haben. Die Betrof¬ 
fenen wurden bei Razzien in ver¬ 
schiedenen Stadtteilen am 13. 
Dezember festgenommen und 
zwei Tage lang von der Polizei 
verhört. Ein Gericht in Cizre 
sprach Geldstrafen in Höhe von 
300 bis 900 YTL gestaffelt nach 
Einkommen gegen die Angeklag¬ 
ten aus. Als eine der Betroffenen 
bezeichnete Özlem Güven die 
Urteile als willkürlich: "Wenn wir 
das vorher gewusst hätten, hätten 
wir das Geld im voraus gezahlt 
und dann unsere Parolen geru¬ 
fen." (ÖG, 17.12., ISKU) 

Fahnenzwang für 
Geschäftsinhaber 

Nach einem Angriff Unbekannter 
auf eine türkische Fahne an einer 
Grundschule in Mardin-Derik hat 
Landrat Cemil Kilinc Fahnen an 
die Geschäftsinhaber der Ort¬ 
schaft verteilt. Unter Polizeiauf¬ 
sicht wurden die Ladenbesitzer 
gezwungen, die Fahnen aufzu¬ 
hängen. Der Landrat verfügte 
gleichzeitig die Auflage, die Fah¬ 
nen müssten mindestens eine 
Woche hängen bleiben. 

(ÖG, 17.12., ISKU) 

Dänische Parlamentarier 
starten Kampagne gegen 
die Schließung von Roj TV 

Parlamentarier aus vier Parteien 
des dänischen Parlaments haben 
eine Unterschriftenkampagne ge¬ 
gen die Schließung von Roj TV 
gestartet. Mit der Kampagne ist 
die Forderung an die dänische 
Regierung verbunden, gegen den 
Druck der USA und der Türkei 
Roj TV nicht zu schließen. 

Der Liberale Naser Khader, Jeppe 
Kofoed von der Partei der demo¬ 
kratischen Gesellschaft, der Vor¬ 
sitzende der Sozialistischen 
Volkspartei, Holger K. Nielsen 
sowie der Parlamentarier der Ver¬ 
einigten Liste, Rune Lund starte¬ 
ten die Unterschriftenkampagne 
gegen die Schließung von Roj TV. 
Ziel der Kampagne ist die Forde¬ 
rung, dass Roj TV gegen den 
Druck der USA und der Türkei 
nicht geschlossen wird. Es hieß 
weiter, die Schließung von Roj TV 
bedeute nicht nur die Behinde¬ 
rung der Meinungsfreiheit des 
kurdischen Volkes, sondern 
bedeute auch die Einschränkung 
der freien Meinungsäußerung in 
Dänemark. (AW, 22.12, ISKU) 





"Ich werde nicht locker lassen" 


Sevda A., 21 Jahre, wurde am 12. 
Dezember gegen 16.30 Uhr im 
Istanbuler Stadtteil Aksaray an 
einer Bushaltestelle von drei Män¬ 
nern - mutmaßlich Zivilpolizisten - 
mit Gewalt in ein Auto gezerrt und 
vergewaltigt. Bei einer Pressekon¬ 
ferenz zu der Gewalttat im Men¬ 
schenrechtsverein (IHD), bei der 
der Vorfall öffentlich gemacht 
wurde, wurde sie ohnmächtig. Jetzt 
hat sie sich erstmalig der Nachrich¬ 
tenagentur DIHA gegenüber zu 
den Ereignissen geäußert 
Seit einem Jahr sei sie im Ekin-Kul- 
turzentrum im Istanbuler Stadtteil 
Ikitelli tätig, erzählt sie. Niemals 
zuvor sei sie bedroht worden und 
niemals sei ihr der Gedanken 
gekommen, dass ihr etwas derarti¬ 
ges zustoßen könne. "Aber dieser 
Vorfall wird mich nicht von meiner 
Arbeit abhalten. Ganz im Gegenteil 
haben sie damit erreicht, dass ich 
noch aktiver sein werde". 

Es geschah, als sie an einer Halte¬ 
stelle auf den Bus gewartet habe, 
berichtet sie. Ein ca. 25-jähriger 
Mann sei auf sie zugekommen, 
habe sie angesprochen und in 
einen weißen Renault gestoßen. Im 
Auto sei ihr eine schwarze Maske 
über den Kopf gezogen worden. An 
das weitere kann sie sich nicht erin¬ 
nern. "Es waren drei Personen. Der 


Aufgrund einer Gesetzesänderung 
wird der Prozess gegen Handan 
Caglayan, die wegen der Worte 
"Hallo Schwestern" auf kurdisch 
im Rahmen einer Wahlkampfkund¬ 
gebung im März 2004 in Urfa zu 
sieben Monaten Haft verurteilt 
wurde, am 20. Dezember neu auf¬ 
gerollt. Frauenorganisationen rie¬ 
fen zur Unterstützung von Caglay¬ 
an auf, die einen einfachen Grund 
für den Gebrauch der kurdischen 
Sprache nennt Der Großteil der 
anwesenden Frauen auf der Kund¬ 
gebung verstehe kein türkisch. Die 
Verurteilung beruht auf einer Klau¬ 
sel im Parteiengesetz, die den 
Gebrauch einer anderen Sprache 


In Hakkari-Yüksekova hat ein Bri¬ 
gadekommandant Anzeige gegen 
den Leiter einer Kinder-Folklore- 
gruppe gestellt, weil die bei Auftrit¬ 
ten getragene Kleidung der von 
Guerillakämpfern ähnlich sei. Bri¬ 
gadekommandant Erdal Akpinar 
war bereits zuvor unangenehm in 
Erscheinung getreten, weil er 
angekündigt hatte, die Farben rot- 
gelb-grün bei öffentlichen Veran¬ 
staltungen nicht mehr zu dulden 
und Vertreter zivilgesellschaft¬ 
licher Organisationen bedroht 
hatte. Der Leiter der Folklore- 


Mann auf dem Rücksitz war blond, 
hatte ein rotes Gesicht und war 
sehr dick. Der Fahrer war etwas 
älter, vielleicht 35 Jahre. Er hatte 
eine Glatze und eine dicke Brille. 
Derjenige, der mich gerufen hatte, 
war ca. 1,75 Meter groß, von nor¬ 
maler Statur. Er war schwarzhaa¬ 
rig, hatte einen Schnurrbart und 
trug eine blaue Hose. Das Auto 
fuhr schnell. Ich wehrte mich. Sie 
hielten mich an den Haaren fest 
und zogen mir eine Maske über 
das Gesicht. Ich glaube, da bin ich 
ohnmächtig geworden. Ich kam 
wieder zu mir, als sie mir Wasser 
ins Gesicht schütteten. Die Maske 
hatte ich immer noch auf. Ich stell¬ 
te fest, dass ich nackt war und sich 
zwischen meinen Beinen eine kle¬ 
brige Flüssigkeit befand." 

Als sie das Bewusstsein wieder 
erlangte, sagten die Männer: 'Was 
glaubt ihr, wer ihr seid und was ver¬ 
sucht ihr, zu machen? Wir werden 
es euch zeigen. Das werden wir 
euch allen antun. Geh doch, wenn 
du kannst, und mach im Ekin-Kul- 
turzentrum revolutionäre Kunst. 
Das wollen wir mal sehen". Zu die¬ 
sen Sprüchen sei sie geschlagen 
worden. "Es war immer die gleiche 
Person, die mit mir sprach. Später 
gaben sie mir meine Kleidung und 
sagten mir, ich solle mich anziehen. 


als türkisch im Wahlkampf verbie¬ 
tet. Mehrere Frauenorganisationen 
kündigten ihre Teilnahme an der 
bevorstehenden Verhandlung an. 
Caglayan selbst bezeichnet den 
Prozess als wichtig, weil damit 
erneut die Repression gegen den 
Gebrauch der kurdischen Sprache 
thematisiert werde. Bereits zuvor 
war die Bürgermeisterin von Bis¬ 
mil, Sükran Aydin, wegen des glei¬ 
chen 'Vergehens" verurteilt wor¬ 
den. 294 Frauen, darunter die SDP- 
Vorsitzende Filiz Kocali, mehrere 
Bürgermeisterinnen, Schriftstelle¬ 
rinnen sowie die IHD-Aktivistinnen 
Reyhan Yalcindag und Eren 
Keskin, hielten im Menschen- 


Gruppe zeigte sich überrascht und 
erklärte, bei der verwendeten Klei¬ 
dung handele es sich um die tradi¬ 
tionelle Bekleidung der Bevölke¬ 
rung in der Region. Mahmut Sayar 
von der Lehrergewerkschaft Egi- 
tim-Sen führte weiterhin aus, bei 
der Türkei handele es sich um ein 
Mosaik aus unterschiedlichen 
Glaubensrichtungen, Sprachen 
und Kulturen. "In jeder Region gibt 
es spezifische traditionelle Klei¬ 
dung, die von Folkloregruppen bei 
Auftritten vorgeführt wird. Auch 
Yüksekova ist ein Teil dieses Lan- 


Sie traten mich, so dass mein Kopf 
auf dem Boden aufschlug. Sie 
brachten mich zum Auto. Die 
ganze Zeit konnte ich nichts sehen. 
An einer Tankstelle stießen sie 
mich aus dem Auto. Mir tat alles 
weh. Ich lief drei Stunden bis nach 
Ikitelli zum Kulturzentrum. Um ein 
Uhr kam ich an. Ich zögerte, von all 
dem zu erzählen und versuchte, 
einen klaren Kopf zu bekommen. 
Dann erzählte ich meinen Freun¬ 
dinnen, was passiert war." 

Sie betrachte die Angelegenheit 
nicht gemäß der traditionellen 
Wertmaßstäbe, sagt sie, aber eine 
Vergewaltigung sei etwas, über das 
keine Frau leicht hinweg komme. 
"Es handelt sich um einen Krieg 
zweier unversöhnlicher Klassen 
gegeneinander. So wie es Hinrich¬ 
tungen und Morde dabei gibt so 
gibt es auch Vergewaltigungen." 
Die erfahrene Unterstützung helfe 
ihr dabei, auf den Beinen zu blei¬ 
ben, betont die junge Frau. "Mir ist 
klar, wie ernst die Sache ist Ich 
werde mich erneut an die Staatsan¬ 
waltschaft wenden, damit die Polizi¬ 
sten, die mich vergewaltigt haben, 
identifiziert werden. Ich werde 
nicht locker lassen. Vom Staat 
erwarte ich nichts. Denn es war der 
Staat, der das getan hat." 

(ÖG, 17. 12., ISKU) 


rechtsverein in Ankara eine Presse¬ 
konferenz zur Unterstützung 
Caglayans ab und kündigten den 
Start einer Kampagne unter dem 
Motto "Jede soll in der eigenen 
Sprache Hallo sagen können" (kur¬ 
disch: Gele xusken heja, silav ji ve 
ra!) an. Wer die Kampagne unter¬ 
stützen möchte, kann über die 
Adresse f.vargun@yahoo.com ihre 
Unterschrift unter folgenden Text 
setzen lassen: "Keine Sprache soll 
verboten werden. Wir wollen nicht 
bestraft werden, weil wir unsere 
eigene Sprache sprechen. Wir wol¬ 
len in der von uns gewünschten 
Sprache ,Hallo Schwestern' sagen 
können." (ÖG, 17. 12, ISKU) 


des. Die Verwendung regionsspe¬ 
zifischer Kleidung ist nur allzu 
natürlich. Selbst in einer Broschü¬ 
re des Gouverneurs von Hakkari 
ist diese Art der Bekleidung zu fin¬ 
den." Auch die Kinder der Folklo¬ 
regruppe brachten ihre Verwunde¬ 
rung über den Vorfall zum Aus¬ 
druck. "Wir haben diese Kleidung 
immer getragen. Auch die Erwach¬ 
senen bei uns tragen sie", teilte der 
zwölfjährige Jihat Tugan mit. "Das 
ist unsere Kultur. Selbst wenn sie 
es verbieten, werden wir sie weiter 
verwenden." (ÖG, 20.12., ISKU) 


Proteste gegen 
Gefangnismassaker 

Verschiedene Organisationen, dar¬ 
unter der Menschenrechtsverein 
IHD, protestierten in Istanbul, 
Ankara, Diyarbakir, Van, Hakkari, 
Mus, Hatay und Bingöl mit 
Demonstrationen, Kundgebungen 
und Veranstaltungen gegen das 
Gefängnismassaker vom 19. 
Dezember 2000. Bei dem landes¬ 
weiten Polizeiüberfall auf mehrere 
Gefängnisse in der Türkei waren 
vor fünf Jahren 30 Gefangene getö¬ 
tet worden. Die Demonstranten 
forderten die längst überfällige 
Verurteilung der Verantwortlichen 
für die blutige Operation. 

(OG, 20.12, ISKU) 

Lernen mit "Helin" 

Der kurdische Name "Helin" 
(Nest) war wie alle kurdischen 
Namen jahrelang verboten und 
damit Thema der Justiz. Jetzt wird 
er in offiziellen Lehrbüchern in der 
Türkei verwendet. Das Ministe¬ 
rium für Bildung hat ein ein Buch 
für Grundschüler mit dem Titel 
"Ich lerne lesen und schreiben" 
herausgegeben, in dem beim 
Buchstaben "H" der Name "Helin" 
mehrfach als Beispiel gegeben 
wird. Wie viele andere Namen kur¬ 
discher Kinder galt auch "Helin" 
als verboten, weil er nach Meinung 
der Justiz nicht "dem türkischen 
Brauchtum" entspreche und von 
PKK-Militanten als Codename ver¬ 
wendet wird. 

Einen Schlusspunkt hinter diese 
Diskussion hat jetzt ein Urteil des 
Kassatationsgerichtshofes in 
Ankara gesetzt. Dem Prozess vor¬ 
ausgegangen war die Geburt von 
Helin Gülen am 23. September 
2001. Das Einwohnermeldeamt 
hatte auf Beharren des Vaters das 
neugeborene Mädchen auf den 
gewünschten Namen registriert, 
aber die Staatsanwaltschaft davon 
in Kenntnis gesetzt. Daraufhin 
wurde ein Verfahren eingeleitet, 
um die Namensgebung annullie- 
ren zu lassen. Der Kassatationsge¬ 
richtshof lehnte eine Annullierung 
nach einem längeren juristischen 
Verfahren über mehrere Instanzen 
ab, da damit das verfassungsrecht¬ 
lich gesicherte Persönlichkeits¬ 
recht verletzt werde. 

(ÖG, 20.12, ISKU) 
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Die Bombenanschläge von Silopi (Forts.) 


Dann gibt es Cundi Saluci, bekannt 
als "Kocer": Nach Aussagen des 
Ex-JITEM-Mitarbeiters Abdülkadir 
Aygan hat er eine aktive Rolle bei 
der Hinrichtung von Hasan Ergül 
und weiteren so genannten "Mor¬ 
den unbekannter Täter" gespielt. 
Mahmudi Abdullah Dino: Früher 


konnte niemand ohne seine Geneh¬ 
migung in der Region mit Benzin 
handeln. Durch den Benzinhandel 
wurde er zum reichsten Mann Silo- 
pis. Jetzt arbeitet er dank seiner 
alten JITEM-Freunde am Zoll im 
Import-Export-Geschäft. Der Ab- 
schwörer Lokman Gündüz: Ver¬ 


wickelt in mehrere "Morde unbe¬ 
kannter Täter". Ermordete im Auf¬ 
trag von Cem Ersever Haci Ahmet 
Zeyrek. Am Strafgericht in Diyarba¬ 
kir läuft gegen ihn ein Verfahren 
wegen Mord, Bombenanschlägen 
und Entführung. 

(ÖG, 19.12, ISKU) 
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„Einige haben Angst, wir könnten uns mit der Türkei verständigen“ 

2005 - Jahr der Errungenschaften 


Duran Kalkan, stellvertretender Vor¬ 
sitzender des Exekutivrates der 
Gemeinschaft der Kommunen in 
Kurdistan (Koma Komalen Kurdi¬ 
stan oder KKK), bewertete das Jahr 
2005 aus Sicht der Kurden als ein 
Jahr der Errungenschaften“. Man¬ 
che firchteten, die Türkei könne sich 
demnächst mit ihnen verständigen: 
„Der Iran fürchtet, die Türkei könne 
sich mit der PKK verständigen, ohne 
sich mit ihm abzusprechen. Auch die 
USA haben Angst, denn wenn es eine 
solche Verständigung gäbe, wäre 
man nicht auf die USA angewiesen. “ 
Von Zeynep Diele 

Das Jahr des Konföderalismus 

Unmittelbar nach der Ausrufung 
der „Koma Komalen Kurdistan“ 
durch Öcalan hätten die Kurden 
bei den Newrozfeiem 2005 ihre 
Unterstützung bekundet: „Newroz 
war ein einziger großer Serhildan. 
Es war wohl das größte Newroz in 
der Geschichte unseres Kampfes, 
unseres Volkes. 5-6 Millionen Men¬ 
schen haben sich an den Feiern 
direkt beteiligt. Dies bedeutet, dass 
die Bevölkerung den KKK unter¬ 
stützt und sich daher zum Serhil¬ 
dan erhoben, sich massenhaft am 
politischen Kampf beteiligt hat“ 

Ende der Zerrüttungpolitik 

Noch während der Newrozfeiem 
habe der Generalstab einen Gegen¬ 
angriff begonnen mit dem Ziel, den 
chauvinistischen türkischen Natio¬ 
nalismus zu schüren. Trotzdem sei 
es dem Befreiungskampf gelungen, 
die Politik der Türkei weitgehend 
zu beinflussen. Seit August 2005 sei 
die Zerrüttungspolitik gegen seine 
Bewegung nicht mehr fortzufüh¬ 
ren gewesen, so Kalkan: „Unsere 
Führung hat dazu aufgerufen, 
bedachtsam auf chauvinistisch¬ 
nationalistische Provokation zu rea¬ 
gieren. Sie müssten durch demo¬ 
kratischen Widerstand gekontert 
werden. Genau das hat die Bevöl¬ 
kerung getan. Die Resultate wur¬ 
den im Sommer sichtbar. Die Lei¬ 
tung der Türkei sah sich gezwun¬ 
gen, eine neue Politik zu entwer¬ 
fen.“ 

Druck auf Erdogan 

Kalkan erinnerte auch an die Initia¬ 
tive der Intellektuellen und Erdo- 
gans Vorstoß. "Gleichzeitig jedoch 
entwarf der Generalstab Pläne für 
einen totalen Kampf, um dies 
zurückzudrängen. So wurden Erdo- 
gans Lösungsvorschläge unter¬ 
drückt,“ sagte er. Seine Bewegung 
sei auch Teil des Diskussionspro¬ 
zesses, der von der Gruppe der 
Intellektuellen angestoßen worden 
sei: „Wir haben die Aufrufe, die an 


uns gemacht wurden, diskutiert. 
Als Resultat hat unsere politische 
Leitung am 20. August die HPG auf¬ 
gerufen, außerhalb der absolut not¬ 
wendigen Selbstverteidigung in 
eine Position der passiven Selbst¬ 
verteidigung zu gehen und einen 
Monat lang keine Aktionen durch¬ 
zuführen. Als die HPG diesen Auf¬ 
ruf befolgte, kam ein neuer politi¬ 
scher Prozess auf die Tagesord¬ 
nung.“ 

Mit Semdinli hat eine wichtige 
Phase begonnen 

Laut Kalkan ergaben sich die Ereig¬ 
nisse in Semdinli nicht bloß zufäl¬ 
lig, sondern im Zusammenhang 
mit dem Kampf der kurdischen 
Bewegung. Zu den Ereignissen, die 
sich von Semdinli aus in der Region 
ausbreiteten, bemerkte er: „Sie zei¬ 
gen, wie sehr das kurdische Volk 
auf seiner Freiheit besteht und wie 
sehr es eine Einheit mit seiner Füh¬ 
rung bildet. So war man gezwun¬ 
gen, als Folge dieser Ereignisse ein 
Treffen Öcalans mit seinen Anwäl¬ 
ten zuzulassen, was man bis dahin 
sechs Monate lang verhindert 
hatte. Hierbei besteht ein enger 
Zusammenhang zu diesem Vorstoß 
der Bevölkerung, seiner Wut und 
seinem Kampf.“ 

Uneinigkeit im Staat 

Kalkan schätzte das Konzept des 
totalen Krieges des türkischen 
Staates als nicht besonders stark 
ein. In der Staatsführung gebe es 
keine Einheit: „Der Ministerpräsi¬ 
dent versteht sich nicht mit dem 
Generalstab. Der Staatspräsident 
versteht sich nicht mit dem Mini¬ 
sterpräsidenten. Sie bilden keine 
ideologische Einheit. Sie haben 
gegen uns lediglich ein Bündnis 
geschlossen. Auch die Gesellschaft 
der Türkei steht nicht hinter der 
gegenwärtigen Führung. Trotz 
aller nationalistischen und chauvi¬ 
nistischen Provokationen steht nur 
ein kleiner Teil hinter diesem 
Krieg.“ Auch aus dem Ausland 
gebe es keine Unterstützung dafür, 
so Kalkan weiter: „KDP und PUK 
sind früher für geringe Zugeständ¬ 
nisse Bündnisse eingegangen. Seit 
1992 hat die Türkei ihren Krieg 
gegen die PKK stets mit Unterstüt¬ 
zung der KDP geführt, das weiß 
jeder. Jetzt ist ein solches Bündnis 
nicht zustande gekommen. Im 
Gegenteil haben sowohl Mesut 
Barsani als auch Dschalal Talabani 
in Amerika erklärt, dass die Türkei 
sie bedrohe. Sie wollten vom US- 
Präsidenten Schutz gegen die Tür¬ 
kei. Sie sagten, wenn die USA ihre 
Soldaten aus dem Irak abziehe, 
werde die Türkei sie angreifen. 


Wenn wir uns vor Augen führen, 
dass sie es in der Vergangenheit 
waren, die die Last des Krieges 
geschultert haben, und dass der 
Krieg gegen die PKK durch das 
Bündnis Türkei-KDP geführt 
wurde, so haben wir jetzt eine völlig 
veränderte Lage.“ 

Das Bündnis mit den USA ist 
taktisch 

Kalkan ging auch auf die Unterstüt¬ 
zung der USA und der EU für die 
Türkei ein: „Es bestehen taktische 
Bündnisse, aber keine strategische 
Einheit Die Türkei verfolgt eine 
Politik der Verleugnung, Amerika 
hingegen geht anders an die Sache 
heran. Sie sind gegen die PKK Die 
USA wollen die PKK und ihre Füh¬ 
rung überwinden und auch im Nor¬ 
den und in den anderen Teilen 
Kräfte wie die KDP und die PUK 
produzieren und sie für ihre Mittel¬ 
ostpolitik benutzen. Die Türkei 
dagegen will die PKK und ihre Füh¬ 
rung überwinden und hat es 
anschließend auf KDP und PUK 
abgesehen. So hoffen sie, ihre Poli¬ 
tik der Negierung der Kurden zum 
Erfolg zu führen. Insofern beste¬ 
hen Unterschiede in der Kurdenpo¬ 
litik. Auf der strategischen Ebene 
besteht keine Einigkeit. Auch die 
Unterstützung der USA ist lediglich 
taktisch.“ 

Manche haben Angst vor einer 
Lösung 

Außerdem gibt es laut Kalkan sol¬ 
che, die fürchten, die Türkei könne 
sich in dieser Phase mit der PKK 
verständigen: „Der Iran fürchtet, 
die Türkei könne sich mit der PKK 
verständigen, ohne sich mit ihm 
abzusprechen. Denn dann würde 
die Türkei zur bedeutendsten 
Macht im Mittleren Osten werden. 
Auch die USA haben Angst, die 
Türkei könne sich ohne sie mit der 
PKK verständigen. Denn wenn es 
ein solches Abkommen gäbe, 
würde die Türkei ihre Probleme 
selbst lösen, dann wäre sie nicht auf 
die USA angewiesen.“ 

2006 ist ein Schicksalsjahr 

Das Jahr 2006 bezeichnete Duran 
Kalkan als eines, in dem sich das 
„Schicksal entscheiden“ werde. 
„Im Jahr 2006 wird der Kampf noch 
stärker werden, sowohl politisch 
als auch militärisch. Das ist klar. 
Und es wird sich um ein Jahr han¬ 
deln, das für das Schicksal ent¬ 
scheidend sein wird,“ so Kalkan. 

(ANF/Ulkede Özgür Gündem, 
27.12., ISKU) 
Gekürzte Fassung einer Rede von 
Duran Kalkan 


Meldungen 


Tausende gegen Isolation 

3000 Menschen haben in Istanbul- 
Kadiköy gegen die blutige Gefäng¬ 
nisoperation vom 19. Dezember 
2000 und die Isolationshaft prote¬ 
stiert. Die Demonstranten, darun¬ 
ter Vertreter linker Organisationen 
wie Partizan, ESP, Revolutionäre 
Proletarische Jugend und andere, 
forderten die Schließung des Ein- 
Personen-Gefängnisses Imrali und 
aller F-Typ-Gefängnisse, die 
Annullierung des Antiterrorgeset¬ 
zes sowie die Verurteilung der Ver¬ 
antwortlichen für die blutige 
Gefängnisoperation am 19.12.2000, 
bei der Dutzende Menschen getö¬ 
tet worden waren. 

(ANF, 25.12, ISKU) 

Haft für Barzani-Kritiker 

Zu dreißig Jahren ist Dr. Kemal 
Seid Qadir in Erbil in Südkurdistan 
(Irak) aufgrund seiner Kritik am 
Barzani-Clan verurteilt worden. 
Der aus Südkurdistan stammende 
österreichische Staatsbürger war 
bei einem Besuch in seiner Heimat 
festgenommen und vergangenen 
Montag in einem Schnellverfahren 
zu dreißig Jahren Haftstrafe verur¬ 
teilt worden. Anlass für das 
Gerichtsverfahren war ein Artikel, 
in dem der internationale Rechts¬ 
wissenschaftler Qadir den Präsi¬ 
denten der Region Kurdistan, 
Barzani dazu auffordert, seine 
Finanzen offen zu legen. Barzani 
habe ihm außerdem Geld für sein 
Schweigen angeboten, so Qadir, 
für dessen Freilassung sich auch 
die Regierung Österreichs und 
Amnesty International einsetzen. 

(ANF, 25.12, ISKU) 

Neue Version von Ehrenmord 

Zozan Özgökce, Vorsitzende des 
Frauenvereins Van, hat darauf auf¬ 
merksam gemacht, dass mit der 
Aufhebung des Strafnachlasses bei 
Ehrenmorden durch das neue tür¬ 
kische Strafgesetz in vielen Fällen 
Frauen zum Selbstmord gezwun¬ 
gen werden, um lange Haftstrafen 
für die Täter zu vermeiden. 
"Selbstmorde von Frauen müssen 
jetzt noch genauer untersucht wer¬ 
den", erklärte sie. Im neuen türki¬ 
schen Strafgesetzbuch sind für 
Ehrenmorde lebenslange Haftstra¬ 
fen vorgesehen. "Mit der Anhe- 
bung der Strafe bei Ehrenmorde 
werden auch die Fälle von Selbst¬ 
morden bei Frauen ansteigen. 
Hier ist besondere Aufmerksam¬ 
keit der Staatsanwaltschaft und der 
Gerichtsmedizin notwendig". 

(ANF, 25.12, ISKU) 

13 Gefangene in Damaskus 
erneut vor den Richter 

In der syrischen Hauptstadt Dama¬ 
skus müssen sich dreizehn politi- 





Minensäuberung in Südkurdistan 


Seit 2002 räumt die Initiative 
HAW-PAR Minen in Südkurdistan. 
Unter dem Motto "Für ein Kurdi¬ 
stan ohne Minen" haben die Mit¬ 
arbeiterinnen im Jahre 2005 ein 
Gebiet von insgesamt 3000 Qua¬ 
dratmetern von Minen und ande¬ 
ren Kriegsüberbleibseln gerei¬ 
nigt, wie die Initiative jetzt in 
ihrem Arbeitsbericht für das ver¬ 
gangene Jahr bekannt gab. In dem 
Bericht wird Südkurdistan als 
"riesiges Minendepot" bezeich¬ 
net, das eines sofortigen Eingriffs 
bedürfe. Aufgrund technischer 
und materieller Engpässe und 
bürokratischer Hindernisse sei 
diese Arbeit erschwert worden, so 
HAW-PAR. Die Initiative kritisiert 
auch die regionale politische Auto¬ 
rität für ihr "verantwortungsloses 
Verhalten gegenüber Menschen¬ 
leben und -gesundheit". "Ange¬ 
sichts der unkontrolliert und will¬ 
kürlich im Gelände gelegten 
Minen, die Menschenleben 
gefährden, müssen sich regionale 
und internationale Kräfte verant¬ 
wortlich fühlen", heißt es in dem 
Bericht. 


Die Spannungen an Universitäten 
in der Türkei hatten in jüngster 
Zeit durch gehäufte Angriffe eine 
neue Dimension erreicht. Vergan¬ 
gene Woche wurden an den Uni¬ 
versitäten Mugla, Firat und Usak 
vier linke Studierende durch 
Faschisten verletzt. In Mugla 
wurde ein arabisch sprechender 
Student nieder gestochen, weil die 
Angreifer meinten, er spreche 
kurdisch. An der Firat-Universität 
in Elazig wurden vierzehn linke 
Studierende von 40 Faschisten 
angegriffen. Dabei wurden zwei 
Studierende durch Messerstiche 
verletzt. An der pädagogischen 
Fakultät in Usak kam es zu einer 
Auseinandersetzung, weil Studie¬ 
rende kurdische Lieder sangen. 
Dabei verletzten die Faschisten 
zwei Personen. 


Im Prozess gegen die Soziologin 
Pinar Selek und vier weitere 
Angeklagte wurde lebenslange 
Haft beantragt. Sie sollen an 
einem Bombenanschlag im Jahr 
1998 beteiligt gewesen sein. Eines 
der damals erstellten Gutachten 
kam zu dem Ergebnis, dass 
damals auf dem ägyptischen 
Basar in Istanbul nicht eine 
Bombe sondern eine Gasflasche 
explodiert sei. Dabei waren im 
Juni 1998 sieben Personen ums 
Leben gekommen, 150 wurden 
verletzt. Aufgrund des Gutachtens 
wurde Pinar Selek und eine weite¬ 
re aus der Haft entlassen, drei wei¬ 
tere Mitangeklagte verblieben in 
Haft. 

Der Prozess wurde fortgesetzt. 
Trotz gegenteiligen Gutachtens 
nahm die Staatsanwalt jetzt das 
polizeiliche Gutachten zur Grund¬ 
lage um jetzt, sieben Jahre später, 


Jahresbilanz 2005 

Bei den von HAW-PAR geräumten 
Minen handelt es sich zum größ¬ 
ten Teil um solche irakischer, ira¬ 
nischer, russischer und türkischer 
Bauart. Die Bilanz lautet folgen¬ 
dermaßen: 

288 Minen iranischer Bauart 
250 Mörser verschiedener Größe 
irakischer, iranischer, russischer 
und türkischer Bauart 
14 Katjuscha russischer Bauart 
3 Streubomben türkischer Bauart 
2 Leuchtspur iranischer Bauart 
1 Streumine russischer Bauart 

Die Minen und Bomben wurden 
an ihrem Fundort vernichtet. 
Dabei wurde darauf geachtet, der 
Natur möglichst wenig Schaden 
zuzufügen. Die Katyuscha und 
Mörser wurden zum praktischen 
Arbeitszentrum der Initiative 
transportiert und dort unschäd¬ 
lich gemacht. 

Das dabei gewonnene TNT wurde 
für Reparaturarbeiten an Straßen 
und Brücken, die bei Luftangrif¬ 
fen der türkischen Armee zerstört 


Der jüngste Angriff fand an der 
Istanbul-Universität in Avcilar 
statt, wo Faschisten auf dem Cam¬ 
pus mit Knüppeln und Eisenstan¬ 
gen gegen linke Studierende vor¬ 
gingen. Die Polizei begnügte sich 
damit, das Vorgehen zu beobach¬ 
ten und im Anschluss sieben linke 
Studierende festzunehmen. 

Nach Angaben von Studierenden 
herrscht auf dem Campus der 
Ausnahmezustand. An den Ein¬ 
gängen der Universität finden poli¬ 
zeiliche Ausweis- und Körperkon¬ 
trollen statt. Selbst auf den Fluren 
stehen Polizisten bereit. Dass es 
den Faschisten trotz dieser Kon¬ 
trollen gelungen ist, mit Knüppeln 
und Eisenstangen bewaffnet auf 
das Gelände zu kommen, spricht 
Bände. Auch die Universitätslei¬ 
tung ermittelt einseitig. So wurde 


erneut lebenslange Haft gegen 
Pinar Selek und die Mitangeklag¬ 
ten zufordern. Der Prozess soll 
am 17. Mai 2006 weitergeführt 
werden. 

Auch dauert der Prozess gegen 
den bekannten Sänger Ferhat 
Tune an. Gegen ihn war ein Ver¬ 
fahren wegen eines von ihm in der 
Tageszeitung Yeniden Özgür Gün- 
dem veröffentlichten Artikels 
eröffnet worden. Auch sein Ver¬ 
fahren fällt unter den umstrittenen 
Paragraf 301, der ein Strafmaß von 
sechs Monaten bis zu drei Jahren 
vorsieht. 

Mit selbem Paragrafen ist nicht 
nur ein Prozess gegen Ferhat 
Tune und Orhan Pamuk anhängig 
sondern auch eine Anzeige gegen 
den Co-Vorsitzenden der gemisch¬ 
ten Türkei-Kommission des Euro¬ 
paparlaments Joost Langendijk. 
Seine Worte auf einer Versamm- 


worden waren, verwendet. Weite¬ 
re Einsatzgebiete waren der Bau 
von Bunker zum Schutz gegen 
mögliche Angriffe sowie Wasser¬ 
staudämmen zum Gewinn von 
Strom für die Bevölkerung der 
Gegend durch die Volksverteidi¬ 
gungskräfte (HPG). Auch die 
Munitionshülsen findet Verwen¬ 
dung bei Bauarbeiten. 

Neben der Säuberung von Wegen 
zwischen Städten und Hochal¬ 
men, die zuvor aufgrund von 
Minen nicht begehbar waren, hat 
HAW-PAR auch giftige Kriegs¬ 
überbleibsel geräumt, die das 
Trinkwasser verschmutzen. 
Außerdem wurde die Bevölke¬ 
rung über die Risiken in den ver¬ 
minten Gebieten und Erste-Hilfe- 
Maßnahmen informiert. 

Der HAW-PAR-Bericht wurde an 
das Minen-Beobachtungskomit- 
tee der UN, verschiedene interna¬ 
tionale NGOs, die entsprechen¬ 
den Ministerien im kurdischen 
Autonomiegebiet und den Exeku¬ 
tivrat der Gemeinschaft der Kom¬ 
munen Kurdistans (KKK) über¬ 
mittelt. 

(ANF, 23.12., ISKU) 


gegen sieben linke Studierende 
ein vorüber gehendes Universi¬ 
tätsverbot ausgesprochen. Insge¬ 
samt seien über hundert Studie¬ 
rende seit Amtsantritt des Univer¬ 
sitätspräsidenten Mesut Parlak 
von dieser Art der Sanktion 
betroffen gewesen, teilen die Stu¬ 
dierenden mit. Aus Protest dage¬ 
gen wollen sie am 26. Dezember 
ein Zelt vor der Universität auf¬ 
bauen. 

In der Zeitschrift „Tempo“ 
erschien unterdessen ein Artikel, 
in dem studentische Vertreter der 
Faschisten weitere Angriffe 
ankündigen: "Wir haben die Axt 
vergraben, aber den Ort nicht ver¬ 
gessen. Wenn in Semdinli ange¬ 
griffen wird, muss im Westen dar¬ 
auf geantwortet werden". 

(ÖG, 24.12., ISKU) 


lung der Grünen der Türkei in 
Istanbul am 19 Dezember dieses 
Jahres hatten viel Aufmerksam¬ 
keit erregt. Dort erklärte er: "Es 
ist notwendig, die Auseinanderset¬ 
zung endlich mit den Mitteln des 
Dialogs fortzusetzen. Die Armee 
hat erneut mit Provokationen in 
der Region begonnen. Denn die 
Armee hat Interesse an Gefechten 
mit der PKK. Denn das macht sie 
wichtig und einflussreich." Diese 
Worte sind jetzt Anlass einer 
Anzeige und eines Ermittlungs¬ 
verfahrens gegen den Europapar¬ 
lamentarier nach Paragraph 301 
unter dem Vorwurf der Beleidi¬ 
gung der türkischen Sicherheits¬ 
kräfte und Einflussnahme in 
einem laufenden Verfahren. Das 
Ermittlungsverfahren löste breite 
Empörung aus. Langendijk selbst 
bezeichnete es als "Provokation". 

(ÖG, 29.12., ISKU) 


sehe Gefangene erneut vor 
Gericht verantworten. Sie hatten 
im Frühjahr aus Anlass des 
Geburtstages Abdullah Öcalans 
die Parole "Biji Serok Apo [Es lebe 
der Vorsitzende Apo]" gerufen. 
Jetzt wird ihnen mit dem Vorwurf 
"der Bedrohung der Sicherheit 
des Staates" der Prozess gemacht. 
Die betroffenen Gefangenen 
waren im Rahmen der Ereignisse 
am 12. März 2004 in Kamislo ver¬ 
haftet und teils wegen Mitglied¬ 
schaft, teils wegen Unterstützung 
rechtkräftig verurteilt worden. 
Nicht nur, dass sie wie alle 150 poli¬ 
tischen Gefangenen im Gefängnis 
Edra starker Repression ausge¬ 
setzt sind, jetzt wird ihnen auch 
noch der Prozess wegen Rufens 
einer Parole gemacht. Einer Parole 
die im Rahmen des gegen sie 
rechtkräftigen Urteils gesehen 
werden muss. Das meinen zumin¬ 
dest ihre Anwälte und fordern des¬ 
halb die Aussetzung des Verfah¬ 
rens. 

(ANF, 27.12, ISKU) 

Türkei erlaubt auch Privatsen- 
dem Programme auf Kurdisch 

Die türkischen Behörden erlauben 
ab Januar auch privaten Femseh- 
und Radiostationen Sendungen auf 
Kurdisch und in anderen Minder¬ 
heitensprachen. Das kündigte die 
Medienaufsichts-Anstalt RTUK 
am Mittwoch an. 

Die Medienaufsichts-Anstalt ent¬ 
sprach damit einem Wunsch der 
EU. Bisher dürfen lediglich staatli¬ 
che Medien etwa auf Kurdisch 
oder Arabisch senden. 
«Institutionen, die ihre Papiere 
ausfüllen, werden ab Januar die 
notwendige Genehmigung bekom¬ 
men», sagte RTUK-Chef Zahid 
Akman. 

Die EU-Kommission hatte in 
ihrem jüngsten Bericht über die 
Fortschritte der Türkei bei der 
Umsetzung der Beitrittsbedingun¬ 
gen festgestellt, dass die Kurden 
immer noch in vielen Bereichen 
diskriminiert werden. Dazu zählen 
die Sprache und die Kultur. 

(NZZ, 29.12., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
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bestellt werden. 
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